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I. Eröffnungsansprache 
dee Enten Vorsitzenden, Geheimen Juatizrate Prof. Dr. Heinrich Triepel· 

Hoohgeehrte Herren! L i e b e Ko l l egen! 
Im Namen des Vorstandes der Vereinigung deutscher 

Staatsrechtelehrer habe ich die £hre, Sie zu Beginn unserer 
dritten Tagung herzlich willkommen za heißen. Wir freueu 
ans, daß Sie unserm Rafe in stattlicher Zahl gefolgt sind. 
Zwar vermissen wir za anserm Bedaaern manchen aas der 
Reihe unserer Freunde, der unserer letzten Zusammenkunft in 
Jena beigewohnt hat. Besonders betrüblich ist es mir, daß 
Altmeister P h i l i p p Z o r n , der uns im vorigen Jahre durch 
seine Frische in Bewunderung versetzte, diesmal durch die 
Last des Alters verhindert ist, mit uns zusammenzutreffen. 
Einer unserer andern Senioren, der von uns allen so hochver-
ehrte W i l h e l m K a h l , hatte es nur gestern Abend möglich 
machen können, fUr einige Standen unter uns zu sein. Er ist 
heute durch eine wichtige Sitzung des Reichstags verhindert, 
in unserer Mitte za weilen, and er hat mich ausdrücklich be-
auftragt, Ihnen sein aufrichtiges Bedauern auszusprechen, daß 
er unserer Beratung fernbleiben maß. Dafür haben wir die 
Freade, eine Reihe von Mitgliedern, auch neu eingetretene, bei 
uns zu sehen, die zum ersten Male einer Tagung unserer Ver-
einigung beiwohnen. Ich rufe ihnen ein warmes Willkommen zu. 

Vor allem drängt es mich aber heute, verehrte Gäste zu 
begrüßen. 

In erster Linie Seine Spektabilität den Herrn Dekan und 
andere Mitglieder der L e i p z i g e r J u r i s t e u f a k u l t ä t . 
Wir danken ihnen aus vollem Herzen, daß sie uns nach Leipzig 
eingeladen, daß sie die Muhen der Vorbereitungen für unsere 
Versammlung übernommen, und daß sie uns in gütiger Gast-
freundschaft diesen schönen Saal *) als Stätte uuserer Arbeit zur 
Verfügung geetellt haben. Wollen Sie es, meine verehrten 
Herren Kollegen, nicht als eine Abschweifung in das Gebiet 
des Allzupersönlichen betrachten, wenn ich als Kind der Stadt 
Leipzig und als Sohn ihrer Juristischen Fakultät dem Gefühle 
freudigen Stolzes darüber Ausdruck gebe, daß es mir vergönnt 

') Die Verhandlungen fanden im Collegium Juridicum statt. 
Tagung in 8U*tir«ohtelehr«r 1M6. 1 



2 Geheimer Jnstizrat Professor Dr. Heinrich Triepel 

ist, hier in meiner Vaterstadt and in diesem Räume Ihre Ver-
sammlung za leiten. Uro dieses Huas weben sich für mich za 
viele Erinnerungen an bedeutungsvolle Standen meines Lebens, 
nie daß ich es mir versagen könnte, die Geister der eigenen 
Vergangenheit za beschwören. An diesem Tische habe ich 
meine erste Staatsprüfung, dort drüben im Sitzungszimmer der 
Fakultät das Rigorosum bestanden — es sind heute wohl auf 
den Tag fllnfanddreißig Jahre her — dort habe ich den Doktor-
eid in die Hand A d o l f W a c h s abgelegt, und hier auf diesem 
Katheder habe ich meine erste akademische Vorlesung gehalten. 
In Dankbarkeit und Wehmut gedenke ich in dieser Stunde uer 
Männer, die damals meine — nnd wie ich annehme, auch 
manches von Ihnen — Lehrer gewesen sind, and die mich 
dann der Ehre gewürdigt haben, als Mitarbeiter in ihre Fakultät 
einzutreten, der W i η d s c h e i d und S c h m i d t, der B i n d i n g 
und H l l l o w , der F r i e d b e r g und S o hm. Ubi sunt qui 
ante nos in hac exedra fuere ? Nur einer aus dem Kreise der 
Männer, die damals die Zierde der Leipziger Fakultät gewesen, 
wandelt noch im Lichte, aufrecht und geistesstark wie einst, 
frisch an Körper unr. an Seele. Wir haben die große Freuile, 
ihn heute unter urie zu sehen. Ich weiß, meine Herren, daß 
ich Ihren lauten Beifall finden werde, wenn ich in Ihrem Namen 
Exzellenz A d o l f W a c h , dem stolzen Zeugen ëiner der stol-
zesten Perioden der Leipziger Fakultät, dem großen Prozessua-
listen, uns Staatsréchtslehrern besonders teuer wegen der epoche-
machenden öffentlich-rechtlichen Grundlage, die er für die Lehre 
des Zivilprozeeses geschaffen hat, unsere verehrungsvolle Huldi-
gung darbringe. (Lebhaftester Beifall.) 

Meine Herren! Die Leipziger Juristenfakultät, die uns 
heute so gastlich aufgenommen, hat unserer W i s s e n s c h a f t 
nicht zu allen Zeiten eine wobleingerichtete Heimstätte ge-
boten. Sie hat nicht die publizistische Tradition wie etwa 
Halle oder Göttingen oder Heidelberg. Noch in der Zeit, da ich 
hier studierte, las der scharfsinnige K a r l V i k t o r F r i c k e r 
das Verwaltungsrecht, das Völkerrecht und selbst das Staats-
recht des Königreichs Sachsen als Professor der Philosophischen 
Fakultät. Erst mit O t t o M a y e r s Eintritt hat die Juristen-
fakultät einen Publizisten im Haaptamte, freilich mit ihm so-
fort einen Mann ersten Ranges, gewonnen. Das Staatsrecht 
wurde hier früher immer nar von Gelehrten doziert, deren 
Hauptarbeit anderen Gebieten galt, von Germanisten, wie 
W i l h e l m E d u a r d A l b r e c h t und K a r l F r i e d r i c h 
T o u G e r b e r , von Kanonisten wie E m i l F r i e d b e r g , von 
Kriminalisten wie K a r l B i n d i n g . Und dennoch — wenn 
ich die Namen Albrecht und Gerber und Binding nenne, wie 
lebhaft tritt uns sofort vor die Seele, welche Fülle fruchtbarer 
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Anregung in Forschung and in Lehre fttr das Staatsrecht schon 
in früheren Zeiten von Leipzig aasgegangen ist! Das ist doch 
wohl auch ein Zeichen dafür, daß unsere Wissenschaft immer gat 
gediehen ist, wenn sie in lebendigem Zusammenhang gehalten 
worden ist mit der Geschichte des Hechts auf der einen Seite, anf 
der andern Seite aber mit ihreu Schwesterdisziplinen, dem Straf-
rechte und dem Prozeß. Es mag trivial klingen, aber es verlohnt 
sich doch, heute vielleicht mehr als sonst, daß wir es sagen: die 
Rechtswissenschaft bleibt trotz aller Sonderung in einzelne Zweige 
immer eine einheitliche Wissenschaft, und so wertvoll es ist, 
wenn das Staatsrecht die Brücken zu Nachbargebieten, etwa 
der Gesellschaftswissenschaft, hinüberschlägt, seiner innersten 
Natur wird es untreu, sobald es sich eigenwillig von dem 
Boden löst, auf dem es gewachsen ist. Der Hub m der Leipziger 
Juristenfakultät aber ist es immer gewesen, daß sie die Einheit 
des Hechts in allem Mannigfaltigen gewahrt bat. Wir danken 
es ihr, daß sie auch in der Gegenwart mit sorglichen Händen 
das heilige Feuer hütet, das uns alle mit der gleichen Glut 
erwärmt. 

Ich habe ferner die Ehre, als unsere Gäste den Herrn 
Präsidenten und eine Reihe von Mitgliedern des H e i c h β -
g e r i c h t s zu begrüßen. Wir freuen uns, daß wir gerade 
heute einen Gegenstand bebandeln, von dem wir hoffen können, 
er werde bei ihnen Interesse erwecken. Ich werde unsero 
Berichterstattern uicht vorgreifen, wenn ich schon jetzt sage, 
daß das Reichsgericht und seine Rechtsprechung in unserer 
Beratung eine große Rolle spielen wird. Wie es denn über-
haupt in seiner Judikatur für uns Publizisten vou Jahr zu Jahr 
bedeutungsvoller geworden ist! In unsern Tagen haben sich 
nicht nur Zivil- und Strafrechtslehrer, sondern auch die Männer 
des Staats- und Verwaltungsrechts dauernd in enger Fühlung 
mit der Rechtsprechung des Reichsgerichts zu halten, und ich 
darf wohl behaupten, daß auch von uns jeder neue Band seiner 
Entscheidungen mit Spannung in die Hand genommen wird. 
Auch wir werden aufs stärkste befruchtet von den Anregungen, 
die von dort ausgeben, und selbst wenn sich gelegentlich ein-
mal der Widerspruch des Theoretikers gegen eine Entscheidung 
des Praktikers regt, so sind doch auch wir Bewunderer der 
Sachlichkeit aller reichsgerichtlichen Urteile und der Schärfe 
ihrer Begründung. Mögen Sie, meine verehrten Herren vom 
Reichsgerichte, aus unserer Verhandlung die Gewißheit ent-
nehmen, dafi wir Lehrer des öffentlichen Rechts in demselben 
Grade wie unsere Kollegen aus deD anderen Rechtszweigen 
von der Ueberzeagung durchdrungen sind, es seien in Deutsch-
land Praxis und Theorie des Rechts in einer u n l ö s l i c h e n 
E h e verbunden. Und lassen Sie sich ferner sagen, was Ihnen 

l* 
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in letzter Zeit schon oft gesagt worden ist: wie viel auch uns 
Deutschen die letzten Jahre genommen haben, eines, ist uns 
nicht geranbt worden und kann ans nicht geranbt werden: 
die Zuversicht, daß hier in Leipzig eine Stätte h ö c h s t e r 
G e r e c h t i g k e i t errichtet ist, bei einem Gerichtshofe, auf 
den Deutschland stolz ist, weil bei ihm, was Recht ist, auch 
immer Recht bleibt. 

Höchste Gerechtigkeit! Das ist ja auch das Ziel, dem 
wir alle, so verschieden unsere Wege sonst auch sein mögen, 
in gleicher Weise zustreben. Es ist aüch das Ziel unserer 
Beratungen an dieser Stelle. Gewiß wird sich unsere Arbeit 
heute und morgen vielfach in der Richtung auf eine z w e c k -
m ä ß i g e Gestaltung rechtstechuischer Einrichtungen bewegen. 
Aber das bedeutet ja doch keinen Gegensatz. Auf dem Ge-
biete des Rechts kann höchste Zweckmäßigkeit nichts anderes 
sein als höchste Gerechtigkeit. Demi die Gerechtigkeit ist und 
bleibt der oberste Zweck aller rechtlichen Ordnung. Die Ge-
rechtigkeit ist daher auch die Herrscherin, der zu dienen und 
deren Reich zu mehren, unser einziges Amt ist, und unser 
Beruf empfängt eber hierdurch seinen Adel. Möge der Thron 
unserer Königin auch in diesem Saale aufgerichtet sein! 

Mit diesem Wunsche erkläre ich die diesjährige Tagung 
unserer Vereinigung fUr eröffnet. 

Begri issungsworte 
des Dekans der juristischen Fakultät der Universität Leipzig, tieheinu-n 

Justizrats Professor Dr· Alfred Schnitze. 

H o c h g e e h r t e H e r r e n ! 

Für die gUtige Einladung zu Ihrer Tagung und die eben 
gehörten liebenswürdigen Worte lassen Sie mich den verbind-
lichsten Dank im Namen meiner Auftraggeberin aussprechen. 
Diese alte Dame aus gutem Hause, deren Ihr Herr Vorsitzender, 
aus eigensten Erfahrungen schöpfend, so herzlich gedacht hat, 
freut sich, ihre Räume den Herren für ihre bedeutungsvolle 
Tagung öffnen zu dürfen. Gewiß ist sie stolz auf diesen Saal, 
der ihr altes Eigentum, und ihre Ahnenbilder, die heute auf 
Sie herabschauen. Doch macht sie sich einige Sorge, ob er 
Ihnen auch genügen wird. Sie befinden sich im Innern eines 
Leipziger Geschäftshauses, in das zumeist selbst das liebe 
Himmelslicht trüb durch (nicht einmal gemalte) Scheiben bricht. 
Ein Glück wenigstens, daß die Sonne es im Augenblick be-
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souders gut mit Ihnen meint nnd sich die größte Mühe gibt, 
hinein zu strahlen. Aber es dürfte Sie auch anderes merk-
würdig anmuten, wie etwa die alten Tische, deren Blößen und 
Schäden der Ortsausschuß durch ein Gewand zu bedecken be-
schloß, das vielleicht gar zu sehr noch an Papierserviette, Papier-
bindladen, Papiermark und an alle die anderen papiernen Er-
rungenschaften der letztvergangenen Zeit erinnert. Dies alles 
soll nun durch die Wärme ausgeglichen werden, mit der die 
alte Dame, die Leipziger Juristenfakultät, Ihnen durch mich 
ihren Willkommgruß entbietet. 

Auf Ihre Vereinigung wird der Jurist, weß Zeichens er ist, 
mit Freude und Hoffnung blicken. Widmet sie sich doch den 
Grundlagen für die Arbeit aller juristischen Fächer. Ich will 
nur eins herausheben : die Art der R e c h t s e t z u n g . An dieser 
sind wir alle interessiert. Wir wissen und fühlen, daß hier 
gegenwärtig vieles im Argen liegt. Es ist die höchste Zeit, 
daß gegenüber der eingerissenen Praxis auf diesem Gebiete, 
man könnte auch von „Praktik" sprechen, das Staatsrecht und 
die Staatsrechtstheorie zum Worte kommt und sich die dringend 
nötige Geltung verschafft. Ihre vorige Tagung in Jena hat sich 
bereits dieser Fragen angenommen, und wir Juristen alle sind 
Ihren damaligen Heratungen mit großem Interesse gefolgt. Es 
wird noch weiterer Arbeit bedürfen Aber auch die Fragen, 
die auf Ihrer diesmaligen Tagesordnung stehen, beanspruchen 
ein gleiches allgemeines Interesse. Wer z. B., der in Sachsen 
lebt, stände nicht der Entwicklung, die hier das Gemeindever-
fassungsrecht neuerlich genommen hat, mit großer Besorgnis 
gegenüber und freute sich nicht, daß Sie diesem Gegenstand 
den morgigen Tag widmen wollen! 

Drum wünschen wir Ihnen, indem wir Sie nochmals aufs 
herzlichste willkommen heißen, einen recht erfolgreichen Ver-
lauf der Tagung, Illuminierung der Geister und Ergebnisse 
quasi ad inspirationem! 

Ansprache 
des Präsidenten des Reichsgericht* Dr. Simons. 

M e i n e s e h r g e e h r t e n H e r r e n ! 

Daß die Vereinigung der deutschen Staatsrechtslehrer ihre 
diesjährige Tagung nach Leipzig verlegt hat, begrüßt auch das 
Reichsgericht mit besonderer Freude, werden doch die Be-
ziehungen, die unsere Senate mit der Wissenschaft Uber die 
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staatsrechtlichen Probleme des Reiches verbinden, von Jahr zu 
Jahr enger; iät doch der Staatsgeriohtshof für das Deutsche 
Reich, der ein Nebenamt des Reichsgerichts bildet, geradezu 
auf die Verwertuug der Ergebnisse Ihrer Wissenschaft ange-
wiesen. Ob die Verbindung von Anfang an bestanden hat, kann 
ich nicht sagen. Als ich vor mehr als vierzig Jahren derselben 
juristischen Fakultät als Student angehörte, die heute Ihrer Ver-
einigung diese würdigen Räume darbietet, als ich zu den Füllen 
des verehrten Mannes saß, dem un.ser Vorsitzender soeben seine 
Huldigung in Ihrer aller Namen dargebracht hut, da konnte 
inau yon einer Verbindung der staatsrechtlichen Wissenschaft 
mit dem Reichsgericht nicht viel bemerken. Freilich kannte 
ich damals das Reichsgericht fast nur in der Person meines 
ersten Vorgängers, des altea Präsidenten vou Simson, den ich 
oft in der Motette der Thomas-Kirche sah, und der in seiner 
Person eine reiche staatsrechtliche Erfahrung verkörperte. Jetzt 
ist /.um Beispiel unser dritter Senat in hervorragendem Mafie 
mit staatsrechtlichen Kragen beschäftigt, und es besteht die Aus-
sicht, daü das Reichsgericht. d,urch die Angliederung von Ver-
waltungsseiuitcn die oberste Rechtsprechung des Reichs in 
staatsrechtlichen Fragen erhält. 

Ich will nicht den Herren Berichterstattern und der Debatte 
vorgreifen, aber ich halte mich doch schon jetzt für verpflichtet, 
zu betonen, daß ich es für ein Unglück halten würde, wenn 
ein selbständiges Reichsverwaltungsgericht neben das Reichs-
gericht gestellt werden sollte, ein Unglück für das Reichs-
gericht und eiD Unglück für die Einheitlichkeit des deutschen 
Rechtslebens. Es ist meines Erachtens ein großer Vorzug der 
angelsächsischen Rechtsentwicklung, daß sie öffentlichrechtliche 
und privatrechtliche Fragen durch dieselben Gerichtsbehörden 
nach den einheitlichen Entwicklungstendenzen des British common 
law allezeit entschieden hat; das gibt dem angelsächsischen 
Recht bei allem Reichtum seiner Gestaltungen die innere Ein-
heit. In Deutschland haben wir schon durch die Abzweigung 
des Reichsfinanzhofs vom Reichsgericht und die Einrichtung des 
Reichswirtschaftsgerichts weite Gebiete öffentlichen Rechts aus 
der regulierenden Tätigkeit der höchsten deutschen Instanz ver-
loren. Die Entwicklung unseres Rechtslebens geht aber, wenu 
ich mich nicht irre, darauf hinaus, daß das öffentliche Recht sich 
mehr und mehr auch solcher Lebensbeziehungen bemächtigt, 
die der Staat bisher der privaten Regelung überließ. Ich 
brauche nur an die Kriegegesetzgebung und an die Soziali-
sierungstendenzen zu erinnern. Wenn wir auch nicht, wie der 
Bolschewismus, fast jeden Unterschied zwischen privaten und 
öffentlichen Rechtsverhältnissen zugunsten der letzteren auf-
heben werden, so läßt sich doch nicht leugnen, daß die Ingerenz 
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dee Staates io das Leben seiner Bürger wächst, infolgedessen 
wird die Entscheidung öffentlichrechtlicher Fragen für das ganze 
Volk immer wichtiger nnd bedeutsamer, während die Entschei-
dung vermögensrechtlicher nnd kriminalrechtlicher Einzelfälle 
an Wichtigkeit abnimmt. Die Entleerung reichsgerichtlicher 
Tätigkeit von öffentlichrechtlichen Gegenständen würde also daza 
fuhren, das Beichsgericht herabzudrtlcken und die neuen Ge-
richtshöfe emporsteigen zn lassen. Gegen eine solche Ent-
wicklung maß ich meine warnende Stimme erheben. 

Ich hoffe, eine solche Entleerung bleibt uns erspart, nnd 
das Reichsgericht wird auch in Zukunft allen Grund haben, die 
Mitglieder der Vereinigung der deutschen Staatsrechtslehrer als 
Mitarbeiter am gleichen Werk begrüßen zu können. Ich wünsche 
Ihren Beratungen rollen Erfolg und wUrde mich freuen, wenn 
Sie sioh morgen abend in den Räumen des Reichsgerichte mit 
dessen Präsidium and Mitgliedern, insbesondere denjenigen des 
dritten Zivilsenats and des Staatsgerichtshofs für das Deutsche 
Reich, gesellig zusammenfinden wollten. 



II. E r s t e r B e r a t u n g s g e g e n s t a n d : 

Der Schutz des öffentlichen Rechts 
durch ordentliche und durch Verwaltungs-

gerichte 
(Fortschritte, Rückschritte und Entwicklungs-

tendenzen seit der Revolution). 
I. B e r i c h t von Professor Dr. Walter Jellinek in Kiel. 

Vorbemerkung: Justiz und Verwaltunga-
gerichtsbarkeit. 

Im geschichtlichen Sinne, die Betrachtung beschränkt 
auf die Zeit von 1848 bis 1918, steht der Jtistizstaat am Anfang, 
der Staat mit selbständiger Vrricaltungsgerichtsbarkeit am Ende der 
Entwicklung, 

Im Sinne einer kritischen Bewertung dagegen würde 
die Rückkehr zum reinen odei' angenäherten Justizstaat nicht not-
wendig einen Rückschritt bedeuten. Vor der VerwaUungsgerichts-
barkeit hat die ordentliche zurzeit jedenfalls die überlegene Organi-
sation voraus. Die Rechtsprechung des Reichsgerichts, des Kammcr-
gerichts und insbesondere noch des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
in öffentlichrechtlichen Angelegenheiten ist der vcricaltungsgerichtlichen 
Rechtsprechung durchaus ebenbürtig. 

Die Vereinigung der deutschen Staatsrechtslehrer wird beate 
Gelegenheit haben, za zeigen, daß sie es versteht, auch scheinbar 
unumstößliche Sätze einer vorurteilslosen Nachprüfung za unter-
werfen. Ein solch scheinbar unumstößlicher Satz ist der von der 
anbedingten Ueberholtheit des Jnstizstaats, d. h. von der Unge-
eignetheit der ordentlichen Gerichte zur Rechtsprechung in An· 
gelegenheiten des öffentlichen Rechts. Da aber starke Neigung 
vorhanden ist, das künftige Reichsverwaltungsgericht dem Reichs-
gericht einzugliedern, da ferner Hambarg und Bremen Verwal-
tungsgerichte geschaffen haben, die sich organisatorisch eng an 
die ordentlichen Gerichte anschließen, ist eine Vorbemerkung 
Uber deu Justizstaat und sein Verhältnis zum Verwaltungs-
gerichtsstaat dringend geboten. 
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Die mir gegebene, liicht von mir formulierte Aufgabe, „Fort-
schritte" und „Rückschritte" in der Entwicklung des Hechts-
schutzes festzustellen, könnte allerdings rein g e s c h i c h t l i c h 
gemeint sein. In diesem Falle wäre die Einfuhrung des Justiz-
staats oder die Annäherung an ihn unbedenklich als Klickschritt 
zu vermerken, da sie der Entwicklung seit der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts offenbar zuwiderliefe. Die Verfassung der Pauls-
kirche enthält im § 182 das rein justizstaatliche Programm: 
„Die Verwaltungsrechtspflege hört auf; Uber alle Rechtsver-
letzungen entscheiden die Gerichte." O t t o B ä h r hat es in 
seiner berühmten Schrift Uber den Rechtsstaat (1864) noch ein-
mal verfochten. Dann aber ging die Entwicklung andere Wege. 
G η e i st siegte mit seinem Vorschlag der Einführung besonderer, 
der Verwaltung organisatorisch eingegliederter Verwaltungs-
gerichte. Solche Verwaltungsgerichte gab es 1918 in allen 
deutschen Ländern außer den beiden Mecklenburg, Hamburg, 
Bremen, Waldeck und Schaumburg-Lippe. 

Soll es aber, wie ich glaube, meine Aufgabe sein, die 
Aenderungen nicht nur geschichtlich zu deuten, sondern an 
I d e a l e n zu m e s s e n , so bin ich zu sehr von der Unsicher-
heit aller Bewertungen überzeugt, als daß es mir einfallen dürfte, 
in einem wissenschaftlichen Kreise ein abschließendes Urteil 
über den Wert oder Unwert einer Einrichtung fällen zu wollen. 
Was ich versuchen darf, sind nur einige k r i t i s c h e Bemer-
kungen über das ungünstige Urteil, das man in der Theorie 
Uber die Geeignetheit der ordentlichen Gerichte zur Beurteilung 
öffentlichrechtlicber Fragen zu fällen gewohnt ist. 

Der Hauptgrund, den mau gegen den Justizstaat ins Feld 
fuhrt, ist der, daß der Justizjurist zu wenig vom öffentlichen 
Recht verstehe, um Uber Fragen des öffentlichen Rechts urteilen 
zu können, daß ihm hierin der fUr die Zwecke der Verwaltung 
besonders vorgebildete Verwaltungsjurist Uberlegen sei. Ob man 
sich bei dieser Behauptung immer klar ist, daß es eine be-
sondere Vorbildung und Prüfung für den künftigen Regierungs-
assessor nur in Preußen, Sachsen, Württemberg und Anhalt 
gibt, bleibe dahingestellt. Jedenfalls war an der Behauptung 
vieles richtig, solange an den Universitäten der Unterricht des 
öffentlichen Rechts hinter dem des Justizrechts völlig ver-
kümmerte. Dies ist aber längst nicht mehr der Fall, vor allem 
seit Umsturz und Neuordnung das Interesse der Studenten ge-
rade für öffentlichrechtliche Fragen in Anspruch nehmen. Ueber 
den Niederschlag dieser Entwicklung in der jetzt in Kraft 
tretenden neuen preußischen Prüfungsordnung wird der Herr 
Mitberichterstatter sprechen. Aber auch heute schon begegnet 
man bei den jungen preußischen Justizjuristen nicht mehr jener 
Ahnungslosigkeit in öffentlichrechtlichen Dingen, die bei der 
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älteren Generation typisch gewesen sein mag. Gerichtsreferen-
dare and jnnge Gerichtsasseesoren sind geradezu begehrte Sach-
verständige bei der Entscheidaug öffentlichrechtlicher Fragen, 
die im Verlaufe eines Zivil- oder Strafprozesses auftreten. 
Allerdings bringt die besondere Ausbildung des Regierungs-
referendars ihn mit Fragen des öffentlichen Rechts in engere 
Berührung. Aber der Regierungsreferendar wird in erster Linie 
fttr den Dienst der aktiven Verwaltung ausgebildet, nicht für 
den des Verwaltungsrichters; das rein Juristische tritt bei seiner 
Ausbildung dadurch begreiflicherweise in den Hintergrund. Er 
wird sich daher eine gewisse Uebung für typisch gelagerte 
Fälle aneignen, ob er sich aber in neu auftauchenden schwie-
rigen Fragen etwa der Wegebaulast, der Wassernutzung, der 
Verhältniswahl, der Besteuerung von Aktiengesellschaften besser 
auskennen wird als der juristisch feiner vorgebildete Gerichts-
asseesor, ist doch sehr die Frage. Erst vor kurzem sagte mir 
ein Ministerialrat im preußischen Unterrichtsministerium, er ziehe 
den Gerichtsassessor als juristischen Hilfsarbeiter unbedingt dem 
Regierungsussi-ssor vor, und ähnlich äußerte sich ein Praktiker 
der Kirchenverwaltung. Der preußische Regierungsassessor 
bringt eben eine Filile von Anschauungen und guten Kenntnissen 
mit, der Gerichtsassessor dafUr eine bessere Fähigkeit zum Zurecht-
finden in neuen Verhältnissen. Bedenkt man, daß das preußische 
OVG. zur Hälfte aus früheren Gerichtsassessoren bestehen maß, 
daß solch hervorragende Verwaltungsrichter wie J e b e η s and 
S c h b l t z e n s t e ì n , daß etwa vier Fünftel der Mitglieder des 
Reichsfinanzhofs aas dem Justizdienst hervorgegangen sind, daß 
in Württemberg und Hessen, um nur größere Länder zu nennen, 
Mitgliedern des OLG. ein bedeutender Anteil an der Recht-
sprechung dee YGH. eingeräumt ist, so wird mau vielleicht mit 
dem absprechenden Urteil Uber den Juetizjuristen etwas vor-
sichtiger werden. 

Trotzdem wird nach wie vor sehr viel für die Einrichtung 
besonderer Verwaltungsgerichte sprechen, wenn ihre Organi-
sation mit der unserer ordentlichen Gerichte einigermaßen 
Schritt hält. Aber gerade hiermit wird, namentlich in den 
kleineren Ländern, ein wander Punkt der Verwaltungsgerichts-
barkeit berührt. Die ordentliche Gerichtsbarkeit kennt zwei 
bis drei Reohtszüge, in jedem Rechtszug entscheidet ein mit 
völlig anabhängigen Richtern besetztes Gericht. Völlig un-
abhängige Verwaltungsgerichte dagegen gibt es, von Hamburg 
abgesehen, nur im obersten Rechtszag and aach hier nur in 
den größeren Ländern. In Mecklenbarg-Strelitz z. B. kann das 
Landesverwaltungsgericht α. U. (vgl. Amtl. Anzeiger 1923 S. 254f.) 
so besetzt sein, daß an der Entscheidung mitwirken : ein Geh. 
Ministerialrat, ein Ministerialrat, ein Bürgermeister, ein Ober-
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telegrapheninspektor und eiu Ministemlreferent, ÌD Sachsen-
Meiningen (Ges. v. 15. März 1897 Art. 5) m u ß t e n sogar drei 
Mitglieder des Staatsministeriums dem OVG. angehören, in Lü-
beck ist von den drei rechtsgelehrten Mitgliedern der Vor-
sitzende ein Senator und, wie mir bekannt, ein weiteres Mit-
glied z. Zt. Beamter des Senats. Auch der fanatischste An-
hänger der Verwaltungsgerichtsbarkeit wird derartige Verwal-
tungsgerichte nicht ftlr vollwertig erklären können. Will aber 
ein kleines Land solche Mißbildungen vermeiden, ohne sich in 
untragbare Kosten zu stlirzen, so wird ihm nichts anderes Übrig 
bleiben, als die Verwaltungsgerichtsbarkeit der wohlorganisier-
ten ordentlichen Gerichtsbarkeit ein- oder anzugliedern. Ja , es 
scheint sogar geradezu das Schicksal der Stadtstaaten zu sein, 
diese Lösung zu finden. Es ist doch kein Zufall, daß Lübeck 
bis 1916, Hamburg bis 1921 und Bremen bis 1924 reine Justiz-
staaten gewesen sind, daß sich die neuen hamburgischen Ver : 

waltungegerichte und das neue bremische eng an die ordent-
lichen Gerichte anschließen, daß in Lübeck auch heute noch 
die alte justizstaatliche Regelung wahlweise neben der ver-
waltungsgerichtlichen besteht, daß in Basel das Appellations-
gericht zugleich Verwaltungsgericht ist und daß auch in Danzig 
das Obergericht neben dem vorläufigen OVG. wichtige Aufgaben 
der Staats· und Verwaltungsgerichtsbarkeit wahrnimmt. 

Vor allem aber mUßte doch erst einmal gründlich und 
vorurteilsfrei untersucht werden, ob die Rechtsprechung der 
ordentlichen Gerichte auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts 
wirklich so minderwertig war, wie sie es nach der Theorie 
hätte sein müssen. Dabei käme es auf den Gesamteindruck 
an. nicht auf Einzelheiten. Um einen ganz groben Vergleich 
zu nehmen: ist die Sammlung von v. K a m p t z u. D e l i u s 
über die Rechtsprechung des RG. and des KG. auf den Ge-
bieten des öffentlichen Rechts etwa unbeachtlich gegenüber 
einer Zusammenstellung der Entscheidungen des PrOVG., wie 
der von K u n z e und K a u t z ? Das hat m. W. noch niemand 
behauptet. Wahr ist vielmehr, daß das KG. auf dem Gebiete 
des Polizeiverordηungsrechts ähnlich segensreich gewirkt hat 
wie das PrOVG. auf dem Gebiete des Rechts der Polizeiver-
fügungen. Zum gleichen Ergebnis würde vermutlich auch die 
Prüfung der strafrechtlichen Entscheidungen des OLG. München 
und des bayerischen Obersten Landesgerichts führen. Ebenso 
können sich die zahlreichen, leider viel zu wenig bekannten 
Urteile des Hanseatischen OLG. aus der Zeit des reinen Justiz-
etaats getrost neben denen des preußischen OVG. sehen lassen. 
Auch an der bedeutsamen Rechtsprechung des braunschweigi-
scben OLG. Uber den Schutz des Bürgers gegen staatliche Ein-
griffe (vgl. M o r a w i t z , Ztechr. f. Rechtepfl. i. Brauuschw. 
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Bd. 66 S. 98 if.) durfte man nicht achtlos vorbei gehen. Bei der 
kritischen Würdigung müßten allerdings aasscheiden die Künste-
leien, deren sich das Reichsgericht zur Begründung der Zuiiis-
sigkeit des Rechtswegs schuldig gemacht hat ; denn hier lag 
regelmäßig ein Konflikt zwischen einer unzulänglichen Gesetzes-
bestimmung uud der Idee des Rechtsstautes vor; im Ergebnis 
wird man das RG. kaum tadeln wollen, wenn es sich durch 
eine Zwangskonstruktion in die Lage versetzte, dem um sein 
Recht sonst vergeblich Käiupfenden zu helfen. Auch wird man 
vermutlich finden, daß die ordentlichen Gerichte eher geneigt 
sind, die Ungültigkeit von Verwaltungsakten und Verordnungen 
anzunehmen als die Verwaltungsgerichte, obgleich vor kurzem 
es gerade das preußische OVG. war, das, im Gegensatze zum 
KG., die Ungültigkeit einer Körordnung aussprach (PrOVG. 
Bd. 77 S. 327 ff.). Auch sonst wird man manches an der Recht-
sprechung der ordentlichen Gerichte aussetzen können, aber 
auch die Entscheidungen der Verwaltungsgerichte sind nicht 
alle unbedenklich, namentlich sind sie nicht immer den neuen 
Problemen der (ieldeiitwertung* und der Verhältniswahl gerecht 
geworden. 

Nach all dem ist über die Zweckmäßigkeit der ordent-
lichen Gerichtsbarkeit in Verwaltungssachen oder der organi-
satorischen Verbindung der Verwaltungsgerichte mit den or-
dentlichen noch nicht das letzte Wort gesprochen, wie dies 
noch 1910 der Fall zu sein schien (vgl. T h o m a , 30. DJT. I 
S. 59). Die Regelung der Verwaltungsgerichtsbarkeit nach 
preußischem Muster ist sicher nach wie vor gut und ist für die 
Entwicklung des Verwaltungsrechts und seiner Wissenscbnft von 
der größten Bedeutung gewesen. Aber auch die justizstaatliche 
Spielart des Rechtsstaats verdient kein solch unbedingt ab-
fälliges Urteil, daß ich mich veranlaßt sehen könnte, von einem 
Rückschritt zu sprechen, wenn sie uns in der Zeit seit 1918 
irgendwo und irgendwie begeguet. 

I . Oryaniaation der Yerwaltunysijci'iehte. 
1. liV. vir/. 107 gestattet auch eine rein oda· ongmtVwrt 

justizstaaüichc Hrgehing der Virwaitungsgerichtsbarkeit. IIWm im 
übrigen der liettiinyiunq Genüge geschehen ist, entscheidet xirh nnuch 
bewährter Lehre und Ueberliefmuuj"t und nicht xihranheiilos rnach 
Maßgabe der Gesetze". 

Nach RV. Art. 107 müssen „im Reiche und in den Ländern 
. . . nach Maßgabe der Gesetze Verwaltungsgerichte zum Schulze 
der einzelnen gegen Anordnungen uud Verfügungen der Ver-
waltungsbehörden bestehen". Die Bestimmung geht zurück auf 
einen Antrag des Abgeordneten Dr. B e y e r l e , an die Stelle 
des Art. 113 der Regierungsvorlage („Ein Reichsgesetz regelt 
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die Verwaltangsrechtspflege in Fragen des Reichsrecbts sowie 
die Einsetzung von Verwaltungsgerichten des Reichs") folgende 
Worte zu setzen: 

„Im Reich und in den Ländern dienen nach Maß-
gabe der Gesetze besondere Verwaltungegerichte zum 
Schatze der einzelnen gegen Anordnungen und Ver-
fügungen der Verwaltungsbehörden. Wo solche Ver-
waltungsgerichte noch nicht bestehen, sind sie einzuführen." 

Vgl. die ursprünglichen Protokolle des Verfassungsausschusses, 
31. Sitzung v. 27. Mai 1919, S. 11 u. 20 f., ungenau die Buch-
ausgabe S. 358 u. 363. Der Antrag wurde bis auf das Wort 
„besondere" in erster Lesung angenommen, der Wortlaut auch 
in zweiter Lesung nicht geändert. Bei der Schlußredaktion 
erhielt der Artikel die heute geltende Fassung. Satz 2 fiel weg. 
Die Nationalversammlung nahm den so gestalteten Artikel un-
verändert und ohne jede Erörterung an. 

Daß das Wort „besondere" gestrichen wurde, ist offenbar 
einem justizstaatlichen Vorstoß des Keichsministers Dr. P r e u ß 
zuzuschreiben. Er erklärte nach Verlesung des Antrags Dr. Beyerle 
(Prot. S. 359) : 

„Daun möchte ich noch eins betonen, . . . das ist die 
ausdrückliche, verfassungsmäßige Festlegung besonderer 
Verwaltungsgerichte [NB. hier wie im Original nicht 
fett gedruckt]. Ich bin natürlich ein Anhänger der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit, aber die Fassung . . . verbietet 
verfassungsmäßig etwa eine Entwicklung dahin, daß die 
Verwaltungsrechtspflege mit der ordentlichen Rechtspflege 
vereinigt wird. Das scheint mir aber gerade das Ideal 
in der Entwicklung des Rechtsstaates zu sein. Die be-
sondere Verwaltungsrechtspflege im Gegensatz zur ordent-
lichen Rechtspflege zu einem verfassungsmäßigen Grund-
satz zu erheben, der also die Trennung von Verwaltungs-
gerichten und anderen Gerichten als Verfassungevorschrift 
hinstellt, das würde ich deshalb für sehr unerwünscht 
halten. Die Bestimmungen, wie sie Uber die Verwaltungs 
gerichte bestehen, sind gut. Es steht aber nichts im 
Wege, daß sie in der weiteren Entwicklung in die gesamte 
Justiz einbegriffen werden. Die Betonung b e s o n d e r e r 
Verwaltungsgerichte in den Anträgen Dr. Beyerle kann 
doch nur den Sinn haben, daß sie geschieden sein sollen 
von den übrigen Gerichten. Sie werden es j a vorläufig 
sein, aber das zum Verfassungsgrundsatz zu erheben, 
möchte ich nicht empfehlen." 

In der darauf folgenden Debatte wurde Art. 113 ( = 107) nicht 
mehr berührt. In der Bemerkung über die Annahme des An-
trags Dr. Beyerle heißt es aber (Prot. S. 363) : 
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„Da sich Zweifel Uber das Wort besondere' erheben, 
wird nach einer Bemerkung; des Abgeordneten Dr. Beyerle, 
der keinen Wert daranf legt, das Wort ,besondere' ge-
strichen.11 

Diese Vorgänge im Verfaesungsausschuß beweisen, daß 
es jedenfalls nicht in der Absicht der Väter der Verfassung 
lag, die Uebertragang der Verwaltungsgerichtsbarkeit anf die 
ordentlichen Gerichte zu verbieten. So auch der jetzige Präsi-
dent des hamburgischen OVG. K. Carl R i t t e r in der Hans. 
Rechtszeitschrift 19?2 Sp. 53 ff.; anders H a r t m a n n , ebenda, 
Sp. 373 ff. Allerdings spricht der Wortlaut des Art. 107 fUr 
den in der Theorie des Verwaltungsrechts genau Bewanderten 
dagegen; denn die mit der Entscheidung ron Anfechtungsklagen 
gegen Verwaltungsakte betrauten ordentlichen Gerichte Üben 
zwar „eine ausgesprochene Verwaltangegerichtsbarkeit" aus, 
werden aber „dadurch nicht zu Verwaltungsgerichten, weil hier-
für die Zugehörigkeit zur Ordnung der Verwaltungsbehörden 
Begriffsbestandteil ist": Ot to M a y e r . VR. I s , S. 176, Anm. 9 
u. Text; s. auch A n s c h U t z , Kultur der Gegenwart II 8, 
2. Aufl., S. 392. Doen darf man die Kenntnis dieser feinen 
Unterscheidung bei den Mitgliedern der Nationalrersammlung 
nicht voraussetzen, zumal sie augenscheinlich nicht einmal dein 
Staatsrechtslehrer P r e u ß gegenwärtig war, da er sich doch 
nur gegen das Wort „besondere" und nicht gegen das Wort 
„Verwaltungsgerichte" wandte, Überdies „Verwaltungsgerichte 
des Reichs" in seinem eigenen Entwürfe v. 20. Januar 1919 
§ 9 vorgesehen hatte. Vor allem spricht aber folgende Er-
wägung gegen die Annahme eines Verbote der justizstaatlichen 
Regelung der Verwaltungsgerichtsbarkeit. Nach dem bremischen 
Gesetze vom 3. Dezember 1920 stand, ähnlich wie früher, jedem, 
der sich durch eine Anordnung oder Verfügung der Verwaltungs-
behörden in seinen Privatrechten beeinträchtigt glaubte, der 
Rechtsweg bei den ordentlichen Gerichten offen, soweit nicht 
nach den Reichs- oder Landesgesetzen besondere Instanzen zur 
endgültigen Entscheidung berufen waren. Ausschließlich zu-
ständig für derartige Klagen war das Landgericht Breme:i. 
Als Berufungsinstanz entschied das Hanseatische OLG., als 
Revisioneinstanz u. U. dai Reichsgericht (vgl. B o l l m a n n , StK. 
v. Bremen u. Lübeck, 1914, S. 140 f., Anm. 4). Verböte RV. 
Art 107 wirklich die justizstaatliche Regelung der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit, so wäre das bremische Gesetz vom 3. De-
zember 1920 ein Verstoß gegen die Reichsverfassung gewesen, 
der bremische Senat hätte im Wege der Reichsaufsicht an-
gehalten werden können, diesen „Mangel" zu beseitigen, und 
der Mangel wäre schon dann beseitigt gewesen, wenn die drei-
instanzlichen, unabhängigen, ordentlichen Gerichte durch ein 
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einziges, etwa nur aus Mitgliedern des Senats und einigen 
Laien zusammengesetztes Verwaltungsgericht ersetzt worden 
wären. Mau darf als sicher annehmen, daß der im Reichs-
aafsichtsverfahren angerufene Staatsgerichtshof für das Deutsche 
Reich einem derartigen Ansinnen der Reichsregierung nicht 
entsprochen hätte, da eine solche Prinzipienreiterei eine offen-
bare Verschlechterung des Rechtsschutzes zur Folge gehabt 
hätte. Tatsächlich hat Bremen durch Gesetz v. 6. Januar 1924 
anter dem vermeintlichen Zwange der Reichsverfassung ein 
„besonderes" Verwaltungsgericht eingesetzt, in starker Anlehnung 
an das Landgericht Bremen, aber notgedrungen unter Auf-
opferung der zweiten und dritten Instanz. Bedenkt man, daß 
in Lübeck trotz Errichtung eines Verwaltungsgerichts durch 
Gesetz vom 12. Dezember 1916 „neben der Klage vor dem 
Verwaltungsgericht die Anrufung der ordentlichen Gerichte in 
dem bisherigen Umfange . . . gestattet" ist (§ 15), uud daß, 
wie ich sicher unterrichtet bin, der einzelne, wo er die Wahl 
hat, durchweg den ordentlichen Rechtsweg, vor allem wegen 
der Mehrheit von Instanzen, vorzieht, so wird man bei Aus-
legung der demokratischen Weimarer Verfassung auch diese 
„Volkes Stimme — Gottes Stimme" nicht überhören dürfen 
und die justizstaatliche Regelung fUr zulässig erklären müssen. 

Nach dem Gesagten würde also ζ. B. die Eingliederung des 
künftigen Reichsverwaltungsgerichts in das Reichsgericht mit 
der Reichsverfassung im Einklang stehen. Auch die angeuäbert 
justizstaatliche Regelung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in 
Hamburg — d. h. die notwendige Personalunion zwischen den 
hauptamtlichen Mitgliedern des Verwaltungsgerichts und des 
Oberverwaltungsgerichts einerseits und Mitgliedern des ham-
burgischen Landgerichts und des Hanseatischen OLG. anderer-
seits, die Unterstellung der beiden Verwaltungegerichte unter 
die Senatskommission für die Justizverwaltung, die Uebertra-
gung der unmittelbaren Dienstaufsicbt Uber sie an den Land-
gerichtspräsidenten und den Präsidenten des Hanseatischen 
OLG. — widerspricht der Reichsverfassung nicht. 

Eine weitere Schwierigkeit bietet RV. Art. 107 insofern, 
als er zwar die Einrichtung von Verwaltungsgerichten vor-
schreibt, aber nur „nach Maßgabe der Gesetze". Dürfte die 
Einschränkung wörtlich genommen werden, so wäre auch in 
Schaumburg-Lippe der Reichsverfassung Genüge geschehen, da 
dort die Deputation für Heimatwesen, auch ein Verwaltungs-
geriebt (vgl. 0 . M u e i l e r , Begriffe der Verwaltungsrechtspfle^e, 
1895, S. 76 f f , O t t o M a y e r , VR. 1», S. 138), in mündlicher 
Verhandlung Uber die besfrittene Zuläseigkeit der Unterbringung 
eines Arbeiteunwilligen in eine Arbeitsanstalt entscheidet (AGes. 
z. VO. ü. Fürsorgepflicht v. 28. Mai 1924 § 16), aleo wenig-
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stens für e i n e n Fall ein „Verwaltungsgericht zum Schutze 
des einzelnen gegen Anordnungen und Verfügungen der Ver-
waltungsbehörden" besteht. Trotzdem zweifelt wohl niemand, 
daß KV. Art. 107 in Schaumburg-Lippe noch nicht erfüllt ist. 
Der den Landesgesetzen Uberlassene Spielraum ist eben nicht 
unbegrenzt, die Grenzen bestimmen sich vielmehr, um mit Art. 1 
des schweizerischen Zivilgesetzbuchs zu sprechen, „nach be-
währter Lehre und Ueberlieferung". Trotz der Manigfaltigkeit 
der deutschen Verwaltungsrechtspflegegesetze läßt sich doch 
aus vergleichender Betrachtung der bestehenden, unzweifelhaft 
dem Art. 107 der RV. genügenden Gesetze unter Berücksich-
tigung der Rechtslehre ein Mindesttyp ermitteln, dem ein neues 
Verwaltungsrechtspflegegesetz entsprechen muß, wenn die Vor-
schrift der RV. erfüllt sein soll. 

2, Einen großzügigen Plan zur Vereinheitlichung der Ver-
icaltungsgcrichtsrerfassung der Länder enthalten die Vorschläge zum 
Behördenabbau des Ministerialdirektors Dr. Erwin Hitter. Die 
Norniadcbestimmungen der Gesetzentwürfe über das Reichsver-
walliuiysgericht sind i\ Entwurf zu Entwurf spärlicher getoorden. 
Auf beschränktem Gebiete hat die RAbgO. vereinheitlichend gewirkt. 

Im Gegensatze zur ordentlichen Gerichtsbarkeit, deren für 
das ganze Reichsgebiet einheitliche Verfassung auf Reichsgeset/, 
beruht, herrscht auf dem Gebiete der Verwaltungsgerichtsbar-
keit noch die bunteste Mannigfaltigkeit. Außer durch Art. 107 
RV. hat das Reich auf dem Gebiete der allgemeinen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit noch nicht vereinheitlichend eingegriffen. 
Allerdings fehlt dem Reiche zum Erlasse eines Verwaltungs-
gerichtsverfassungsgesetzes nach Art des GVG. die Zuständig-
keit, da sich RV. Art. 7 Ziff. 3 offenbar nur auf das bürger-
liche und das Strafverfahren bezieht. Trotzdem darf das Reich 
nach der Lehre von den „implied powers" — vgl. T r i e p e l , 
Kompetenzen des Bundesstaats (Staatsrechtliche Abhandlungen, 
Festgabe für Laband, I I , 1908) , S. 2S4ff. — die Befugnis in 
Anspruch nehmen, Grundsätze für die Gestaltung der Ver· 
waltungsgerichte der Länder aufzustellen, sofern diese Gerichte 
den notwendigen Unterbau für das von der Verfassung (Art. 31) 
verlangte Reichsverwaltungsgericht bilden. Am weitesten in 
dieser Richtung gehen die „Vorschläge zum Behördenabbau. 
Der Reichsregiemng vorgelegt von Ministerialdirektor (im Reichs-
arbeitsministerium) Dr. Erwin R i t t e r " , Berlin 1924. Nach 
Ritter sollen außer dem Reichsverwaltungsgericht 27 Landes-
verwaltungsgerichte, d. h. j e eines für jeden Oberlandesgerichts-
bezirk, als Liindesbehörden eingerichtet werden, die in der Be-
setzung von drei ständigen und zwei nichtständigen Richtern 
entscheiden. Die bestehenden Oberverwaltungsgerichte, Ver-
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waltungsgerichtshöfe und Landesverwaltungsgerichte, außer dem 
preußischen 0 V 6 . and dem bayerischen VGH., geben in den 
neuen Landesverwaltungsgerichten auf (δ. 21, 30). Als Endziel 
der Entwicklung schwebt Ritter, ähnlich wie Ρ r e u ß (s. oben). 
W i e d e r s u m (DWiZtg. 1921 S. 196f.) und K l e i n e b e r g 
(DJZ. 1922 Sp. 595 ff.), die Vereinigung der Verwaltungsgerichts-
barkeit und der Gerichtsbarkeit in Zivil- und Strafsachen vor 
(S. 31). 

Weit bescheidener sind die Normativbestimmungen der 
amtlichen und halbamtlichen Gesetzentwürfe über das Reichs-
verwaltungsgericht Nach dem Entwurf von 1921 (Berlin, C. Hey-
manns Verlag, 1921) mußten für Verwaltungsrechtssachen, deren 
Entscheidung im letzten Rechtszuge dem RVG. zusteht, vor den 
Verwaltungsgerichten der Länder mindestens zwei RechtszUge 
eröffnet sein (§ 26). Der Verwaltungsrichter des ersten Rechts-
zuges, bei kollegialer Besetzung der Vorsitzende, mußte die Be-
fähigung zum Richteramte oder zum höheren Verwaltungsdienste 
haben und im Dienste der inneren Verwaltung des Reichs, eines 
Landes oder einer Gemeinde mindestens drei Jahre hauptamt-
lich tätig gewesen sein. Das Verwaltungsgericht des höheren 
Rechtezuges mußte einschließlich des Vorsitzenden drei Mit-
glieder umfassen, die den genannten Anforderungen entsprachen 
{§ 27). Der Entwurf von 1922 (Reichsratsdrucksache Nr. 187) 
begnügt sich, ähnlich wie der von 1919 (Bl. f. adm. Praxis 
70. Bd. 1920 S. 72ff.) mit e i n e m Rechtszug vor Anrufung 
des RVG. (§ 29). Das Verwaltungegericht, dessen Sachent-
eeheidungen durch Rechtsbeschwerde zum Reichsverwaltungs-
gericht angefochten werden können, muß mindestens mit drei 
vorgebildeten Richtern besetzt sein. Ein neuerer Entwurf von 
1925 läßt, soweit ich unterrichtet bin, selbst diese Mindest-
anforderung fallen und verlangt nur noch ganz allgemein das 
Vorhandensein wenigstens e i n e s Rechtezugs vor den Verwal-
tungsgerichten der Länder. 

Immerhin hat das Reich auf dem beschränkten Gebiete 
der Finanzverwaltungsgerichtsbarkeit dadurch vereinheitlichend 
gewirkt, daß es die Länder im § 19 der RAbgO. einlädt, die 
Verwaltung von Landesabgaben den Finanzämtern und den 
Landesfinanzämtern zu übertragen. Von dieser Möglichkeit 
haben einzelne Länder ohne oder fast ohne Einschränkung 
Gebrauch gemacht (so Lippe durch Ges. v. 7. April 1920, 
Mecklenburg-Schwerin durch Ges. u. Bek. v. 20. März 1925), 
andere für gewisse Steuern (so Preußen für die noch vorkom· 
inenden Fälle der preußischen Erbschaftssteuer, Erl. d. RM. d. 
Fin. v. 26. Juli 1921, Amtabi. 9. RFinVerw. S. 207). An die 
Stelle dee Reiohsfinanzhofe ist dann vielfach das oberste Ver· 
waltungsgericht des Landes getreten (so nach der württ. Landes-

TagaoR dtr SUatirtchUUhrer IMS. 2 
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steuerordnung v. 30. Joli 1923 Art. 3 Abs. 1 Zifl. 1, dem sache. 
Gewerbesteuergesetz τ. 19. Joli 1923 § 21, u. a.). Darüber hin-
aus legt § 17 des FinAasglGes. τ. 23. Juni 1923 es den Ländern 
nahe, die Bestimmungen Uber die Veranlagung and Erhebung 
der Landes- und Gemeindesteuern mit den Vorschriften der 
KAbgO. in Einklang zu bringen. 

3. Nach der Revolution hat Thüringen seine Verwaltungs-
geiichtsbarkeit neu geordnett die beiden Mecklenburg haben 
selbständige Verwaltungxgerichte eingeführt, Hamburg und Bremen 
haben unter Aufgabe der rein justizstuatlichen Regelung Verwaltungs-
gerü-hte fjeschaflht, die sic.h in ihrer Organisation gesetzesnotwendig 
(Hamburg) oder tatsächlich (Bremen) eng an die ordentlichen Ge-
richte anschließen. Unerfüllt ist R V. Art. 107 nur noch in Schaum-
bur g-Lipp e und Wal deciIr. — Auf die Schaffung von 
Kirchcnyerichten sei nur der Vollständigkeit halber hingewiesen. 

Nach den Staatsverträgen vom 15. Dezember 1910 und 
1. April 1912 Übte das t h ü r i n g i s c h e OVG. seine Tätig-
keit fUr die Staaten Sachsen-Weimar-Eisenach, Sachsen-Coburg 
und Gotha, Sacbsen-Aitenburg, Schwarzburg-Sondershausen und 
Schwarzburg-Rudolstadt aus. Sachsen-Meiningen hatte ein eige-
nes OYG., die beiden Reuß waren dem sächsischen OVG. an-
geschlossen. Nach Bildung des Landes Thüringen wurde das 
ganze Land zunächst durch Ges. τ. 21. März 1921 dem thürin-
gischen OVG. unterstellt. Eine endgültige Regelung fand die 
thüringische Verwaltungsgerichtsbarkeit durch Ges. τ. 30. Mai 
1923, dies wieder vielfach geändert durch Art 1 des Notgesetzes 
v. 27. März 1924. Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird jetzt 
durch die Kreisverwaltungegerichte und das OVG. in Jena aus-
geübt. Die Kreisverwaltungsgerichte entscheiden in der Be-
setzung von einem vorgebildeten, beamteten Vorsitzenden und 
zwei Laienbeisitzern, das OVG. in der Besetzung von drei vor-
gebildeten, beamteten Mitgliedern; in besonderen Fällen kann 
und, wenn das Gericht es beschließt, muß der Vorsitzende zwei 
weitere Mitglieder zuziehen. Nicht zum Vorteil der Regelung 
fällt auf, daß den Richtern auch des OVG., wie genaueres Zu-
sehen lehrt, die persönliche Unabhängigkeit, insbesondere die 
Unversetzbarkeit fehlt, nnd daß nnter Umständen der Rekurs 
gegen Entscheidungen der Kreisverwaltungsgerichte in Ge-
werbesachtn au das Fachministerium geht (AGes. z. GewO. 
V. 16. Juni 1923 § 13). 

M e c k l e n b u r g - S c h w e r i n erhielt Verwaltungsgerichte 
erst durch das Gesetz Uber die Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 
3. März 19*22. Für jeden Amtsbezirk wird ein Amtsverwaltungs-
gericht errichtet, für jeden selbständigen Stadtbezirk ein Stadt-
verwaltungsgericht. Oberstes VG. ist das Landesverwaltungs-
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gericht in Schweriii. Das Amts- (Stadt-)Verwaltungsgericht besteht 
ans einem anf sechs Jahre bestellten, znm Richteramt befähigten 
Vorsitzenden and zwei auf drei Jahre gewählten Mitgliedern. 
Das LVG. entscheidet in der Besetzung ron einem Präsidenten, 
zwei Bäten nnd zwei ani drei Jahre gewählten Mitgliedern. 
Präsident and Räte müssen die Befähigung znm Richteramte 
haben. Der Präsident wird im Haaptamte ernannt, die Bäte 
znm Teil im Hanptamte, znm Teil im Nebenamte. Der Präsi-
dent and die Bäte im Hanptamte werden anf Lebenszeit, die 
Bäte im Nebenamte filr die Dauer des zar Zeit ihrer Ernennung 
bekleideten Amtes, indessen längstens auf sechs Jahre ernannt. 
Nach der Amtlichen Beilage znm Regierungsblatt 1922 S. XVI 
worden zam Präsidenten ein bisheriger Ministerialrat, zu Landes-
verwaltungsgerichtsräten im Hauptamte ein Landrichter und ein 
Batssyndikus, zu Landesrerwaltangsgerichtsräten im Nebenamte 
ein Finanzrat und ein Stadtrat bestellt. Als Laienmitglieder 
gewählt wurden 1922 ein Stadtrat, ein Polizeisekretär, zwei 
Beniner and eine größere Anzahl von Stellvertretern and Er-
satzleuten (Reg. B). S. 598, 728). 

Aach M e c k l e n b u r g - S t r e l i t z erhielt erst im Jahre 
1922 Verwaltungsgerichte. Auf Grund des Gesetzes vom 17. 
August 1922 Uber das Verwaltungsstreitverfahren wurden drei 
Bezirkeverwaltungsgerichte, and zwar in Neustrelitz, Neubran-
denburg und Schönberg, und ein Landesverwaltangsgericht in 
Neastrelitz gebildet. Die Bezirksverwaltungsgerichte bestehen 
aus eiuem ernannten, zum Bichteramt oder höheren Verwaltungs-
dienst befähigten Vorsitzenden und zwei vom Landtag auf sechs 
Jahre gewählten Mitgliedern, das Landesverwaltungsgericht aus 
zwei erannten, zum Bichteramt oder höheren Verwaltungsdienst 
befähigten und drei vom Landtag auf sechs Jahre gewählten 
Mitgliedern. Bezirksverwaltungsgerichte und LV6. entscheiden 
auch in dieser Besetzung. Die ernannten Mitglieder und ihre 
Vertreter können das Amt als Nebenamt führen. Geschieht 
das, so muß ihre Ernennung auf die Dauer von mindestens 
sechs Jahren erfolgen, ob dann auch über die Dauer des Haupt-
amtes hinaas, läßt das Gesetz im anklaren, ist aber wohl nicht 
sein Sinn. Ebenso ist nar zwischen den Zeilen zu lesen, daß 
die hauptamtlichen Verwaltungsrichter auf Lebenszeit ernannt 
werden. Tatsächlich scheint nur der Präsident des LVG., der 
jetzt im Buhestand lebende frühere Staatsrat im Ministerium 
des Innern Dr. S e 1 m e r, hauptamtlicher Verwaltungsrichter 
zu sein, alle übrigen ernannten Mitglieder und alle stellvertreten· 
den ernannten Mitglieder des LVG. und der Bezirksverwaltungs-
gerichte Verwaltungsrichter im Nebenamte. Die ordentlichen 
Vorsitzenden der Bezirksverwaltungsgerichte sind durchweg 
Amtsgerichteräte, deren Vertreter ein Begierungsrat (1920 als 

2· 
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Amtsrichter a. D. Hilfsarbeiter im Staatsministeriam), ein Syn-
dikus a. D. (1920 Notar und Rechtsanwalt) and ein Landrat. 
Vgl. Mecklenb.-Strelitzscher Amtl. Anzeiger 1923 S. 254f., Meckl.-
Strel. Staatshandbach 1920 S. 446, 37, 73. Die vom Landtag 
gewählten ordentlichen Mitglieder des LVG. sind ein Bürger-
meister a. D., ein Obertelegrapheninspektor und ein Ministerial-
referent, alle drei Mitglieder des Landtags, jedenfalls des 1919 
gewählten (Staatshandbach S. 20). 

In H a m b a r g übten bis zam Inkrafttreten des Gesetzes 
Uber Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 2. November 1921 die 
ordentlichen Gerichte in weitgehendem Maße Verwaltungs-
gerich tsbarkeit aas. Nach § 24 Abs. 2 des Ges. betr. das 
Verhältnis der Verwaltung zur Rechtspflege v. 23. April 1879 
konnte mit gewissen Einschränkungen „wegen Verletzung von 
Privatrechten durch Verfügungen oder Maßregeln von Verwal-
tungsbehörden . . . gegen die betreffende Verwaltungsbehörde 
Klage vor den Gerichten . . . erhoben werden". Nach § 29 
konnte die Klage „auf Abhülfe oder auf Entschädigung oder 
auf beides gerichtet werden". Die Gerichte hatten diese ihre 
Aufgabe trefflich gelöst, die Güte der Verwaltung hatte unter 
der gerichtlichen Kontrolle nicht gelitten. Allerdings wurde 
die Verwaltung bisweilen etwas von oben herab behandelt, 
anders als es nach der köstlichen Schilderung O t t o M a y e r s 
im deutsch gewordenen Elsaß der Fall war, wo das Gericht 
der Verwaltung nur versteckt Hiebe zu erteilen pflegte; vgl. 
Du p r é ( = O t t o M a y e r ) , Nach dem Kriege, 1906, S. 154f. 
Noch am 31. Oktober 1924 konnte das Hanseatische OLG. den 
verklagten Staat belehren: „Das Verhalten des Beklagten zeigt, 
daß er seine Staatspflichten hinsichtlich seiner Stellungen der 
Wohnungszwangswirtschaft völlig verkennt" (HansGZ. Beibl. 
1925 S. 10). Es ist daher menschlich begreiflich, daß sich die 
höheren Verwaltungebeamten hier — wie auch in Bremen — 
durch die justizstaatliche Regelung des Rechtsschutzes in ihrem 
Standesbewußteein gekränkt fühlten, gegen diesen Zustand sich 
auflehnten und noch in letzter Stunde, am 1. Februar 1921, als 
„Verein juristischer Beamten des höheren Verwaltungsdienstes, 
e. V." — wie seltsam! — in einer Eingabe an die Bürgerschaft 
die Einsetzung von der Justiz völlig getrennter Verwaltungs-
gerichte forderten. Vgl. auch den anonymen Aufsatz eines ver-
ärgerten bremischen Verwaltungsbeamten „Verwaltungsrecht in 
Bremen" in der Weserzeitung vom 6. September 1924. Wort-
führer der Bewegung war der Regierungsdirektor Dr. H a r t -
m a n η in Hambarg, der in zahlreichen Aufsätzen die Verselb-
ständigung der Verwaltungsgerichtsbarkeit verlangte (vgl. aus 
der neueren Zeit HansGZ. Beibl. 1920 S. 269 ff., 293ff., HansRZ. 
1919 Sp. 525ff., 1922 Sp. 373 ff.). Eine gewisse Tragik liegt 
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darin, daß eben dieser Regierungsdirektor im Juli 1923 in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt wurde, darauf mit der Be-
hauptung, die Voraussetzungen einer solchen Versetzung seien 
nicht gegeben, beim Landgericht den Unterschied zwischen 
Gehalt and Wartegeld einklagte und vom LG. und OLG. Recht 
bekam, von denselben Gerichten, gegen deren Eignung zur 
Entscheidung öffentlichrechtlicher Fragen er immer und immer 
wieder Sturm gelaufen war (HansRZ. 1924 Sp. 790ff.); ob ein 
mit Verwaltungspraktikern besetztes Gericht den Verwaltungsakt 
der Versetzung in den einstweiligen Ruhestand auf seine Gültig-
keit geprüft hätte, ist sehr zweifelhaft. 

Nicht sowohl im Interesse des Standesbe wußtseins seiner 
Verwaltungsbeamten, als unter dem irrigerweise angenommenen 
(s. S. 12ff.) Zwange des Art. 107 RV. hat der hamburgische Gesetz-
geber das Gesetz Uber Verwaltungsgerichtsbarkeit v. 2. No-
vember 1921 verabschiedet (Mitteilungen des Senats an die 
Bürgerschaft, 1920, S. 1137f.). Aber die justizstaatliche Ver-
gangenheit wirkt nach und verleiht dem Gesetze ein von allen 
bisher erlassenen Verwaltungsrechtspflegegesetzen abweichendes 
Gepräge. Die wesentlichen Vorschriften Uber die Organisation 
sind folgende: Es gibt zwei Verwaltungsgerichte, das „Verwal-
tungsgericht" und das „Oberverwaltungsgericht", beide mit dem 
Sitze in Hamburg, beide der Senatskommission für die Justiz-
verwaltung unterstellt, das VG. unter der unmittelbaren Dieust· 
aufsieht des Landgerichtspräsidenteu, das OVG. unter der un-
mittelbaren Dienetaufsicht des Präsidenten des Hanseatischen 
OLG. Das VG. entscheidet in der Besetzung mit einem Vor-
sitzenden und zwei Beisitzern. Der Senat ernennt den Vor-
sitzenden aus den Berufsrichtern des Landgerichts auf die 
Dauer seines Hauptamts. Er maß im öffentlichen Rechte be-
wandert und im Verwaltungsdienst erfahren sein. Die Beisitzer 
werden auf gutachtlichen Vorschlag der Vollversammlung des 
VG., der die dreifache Zahl der zu wählenden Personen be-
zeichnen muß, von der Bürgerschaft für die Dauer von drei 
Jahren gewählt. Zum Beisitzer kann jeder Deutsche gewählt 
werden, der Mitglied einer hamburgischen Verwaltungsbehörde 
ist oder gewesen ist. Entsprechendes gilt für die bürgerlichen 
Beisitzer des OVG., das in der Besetzung mit einem Vorsitzenden, 
zwei rechtsgelehrten und zwei bürgerlichen Beisitzern entscheidet. 
Der Senat ernennt den Vorsitzenden und die rechtsgelehrten 
Beisitzer aus den Mitgliedern des Hans.OLG. auf die Dauer 
ihres Hauptamts. Auch sie müssen im öffentlichen Rechte be-
wandert und im Verwaltungsdienst erfahren sein. 

Schon nach der Begründung der Senatsvorlage Nr. 438 von 
1920 S. 1155f. war geplant, die Personalfrage teilweise dadurch 
zu lösen, daß man versuchen wollte, „einen bewährten harn-
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burgischen Verwaltungsbeamten für den Vorsitz im Verwaltungs-
gerichte zu gewinnen, ibu in das Landgericht za berufen", and 

als rechtsgelehrte Beisitzer des OVG. insbesondere auch Pro-
fessoren des öffentlichen Rechts an der bamborgischen Universität 
in Betracht" zu ziehen (S. 1157). Der Plan wurde auch aus-
geführt Zum Landgerichtsdirektor und zugleich zum Vorsitzenden 
des VG. wurde der bisherige Regierungsrat bei den Landherren· 
schatten (Aufsichtsbehörde über die Landgemeinden) Dr. Κ r 11 s s 
ernannt, der 1911 die 2. juristische Staatsprüfung bestanden 
hatte, dann bei der Senatskommission für die Justizverwaltung tätig 
war und 1914 Regierungsrat bei den Landherrenschaften wurde. 
Er ist der einzige hamburgische Verwaltungsrichter im Haupt-
amt, denn er sitzt in keiner Zivil- oder Strafkammer. Eben-
falls nur der Form nach wurden die Professoren Dr. P e r e i s 
und. Dr. L a u η zu OLG.Räten ernannt, um dann zu Räten des 
OVG. bestellt werden zu können. Alle übrigen rechtsgelehrten 
Mitglieder des VG. und des OVG. sind daneben noch Richter 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit; ihre frühere praktische Tätig-
keit in der Verwaltung bestand meist nur darin, daß sie längere 
oder kürzere Zeit der Senatskommission fttr die Justizverwaltung, 
im nichthanseatischen Deutschland würde man sagen: dem 
Justizministerium, angehörten, oder in ehrenamtlichen Stellungen 
wirkten. Der stellvertretende Vorsitzende des VG. Dr. Κ η a u e r, 
1895—1901 Amtsrichter, dann Landrichter, seit 1911 Land-
gerichtsdirektor, ist z. Zt. Vorsitzender der Kammer VI für 
Handelssachen am Landgericht. Vorsitzender des OVG. ist der 
rühmlichst bekannte Kommentator des HGB. und der Allgemeinen 
Deutschen Seeversicherungsbedingungen Dr. R. Carl R i t t e r , 
1897 Assessor, 1898 und 1899 Sekretär der Handelskammer, 
1900 OLG. Rat, 1906 Rat bei der Senatskommission fttr die 
Justizverwaltung, 1910 OLG.Rat, 1911 Landgerichtsdirektor, 
während des Krieges auch Mitglied und stellvertretender Vor-
sitzender der Reichsentschädigungskommiesion, 1922 Senats-
präsident am OLG., z. Zt. Dezernent im 3. Zivilsenat und Straf-
senat. Sein Vertreter im Vorsitz des OVG. Dr. E n g e l , z. Zt. 
Rat im ebengenannten Senat, ist seit 1909 OLG.Rat und war 
1897 Rechtsanwalt, 1899 Landrichter, 1901—1909 Amtsrichter, 
außerdem 1904—1919 Mitglied der Bürgerschaft und 1917—1919 
Leiter der hamb. Kohlenversorgung beim hamb. Kriegsver-
sorgungsamt; bis heute ist übrigens Ritter durch Engel noch 
nie vertreten worden. Der rechtsgelehrte Beisitzer Dr. Ε η g e 1 s 
wurde 1908 Assessor, war dann mehrere Jahre bei der Senats-
kommision für die Justizverwaltung tätig, wurde 1913 Land-
richter, Anfang 1922 Oberlandesgerichtsrat und wirkt als solcher 
im 3. Zivilsenat und Strafsenat. Der stellvertretende Beisitzer 
D a v i d s endlich wurde 1905 Landrichter, 1914 Oberlandes-
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gerichtsrat; auch er war in der Senatskommission für die 
Justizverwaltung tätig; z. Zt. gehört er dem 7. Zivilsenat an. 

Die bürgerlichen Beisitzer sind vielfach Mitglieder der 
Bürgerschaft oder des Senats. Sie gehören oder gehörten den 
verschiedensten Verwaltungsbehörden an, so der Oberschal-
behörde, der Senatskommission f. d. Justizverwaltung, der Be-
hörde für das Versicherungswesen, der Deputation für Handel, 
Schiffahrt und Gewerbe; einer war Landherr von Kitzebuttel 
und Bergedorf, ein anderer SteuereinschätzungsbUrger. 

Die Kenntnis der eben genannten Personalien verstärkt 
nur den Eindruck, daß das hamburgische 0V6. einen eigen-
artigen Typ eines höchsten Verwaltungsgerichts darstellt, wenn 
es, wie gewöhnlich, in der Besetzung R i t t e r - E n g e l s - P e r e l s 
oder R i t t e r - E n g e l s - L a u n nebst bürgerlichen Beisitzern 
entscheidet. Außer dem Professor, bei dessen Vertretung durch 
OLG.Rat D a v i d e sogar ohne Ausnahme, sind die rechtsgelehrten 
Mitglieder fast dauernd im Justizdienste tätig gewesen und 
üben auch jetzt noch ihre richterliche Tätigkeit am OLG. aus. 
Der Vorsitzende ist, bei aller ihm nachgerühmten Vielseitigkeit, 
jedenfalls nach seinen Schriften ein ausgesprochener Justizjurist. 
Auf die Einzigartigkeit des hamburgischen Verwaltungsgerichts 
erster lustanz, das z. Zt. in Deutschland Überhaupt nicht seines-
gleichen hat, wird später zurückzukommen sein. 

Das dem hamburgiscben Gesetze vielfach nachgebildete 
b r e m i s c h e Gesetz Uber die Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 
6. Januar 1924 unterscheidet sich doch gerade in Fragen der 
Organisation nicht unerheblich vom hamburgischen Muster. Es 
gibt nur e i η Verwaltungsgericht, das „Verwaltungsgericht" in 
Bremen, das in der Besetzung von einem Vorsitzenden, zwei 
beamteten und zwei gewählten Beisitzern entscheidet Für die 
gewählten Beisitzer gelten ähnliche Bestimmungen wie in Ham-
burg, doch genügt es, wenn sie Mitglieder des Kaufmanns-
konvente, der Handels-, Kleinhandels-, Gewerbe-, Landwirt-
schafts-, Angestellten-, Arbeiterkammer oder des Gewerbekon-
vents sind oder waren. Den Vorsitzenden — es gibt z. Zt. nur 
e i n e n —, die beamteten Beisitzer und deren Stellvertreter er-
nennt der Senat auf Grund einer Wahl durch einen Ausschuß, 
der ans je zwei Mitgliedern des Senats und der Bürgerschaft 
und aus zwei rechtsgelehrten Mitgliedern des Verwaltungs-
gerichts besteht. Die eben genannten Mitglieder des VG. müssen 
die Befähigung zum Kichteramt erlangt oder die beiden Prü-
fungen zum höheren Verwaltungsdienst bestanden haben und 
sollen im bremischen öffentlichen Becht bewandert sein. Die 
Vorschriften Uber hauptamtliche Mitglieder sind z. Zt. totes 
Becht, da es vermöge der Kleinheit der Verhältnisse nur neben-
amtliche Mitglieder gibt; diese nebenamtlichen Mitglieder wer-
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den aQ8 den bremischen rechtsgelehrten Verwáltungsbeamten 
oder den Mitgliedern der bremischen Gerichte ftlr die Daaer 
ihres Hauptamtes gewählt, also nnr im letzten Falle aaf Lebens-
zeit. Tatsächlich ist die Justiz bevorzugt. Vorsitzender des YG. 
ist z. Zt. der Landgerichtspräsident, der eiue beamtete Beisitzer 
ein Landgerichtsdirektor, dessen Stellvertreter wieder ein Richter, 
der andere beamtete Beisitzer ein Staatsanwalt, dessen Stell-
vertreter der Regierungsrat bei der Polizeidirektion W e d e m e y e r , 
dem wir auch mehrere Aufsätze über das bremische Verwaltungs-
gericbt verdanken (Z. f. d. Berufsbeamten Bremens 1. Jg. 1924 
S. l l f . , 20f., 29,46 ff.; DJZ. 1925 Sp. 501ff.). Im Falle der Verhin-
derung wird der Vorsitzende durch den amtsältesten, bei gleichem 
Amtsalter durch den an Jahren ältesten Beisitzer vertreten. Die 
nächste Aufsicht Uber das VG. fuhrt die Justizkommission des 
Senats (VO. v. 17. Juni 1924 §§ 3, 5). 

So bleiben, da Preußen, Bayern, Sachsen, Württemberg, 
Huden, Hessen. Oldenburg, Braunschweig, Anhalt, Lippe und 
Lübeck schon vor 1918 Verwaltungsgerichte hatten, cur noch 
Schaumburg-Lippe und Waldeek Übrig, in denen die Forderung 
des Art. 107 KV. noch nicht erfüllt ist. S c h a u m b u r g - L i p p e 
verheißt wenigstens im § 43 der Verfassung vom 24. Februar 
1922 die gesetzliche Einführung besonderer Gerichte fttr die 
Durchführung des Verwaltungsstreitverfahrens. W a 1 d e c k hat 
sich nur vereinzelt die preußische Verwaltungsgerichtbarkeit zu-
nutze gemacht; so geht bei der Veranlagung zur Gewerbe-
steuer die Rechtsbeschwerde gegen die Entscheidung des Be-
rufungsausschusses an das preußische OVG. (GewStGes. vom 
28. August 1924 § 33). Pyrmont gehört jetzt zu Preußen. Im 
Übrigen wäre es ein Irrtum zu meinen, in Waldeck seien ver-
möge der engen staatsrechtlichen Beziehungen zu Preußen ohne 
weiteres die preußischen Vorschriften Uber Verwaltungegerichts-
barkeit in Geltung. 

Eine Darstellung der Entwicklung des partikularen Rechts-
schutzes im öffentlichen Recht seit 1918 darf endlich nicht 
stillschweigend an der e v a n g e l i s c h e n K i r c h e n g e r i c h t s -
b a r k e i t vorbeigehen, die sich in der Einrichtung von Rechts-
ausschüssen (altpreuß. Verf. Art. 136 ff.) und Kirchengerichten 
(z. B. hess.-cass. Verf. §§ 118 ff.) rein kirchlicher Art äußert. Es 
wäre namentlich der Untersuchung wert festzustellen, wie die 
Grenze zwischen der rein kirchlichen Verwaltungsgerichtsbar-
keit und der staatlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit in Kirchen-
sachen gezogen ist, gezogen werden kann, gezogen werden muß. 
Doch soll auf diese Frage nur hingewiesen werden. 

4. Einen Fortschritt bedeutet die Einführung der Verfasmngs-
beachwerde an den bayerischen Staatsgerichtahof in Bay er η, einen 



Der Schutz des öffentlichen Rechte. 25 

Rückschritt die Oeffnung des höheren Verwaltungsdienstes und da-
mit des Verwaltungsgerichtsdienstes für nicht studierte und nicht 
geprüfte Praktiker in Preußen (Ges. vom β. Juli 1930) und die 
ersatzloie Aufhebung der Kreisregierungen in Württemberg. 

Wenn auch die Einführung von Verwaltungsgerichten in 
Ländern, in denen es vorher keine solchen gab, das größere 
Interesse in Anspruch nimmt, hat sich doch auch in den Län-
dern mit altangestammter Verwaltungsgerichtsbarkeit manches 
zum Vorteil oder Nachteil geändert. 

In B a y e r n ist die Zuständigkeit des VGH. und der 
unteren Instanzen kraft der dort geltenden Einzelaufzählung 
von Zuständigkeiten und kraft des Fehlens einer General-
klausel dermaßen beschränkt, daß sogar behauptet werden 
konnte, RV. Art. 107 sei in Bayern noch rieht verwirklicht 
( B r a u n w a r t , Bay. Gem. u. Verw. Ztg. 1921 Sp. 278f.). Die 
Zuständigkeit des VGH., nicht der unteren Instanzen, ist noch 
mehr eingeengt worden durch das Ges. v. 7. März 1924, trotz 
der dem VGH. verbliebenen Zuständigkeit zur Beurteilung strei-
tiger Rechtsfragen ein Mangel, solange den unteren Instanzen 
die volle richterliche Unabhängigkeit fehlt. Deshalb bedeutet 
die Einführung der V e r f a s s u n g s b e s c h w e r d e durch die 
bayerische Verfassungsurkunde §§ 70, 93 einen wesentlichen 
Fortschritt auf dem Gebiete des Rechtsschutzes. Nach § 93 
haben „jeder Staatsangehörige und jede juristische Person, die 
in Bayern ihren Sitz h a t , . . . . das Recht der Beschwerde an den 
Staatsgerichtshof, wenn sie glauben, durch die Tätigkeit einer 
Behörde in ihrem Recht unter Verletzung dieser Verfassung 
geschädigt zu sein". Der Staatsgerichtshof besteht nach § 70 
Abs. 2 aus dem Präsidenten des Obersten Landesgerichtes als 
Vorsitzenden, aus acht Richtern, von denen drei dem VGH. 
angehören müssen, und zehn Mitgliedern, die vom Landtag für 
seine Dauer mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder 
zu wählen sind. Am 28. Februar 1923 entschied der StGH. 
Uber die Zulässigkeit der Beschlagnahme der einem Abgeord-
neten gehörenden Schriftstücke auf der Redaktion einer Zeitung, 
am 31. Januar 1924 Uber die Zulässigkeit der Verfassungs-
beschwerde gegen Diktaturmaßnahmen (Z. f. Rpfl. i. Bayern 1923 
S. 100 ff., 1924 S. 58 ff.). Die mißmutige Ansicht des Anonymus 
in der Z. f. Rpfl. i. Bayern 1919 S. 365, der StGH. werde sich 
„hauptsächlich mit aussichtslosen Beschwerden von mehr oder 
weniger geisteskranken Querulanten zu befassen haben . . 
wie es bisher der Landtag tun mußte", scheint nicht in Er-
füllung zu gehen. Daß der StGH. bei der Entscheidung über 
Verfassungsbeschwerden als Sonderverwaltungsgericht tätig 
wird, hebt Ν a w i a s k y , Bayer. Verfassungsrecht, 1923, S. 457, 



26 Professor Dr. Walter Jellinek 

richtig hervor. Im übrigen sei verwiesen auf deQ Aufsatz von 
B r a u η w a r t in der Z. f. Kpfl. i. Bayern 1 9 2 0 S . 257 ff. und 
den Komtueutar zur bayer. VerfUrk. v. K r a t z e r , 1925, S. 230ff. 

In P r e u ß e n wird zwar die vorzunehmende Verwaltungs-
reform viel besprochen, doch hat sich bisher in der Organisation 
der Verwaltungsgerichte wenig geändert. Nur die Neuerung 
e i n e s Gesetzes kann in politisch bewegten Zeiten verhängnis-
voll werden. Durch Ges. v. 8. Juli 1920 erhielt § 13 Abs. 1 
des Gesetzes Uber die Befähigung zum höheren Verwaltungs-
dienste v. 10. August 1906 eine Fassung, die den Minister der 
Finanzeu und den des lunera ermächtigt, „Personen, welche 
die Befähigung zum höhereu Justizdienst erlaugt haben, i α 
A u s η a h m e f ä 11 e η a u c h a n d e r e P e r s o n e n , die auf 
Grund ihrer fachlichen Vorbildung und mindestens dreijähriger 
Tätigkeit in einem öffentlichen Verwaltungsdienste für die 
Stellung eines höheren Verwaltungsbeamten besonders geeignet 
erHclu'inen. als befähigt zum höheren Verwaltungedienste zu er-
klären". Da nach g 17 des Ges. v. 3. Juli 1875 die zweite 
Hälfte des OVG. zur Bekleidung von höheren Verwaltungsämtern 
befähigt seiu muß, ohne daß die Ablegung bestimmter Prüfungen 
vorgeschrieben wäre, kann es in der Tat kommen, wie OVG.-
Kat A d a m im PrVBl. Bd. 42 S. 550 ausführt, daß ein zum 
Landrat ernannter Bierkutscher später Eingang in das OVG. 
findet. Neuere Verwaltungsrecbtspflegegesetze, wie ζ. B. das 
thüringische, sind daher vorsichtiger und verlangen Erwerb der 
Fähigkeit zum höheren Verwaltungsdienst „auf Grund des 
Studiums der Rechte an einer Hochschule, einer mehrjährigen 
praktischen Vorbereitung im öffentlichen Dienst und der Ablegung 
der vorgeschriebenen Prüfnngeu" (thtlr. Ges. v. 30. Mai 1923 § 5). 

In W ü r t t e m b e r g gab es bis vor kurzem zwei ver· 
waltungsgerichtliche Instanzen: die Kreisregierungen und den 
VGH. Der VGH. war Berufungsinstanz in den von den Kreis-
regierungen erstinstanzlich entschiedenen Sachen, außerdem 
erste und letzte Instanz vor allem fUr die Erledigung der sog. 
Rechtsbeschwerde „gegen Entscheidungen oder Verfügungen 
der Verwaltungsbehörden, wenn Jemand . . . . behauptet, daß die 
ergangene auf Gründe des öffentlichen Hechts gestützte Ent-
scheidung oder Verfügung rechtlich nicht begründet, und daß 
er hiedurch in einem ihm zustehenden ßecht verletzt oder mit 
einer ihm nicht obliegenden Verbindlichkeit belastet sei" (Ges. 
v. 16. Dez. 1876 Art 13). Durch VO. v. 10. März 1924 wurden 
die Kreisregierungen aufgehoben und durch VO. v. 26. März 1924 
§ 1 3 bestimmt: „Die Streitigkeiten, in denen bisher die Kreis-
regierungen als Verwaltungsgerichte erster Instanz zuständig 
waren, werden zunächst im Verwaltungsweg von den Behörden, 
in deren Geschäftsbereich der Gegenstand des Streits gehört, 
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entschieden . . . Gegen die Entscheidung steht den Beteiligten 
die Rechtsbeschwerde an den VGH. zu." Wer, wie ich, eine 
Mehrheit verwaltungsgerichtlicher Instanzen als einen Vorteil 
ansieht, maß den Wegfall der Kreisregierangen als Verwaltungs-
gerichte beklagen. Allerdings besticht jetzt das verwaltungs-
gerichtliche Verfahren durch seine Einfachheit; doch leidet das 
vorangehende Verwaltungsverfahren an um so größerer Um-
ständlichkeit. Machen A u. Gen. gegen den Grundstückseigen-
tümer Β eine angebliche öffentlichrechtliche Wegedienstbarkeit 
geltend, so entscheidet jetzt im ersten Rechtszuge das Schult-
heißenamt, im zweiten das Oberamt, im dritten die Ministerial-
abteilung, im vierten das Ministerium, und erst im fünften 
Rechtszuge kann der VGH. angerufen werden (vgl. Η a l 1 e r , 
Württ. Ζ. f. Rpfl. u. Verw. 1 9 M S. 150). 

5. Du: Beteiligung von Laien an der liechtxprechung ist im 
großen und ganzen unerheblich und nur dann schädlich, wenn auch 
nur der Verdacht einer Politisierung der Rechtsprechung wach-
gerufen wird. Das thüringische Notgeset: vorn 27. März 1924, 
das u. a. das OV(r. Jena von den parteipolitisch ausgesuchten 
Laienrichtern säuberte, bedeutet daher einen Fortschritt, 

Zwei große Probleme einer jeden gerichtlichen Organisation 
sind die Beteiligung von Laien und das Maß der persönlichen 
Unabhängigkeit der Berufsrichter. Die Frage der L a i e η -
b e t e i l i g u n g im verwaltungsgerichtlichen Verfahren berührt 
sich mit den Fragen der Selbstverwaltung im sog. politischen 
Sinne und der Zuziehung von Laien im Strafprozeß. Es läßt 
sich daher viel für, aber auch manches gegen die Laien-
beteiligung sagen. Bei schwierigen, dem Gefühl unzugänglichen 
Rechtsfragen wird der L a i e n s c h ö f f e versagen, während der 
mehr nach A r t d e s H a n d e l s r i c h t e r s gedachte und aus-
gewählte Laienbeisitzer — dann eben kein wirklicher Laie — 
auch hier gute Dienste leisten wird. So werden die „sach-
verständigen Mitglieder" des Reichswirtschaftsgerichts allgemein 
gelobt, auch die bürgerlichen Beisitzer der hamburgischen Ver-
waltungsgerichte und des bremischen VG. gehören dem Handels-
richtertyp an. Dagegen ist wohl mehr an den Verwaltungs-
gerichtsschöffen, also den wirklichen Laien, gedacht, wenn neuer-
dings der Laie als Verwaltungsrichter u. a. von D r e w s (Grund-
züge einer Verwaltungsreform, 1919, S. 28, s. aber auch Z. f. 
d. ges. StW. 78. Jg . 1924 S. 603ff . ) und G l o c k n e r (Z. f. 
bad. Verwaltung 1 9 ¿ 1 8. 6 f.) für entbehrlich erklärt wird. Das 
Ergebnis der „langen und örtlich weit umfassenden sachlichen 
Erfahrungen" S c h u l t z e n s t e i n e ist, daß die Laien „wenig 
nutzen, aber auch nicht gerade schaden", daß sie aber für die 
Stärkung des Vertrauens der Bevölkerung zur Verwaltung»-
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Gerichtsbarkeit ganz erwünscht sein mögen (Dauzigér Jar. Ztg. 
1922 S. 3). In der Tat wird es die Hanptaufgabe des Laien-
richters sein, vom einzelnen als Bindeglied zwischen ihm uud 
dem doch als Obrigkeit angesehenen Gericht empfanden za 
werden. Nor wenn darch die Laienbeisitzer die Parteipolitik 
in das Gericht gebracht werden soll, sind sie, jedenfalls nach 
unsern Begriffen and jedenfalls für das Ansehen des Gerichts, 
unbedingt schädlich. Nach § § 2 1 III, 9 I des thüringischen 
Gesetzes v. 30. Mai 1923 sollte auch bei der Zuziehung von 
Laienrichtern za den Sitzungen des OVG. dafür gesorgt werden, 
„daß das Verhältnis, in dem die Parteien oder Wählergrappen 
Stimmen erhalten hatten, zam Ausdruck kam". Aach wenn 
sich zar Verteidigung dieser Vorschrift sagen ließe, daß der 
Verwaltnngsrichter vielfach gezwungen sei, anbestimmte Be-
griffe nach den durchschnittlichen Anschauungen der Gesell-
schaft abzugrenzen, und daß dieser Durchschnitt frei von Will-
kür gefunden werde, wenn eben diese Gesellschaft in dem nur 
durch verhältnismäßige Vertretung erzielbaren verkleinerten 
Maßstabe der Laienbeisitzer als Sachverständige zugezogen 
werde, auch wenn ferner auf das Beispiel Berns hingewiesen 
werden könnte, nach dessen Verwaltungsrechtspflegegesetz v. 
31. Okt. 1909 Art. 2 Abs. 3 „bei der Bestellung des VG. . . . 
auf die politischen Parteien angemessene Rücksicht zu nehmen" 
ist, so entspricht doch gater deutscher Ueberlieferung die Wühl 
des Tüchtigsten, nicht die des Parteimauns. Mit Vorbedacht läßt 
daher § 70 Abs. 2 der bayer. VerfUrk. die Laienmitglieder des 
Staatsgerichtshofs mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mit-
glieder des Landtags wählen. Es muß demgemäß als Fort-
schritt für Thüringen verzeichnet werden, wenn das Notgesetz 
vom 27. März 1924 die parteipolitisch gefärbte Laienbeteiligung 
am OVG. wieder beseitigte. 

6. Persönlich unabhängig im klassischen Sinne ist 
nur der wie ein Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit gestellte 
hauptamtliche Verwaltungsrichter oder der für die Dauer seines 
Hauptamtes zum Verwaltungsrichter nebenamtlich ernannte ordent-
liche Richter. Hieran gemessen steht die hamburgische Verwaltungs-
gerichtebarkeit organisatorisch an erster Stelle: Hamburg hat auch 
im ersten Rechtszug ein „echtes" Verwaltungsgetichl, icährend in 
Preußen das „echte" Verwaltungegericht in der unteren Instanz zur-
zeit nur eine Forderung der Verwaltungsreform ist. 

An der zweiten Organisationsfrage, der Frage der r i c h t e r -
l i c h e n U n a b h ä n g i g k e i t , ist man bei Schaffung der 
neuen Verwaltungsrechtspflegegesetze nicht achtlos vorbeige-
gangen, doch begnügte man sich vielfach mit der Formel: 
„Die Verwaltungsgerichte sind unabhängig und nur den Gesetzen. 
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unterworfen." So Thüringen § 1 Aba. 2, ähnlich Mecklenburg-
Schwerin § 3 Abs. 2, § 9 Aba. 2, Mecklenburg-Strelitz § 4 Aba. 1, 
Bremen § 1. Damit ist aber noch keine aolche persönliche 
Unabhängigkeit des Yerwaltangsrichters gewährleistet, wie wir 
sie beim Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit gewohnt sind 
nnd als klassisch empfinden. Der wirklich unabhängige Richter 
moil auf Lebenszeit bestellt und unabsetzbar, insbesondere un-
versetzbar sein. Es will nicht viel besagen, daß der meck-
lenburg-strelitzsche Verwaltungsrichter „als solcher" lediglich 
den Vorschriften der VO. Uber die Dienstvergehen der Richter 
unterliegt, wenn er etwa „als Ministerialrat" in ein anderes 
Amt versetzt werden kann und damit aufhört, Verwaltungs-
richter zu sein. Auch kann man nicht unbedingt mit solch 
aufrechten Charaktern rechnen, die als Verwaltungsrichter die 
dienstliche Abhängigkeit vergessen, in der sie sich als Ver-
waltungsbeamte befinden. Wirkliche, auch von der Bevölkerung 
so empfundene Unabhängigkeit liegt vielmehr nur dann vor, 
wenn der Verwaltungsrichter im Hauptamt lebenslänglich, un-
absetzbar, unveraetzbar angestellt ist, wie etwa die Mitglieder 
der obersten Yerwaltungsgerichte der größeren Länder, oder 
wenn er im Hauptamte ein Richter der ordentlichen Gerichts-
barkeit ist und für die Dauer dieses Hauptamtes zum Ver-
waltungsrichter bestellt wird. Dies Ideal wird unter den Ländern 
mit neuer Verwaltungsgerichtsbarkeit nur in Hamburg erreicht, 
dessen rechtsgelehrte Verwaltungsrichter einschließlich der 
Stellvertreter ausnahmsloa zugleich Mitglieder dea Landgerichts 
oder des OLG. sein müssen und für die Dauer dieser ihrer 
Mitgliedschaft, also auf Lebenszeit, angestellt sind. Durch 
diese Regelung kann Hamburg für sich den Ruhm in Anspruch 
nehmen, als zurzeit einziges deutsches Land auch im ersten 
Rechtszug ein „echtes" Verwaltungsgericht (Ausdruck von 
D r e w s ) zu besitzen. Weder die preußischen Kreis-, Stadt-
und Bezirksausschüsse, noch die bayerischen Bezirksverwaltungs-
behörden und Regierungen, noch die sächsischen Kreishaupt-
mannschaften, noch die badischen Bezirksräte, um nur die 
größeren Länder zu nennen, sind „echte" Verwaltungsgerichte 
in diesem Sinne; denn den Mitgliedern, insbesondere den Vor-
sitzenden, fehlt die volle persönliche richterliche Unabhängig-
keit, auch im preußischen Bezirksausschuß, wenn den Vorsitz 
nicht eines der lebenslänglich ernannten Mitglieder, sondern 
der Regierungspräsident oder ein stellvertretendes Mitglied führt. 
Die Folge davon ist namentlich in Preußen eine Ueberlastung 
des obersten Verwaltungsgerichte mit der Prüfung yon Tat-
sachen, da man sich nicht entschließen kann, das OVG. noch 
mehr als bisher auf die Prüfung der Rechtsfrage zu beschränken, 
solange es an einem „echten" VG. erster oder mittlerer Instanz 
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fehlt. So ist mir eine Wegestreitigkeit bekannt, die im Sommer 
1921 beim Bezirksaasschuß anhängig gemacht wurde und 
heute nach über 31/a Jahren noch immer beim OVG. schwebt. 
Es ist daher kein Zeichen von Neuerungssucht, sondern liegt 
in der Entwicklung der Dinge, wenn D r e w s in Preußen auch 
für die unteren Instanzen die Errichtung „echter" Verwaltungs-
gerichte verlangt (Z. f. d. ges. Staatsw. 78. Jg . 1924 S. 699 ff., 
ebenso Landrat Dr. K r a c h t , Autonomie und Selbstverwaltung, 
1921, S. 18), und Β r a n η w a r t für Bayern eine ähnliche 
Forderung erhebt (Bl. f. adm. Praxis 71. Bd. 1921 S. 26). 

Die Vorschriften über die richterliche Unabhängigkeit ver-
hindern eine Politisiernng der Rechtspflege n a c h der Er-
nennung des Richters, nicht aber b e i seiner Ernennnng. Es 
fehlt daher nicht an Stimmen, die einer Selbstergänzung des 
VG. das Wort reden ( A d a m im PrVBl. 42. Bd. S. 550, auch 
B r e d t , 41. Bd. S. 202, S t r u t z , JW. 1921 S. 1568). In 
Hamburg sind, wie gezeigt, die Gerichte an der Bestellung 
neuer Mitglieder heute schon beteiligt, in noch stärkerem Maße 
die Gerichte in Bremen und Danzig (Danziger Richterwahlgesetz 
v. 11. April 1921). Trotzdem wäre es verfrüht, von einer Ent-
wicklungstendenz dahin zu sprechen, daß der Regierung die 
Befugnis zur Ernennung der Richter genommen wird, zumal 
auch die Richter wahrscheinlich nicht immer frei von un-
bewußter politischer Voreingenommenheit ihre Wahl treffen, 
zum mindesten geeignete Bewerber Ubergehen würden. 

7. Für das in der Reichsverfassung und einer Reihe von Ge-
setzen vorgesehene Reichscenoaltungsgericht wird vermutlich, ab-
weichend von den bekannten drei Entwürfen, die glückliche Lösung 
einer Eingäederung in das Reichsgericht gefunden werden. 

Während in den Ländern der Vorschrift des Art. 107 RV. 
im großen und ganzen Genüge geschehen ist, zögert das Reich 
selbst mit der Errichtung des Reichsverwaltangsgerichts. Aller-
dings ist es nicht Art. 107, der die Errichtung e i n e s RVG. 
vorschreibt, aber Art. 31 sieht für Wahlprüfangen die Beteili-
gung von Mitgliedern „ d e s Reichs Verwaltungsgerichts " vor, 
das Gesetz Uber den Staatsgerichtshof v. 9. Juli 1921 §§ 1, 18, 
das Besoldungssperrgesetz v. 21. Dezember 1920 § 6, das Jugend-
wohlfahrtgesetz v. 9. Jul i 1922 §§ 7, 18 setzen d a s RVG. vor-
aus. Sowohl der Vorentwurf eines Gesetzes Uber das RVG. 
von 1919 (abgedruckt in den Bl. f. adm. Pr. 70. Bd. 1920 S. 72ff.), 
als auch der von 1921 (C. Heymanns Verlag, 1921), als auch 
die Regierungsvorlage an den Reichsrat vom 15. Juli 1922 
(Reichsratsdrucksache Nr. 187) gingen von der Errichtung eines 
besonderen Reichsverwaltungsgerichts ans. Nach dem letzten 
Entwürfe sollte das RVG. seinen Sitz in Stuttgart haben, eine 
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seltsame Bestimmung, die gerade von einem WUrttemberger 
einer treffenden Kri t ik unterworfen wurde; vgl. B ü h l e r , D e r 
Sitz des künftigen Reichsverwaltungsgerichts, Arch. d. ö. R. 4 3 . Bd. 
S . 1 0 3 ff. Soweit ich unterrichtet bin, sind diese Pläne Uber-
holt. Das künftige RVG. soll in das RG. eingegliedert werden 
Einzelheiten werden noch geheim gehalten, doch scheint soviel 
s icher zu sein, daß außer den Zivil- und Strafsenaten auch 
noch Verwaltungssenate gebildet werden sollen. Das RG. wäre 
dann zugleich das R V 6 . im Sinne des Reichs- und Landes-
rechts, nicht nur, wie vielfach z. Zt., dessen Ersatz. Zum Mit-
glied des RG. würden auch geprüfte Uegierungsassessoren er-
nannt werden dürfen. In den Sachen, in denen das RG. als 
R V G . zuständig ist, hätte der Oberreichsanwalt den Weisungen 
des Reichsmiüisters des Innern Folge zu leisten. 

Diese Lösung hätte jedenfalls den Vorzug der Einfachheit 
für sich, auch würde sie im Bereiche des z. Zt. bundesstaatlich 
und finanziell Erreichbaren liegen. Aber auch sachlich wäre 
sie zu begrüßen, da in ihr zum Ausdruck käme, daß das Recht 
eine Einheit ist und daß das öffentliche Recht vom Justizrecht 
und das Justizrecht vom öffentlichen Recht fruchtbare An-
regungen empfangen kann. So wie die Blüte der Fakultäten 
mit darauf beruht, daß sie nicht abgesonderte Einrichtungen 
sind, sondern Te i le von Universitäten, so würde auch die Reichs-
verwaltungsgerichtsbarkeit durch Eingliederung in die höchste 
universitas iurisdictionis gewinnen. Weniger die Vollversamm-
lungen des Gerichts als die persönliche» und geselligen Zu-
sammenkünfte der Mitglieder des Reichsgerichts würden, wie 
schon jetzt, Gelegenheit zum Meinungsaustausch bieten. D a ß 
in der Reichsgerichtsbibliothek auch für das öffentliche Recht 
hervorragend gesorgt ist, würden die Mitglieder der Verwaltungs-
senate sehr bald merken. 

8. Die in den letzten Jahren zu beobachten gewesene lieber-
organisation an reicksrechtlichen Sonderve r wait u η gs-
geriehteil — StaaUgerichtshof zum Schutze der Republikì Reichs-
toirtschafisgericht, Kartellgericht, Schiedsgerichte verschiedener Art — 
wird vermutlich nicht weiter imi sich greifen, sondern einem Abbau 
Ilatz machen. Ein Anzeichen für diese Entwicklung war schon 
die Ersetzung der Spruchbehörden der Angestelltenversicherung durch 
die der Reichsversicherungsordnung (ähnlich wie die Eingliederung 
des preußischen Landeswasseramtes in das OVG.). 

Noch vor kurzem hätte es geradezu als eine hervorstechende 
Eigentümlichkeit unserer Gesetzgebung bezeichnet werden müssen, 
daß sie Sonderverwaltungsgericht an Sonderverwaltungsgericht 

') Ebenso wie nach der Botschaft dee schweizerischen Bundesrats r . 
27. März 1925 das Bundesgericht zugleich das eidgenössische Verwaltungs-
gericht werden soll (Bundeablatt 1925 Nr. 18). 
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reihte, statt die gesamte Verwaltangsgerichtsbarkeit in einem 
Punkte zu sammeln. So entscheidet der Staatsgerichtshof zum 
Schatze der Republik Uber die Zalässigkeit der Abweisung nnd 
Ausweisung von Mitgliedern der früher landesherrlichen Fami-
lien, Uber Verbote ron Versammlungen, Vereinen, Druckschriften 
(Ges. v. 21. Juli 1922 §§ 23, 17, 21), u. U. Uber Beschränkungen 
der persönlichen Freiheit (VO. v. 17. April 1923 § 4). Von dem 
mit zahlreichen Einzelzuständigkeiten ausgestatteten Reichswirt-
echaftsgericht (s. Handbuch f. d. Deutsche Reich, 1924, S. 153 f.) 
wurde Ende 1923 das Kartellgericht abgezweigt (VO. v. 2. Nov. 
1923 § 11). Die Gesetze zur Londoner Konferenz vom 30. August 
1924 haben u. a. ein „Schiedsgericht" gebracht, das Uber Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen Reichsregieraug und Reichs-
bankdirektorium in Besoldungsfragen entscheidet (Bankgesetz 
§ 10), eine „besondere Spruchkammer", die, nach Art eines 
Schiedsgerichts gebildet, die Bewertung des Betriebsvermögens 
nachprüft (Industriebelastungsgesetz § 15), ein ebenfalls an ein 
Schiedsgericht erinnerndes „besonderes Gericht" zur Entschei-
dung von Streitfällen zwischen der Reichsregierung und der 
Reichsbahngeselischaft (Reichsbahngesetz § 44). Auf diese und 
ähnliche Gebilde, die zudem teilweise, wie die „besondere 
Spruchkammer", Uberhaupt nie ins Leben getreten sind, 
näher einzugehen, ist heute nicht mehr nötig, da hier der 
Höhepunkt der Entwicklung augenscheinlich Uberschritten ist. 
Ein Anzeichen für den Behördenabbau war schon die Be-
seitigung der Schiedsgerichte und des Qberschiedsgerichts 
für Angestelltenversicherung und die Unterstellung der Ange-
stelltenversicherung unter die Versicherungsämter, Oberversiche-
rungsämter und das Reichsversicherungsamt durch Gesetz v. 10. 
Nov. 1922. Dem Reichsversicherungsamt von jeher angegliedert 
war das Reichsversorgungsgericht. Das Reichswirtschaftsgericht, 
das Kartellgericht und das Bundesamt für das Heimatwesen 
werden vermutlich im künftigen Reichsverwaltungsgericht auf-
gehen. Mit Errichtung des RVG. fällt auch ohne weiteres das 
durch das Besoldungssperrgesetz v. 21. Dez. 1920 § 7 eingesetzte 
Reichsschiedsgericht fort. Die Tätigkeit des Staatsgerichtshofs 
zum Schutze der Republik endigt spätestens im Juli 1927. Daß 
auch die Sonderverwaltungsgerichte der Länder unter dem Zei-
chen des Behördenabbaus stehen, beweist die schon erwähnte 
vielfältige Uebertragnng der Landesfinanzverwaltung auf die 
Behörden der Reichsabgabenordnung und die Eingliederung 
des preußischen Landeswasseramts in das preußische OVG. 
durch VO. v. 12. März 1924. 

9. Die Reichsfinanzgerichtsbarkeit wird vermut-
lich als selbständige Organisation bestehen bleiben. Gemessen an 
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rechtsstaailichen Idealm sind die Finanzgerichte bei den Landes-
finamâmtern keine „echtenu Verwaltungsgerichte; am Reichsfinanshof 
fällt theoretisch die Möglichkeit der Ernennung Subalterner zu 
Reichsfinanzräten auf. 

Von dem bereite im Gange befindlichen Abbao der Sonder-
verwaltungsgerichte wird die Reichsfinanzgerichtsbarkeit ver-
mutlich nicht getroffen werden. Jedenfalls sehen die verschie-
denen Entwürfe über ein Reichsverwaltungsgericht keine Ver-
schmelzung des Reichsfinanzhofs mit dem RV6. vor. Nor nach 
den Vorschlägen Ërwin R i t t e r s sollen anch der RFinH. nnd 
die 26 Finanzgerichte als selbständige Behörden za bestehen 
aufhören (Vorschläge zum Behördenabban, 1924, S. 21). Die 
Frage, ob die Einführung der Reichsfinanzgerichtsbarkeit organi-
satorisch den Erwartungen entspricht, die man billigerweise für 
diese Art von Verwaltungsgerichtsbarkeit hegen durfte, muß 
für die unteren Instanzen verneint werden. Da der RFinH. 
im wesentlichen nur die Rechtsfrage prüft, fehlt es für die 
Zölle und Verbrauchssteuern an jeder auch nur dem Namen 
nach verwaltungsgerichtlichen Instanz zur Prüfung der Tatfrage 
(RAbgO. §§ 217, 219). Ueber alle übrigen Steuern entscheiden 
in vorletzter Instanz die den Landesfinanzämtern angegliederten 
F i n a n z g e r i c h t e . Zwar sind die Mitglieder der Finanz-
gerichte „als solche unabhängig und nur dem Gesetz unter-
worfen" (§ 14 Abs. 4). Da aber die Vorsitzenden und die stän-
digen Mitglieder und deren Vertreter für die Dauer ihres 
Hauptamtes aus den Mitgliedern des Landesfinanzamts bestellt 
werden (§ 15) und in dieser ihrer letztgenannten Eigenschaft 
auch gegen ihren Willen versetzbar sind, fehlt es hier an der 
nötigen richterlichen Unabhängigkeit, ein organisatorischer Man-
gel, der auch nicht dadurch widerlegt wird, daß sich einzelne 
Finanzgerichte einer rühmlichen Selbständigkeit befleißigen. 
S t r u t z weist auf diesen Fehler in der JW. 1921 S. 1566f. 
energisch hin. Bedenkt man ferner, daß nach dem der RAbgO 
nachgebildeten Danziger Steuergrundgesetz vom 11. Dez. 1922/' 
9. März 1923 § 1 8 das zweite hauptamtliche Mitglied des „Steuer-
gerichts" zum Richteramt befähigt sein muß und nicht Beamter 
der Steuerverwaltung sein darf, endlich, daß in Preußen und 
in Bayern eine Umgestaltung der Verwaltungsgerichte unterer 
Instanz in „echte" Verwaltungsgerichte angestrebt wird (s. s . 29 f.) 
so ist es wohl nicht zuviel gesagt, daß auch eine Umbildung 
der Finanzgerichte im Sinne der Gewährleistung erhöhter Un-
abhängigkeit in der Luft liegt, zumal auch ein im jetzigen Reichs-
tag eingebrachter deutschnationaler Antrag (Drucke. Nr. 360) 
ein „geordnetes Berufnngsverfahren vor unabhängigen Gerichts-
behörden . . . unter Beseitigung der Rechtsprechung der Steuer-
behörden in eigener Sache" fordert. 

T(gan· i m Staatmehtelahnr 1*3S. α 
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Im Gegensätze za den Finanzberichten ist der R e i c h s -
f i n a n z h o f ein vollwertiges Verwaltnngsgericht. Doch ent-
hält die Vorschrift über die Ernennung der Mitglieder des 
RFinH. einen Schönheitsfehler. „Mindestens die Hälfte der 
Mitglieder maß die Befähigang zum Richteramt erlangt haben" 
(§ 3.V. lieber die Vorbildung der anderen Hälfte schweigt das 
Ges-z. Tatsächlich waren im Jahre 1922 ron den 39 Mit-
gliedern den RFinH. 32 zam Richteramt befähigt, 6 waren aas 
dem höheren preußischen Verwaltungsdienst hervorgegangen, 
einer war frllhererwUrttembergischerKameralist; vgl. Β o e t h k e, 
Vom inueren Dienstbetrieb des Reichsfinanzhofs, JW. 1922 
S. 1643. Die von S t r o t z , JW. 1921 S. 1568f.,ausgesprochenen 
Befürchtungen Uber die mangelhafte Auswahl der zweiten Hälfte 
scheinen sich also nicht za erfüllen und werden noch mehr an 
Bedentung verlieren, sobald die Vorbildung fUr den höheren 
Finanzdienst gemäß § 9 RAbgO. endgültig geregelt sein wird. 

10. Bei der Reich und Länder gleichmäßig berührenden 
Disziplinargerichtsbarkeit begegnen sich Verbesserungen 
und Verschlechterungen, Verbesserungen in der allerdings nicht durch-
gängigen Einführung zweier disziplinargerichtlicher Instanten dortt 
wo sie noch nicht bestanden, Verschlechterungen in der zum min-
desten den Anschein einer Politisierung der Disziplinargerichtsbarkeit 
erweckenden Verminderung der richterliehen Mitglieder der Kollegien. 

Außer den richterlichen Behörden der Finanzverwaltung 
werden vermutlich die D i s z i p l i n a r g e r i c h t e als Sonder-
verwaltungsgericbte bestehen bleiben, obgleich es nicht an 
Stimmen für ihre Angliederung an die allgemeinen Verwaltungs-
gerichte fehlt ( D r e w s , Ζ. f. d. ges. StVV. 78. Jg. 1924 S.605), 
obgleich in Hessen von jeher der VGH. Disziplinargericht fUr 
die nichtrichterlichen Staatsbeamten war und obgleich die Dis-
ziplinargerichtsbarkeit Uber Gemeindebeamte in einigen Ländern 
schon längst von den allgemeinen Verwaltungsgerichten aus· 
geübt wird (vgl. ζ. B. preuß. Zuständigkeitsgesetz v. 1. August 
ÍS83 § 20, bad. StädteO. v. 18. Okt. 1910 § 42, etwas abge-
schwächt bad. GemO. v. 5. Okt. 1921 § 74 Abs. 5, neuerdings 
ineckl.-strelitzsche LGemO. v. 27. Juli 1922 § 62). 

Ueber die Ausgestaltung der Disziplinargerichte schweigt 
die Reichsverfassung. Sie schreibt nur vor, daß gegen jedes 
dienstliche Straferkenntnis ein Beschwerdeweg und die Möglich-
keit eines Wiederaufnahmeverfahrens eröffuet sein muß (Art. 129 
Abs. 3) ; ein Reichsgesetz Uber die Grundsätze der Organisation 
solcher Landesdisziplinarbehörden, das nach RV. Art. 10 Ziff. 3 
zulässig wäre, ist noch nicht ergangen. So ist es möglich, daß 
in Preußen zwar fUr die unteren und mittleren Beamten seit 
der VO. v. 18. Februar 1919 zwei disziplinargerichtliohe Rechte-
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züge, die Disziplinarkammer and der Disziplinarhof, bestehen, 
daß aber fUr die höheren Beamten nach wie vor das Staats-
ministerium als zweitinstanzliche Disziplinarbehörde Über dem 
Disziplinarhof tätig ist. Auch in den beiden Mecklenburg geht 
die Berufung ron der Disziplinarkammer an das Staatsministe-
rium (Me.-Schw., Ges. v. 3. Mai 1907 § 23; Me.-Str., Ges. vom 
17.März 1921, Einziger Paragraph). Inden meisten Ländern jedoch, 
die das Disziplinarverfahren neu geregelt haben, geht die Be-
rufung von einer „Disziplinarkammer" an einen „Disziplinarhof" 
(Hamburg, Ges. v. 12. Febr. 1920 Art. I § 10; Bremen, Ges. vom 
22. Mai 1919 Art. I; Lübeck, Ges. v. 4. Mai 1921 III § 52) oder 
von einem „Disziplinargericht" an einen „Disziplinarhof" (Anhalt, 
Ges. v. 1. Juni 1920 Art. 1 Ziff. 4); auch die Bezeichnungen „Dienst-
etrafkammer" und „Dienststrafhof" (Thüringen, Staatsbeamtenges. 
v. 14.März 1923 §82) oder „Dienststrafgericbtshof" (Braunschweig, 
Staatsbeamtenges. v. 4. April 1923 § 46) finden sich. Schaum-
burg-Lippe macht aus dem Mangel einer Verwaltungsgerichts-
barkeit die typische justizstaatliche Tugend und hat Uber die 
„Disziplinarkammer" den 1 Zivilsenat des OLG. Gelle als zweite 
Disziplinarinstanz gesetzt (Ges. v. 29. November 1922 Art. VII). 

Die Disziplinargerichtsbarkeit im Reiche war durch das 
Reichsbeamtengesetz vom 17. Mai 1907 vorbildlich geregelt 
gewesen. Von den sieben Mitgliedern der Disziplinarkammern 
mußten der Präsident und wenigstens drei andere Mitglieder 
sich in richterlicher Stellung in einem Laude befinden (§ 89), 
von den elf Mitgliedern des Disziplinarhofs mußten der Prä-
sident und wenigstens fünf andere Mitglieder, also auch hier 
über die Hälfte, zu den Mitgliedern des Reichsgerichts gehören 
(§ 91); auch bei der mündlichen Verhandlung und der Entschei-
dung überwogen die richterlichen Mitglieder; alle Disziplinar-
richter wurden für die Dauer ihres Hauptamtes ernannt (§ 93), 
die richterlichen also auf Lebenszeit. Dieser großzügige Schutz 
des Reichsbeamten gegen unsachliche Disziplinarerkenntnisse 
wurde durch das Reichsgesetz Uber die Pflichten der Beamten 
zum Schutze der Republik vom 21. Juli 1922 dreifach ver-
schlechtert: l . weder in den Disziplinarkammern noch im Dis-
ziplinarhof müssen in Zukunft die richterlichen Mitglieder Uber-
wiegen; 2. die Mitglieder der Disziplinarkammern und des 
Disziplinarhofs werden auf drei Jahre ernannt; 3. die Amtsdauer 
der im Amte befindlichen Mitglieder, also auch der auf Lebens-
zeit ernannten, endigte mit dem 31. August 1922. Einzelne 
Länder ahmten das Beispiel des Reiches nach, so Preußen 
durch Oes. v. 4. August 1922, Hessen durch Ges. v. 11. August 
1922, Sachseu durch Ges. v. 26. Juli 1923. Dem um seinen 
Bestand ringenden Staat billigt man gewiß das Recht zu außer-
ordentlichen Maßnahmen zu, aber auf die Dauer wird sich eine 

3* 
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solche ausgesprochene oder unausgesprochene Politisierung der 
Disziplinargerichtsbarkeit nicht aufrechterhalten lassen. Aehn-
liche Erwägungen mögen dem preußischen Gesetzgeber vor-
geschwebt haben, wenn er im Ges. v. 4. August 1922 Art. 7 
ausdrücklich bestimmt, das Gesetz trete mit dem Erlaß eines 
neuen allgemeinen Disziplinargesetzes außer Kraft. 

11. Der aus der Mitte des Reichstags angebrachte demokratische 
Entwurf eines deutschen Beamtengesetzes (Drucksache Nr. 86 der III. 
Wahlperiode) bedeutet in der vorgeschlagenen Einrichtung von Dienst-

gcrichten und Die?iststrafgerichten einen bemerkermoertei ι 
Zug zur rechtsstaatlichen Ausgestaltung des Beamtenrechts. 

Daß auch eine republikanische Partei Wert auf eine un-
parteiische Rechtsprechung in Dienstsachen legen muß, beweist 
der von der demokratischen Partei aus der Mitte des Reichs-
tags zunächst als Drucksache Nr. 311 der II. Wahlperiode, 
dann als Drucksache Nr. 86 der III. Wahlperiode eingebrachte 
große Entwurf eines deutschen Beamtengesetzes. Nach dessen 
§ 157 wird die Dienststrafgerichtsbarkeit durch die D i e n s t -
e t r a f g e r i c h t e und den D i e n s t s t r a f h o f ausgeübt. Die 
den Oberlandesgerichten anzugliedernden Dienststrafgerichte 
entscheiden in der Besetzung von zwei richterlichen Mitgliedern, 
die entweder hauptamtlich auf Lebenszeit oder nebenamtlich 
auf die Dauer des von ihnen bekleideten richterlichen oder 
verwaltungsrichterlichen Amtes — gedacht ist auch hier an 
lebenslängliche Anstel lung.— ernannt werden, und drei von 
den Beamtenvertretungen auf vier Jahre zu wählenden Be-
amtenbeisitzern (§§ 159—161). Die richterlichen Mitglieder 
der Dienststrafgerichte haben die Rechte aus RV. Art. 104 
(§ 169), auch die Beamtenbeisitzer sind unabsetzbar wie Richter 
(§ 170). Der Dienststrafhof hat seinen Sitz beim Reichs Ver-
waltungsgericht. Er entscheidet in der Besetzung von vier 
richterlichen Mitgliedern und drei Beamteubeisitzern. Die 
richterlichen Mitglieder werden hauptamtlich auf Lebenszeit 
oder nebenamtlich aus der Zahl der Mitglieder des RVG. für 
die Dauer des dort bekleideten Amts ernannt (§§ 171 f.). 
Wichtig ist, daß auch gegen Ordnungsstrafen das Dienststraf-
gericht angerufen werden kann (§ 182), während das geltende 
Recht den Staatsbeamten gegen solche Strafen meist ohne ge-
richtlichen Schutz läßt. 

Auch wenn der Entwurf nicht Gesetz; wird, auch wenn 
man ihm in vielen Punkten ablehnend gegenübersteht, verdient 
er doch hohes Lob alirWahrzeichen der in einem großen Teile 
unserer heutigen Beamtenschaft lebendigen rechtsstaatlichen 
Ideale. Die Vorschläge zum Dienststrafrecht bilden nur einen 
kleinen Teil des Riesenwerkes. Vor allem wird für die Geltend-
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machung grundsätzlich aller DieustrechtsansprUche der Dienst-
rechtsweg vor deu D i e n s t g e r i c h t e n und dem D i e n s t -
o b e r g e r i c h t eröffnet (§ 2 Ziff. 23, §§ 20 ff., 444 ff., 455 ff.). 
Bei den Dienstgerichten ist wenigstens der Vorsitzende mit voller 
richterlicher Unabhängigkeit ausgestattet, der ernannte Beisitzer 
und der von der Beamtenvertretung gewählte Beisitzer halten 
sich die Wage (§§ 458 ff.). Das Dienstobergericht eoli dem 
RVG. angegliedert werden (§ 492). Der Vorsitzende und zwei 
Beisitzer sind deu Mitgliedern des liVG. zu entnehmen, die 
beiden andern Beisitzer werden aus der Zahl der bei den 
Dienstgerichten gewählten Beamtenbeisitzer vom Reichspräsi-
denten ernannt. Die Amtszeit der vier Beisitzer beträgt vier 
Jahre. Die aus den Mitgliedern des KVG. zu entnehmenden 
Beisitzer werden vom Präsidenten des KVG. bestimmt. Der 
Vorsitzende wird vom Reichspräsidenten auf Lebenszeit ernannt 
(88 492, 495). 

II. Schutz rein oder überwiegend objektiven Rechts. 
V o r b e m e r k u n g zu d i e s e m u n d d e m f o l g e n d e n 

A b s c h n i t t . Obgleich in einem Bericht wie diesem abstrakt-
theoretische Ausführungen nach Möglichkeit vermieden werden 
sollen, muß doch Uber die Abgrenzung des „rein oder Uber-
wiegend objektiven Rechts" dieses Abschnitts von den „sub-
jektiven Rechten" des folgenden Abschnitts ein Wort gesagt 
werden. Zum objektiven Recht rechne ich das Rechtsnormen-
recht und das die Staatsorgane eines und desselben Staates 
ausschließlich betreffende Recht. Zum objektiven Recht gehört 
also einmal die Frage der Gültigkeit und die Frage der Aus-
legung einer Rechtsnorm; selbst wenn, wie beim Widerspruch 
zwischen Reichsrecht und Landesrecht, die Frage auch Gegen-
stand eines Rechtsstreites zweier Rechtssubjekte sein könnte, 
tritt doch, namentlich durch die Regelung nach RV. Art. 13 
(im Gegensatze zu Art. 19), die subjektivrechtliche Seite des 
Streites so stark in den Hintergrund, daß auch hier noch von 
dem Schutze zum mindesten Uberwiegend objektiven Rechts 
gesprochen werden kann. Zum objektiven Recht gehört zweitens 
die Frage nach dem Bestand eines Staatsorgans, nach seinen 
Befugnissen einem andern Staatsorgan desselben Staates gegen-
über und nach seinen sonstigen Beziehungen zu diesem Staats-
organ. Entsprechendes gilt von Kommunalorganen. Auch hier 
kann das subjektive Recht hineinragen, so wenn durch Un-
gültigerklärung einer Reichstagswahl nicht nur Uber den Be-
stand des Reichsorgans „Reichstag", sondern auch Uber das 
etwa vorhandene subjektive Recht eines Reichstagsabgeordneten 
auf diese seine Eigenschaft entschieden wird. Aber auch in 
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diesem Falle Uberwiegt das objektive Recht, denn die Wahl-
prltfung wlirde genau so auch dann vor sich gehen, wenn ein 
positiver Rechtssatz den Abgeordneten jedes subjektive Recht 
auf ihren Sitz im Reichstage abspräche. Popularklagen gegen 
die Gültigkeit einer Wahl würden ebenfalls dem objektiven 
Rechte zuzurechnen sein. 

Dagegen liegt nicht Schutz nur objektiven Rechts, sondern 
neben diesem Schutze der Schutz subjektiver Rechte in allen 
Fällen vor, in denen eich zwei Rechtssubjekte gegenüberstehen 
und ihr Interesse wahrnehmen. Der sog. Kompetenzkonflikt 
in seiner heutigen Ausgestaltung gehört daher nicht dem rein 
oder Uberwiegend objektiven Rechte an. Er würde es, wenn 
zwischen Gericht und Verwaltungsbehörde eine abstrakt streitig 
gewordene Frage entschieden wUrde. In Wirklichkeit wird 
über den RechteschutzanspTUch des Klägers, also ein subjektives 
Recht, entschieden, nämlich darüber, ob er ein Recht darauf 
hat, daß das ordentliche Gericht seine Klage in der Sache 
erledigt, oder ob er ein solches Recht nicht hat. 

1. Die Prüfung der Gesetze auf Verfassungs-
mäßigkeit anläßlich eines gewöhnlichen Verfahren» befiehlt die 
bayerische, verbietet die schaumburg-lippische Verfassung. Die von 
Mitgliedern des Reichsgerichts mehrfach geäußerte Ansicht, das 
Reichsgericht habe die Frage des richterlichen Prüfungsrechts im 
bejahenden Sinne entschieden, trifft in dieser Form nicht :u. Wohl 
aber hat der Große Senat des Reichsversorgungsgerichts am 
21. Oktober 1924 einem Reichsgesetz wegen Verfassungsioidrigkeit 
die Gültigkeit versagt. Vielleicht neigt die Entwicklung zur öster-
reichischen, auch in der Tschecho-Slowaket angenommenen Lösung, 
wonach die Prüjnng dem Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich 
vortubehaüen wäre. 

Während nach § 72 der bayer. VerfU. die mit der Rechts-
pflege betrauten Behörden bei ihren Entscheidungen prüfen, ob 
ein anzuwendendes Landesgesetz mit einer Bestimmung der 
bayerischen Verfassung in Widerspruch steht, während anderer-
seits nach § 47 der schaumburg - lippischen Verfassung 
τ. 24. Februar 1922 die Prüfung der Rechtsbeständigkeit ge-
hörig verkündeter Gesetze und Notgesetze nicht den Behörden, 
sondern ausschliesslich dem Landtag zusteht, ist die Frage 
•ach dem richterlichen Prüfungsrecht dort, wo die Verfassung 
schweigt, also namentlich für das Reich, nach wie vor leiden-
schaftlich umstritten. Um einem weitverbreiteten Märchen ent-
gegenzutreten, sei bemerkt, daß das RG. die Frage noch nicht 
im bejahenden Sinne entschieden hat; vgl. die Nachweise in 
meinem Aufsatz „Das Märchen von der Überprüfung ver-
fassungswidriger Reichsgesetze durch das Reichsgericht" in der 
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JW. 1925 S. 454f. Wenn aal dem 33. Deutschen Juristen-
tage Senatepräsident Or. L o b e von einer res indicata auf 
diesem Gebiete gesprochen hat (vgl. Arch. d. öff. R., N. F. Bd. 7 
S. 352), wenn Reichsgerichtspräsident Dr. S i m ο η s am 
1. Oktober 1924 in einer Ansprache es „als eines der wich-
tigsten Ergebniese der vom KG. im vergangenen Berichtsjahr 
ausgeübten Urteilstätigkeit" bezeichnete, „daß das Plenum der 
Zivilsenate am 22. Febrnar 1924 dem deutschen Richter das 
Recht der PrUfang aller Gesetze auf ihre Verfassungsmäßigkeit 
vindiziert hat" (D. Richterz. 1924 Sp. 424), so maß einer leicht 
möglichen Legendenbildung entgegengetreten werden. Der Be-
schluß der Vereinigten Zivilsenate v. 22. Februar 1924 (RGZ. 
Bd. 107 S. 320fi.) betraf nur die Gültigkeit der Abgeltungs-
erweiterunge ν e r o r d η u η g, nicht die eines G e s e t z e s . 
Selbst wenn, worauf die Aeußerungen Lobes und Simons' hin-
deuten, in der Beratung die Ansicht vertreten wurde, daß dem 
Richter auch gegenüber Gesetzen das Prüfungsrecht zusteht, so 
kommt diese Auffassung doch im Beschlüsse selbst nicht zum 
Ausdruck und würde, auch wenn sie zum Ausdruck gekommen 
wäre, nicht die Bedeutung eines Präjudizes haben. Denn der 
eigentümliche Wirklichkeitswert, der eine gerichtliche Ent-
scheidung vor einer theoretischen Erörterung auszeichnet, kommt 
nur solchen Oedankengängen zu, auf die sich eine Fallent· 
Scheidung aufbaut; nur hinter ihnen steht die ganze Wucht 
richterlicher Verantwortung, nur sie sind viva vox iuris. 
Bedauerlich ist, daß jener Beschluß in der DJZ. insofern un-
genau wiedergegeben wurde, als er dort den einleitenden Satz 
enthält: „Zunächst ist das Plenum davou ausgegangen, daß es 
Pflicht und Recht der Gerichte sei, die Verfassungsmäßigkeit 
der in gehöriger Form publizierten Normet*, nachzuprüfen" 
(DJZ. 1924 Sp. 290). Davon steht in der amtlichen Sammlung 
kein Wort. Das Reichsversorgungsgericht aber stützt sich in 
der Entscheidung des Großen Senats v. 21. Oktober 1924 auf 
die irreführende Darstellung des Rechtsanwalts G ö r r e s in 
der JW. 1924 S. 1564ff. (dazu „Märchen", JW. 1925 S. 454f.) 
und vor allem auf den Zusatz der DJZ., deren oben ange-
führter Satz wörtlich wiedergegeben wird, und kommt mit 
einem: „Der Große Senat hat sich dieser Ansicht ange-
schlossen" zu einer Ungültigerklärung der als ein Rechts-
g e s e t z zustandegekommenen „Siebenten Ergänzung des Be-
Boldungsgetzee" v. 25. Oktober 1922 (vgl. Entsch. d. Reichs· 
versorgungugerichts 4. Bd. S. 168 ff., insbes. S. 189). Ange-
sichts dieser Irrungen, Wirrungen liegt auch heute noch nicht 
res iudicata vor. Sollte das RG. aber einmal wirklich ver-
antwortlich zu der Frage Stellung nehmen müssen, dann wird 
es mit gewohnter Sorgfalt die Gründe für und wider prüfen. 
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Es wird sich sagen, daß ein doch sehr leicht möglicher richter-
licher Irrtum α. U. schädlicher sein kann als ein Irrtum des 
Gesetzgebers. Es wird an den fein abwägenden Ausführungen 
T h o m a s im Arch. d. ». Β. Bd. 43 S. 267ff. (jetzt anch DJZ. 
1925' Sp. 573f.) nicht achtlos vorbeigehen dürfen. Es wird sich 
klar machen, wie schwer es bei uns angesichts der Partei-
grappierungen ist, selbst ein lebensnotwendiges Gesetz mit 
Zweidrittelmehrheit durchzubringen, und daß die Gefahr nur 
dadurch gemildert werden kann, daß sich der Richter der 
Prüfung eines in seiner Verfassungsmäßigkeit zweifelhaften 
Gesetzes enthält. Es wird die unserm Kulturkreise angehörigen 
Verfassungen der Eidgenossenschaft, Oesterreichs und der 
Tschechoslowakei auf sich wirken lassen, die dem Richter, 
•ei es Uberhaupt, sei es im gewöhnlichen Verfahren, das 
Prttfungerecht versagen (Schweiz. Bundesverf. Art. 113, 114 bis, 
Oest. Bundesverf. Art. 89, Tsch.-Sl. Verf. EG. v. 29. Febr. 1920 
Art. II, dazu E p s t e i n , Studienausgabe, 1923, S. 214). Es 
wird endlich beachten, daß auch nach dem ungeschriebenen 
Rechte Basels das richterliche PrUfungsrecht von den G e -
r i c h t e n neuerdings verneint wird (Urt. des Basler Ver-
waltungsgerichte v. 26. Januar 1923, Entscheid des Bundes-
gerichts v. 27. April 1923, Schweizerisches Zentralblatt f. Staats-
u. Gemeinde·Verwaltung 1923 S. 309 ft.), obgleich hier die 
T h e o r i e daran gearbeitet hatte, es zu bejahen ( R u c k , 
Basier Festg. z. Schweiz. Juristentag, 1920, S. 49 ff.). Bedenkt 
man, zu welcher Erschütterung der Rechtssicherheit selbst die 
Ungültigkeitserklärung einer bloßen Notverordnung wie der 
des Reichspräsidenten v. 4. Dez. 1924 durch den Reichsfinanz-
hof geführt hat (vgl. K l o ß in der DJZ. 1925 Sp. 235ά.), so 
scheint es mir, trotz der vorhandenen starken Strömungen für 
das richterliche PrUfungsrecht, doch nicht sicher zu sein, daß 
es auch wirklich kommt. Wahrscheinlicher ist die Entwick-
lung im Sinne der österreichischen Lösung. Die österreichische 
Bundesverfassung behält die Prüfung eines Gesetzes auf Ver-
fassungsmäßigkeit dem Verfassuogsgerichtshof vor (Art. 89, 
140), ähnlich die tschechoslowakische Verfassung (EG. Art. II). 
Da der 33. Deutsche Juristentag Ausdehnung der Zuständig-
keit des Staatsgerichtehofes für das Deutsche Reich auf Ver-
fassungsstreitigkeiten des Reichs verlangt hat (Arch. d. ö. R., 
N, F. Bd. 7 S. 353), ist es leicht möglich, daß durch oder bei 
Erfüllung dieser Forderung der unerquickliche Streit im Sinne 
einer ausschließlichen Zuständigkeit des Staatsgerichtshofs für 
das Deutsche Reich entschieden wird. 

2. Die abstrakte Fettstellung der Gültigkeit 
oder der Ungültigkeit einer Rechtsnorm ist aus· 
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drücklich vorgesehen nur im Verhältnis zwischen Reichsrecht und 
Landesrecht (RV. Art. 13). Darüber hinaus kann die Frage der 
Verfassungsmäßigkeit einer Landesverordnung, eines Statuts oder 
eines Landesgesetzes Hauptpunkt einer nach RV. Art. 19 zu ent-
scheidenden Verfassungsstreitigkeit sein. Da die Ausdehnung der 
Zuständigkeit des Staatsgerichtshofs für das Deutsche Reich auf 
Verfassungsstreitigkeiten des Reichs angestrebt wird und sich auch 
sonstige Anzeichen einer abstrakten gerichtlichen Feststellung der 
Gültigkeit von Rechtsnormen bemerkbar machen, dürfte auch hier 
die österreichische Regelung die Entwicklungsrichtung angeben. 

Die soeben angedeutete Lösung der Frage des richterlichen 
Prüfungerechts hätte den unleugbaren Vorteil, daß der Streit-
punkt abstrakt, d. h. einmal ftlr allemal, entschieden würde 
und die Gerichte nicht ein zweites oder drittes Mal beschäf-
tigen könnte. Eine solche abstrakte Feststellung der Gültigkeit 
oder Ungültigkeit einer Rechtsnorm ist dem geltenden Reichs-
recht nicht mehr fremd, seit die Reichsverfassung (Art. 13), das 
za ihrer Ausführung ergangene Reichsgesetz v. 8. April 1920 
und § 6 des Finanzausgleichsgesetzes r. 30. März 1920/23. Juni 
1923 mit der abstrakten Prüfung der Gültigkeit eines Landes-
gesetzes das Reichsgericht, bei Steuervorschriften den Reichs-
finanzhof betraut haben. So wichtig diese Regelung war, so 
ist sie doch nur eine Teilregelung, denn ein gleich starkes 
Interesse besteht u. U. für die abstrakte Feststellung der Ver-
fassungsmäßigkeit eines Gesetzes und der Gesetzmäßigkeit 
(„Gesetz" hier im Sinne von „höhere Rechtsnorm" genommen) 
einer Verordnung oder einer sonstigen untergeordneten Rechts-
norm. Hier greift RV. Art. 19 ein, aber nur, soweit die Frage 
Gegenstand einer Verfassungsstreitigkeit innerhalb eines Landee 
sein kann, also nicht bei Reichsnormen, auch nicht bei bloßer 
Gesetzwidrigkeit einer Landesnorm, sondern nur bei deren 
Verfassungswidrigkeit, gleichgültig, ob es sich dabei um ein 
Landesgesetz, eine Landesrerordnung oder eine statutarische 
Vorschrift handelt. So hat der Staatsgerichtshof für das Deutsche 
Reich am 29. September 1923 entschieden: „Es wird fest-
gestellt, daß die §§ 6 und 11 des sächsischen Gesetzes über 
den Staatsrechnungshof vom 4. Juli 1922 mit Art. 48 der säch-
sischen Verfassung in Widerspruch stehen" (RGZ. Bd. 107 S. IT1*). 
Ob eine solche Entscheidung die Unwirksamkeit der verfassungs-
widrigen Bestimmung zur Folge hat oder das Land nur za 
deren Aufhebung verpflichtet, richtet sieb nach Landesrecht 

Die abstrakte Feststellung der Gesetzwidrigkeit einer unter-
geordneten Rechtsnorm oder, was etwa dasselbe bedeutet, die 
abstrakte Anfechtung einer solchen Norm wegen Gesetzwidrig-
keit kam' früher nur vereinzelt vor (bad. Wassergesetz v. 12. 
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Aprii 1913 § 120 Abe. 1 Ziff. 2) and ist auch beate noch selten. 
Namentlich darf das Wortpaar „Anordnungen and Verfügungen" 
in KV. Art. 107 oud in neueren Landesgesetzen nicht za der 
Annahme verleiten, die verwaltuugsgerichtliche Anfechtungs-
klage sei jetzt anders als früher aach anmittelbar gegen Ver-
ordnungen gegeben. Versuche derartiger abstrakter Anfech-
tungen worden mit Hecht mehrfach zurttckgewiesen (Thür. 0 V 6 . 
26. Okt 1920, Jahrb. d. Entsch. d. thür. OVG. 1920 8. 101 ff.; 
Wttrtt VGH. 15. Okt. 1922, Z. f. fr. Ger. usw. i. Wtt., Spruchbeil. 
1923 S. 118ff.). Daß trotzdem der Gedanke der abstrakten 
Ungültigkeitserklärung einer untergeordneten Rechtsnorm um 
sich greift, beweist neben RV. Art. 13 und neben dem Antrag 
S c h i f f e r u. Gen. v. 2. Januar 1912 (Drucks. Nr. 20 d. Abg.Hauses) 
das preußische Gesetz v. 26. August 1921 zur Aenderung des 
Kommunalabgabengesetzes, dessen § 7 0 a bestimmt: „Wird im 
Verwaltungsstreitverfahren (nämlich auf Klage eines Steuer-
pflichtigen) eine Abgabenordnung für rechtsungültig erklärt 
(nämlich nur fUr diesen einen Fall), so kann einer neuen Ord-
nung, die die gleiche oder· eine gleichartige Abgabe regelt, 
rückwirkende Kraft beigelegt werden." Dies ist zwar noch 
keine abstrakte Ungültigkeitserklärung, aber doch eine, die so 
wirkt, als wäre sie abstrakt. Vor allem sei aber auf Art. 139 
der österreichischen Bundesverfassung hingewiesen, wonach der 
Verfaesangegerichtshof in einem Sonderverfahren Uber die Gesetz-
widrigkeit .von Verordnungen einer Bundes- oder Landesbehörde 
entscheidet. „Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes, 
mit dem die VO. als gesetzwidrig aufgehoben wird, verpflichtet 
die zuständige Behörde zur unverzüglichen Kundmachung der 
Aufhebung ; die Aufhebung tritt am Tage der Kundmachung in 
Kraft." Bedenkt man das schon erwähnte Bestreben, die Zu-
ständigkeit des Staatsgerichtshofs für das Deutsche Reich auf 
Verfassungestreitigkeiten des Reichs auszudehnen, bedenkt man 
ferner die nahe Verwandtschaft des österreichischen Rechts mit 
dem deutschen und die in die Augen springende Zweckmäßig-
keit der österreichischen Regelung, bedenkt man endlich, daß 
es doch kaum einen tieferen Sinn hat, die abstrakte Feststellung 
der Gültigkeit einer Norm für alle Zukunft nur im Verhältnis 
zwischen Reichsrecht und Landesrecht oder zwischen Landes-
norm und Landesverfassung zuzulassen, so wird vermutlich 
die österreichische Regelung auch einmal auf Deutschland 
Obergreifen. 

3. Die Entscheidung des RG. und des RFH. (künftig wohl 
auch des RVG.) nach RV. Art. 13 Abs. 2 über die Unvereinbarkeit 
einer landesrechtlicken Norm mit dem Beichsrecht ist zugleich eine 
gesetzeskräftige Auslegung des Reichsrechts dahin, 
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daß es das Bettehen einer der artig en landesrechtlichen Norm 
nicht duldet. Dies, die Tatsache, daß das RG. neuerdings mit 
Recht auch die Unvereinbarkeit einer Landesnorm „in ihrer An-
wendung auf bestimmte Fälleu feststellt (RGZ. 107, 287), die Be-
trauung des württ. VGH. mit der authentischen Auslegung einer 
Bestimmung der württembergischen Verfassung, endlich auch die 
namentlich an den Namen Ζ eil er sich knüpfenden Bestrebungen 
nach der Schaffung eines Reichsrechtehofs zur bindenden Gesetzes-
auelegung lassen vermtden, daß über kurz oder lang die gesetzes-
kräftige Auslegung objektiven Rechts ganz allgemein einém oder 
mehreren obersten Gerichtshöfen übertragen werden wird. 

KV. Art. 13 Abs. 2 wird vielleicht auch noch die Keimzelle 
für eine andere als die soeben geschilderte Entwicklung sein. 
Er ermächtigt die zuständige Reichs- oder LaDdeszentralbehOrde, 
die Entscheidung „eines obersten Gerichtshofs des Reichs" dar-
über anzurufen, ob eine landesrechtliche Vorschrift mit dem 
Reicherecht vereinbar ist oder nicht. Dieser oberste Gerichts-
hof ist z. Zt. für Steuergesetze der Reichsfinanzhof, sonst das 
Reichsgericht. Nach Errichtung des RVG. oder der Einrichtung 
von Verwaltungssenaten am RG. als RVG. wird aber diese 
stark justizstaatliche Regelung vermutlich ihr Ende finden, und 
die Zuständigkeit der Zivil· oder Strafsenate auf den Fall be-
schränkt bleiben, daß die landesrechtliche Vorschrift dem bürger-
lichen Rechte, dem Strafrecht oder dem gerichtlichen Verfahren 
angehört. Welches ist nun aber die Wirkung einer Entscheidung 
solcher obersten Gerichtshöfe des Reichs? Nach § 3 Abs. 3 
des Gesetzes v. 8. April 1920 hat die Entscheidung Gesetzes-
kraft. Die nach Ansicht des RG. mit dem Reichsrecht im 
Widerspruch stehende landesrechtliche Vorschrift tritt also außer 
Kraft, wie wenn sie durch ein Reichsgesetz förmlich aufgehoben 
worden wäre, gleichgültig, ob die Ansicht des RG. richtig ist 
oder nicht. Darüber hinaus muß die Entscheidung aber auch 
die Bedeutung einer gesetzeskräftigen Auslegung des Reiche-
rechts dahin haben, daß das geltende Reichsrecfat eine landes-
rechtliche Vorschrift wie die aufgehobene nicht duldet, auch 
eine kttuftige nicht, auch nicht eine gleichlautende oder gleich-
bedeutende eines anderen Landes. Sonst würde es ja das 
Land versuchen dürfen, die aufgehobene Vorschrift alsbald neu 
zu erlassen, eine Ansicht, die VOD M o r s t e i n M a r x vertreten 
wird (PrVBl. Bd. 43 S. 500, Bd. 44 S. 137), die aber ange-
eichte des ausgesprochenen Zwecks des Art. 13 der RV., Rechte-
klarheit im Gegensatze zur bisher möglichen Rechteverwirrung 
zu schaffen, unmöglich richtig sein kann. Bei der Ausdehnung 
der Gesetzeskraft der EntecheiduDg auf andere Länder tritt 
alierdinge das Bedenken entgegen, daß die Regierungen jenet 
Länder am gerichtlichen Verfahren gar nicht beteiligt waren. 
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daß also filr sie eine res inter alios iudicata vorliegt, üem ist 
entgegenzuhalten, daß das znm zweitenmale angerufene KG. 
gar nicht anders entscheiden darf als das erstemal, da es sonst 
zu dem unmöglichen Ergebuis kommen könnte, daß die Vor-
schrift χ im Lande P. mit dem doch einheitlichen Reichsrecht 
im Widerspruche steht, im Lande B. aber mit ihm vereinbar 
ist Dadurch, daß der Entscheidung Gesetzeskraft beigelegt 
ist, nicht bloße Rechtskraft, wirkt sie eben inter onines, nicht 
nur inter partes. Ebenso mit Uberzeugenden Gründen RGKat 
Dr. S t r e c k e r in der bayer. Gemeinde- u. Verwaltungszeitung 
1923 Sp. 465ff.; vgl. auch meine Anmerkung in der JW. 1924 
S. 439. Das bayerische Oberste Landesgericht hatte sich wenig-
stens aus ZweckmäßigkeitsgrUnden dem für das preußische 
Recht ergangenen Beschlüsse des RG. v. 20. Februar 1923 ge-
fügt (Urt. V. 9. Mai 1923, Z. f. Rpfl. in Bayern 1923 S. 215 f.), 
während der bay. VGH. dem Beschlüsse unmittelbare Bedeutuug 
für Bayern absprach (Beschl. v. 28. Nov. 1923, ebendort 1924 
S. 12f.). Glücklicherweise hat das bayerische Gesetz v. 7. März 
1924 diesem unerträglichen Zwiespalt dadurch ein Ende be-
reitet, daß es sich der Auffassung des RG. fügte. 

Die soeben gemachten Ausführungen sollten nur den Boden 
für die Erkenntnis vorbereiten, daß es schon heute Fälle g e -
s e t z e s k r ä f t i g e r A u s I e gu η g o b j e k t i v e n R e c h t e s 
gibt. Im Bereiche dieser Tatsache liegt es auch, daß das RG. 
neuerdings der landesgesetzlichen Norm zunächst eine bestimmte 
Auslegung gibt und dann die Unvereinbarkeit der a n d e r s 
ausgelegten Norm mit dem Reichsrecht ausspricht. So lautet 
der Beschluli des RG. v. 27. Nov. 1923 (RGBl. 1924 1 S. 41, 
RGZ. Bd. 107 S. 287), daß die Vorschriften des sächsischen 
Altersgrenzengesetzes „in ihrer Anwendung auf die ordentlichen 
Mitglieder des Landeskonsistoriums" mit der RV. nicht verein-
bar seien. Von hier zur Erklärung der Unvereinbarkeit der 
r i c h t i g ausgelegten Landesnorm mit dem Reichsrecht ist nur 
ein Schritt. Eine ganz zweifelsfreie gesetzeskräftige Auslegung 
durch Richterspruch sieht aber das wUrttembergische Gesetz 
v. 31. Mai 1922 Uber die Auslegung des § 63 Abs. 3 Satz 2 der 
wttrttembergischen Verfassung vor. Die Auslegung dieses Satzes 
oder des § 83 der VerfU. v. 20. Mai 1919 wird durch Beschluß 
des VGH. festgestellt. Der Beschluß hat Gesetzeskraft. Be-
trachtet man diese Ansätze einer Entwicklung in ihrer Gesamt-
heit, so hat es den Anschein, als ob der Ζ e i l ersehe Plan 
eines Reichsrechtehofs zur gesetzeskräftigen Auslegung des gel-
tenden Reichsrechts nicht mehr ganz dem Bereiche der bloßen 
Wttnsche angehört. Z e i l e r hat seine Gedanken zuletzt in der 
D. Richterzeitung 1925 Sp. 62 ff. geäußert. Von Praktikern haben 
ihm in neuerer Zeit D r e w s und W i e d e r s u m zugestimmt 
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(D. Wirtschaftsztg. 1921 S. 195 ff.). Eiue Abschlagszahlung auf 
die Forderang nach einem Reicherechtshof wäre der m. W. bei 
den amtlichen Stellen gehegte Plan, fUr die grundsätzlichen 
Entscheidungen der obersten Verwaltungsgerichte des Reichs 
nnd der Länder zum Reichsrecht eine fortlaufende einheitliche 
Sammlung einzurichten und diese Gerichte zu verpflichten, eine 
Entscheidung des Staatsgerichtehofs oder eines anderen höchsten 
Gerichtshofs des Reiche einzuholen, wenn sie von der veröffent-
lichten Entscheidung eines anderen Gerichts abweichen wollen. 
Die dann ergehende Entscheidung des Staatsgerichtshofs oder 
des andern höchsten Gerichtshofs wird ebenfalls in der Samm-
lung veröffentlicht und hat fUr künftige Fälle keine größere 
Kraft als die übrigen Entscheidungen. 

4. Ueber den Bestand, der höchsten Staatsorgane 
entscheiden die ordentlichen und die Verwaliungsgerichte in reiner 
lorm und nach der Révolution nur selten, so das Verwaltungs-
gericht in Lübeck über die Eintragung in die Wählerliste für die 
Reichstagswahl, das preußische O Vtì. über die Gültigkeit der Wahlen 
zum, Staatsratf das Danaiger Oberste Gericht über die Gültigkeit 
der Wahlen zum Volkstag und die zweifelhaft gewordene Mitglied-
schaft zum Volkstag. 

Der Bauptanwendungefall für eine gerichtliche Entscheidung 
über den Bestand eines Staats- oder Kommunalorgans, insbe-
sondere Uber die Zusammensetzung eines Kollegiums, wird 
immer der Fall der Wahlprttfnng bleiben. Während sich auf dem 
Gebiete der Gemeindewahlen seit 1918 nichts Wesentliches ge-
ändert hat, es hier auch keiner wesentlichen Aendernng bedurfte, 
hat sich der Rechtsschutz für die staatlichen Wahlen durch 
die, allerdings nicht durchgängige, Einführung von Wahlprüfungs-
gerichten erheblich verbessert. Es würde den Gegenstand der 
mir gegebenen Aufgabe einer Darstellung des Rechtsschutzes 
durch die ordentlichen und die Verwaltungsgerichte überschreiten, 
wollte ich auf die Organisation der besonderen Wahlprüfungs-
gerichte, dieser Sonderstaatsgerichtshöfe, näher eingehen. Nur 
wenn Verwaltungsgcrichte oder ordentliche Gerichte ausnahms-
weise mit solcher Staatsgerichtsbarkeit betraut sind, bedarf die 
Tatsache der Erwähnung. Das einzige Verwaltuogsgericht, 
das Uber die Zugehörigkeit zum Organ „ReichsWählerschaft", 
nämlich die Eintragung in die Wählerliste fUr die Reichstags-
wahl oder für eine sonstige Stimmenabgabe in Reichssachen 
entscheidet, ist das VG. Lübeck nach der lüb. AnsfVO. z. 
Reichsstimmordnung v. 29. März 1924; im übrigen Deutschland 
fehlt es in dieser Beziehung überhaupt an jedem gerichtlichen 
Schutz, eine begreifliche Folge der „Wählerliste von Fall zu 
Fall" im Gegensätze zur dauernden Wählerliste, wie sie z. B. 
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in der Tschechoslowakei besteht (Gee. τ. 19. Dez. 1919). Ueber 
die Gültigkeit der Wahlen zum preußischen Staatsrat entscheidet 
nach dem preuß. Gesetz v. 16. Dez. 1920 § 24 das OVG., ebenso 
nach dem Ges. τ. 25. Joli 1922 § 2 Uber die Gültigkeit der 
Wahlen zum Bezirksaasschuß and znm Provinzialrat. Die Be-
trauung eines ordentlichen Gerichts mit den Aufgaben eines 
Wahlprüfungsgerichte wie früher in Elsaß-Lothringen findet 
sich zurzeit nur in Danzig, wo nach Art. 10 der Verfassung 
τ. 14. Juni 1922 das Oberste Gericht Uber die Gültigkeit der 
Wahl eines Abgeordneten und auch sonstwie darüber entscheidet, 
ob die gesetzlichen Voraussetzungen der Mitgliedschaft vorhanden 
sind. Weder die lttbeckische noch diese Danziger Bestimmung 
kann aber als typisch gelten, und so wird es wohl auch in Zu-
kunft dabei bleiben, daß über die Gültigkeit parlamentarischer 
Wahlen und sonstiger höchstpolitischer Stimmabgaben besondere 
Wahlprüfungsgerichte entscheiden, die Zuständigkeit der ordent-
lichen Gerichte ganz ausscheidet und die Zuständigkeit der Ver-
waltungsgerichte auf die Prüfung der Gültigkeit von Kommnnal-
wahlen und Wahlen zu Staatsbehörden beschränkt bleibt. 

5. Auch über die Befugnisse der höchsten S t a a t s · 
organe und deren Beziehungen zueinander ent-
scheiden die ordentlichen und die Venoaltungsgerichte nur sehen. 
Für Lübeck übt das Hanseatische OLG. Staatsgerichtsbarkeit aus, 
in Sachsen entscheidet über die Zulassung zum Volksbegehren das 
Plenum des 0 VG. Diese sächsische Bestimmung deckt einen Mangel 
des Reichsrechts auf. Von einer Entwicklungstendenz zu einem all-
gemeinen gerichtlichen Schutz der Beziehungen einzelner Behörden 
zueinander — etu~a der akademischen Behörden zur Staatsregierung 
— ist zurzeit noch nichts zu spüren. 

Eine weitere Art des Schutzes rein oder überwiegend ob-
jektiven Rechts bestände darin, daß die Gerichte über die Zu-
ständigkeit eines bestimmten Staats· oder Kommunalorgaus 
schlechthin, ohne Beziehung zu einem dem Staate oder dein 
Kommunalrerband gegenüberstehenden Rechtssubjekt, und Uber 
die Beziehungen zwischen mehreren Organen eines und des-
selben Staates oder eines und desselben Kommunalverbandes 
za entscheiden hätten. Soweit die Organe höchste Organe der 
Länder sind, insbesondere Regierung und Volksvertretung, wäre 
der Streit eine Verfassungestreitigkeit und würde, falls im Laude 
kein Gericht zu ihrer Erledigung besteht, durch den Staats-
gerichtshof für das Deutsche Reich zu entscheiden sein (RV. 
Art. 19). Die Darstellung der Zuständigkeit besonderer Staats-
gerichtshöfe der Länder, wie es sie z. B. in Bayern, Thüringen, 
Mecklenburg-Schwerin und Oldenburg gibt, ist niebt Aufgabe 
diesee Berichts. Dagegen ist hervorzuheben, daß nach Art. 60 
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der Verfassung von Lübeck Uber Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Senat and Bürgerschaft das Hanseatische OLG. Recht 
spricht. Auch das Pienoni des sächsischen OVG. übt Staats-
gerichtsbarkeit ans, wenn es nach dem sächsischen Gesetze 
v. 8. März 1921 § 2 anf Einsprach des ersten Unterzeichners 
Uber die vom Gesamtministerinm abgelehnte Znlassnng eines 
Volksbegehrens entscheidet. In andern Ländern würde hier, 
falls keine Regelung getroffen ist, der Staatsgerichtshof für das 
Deutsche Reich zuständig sein. Dagegen fehlt es solchenfalls 
im Reiche an jedem Rechtsschutz, solange RV. Art. 19 noch 
nicht auf Verfassüngsstreitigkeiten des Reichs aasgedehnt ist: 
über den Antrag auf Zulassung entscheidet der Reichsminister 
des Innern ohne jegliche Nachprüfung durch ein Gericht (Reichs-
ges. ü. d. Volksentscheid v. 27. Juni 1921 § 30). Bei Streitig-
keiten nicht-höchster Staatsorgane liegt der Rechtsschutz auch 
in den Ländern ziemlich im argen. Wohl ist nach wie vor 
das Verwaltungsstreitverfahren für den Fall vorgesehen, daß 
der Bürgermeister einen Beschluß der Gemeindevertretung be-
anstandet (z. B. preuß. Zuständigkeitsgesetz v. 1. Aug. 1883 § 15); 
hierbei kann man allerdings im Zweifel sein, ob es sich noch 
am den Schutz rein objektiven Rechts handelt, da sich die An-
sicht vertreten läßt, daß der hier den Weisungen der Aufsichts-
behörde unbedingt unterworfene Bürgermeister gar nicht als Ge-
meinde-, sondern als Staatsorgan tätig wird. Auch au die ver-
waltuugsgericlitliche Anfechtung eines endgültigen Beschlusses 
des Provinzialrats, des Bezirksausschusses, des Kreisausschusses 
durch den Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten, Landrat 
nach dem preußischen Landesverwaltungsgesetz § 120 ist hier 
zu denken, soweit jener endgültige Beschluß nicht zugleich ein 
subjektives Recht berührt. Dagegen sucht man vergebens nach 
einem a l l g e m e i n e n Schutz der Beziehungen der Staats-
behörden zueinander. Ich denke dabei in erster Linie an das 
Verhältnis der Universitätsbebörden zur Aufsichtsbehörde, ins-
besondere zum Minister. Die Befugnisse des Senats, der 
Fakultäten, der Institutsdirektoren stehen mit der juristischen 
Persönlichkeit der Universitäten in gar keinem oder in nur 
losem Zusammenhang, gehören also auch im Verhältnis zum 
Staate dem objektiven Rechte an (vgl. O t t o M a y e r , VR. II*, 
S. 339). Auch bei Neuordnung der preußischen Universitäts-
satzungen bat die Regierung nichts getan, um den unerquick-
lichen Konflikten zwischen Universität und Aufsichtsbehörde 
durch Gewährung verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes die 
Spitze abzubrechen, obgleich das Bedürfnis danach in der 
Schrift H u b r i c h s , Der Legalcharakter der preußischen Uni-
versitätsstatuten und die Notwendigkeit eines neuen Universitäts-
gesetzes, 1918, S. 123 ff., deutlich zum Auedraok gekommen war. 
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III. Schutz subjektiver Rechte. 
Der Schutz subjektiver Rechte kann bestehen 

1. in der Notwendigkeit einer gerichtlichen Entecheidnug für die 
Vornahme ânes behördlichen Eingriffs, 

2. in der von den Gerichten nachträglich anzuerkennenden Selbst-
hilfe gegen behördliche Maßnahmen, 

3. in der Anrufung der Gerichte gegen behördliche Maßnahmen 
oder behördliche Untätigkeit, 

4. in der gerichtlichen Geltendmachung der vermögensrechtlichen 
und der strafrechtlichen Beamtenhaftung. 

Wegen der Abgrenzung des objektiven Rechts vom sub-
jektiven sei auf die Vorbemerkung anter II verwiesen. Es ist 
wohl überflüssig za betonen, daß mit dem Schatze subjektiver 
Rechte immer aach der Schatz objektiven Rechts verbanden 
ist, da zwar das objektive Recht ohne subjektives Recht 
gedacht werden kann, nicht aber das subjektive Recht ohne 
objektives. 

Die Gliederung des Schatzes subjektiver Rechte bedarf 
keiner ausführlichen Erläuterung. Nehmen wir ein einfaches 
Beispiel: das Eigentum an einer Sache, das mir nur unter 
bestimmten Voraussetzungen entzogen werden darf. Ich bin 
gerichtlich geschützt, wenn mir die Sache erst anf Grund eines 
Richterspruchs genommen werden darf. Ich bin gerichtlich 
geschützt, wenn ich mich der Wegnahme mit Gewalt erwehren 
kann und der Strafrichter mich von der Anklage des Wider-
stands gegen die Staatsgewalt freispricht Ich bin gerichtlich 
geschützt, wenn die Verwaltungsbehörde die Sache beschlag-
nahmt, das von mir angerufene Gericht aber die Beschlagnahme 
aufhebt. Ich bin endlich gerichtlich geschützt, wenn ich den 
durch die gesetzwidrige Wegnahme der Sache entstandenen 
Schaden durch Klage gegen den Staat geltend machen and 
wenn ich durch Anrufung des OLG. nach StPO. § 172 die 
Staatsanwaltschaft zwingen kann, Anklage gegen den schuldigen 
Beamten zu erheben. Ob die Geltendmachung der vermögens-
rechtlichen Amtshaftung t h e o r e t i s c h besser dem Privatrecht 
oder dem Verwaltnngsrecht zuzuweisen ist, bleibe dahingestellt; 
jedenfalls steht die Amtshaftung im engsten Zweckzusammen-
hange mit dem Schutze subjektiver öffentlicher Rechte. 

1. Als vereinzelte Beispiele der Notwendigkeit einer 
gerichtlichen Entscheidung für die Vornahme 
eines b ehördlichen Eingrif f s sind eu nennen die aus 
dem Kriege stammende Untersagung des Handels durch den Straf -
richter nach § 25 der VO. über Handelsbeschränkungen vom 13. Juli 
1923, die ebenfalls schon früher möglich gewesene Entziehung der 
Befugnis zur Notenausgabe durch sivilgerichtliches Urteil nach § 24 
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•des Privatbankgesetzes vom 30. August 1924, die Nichtigerklärung 
eines Kartells durch das Kartellgericht auf Antrag des Reichs-
wirtschaftsministeriums nach der VO. vom 2. Noveniber 1923. In 
größerem Maßstabe sieht diese Art der Gerichtstätigkeit der Ent-
wurf eines StGB, von 1925 vor, sofern er den Strafrichter zu 
zahlreichen „Maßregeln der Besserung und Sicherung" ermächtigt, 
voie Anordnung der Unterbringung in einer öffentlichen Heil· oder 
Pflegeanstalt, einer Ί nnkerheilanstaIt, Sicherheitsverwahrung, Schutz-
aufsicht, Wirtshausverbot. Ob eine solch ausgedehnte Verwaltung 
durch die Gerichte einen Fortschritt bedeutet, hängt von der im 
EG. zu beantwortenden Frage ab, wieweit die Zuständigkeit des 
Strafrichters die Vornahme ähnlicher Maßnahmen durch die Ver-
waltungsbehörden ausschließt. 

Es würde heute als eine Ueberspannnng des Rechtsstaats-
gedankens, als eine Stilwidrigkeit empfunden werden, wenu 
dem Staate in weitem Umfange oder gar regelmäßig die Holle 
des Klägers zugemutet wUrde. Vorschriften wie die des preußi-
schen Zuständigkeitsgesetzes v. 1. August 1883 §§ 119, 120 oder 
des preußischen Kleinbahngesetzes v. 28. Juli 1892 § 25, wonach 
Gewerbegenehmigungen und Kleinbahnkonzessionen auf ver-
waltungsgerichtliche „Klage der zuständigen Behörde" zurück-
genommen werden, oder wie die des Bankgesetzes v. 14. März 1875 
§ 50 (Übergegangen in § 24 des Privatbankgesetzes v. 30. August 
1924), wonach die Befugnis einer Privatnotenbank zur Noten-
ausgabe auf Klage der zuständigen Reichs- oder Landesbehörde 
durch Urteil der ordentlichen Gerichte entzogen werden konnte 
und kann, oder wie die der ReichsVO. gegen Mißbrauch wirt-
schaftlicher Machtstellungen v. 2. Nor. 1923 § 4, wonach der 
Reichswirtschafteminister beim Kartellgericht beantragen kann, 
daß ein Syndikat oder der Beschluß eines Syndikats fllr nichtig 
erklärt oder die bestimmte Art seiner Durchführung untersagt 
wird, alle derartigen Vorschriften waren Ausnahmen und sind 
es auch heute noch; sie rechtfertigen sich aber durch die Höhe 
des auf dem Spiele stehenden Interesses. Nur auf e i n e m 
Gebiete staatlicher Verwaltung, das wir allerdings gar nicht 
mehr als Verwaltung empfinden, gilt der Grundsatz von der 
Notwendigkeit vorgängiger gerichtlicher Entscheidung in wei-
testem Umfange: auf dem Gebiete des Strafrechts. Nnlla poena 
sine lege, aber auch: Nulla poena sine indicio. Wo es daher 
der Gesetzgeber für gut gefunden hat, mit der Bestrafung eine 
Verwaltungsmaßregel zu verbinden, wie bei der VO. Uber 
Handelsbeschränkungen v. 13. Juli 1923 § 25 (RGBl. I S. 706), 
ist es nicht verwunderlich, da/* die Verwaltungsmaßregel als 
Zubehör der Bestrafung erscheint und das G e r i c h t , nicht 
eine Verwaltungsbehörde, ermächtigt wird, dem Angeklagten 
im Urteil den Handel mit Gegenständen des täglichen Bedarfs zu 
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untersagen. In großem Umfange betraut der „Amtliche Entwurf 
eiues Allgemeinen Deutschen Strafgesetzbuchs" von 1925 den 
Strafrichter mit solchen, YOD den Strafen wohl geschiedenen (§ 3) 
..Maßregeln der Besserung und Sicherung", wie Unterbringung 
in einer öffentlichen Heil- oder Pflegeanstalt, einer Trinker-
heilanstalt, Sicherheitsverwahrung, Schutzaufsicht, Wirtshaus-
verbot, Ueberweisung an ein Armenhaus (§§ 42fi., 378ff.). Bei 
einigen Maßregeln leuchtet es ein, daß ihre Anordnung oder 
Nichtanordnnng durch das Gericht die Verwaltungsbehörden in 
ihren weiteren Entschließungen nicht behindert. So kann sicher 
ein Irrsinniger von der Verwaltungsbehörde einer Heil- oder 
Pflegeanstalt überwiesen werden, auch wenn das Gericht in 
Verkennung der drohenden Gefahr von dieser Maßnahme ab-
gesehen hatte. Nicht ganz so klar liegt der Fall z. B., wenn 
das Gericht nach § 52 ein Wirtshausverbot erlassen hat, da hier 
das Gesetz die Frist auf drei Monate bis ein Jahr festsetzt und 
es als große Unbilligkeit empfunden werden könnte, wenn nach 
Ablauf der Frist die Verwaltungsbehörde das Verbot unbegrenzt 
erneuern durfte. Hier Klarheit zu schaffen, ist Aufgabe des 
künftigen EinfUhrung^iresetzes. Von dessen Regelung wird es 
abhängen, ob und welche Verwaltungsmaßnahmen zur aus-
schließlichen Zuständigkeit des Strafrichters gehören sollen, 
und damit, ob und in welchem Umfange hier der vorgängige 
gerichtliche Rechtsschutz an Boden gewonnen hat. 

2. Die Selbsthilf e des einzelnen kann bestehen im Un-
gehorsam gegen eine in Virer Bedeutung oder Gültigkeit zweifel-
hafte Einordnung, im Widerstand gegen die Staatsge-
walt und in der Beleidigung einer Behörde. 

a) Der Ungehorsam ermöglicht nach wie vor den besonders 
in Bayern auch bei Einzelverfügungen zu Ansehen gelangten 
Schutz des Straf richten. Die neuerdings ge-
schaffene Möglichkeit einer Nichtverfolgung des Täters wegen 
Belanglosigkeit der Tat (StPO. § 153), die nach dem 
StGEntw. § 13 vorgeschriebene Freisprechung des Täters bei 
einem schuldlosen Irrtum, der ihn das Unerlaubte seiner Tat 
nicht erkennen liißt. bedeutet eine Verschlechterung dieser an 
sich nicht idealen Art des Rechtsschutzes. 

Der disziplinar g er ichtlich zu beurteilende 
Ungehorsam des Beamten ist zurzeit vielfach das 
einzige Mittel, durch das sich der Beamte, allerdings auf eigene 
Gefahr, unter gerichtlichem Schutze gegen unzulässige Befehle 
seiner Vorgesetzten wehren kann. Verschlechterung, insbesondere 
Politisierung der Disziplinargerichtsbarkeit, verschlechtert daher 
auch diese Art des Rechtsschutzes, dessen Ablösung durch dienst· 
gerichtliche Einrichtungen wohl nur eine Frage der Zeit ist. 
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b) Bader Regelung des Wider stands gegen die Staats-
gewalt läßt der StGEntw. §141 die Frage, ob zur Recht-
mäßigkeit der Amtsausübung der pflichtmäßige gute Glaube 
des Beamten von der Rechtmäßigkeit seiner Handlung ge-
nügt — die bei billiger Abicägung der beiderseitigen Interessen 
wohl richtigere, aber dem Rechtsschutz nachteiligere Lösung —, 
nach wie vor offen. 

c) Die Behördenbeleidigung — etwa in der Form, die 
Behörde habe das Recht verdreht — wird nach dem Entwurf 
eines StGB, in ihrer Bedeutung als Rechtsbehelf insofern 
herabgemindert, als der Beleidiger leichter als nach geltendem 
Rechte schon wegen Wahrnehmung berechtigter Interessen frei· 
gesprochen werden kann (Entw. § 286). 

Die Seibethilfe des einzelnen gegenüber dem Staate wird 
immer ein Notbehelf bleiben and eich schon aas physischen 
Grttnden nar selten znm körperlichen Angriff steigern können. 
Sie ist aber fttr den seines Rechtes bewußten Bürger das 
einzige Mittel za gerichtlicher Durchsetzung seines Rechts, 
wenn ihm der ordentliche oder der Verwaltungsrechtsweg für 
die Anfechtung der behördlichen Maßnahmen oder die sonstige 
Feststellung seines Rechts versagt ist. Daher findet sich die 
Selbsthilfe vor allem in der Form des U n g e h o r s a m s 
g e g e n u n g ü l t i g e V e r o r d n u n g e n . Eine VO. kann, 
wie gezeigt, nicht gerichtlich angefochten werden, also bleibt 
dem Bürger, der nicht nachgeben will, nichts übrig als die 
VO. zu übertreten und dann, um einen Ausdrack* v. S e y d e 1 s 
(StR. I l l 1 , S. 5) zu gebrauchen, mit dem Schwerte desDamokles 
Uber dem Haupte sich dem Schutze des Strafrichters anzuver-
trauen. Wo es an einer allgemeinen Anfechtungsklage gegen 
P o l i z e i v e r f U g u n g e n fehlt, wie in Bayern, ist auch gegen 
gesetzwidrige PolizeiverfUgungen der nachträglich vom Straf-
richter zu billigende Ungehorsam zulässig und das einzige 
rechtsstaatliche Mittel zur Feststellung der Gesetzwidrigkeit 
der Verfügung ( B r a u n w a r t , Bayer. Gem. u. Verw. Ztg. 1921 
Sp. 315, R o t t m a n n , ebenda 1923 Sp. 591). Aber auch 
einer dem S i n n e n a c h z w e i f e l h a f t e n G e s e t z e s -
b e s t i m m u n g gegenüber übt der Ungehorsam jene rechts-
ataatliche Funktion aus, so wenn eine Ehefrau wissen will, ob 
sie dem Namen ihres Mannes den eigenen Mädchennamen mit 
Bindestrich hinzufügen darf, ohne sich nach StGB. § 360 Ziff. S 
strafbar zu machen. Wie wenig dieser „Schutz des Straf-
richtersu eine endgültige Lösung des Rechtsschatzproblems be-
deutet, zeigt sich darin, daß eine Verbesserung des Strafrechte 
und des Strafverfahrens zugleich eine Verschlechterung des 
Rechtsschutzes zur Folge haben kann. Seit der Strafprozeß-

4» 
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novelle v. 4. Jan. 1924 werden nach StPO. § 153 Uebertretbngen 
nicht verfolgt, wenn die Schuld dee Täters gering ist nnd die 
Folgen der Tat unbedeutend sind, es sei denn, daß ein öffent-
liches Interesse an der Herbeiführung einer gerichtlichen Ent-
scheidung besteht. Jene Ehefrau, die sich mit ihrem Mädchen-
namen bezeichnet and deswegen von der Polizeibehörde mehrere 
Warnungen erhalten hat, kann also der quälenden Ungewißheit 
nicht mehr dadurch ein sicheres Ende bereiten, daß sie sich 
selbst bei der Staatsanwaltschaft anzeigt, ähnlich wie seiner-
zeit Oberst Gaedke zu einer vorher angesagten Stunde in 
Uniform Unter den Linden fuhr, um seine Berechtigung zum 
Tragen der Uniform vor dem Strafrichter zu erweisen; .denn 
ob der Staatsanwalt ein öffentliches Interesse zum Einschreiten 
anerkennen will, steht in seinem Ermessen. Wird sie aber 
ihrem Wunsche gemäß angeklagt oder bringt sie ihre Angelegen-
heit auf dem Wege Uber eine polizeiliche Strafverfolgung vor den 
Amtsrichter, so wird sie vermutlich, auch wenn sie nach Ansicht 
des Richters im Unrecht ist, nach § 13 des StGEntw. mit der 
Begründung freigesprochen werden, sie habe sich ohne Fahrlässig-
keit in einem Irrtum befunden, der sie das Unerlaubte ihrer Tat 
nicht erkennen ließ. Da sie gegen die Freisprechung kein 
Rechtsmittel einlegen kann, bleibt es ihr versagt, eine höohst-
richterliche Entscheidung herbeizuführen. 

Auf einer ähnlich unentwickelten Stufe ist das Β e am t en -
r e c h t stehen geblieben, wenn es dem Beamten keine An-
fechtungsklage gegen einen als ungesetzlich empfundenen Dienst-
befehl zubilligt, aber dafür gestattet, auf eigene Gefahr un-
gehorsam zu sein, d. h. auf die Gefahr einer disziplinarischen 
Bestrafung „für den Fall, daß die höhere Dienetinstanz oder 
der Disziplinarrichter jene Weigerung nicht als berechtigt an-
erkennen sollten", wobei „auch ein entschuldbarer Irrtum keine 
Straflosigkeit des Beamten begründet". So die preußische 
Praxis (vgl. v. R h e i n b a b e n , Die preußischen Disziplinar-
gesetze, 2. Aufl., 1911, S. 76f. u. N. 2 zu S. 76), die immerhin 
beamtenfreundlich ist, da sie vom Beamten nicht unbedingten 
Gehorsam vorbehaltlich nachträglicher Beschwerde verlangt, 
aber doch auch mangelhaft, da es gar nicht sicher ist, daß 
gerade ein Disziplinargericht, und nicht etwa bloß ein Disziplinar-
vorgesetzter, über die Zulässigkeit des Dienstbefehles entscheidet. 
Besser dem Gedankep des gerichtlichen Rechtsschutzes ent-
spricht die thüringische Regelung im Staatsbeamtengesetz v. 
14. März 1923. Nach § 72 ist jeder Dienstvorgesetzte, um die 
Erledigung eines Amtsgeschäftes herbeizufuhren, zur Androhung 
und Verhängung von Zwangsstrafen befugt. Hiergegen kann 
der Beamte die Einleitung eines förmlichen Dienststrafverfahrens 
beantragen, weil ihm die Verzögerung eines Amtsgeschäftes 
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nicht zur Last falle; die Sache geht dann an das Dienststraf-
gericht. Aach nach dem Entwarf eines deutschen Beamtengesetzes 
findet der Beamte immer dienststrafgerichtlichen Schatz (§ 182). 
Welche Gefahren aber dem Beamten darch die Politisierung der 
Dienststrafgerichte drohen, warde an anderer Stelle gezeigt. 

Die Selbsthilfe gegen körperliche staatliche Handlangen 
ist bekannt anter dem Namen des W i d e r s t a n d s g e g e n 
d i e S t a a t s g e w a l t . Wann der Widerstand zulässig ist, 
ist eine verwaltangsrechtliche, aber vermöge des „Schatzes 
des Strafrichters" fast ganz von der Strafrechts Wissenschaft 
and -praxis in Ansprach genommene Frage. Wissenschaft and 
Praxis des Verwaltungerechts würden vermutlich die Recht-
mäßigkeit der Ausübung der Staatsgewalt nach StGB. § 113, 
vorbehaltlich der gröbsten, auch sonstige Staatsakte nichtig 
machenden Fehler, immer dann annehmen, wenn der Beamte 
in dem pflichtmäßigen gaten Glauben von der Rechtmäßigkeit 
seines Vorgehens tätig war. So hat auch der hessische VGH. 
in einer Vorentscheidungssache am 6. Janaar 1923 ausgesprochen, 
daß „ein Beamter wegen Ueberschreitung seiner Amtsbefugnisse 
nicht verantwortlich gemacht werden kann, wenn er in ent-
schuldbarem Irrtum, auch rechtlichem Irrtum, die ihm zu-
stehenden Amtsbefugnisse Uberschritten hat" (Z. f. Staats· u. 
Gem. Verw. i. Hessen 48. Jg. S. 35). Auch die Ausleger des 
§ 113 StGB, nehmen Rechtmäßigkeit der Amtsausllbang bei ent-
schuldbarem Tatsachenirrtum, nicht aber bei Rechtsirrtum an 
( E b e r m a y e r - L o b e - R o s e n b e r g , StGB., 2. Α., S. 344, 
F r a n k , StGB., Ιδ. Α., S. 271). So wenig diese letzte Auf-
fassung den Notwendigkeiten der Staatsverwaltung gerecht wird, 
so hat sie doch den Vorteil, das Strafurteil za einem Rechts-
schatzbehelf des Angeklagten zu machen, da der Strafrichter 
durch Freisprechung des Angeklagten, weil die Staatsgewalt 
objektiv nicht rechtmäßig ausgeübt worden ' sei, ihm zugleich 
bestätigt, daß er sich unter allen Umständen zur Wehr setzen 
durfte. An diesem Zustande ändert auch der Strafgesetz-
entwurf § 141 augenscheinlich nichts, ja er verbessert sogar, 
vom Standpunkte des Rechtsschutzes betrachtet, den bisherigen 
Zustand insofern, als er, allerdings im Einklang mit der Recht-
sprechung des RG., aber entgegen der herrschenden Lehre, die 
Rechtmäßigkeit der Amtshandlang zu einer bloßen Voraussetzung 
der Strafbarkeit macht, also eine Freisprechung des Täters bloß 
deswegen, weil er sich der Rechtmäßigkeit der Amtshandlung 
des ihm entgegentretenden Beamten nicht bewußt war, aus-
schließt. Denn ein Freispruch aus subjektiven Gründen wäre 
keine Rechtsschutzeinrichtung in dem dargelegten Sinne. 

Von den übrigen denkbaren Selbsthilfe'akten des Bürgers 
sei nur noch die B e h ö r d e n b e l e i d i g u n g genannt, da ihr 
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im französischen Rechte anter dem Kapitel „Appel à l'opinion 
publique" ein besonderer Platz im System des Schutzes gegen 
die Staatsgewalt eingeräumt wird (P. D a r es t e , Voies de 
recours contre les actes de la puissance publique, 1914, S. 650ff.). 
Der rom Finanzamt gepeinigte Kaufmann macht seinem Herzen 
Luft und wirft dem Finanzamt in einem „Eingesandt" Torheit, 
Ungerechtigkeit, Rechtsverdrehung, Rechtsbeugung vor. Auch 
hier wird es dem Bürger, in unserm Falle dem Kaufmann, 
darauf ankommen, daß er freigesprochen wird, weil seine An-
schuldigungen erweislich wahr sind, nicht weil er in Wahr-
nehmung eines berechtigten Interesses gehandelt habe. Die 
Möglichkeit, aus dem letztgenannten Grunde freigesprochen zu 
werden, bleibt für den im eigenen Interesse Handelnden nach 
dem StGEntw. § 286 Abs. 2 annähernd die gleiche wie heute, 
erweitert sich aber für den nicht selbst Beteiligten; es gentigt, 
daß der Täter „zur Wahrnehmung eines berechtigten öffent-
lichen oder privaten Interesses handelt". Auch der Schriftleiter 
der Zeitung also, der die Zustände beim Finanzamt einer be-
leidigenden Kritik unterwirft, wird nach dem künftigen StGB, 
vielleicht, anders als jetzt, wegen Wahrnehmung berechtigter 
Interessen freigesprochen, ohne daß er es durchsetzen kann, 
wegen erweislicher Wahrheit der vorgebrachten Tatsachen frei-
gesprochen zu werden. 

3. Die Anrufung der Gerichte gegen „Anord-
nungen und Verfügungen der Verwaltungebehörden" 
war in und nach dem Kriege vielfach durch das von Drews so 
benannte „ Venoaltungsstandrechtu ausgeschlossen worden. Dieses 
System hai siçh namentlich bei der Wohnungsmangelpraxis auf die 
Dauer als unerträglich erwiesen. Die in Preußen und sonstwo 
neuerdings eugelassene Rechtsbeschwerde an das Landgericht in 
Wohnungsmangelsachen bedeutet einen der wichtigsten Schritte zur 
Wiederherstellung des mißhandelten Rechtsstaates. 

Während der vorgängige gerichtliche Rechtsschutz die Aus-
nahme bildet, die Selbsthilfe gegen Aeußerungen der Staats-
gewalt einen Notbehelf darstellt, ist die Anrufung der Gerichte, 
vor allem der Verwaltungsgerichte, gegen „Anordnungen und 
Verfügungen der Verwaltungsbehörden" die von der RV. Art. 107 
gewollte und auch sonst typische Art des verwaltungsrechtlichen 
Rechtsschutzes. Aber gerade diese Art des Rechtsschutzes war 
während des Krieges und der ersten Jahre nach ihm vielfaoh 
eingeengt zugunsten des Beschwerdewege an die höhere Behörde, 
die dann endgültig zu entscheiden hatte. Viele Beispiele für 
dieses von D r e w s in der Z. f. d. ges. Staatsw. Bd. 78 (1924) 
S. 592 treffend so benannte „Verwaltungsstandrecht" brachte 
W i e d e r s u m in der JW. 1922 S. 666ff. Weitere Beispiele 
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bieten die neueren Landesverordnungen zar Ausführung der 
ReichsVO. y. 8. Mai 1920 Uber den Denkmal- and Kanetschatz, 
so die preußische vom 7. Febr. 1921, die eioh sehr unvorteilhaft 
von älteren gesetzlichen Bestimmungen, wie denen des olden· 
bargisohen Gesetzes v. 18. Mai 1911 § 7, unterscheiden. Noch 
die Reichsgesetze v. 11. Juni 1923 Uber den Verkehr mit unedlen 
Metallen und den Verkehr mit Edelmetallen, Edelsteinen und 
Perlen lassen gegen die Versagung und die Zurücknahme der 
Gewerbeerlaubnis nur „die Beschwerde an die von der obersten 
Landesbehörde bestimmte Stelle zu, die endgtlltig entscheidet" 
(beide Gesetze §§ 3 u. 4), Bestimmungen, die rühmlioherweise 
Heesen nicht gehindert haben, das Verwaltungsstreitverfahren, 
allerdings nur vor dem Provinzialausschuß, vorzusehen (VO. 
v. 3. u. v. 28. Äug. 1923 Art. 3). In schlimmster Erinnerung lebt 
aber die Wohnungszwangswirtschaft fort, die erst in dem Augen-
blicke erträglich wurde, als eine gerichtliche Instanz Uber die 
Zuläesigkeit der Wohnungsbeschlagnahme zu entscheiden hatte. 
Von Reichs wegen ist allerdings für den gerichtlichen Rechts-
schutz nicht gesorgt worden, aber Preußen hat ihn durch eine 
unscheinbare Bestimmung der VO. ν 11. Sept. 1923 § 2, die erst 
durch Verbindung mit § 13 der VO. v. 15. August 1923 von weit-
tragender Bedeutung wird, in der Form eingeführt, daß gegen 
eine Wohnungsbeschlagnahme- das Mieteinigungsamt und gegen 
dessen Entscheidung eine Zivilkammer des Landgerichts ange-
rufen werden kann ; u. U. entscheidet das Kammergericht (§ 1 
der VO. v. 22. Okt 1923). Aehnlich liegen die Verhältnisse in 
Baden (VO. v. 22. Sept. 1923 Art I Ziff. 26, VO. v. 28. Sept. 1923 
§ 6). In Hessen ist das OLG. Beschwerdestelle (VO. v. 22. Okt. 
1923 Art. 28, VO. v. 8. Sept. 1923 Art. 13). Wegen der übrigen 
Länder, die zum Teil am Beschwerdeweg innerhalb der Ver-
waltung festhalten, vgl. Brandis , Miet- und Wohnungsrecht, 1925. 
Ueberblickt man die unzähligen geglückten oder nicht geglück-
ten Versuche in der Zeit des Wohnungs-„Standrechtsu, die 
Gerichte auf Umwegen mit der Ueberprüfung der Wohnungs-
beschlagnahme zu befassen, so muß man die Erklärung der 
Gerichte zu Beschwerdestellen als einen der wichtigsten Mark-
steine auf dem Wege zur Wiederherstellung des Rechtsstaates 
bezeichnen. Denn das Empörende, die Staatsgewalt nicht etwa 
Schlitzende, sondern Gefährdende, der früheren Regelung lag 
nicht in der Größe des zu duldenden Eingriffs ; eine zeitweilige 
schrankenlose Beschlagnahme aller Wohnungen wäre noch er-
träglich gewesen; wenn aber der Staat die Beschlagnahme nur 
unter gewissen Voraussetzungen zuläßt, dann daldet es unser 
Rechtsbewaßtsein nicht, daß Uber diese Voraussetzungen eine 
Verwaltungsbehörde endgültig entscheiden soll. Die jetzige 
Regelung in Preußen und anderswo zeigt aber auch, daß die 
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von der Theorie übertriebene Gegenüberstellung des justiz-
gerichtlichen und des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes 
in der Praxis völlig verblaßt angesichts der Frage des gericht-
lichen Rechtsschutzes überhaupt. Ob die Beschwerdestelle 
Landgericht oder Kammergericht oder OV6. heißt, ist der All-
gemeinheit ziemlich gleichgültig; wichtig ist ihr nur, daß eine 
unabhängige, von der aktiven Verwaltung getrennte Stelle mit 
dem Rechtsschutz betraut ist. 

Man darf vermuten, daß das „Verwaltungsstandrecht" auch 
sonst seinen Höhepunkt überschritten hat und im Abbau be· 
griffen ist. 

a) Bei Verteilung der Zuständigkeiten zwischen 
ordentlichen und Verwaltung s g er i cht en läßt 
sich das Bestreben erkennen, die größere zu vermutende Sach-
kunde und nicht die — hier ja immer vorhandene — Oeffent-
lichrechtlichkeit des Rechtsverhältnisses entscheiden eu lassen. 
So erklärt sich die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 
bei Zteangsauflösung von .Fideikommissen, bei Widerspruchs-
klagen und Zwangsversteigerungen innerhalb eines Steuerbei-
treibungsverfahrens, bei Streitigkeiten über die Entrichtung von 
Stempelsteuern (Preußen, Bayern), über die Ersatzpflicht des 
Unterhaltspflichtigen an den Fürsorgeverband. Auf die noch 

jehlende oder mangelhafte verwedtungsgerichiUche Organisation 
ist die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte in einigen Fällen 
in Lübeck, Schaumburg-Lippe (Steuern) und Danzig (Staats-
angehörigkeit) zurückzuführen. Die von der RV. angeordnete 
Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte für die vermögens-
rechtlichen Ansprüche der Beamten, für die Geltendmachung 
der Amtshaftung, für die Enieignungsentschädigung aber be-
ruht auf alter, fest angewurzelter Ueberlieferung. 

Bei Gewährung gerichtlichen Rechtsschutzes im Verwaltungs-
recht wäre es für den Staat das auf den ersten Blick Gegebene 
und Einfachste, sich ausschließlich der Zuständigkeit der Ver-
waltungsgerichte zu bedienen. Aber das theoretisch Richtige 
ist nicht immer auch das praktisch Gangbare, und so lassen 
sich, wie vordem, auch in der Zeit seit 1918 eine Reihe von 
leicht erklärlichen Ausnahmen verzeichnen, die sich aus ihrer 
inneren Verwandtschaft mit dem Justizrecht, aus der mangelnden 
oder mangelhaften verwaltungsgerichtlichen Organisation in 
einigen Ländern und aus geschichtlichen Gründen herleiten. 

So bringen es die Beziehungen zwischen Fideikommißrecht 
und schwierigen Fragen des Privatrechts mit sich, daß in 
Mecklenburg-Schwerin die Beschwerde gegen eine Entscheidung 
der Auflösungebehörde für die Familienfideikommisse an das 
OLG. geht (Ges. v. 16. Mai 1922 § 4 Abs. 7) und in Hessen da» 
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Landgericht selbst Auflösungsbehörde ist (Ges. v. 11. Nov. 1923 
Art. 36). Sogar die ausgesprochen justizfeindliche Reichsabgaben-
ordnnng (vgl. § 227) läßt die Widersprachsklage selbst gegen den 
Fiskne vor den ordentlichen Gerichten za, wenn ein Unbeteiligter 
behauptet, der beim Steuerschuldner gepfändete Gegenstand ge-
höre ihm (§ 301), auch Uberläßt sie die Zwangsvollstreckung in 
das unbewegliche Vermögen ohne Bedenken den sachverstän-
digeren ordentlichen Gerichten (§ 345). Ebenso stehen die 
Stempelsteuern in solch nahem Zusammenhang mit Fragen des 
den stempelpflichtigen Vorgang betreffenden Privatrechts, daft 
Länder wie etwa Preußen und Bayern gut daran taten, die 
Entscheidung Uber bestrittene Fragen des Stempelsteuerrechts 
den ordentlichen Gerichten zu belassen (Pr. StempelstGes. v. 
27. Okt. 1924 § 26, bayer. Stempelges. v. 16. Febr. 1921 Art. 31 ff.). 
Auch der zunächst im Verwaltungswege festzustellende Anspruch 
des Fttrsorgeverbandes gegen den Angehörigen des Unterstützten 
auf Kostenersatz gehört wohl theoretisch dem öffentlichen Rechte 
an, wird aber nach ausdrücklicher Regelung der ReichsVO. Uber 
Fürsorgepflicht v. 13. Februar 1924 § 23 endgültig im ordentlichen 
Rechtsweg, also durch dasselbe Gericht festgestellt, das auch 
über die Klage des Unterhaltsberechtigten gegen den Unterhalts-
verpflichteten entscheiden würde. 

Auf einem andern Blatte steht die Betrauung der ordent-
lichen Gerichte mit Verwaltnngsrechtspflege in einigen Klein-
staaten. Schaumburg-Lippe hat noch keine Verwaltungsgerichte. 
Nur auB diesem Grunde erklärt sich hier die Zulassung der 
Klage im ordentlichen Rechtsweg gegen die Veranlagung zu 
Gemeindesteuern (Ges. Y. 11. April 1918 § 15, v. 14. April 1924 
§ 48). Das lübeckische Verwaltungsgericbt ist organisatorisch 
nur unvollkommen von der Verwaltung getrennt, da, wie be-
kannt, von den drei rechtskundigen Mitgliedern der Vorsitzende 
Senator, ein zweites Mitglied Senatsbeamter ist; daher war es 
auch hier das Gegebene, die Rechtsbeschwerde in Landes-
abtrabensachen nicht an das VG., sondern an das Hanseatische 
OLG. zu leiten (Ges. v. 15. Nov. 1922). Ebenso hat wohl das 
Unfertige in der Organisation des vorläufigen OVG. in Danzig 
(VO. v. 9. April 1920) dazu geführt, Streitigkeiten über den Er-
werb und den Verlust der Danziger Staatsangehörigkeit nicht 
ihm, sondern dem Obergericbt anzuvertrauen (Ges. v. 30. Mai 1922 
§23). 

Die bekannten justizstaatlichen Vorschriften der Reichs-
verfassung endlich, nämlich die Bestimmung, daß für die ver-
mögensrechtlichen Ansprüche der Beamten der Rechtsweg offen 
steht (Art. 129 Abs. 1), daß für die Geltendmachung der ver-
mögensrechtlichen Amtshaftung der ordentliche Rechtsweg nicht 
ausgeschlossen werden darf (Art. 131 Abs. 1) und daß wegen 
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der Hohe der Entschädigang ftlr Enteignangen im Streitfalle 
der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen za halten 
ist, soweit Reichsgesetze nichts anderes bestimmen (Art. 153 
Abs. 2), sind vor allem geschichtlich zu erklären. Mitgewirkt 
haben mag aber auch der Gedanke, daß nnr die Organisation 
der ordentlichen Gerichte reichsgesetzlich, sogar reichsver-
faesungsmäßig durch Art. 104, allen berechtigten Anforderungen 
entsprechend geregelt ist, während die Länder bei der Organi-
sation der Verwaltungsgerichte freie Hand haben and anter 
Umständen eine unglückliche Hand haben können. Die Be-
günstigung der ordentlichen Gerichte durch die Beichsverfassong 
springt so sehr in die Augen, daß das Wort „Rechtsweg" als 
„ordentlicher Rechtsweg" gedeutet werden muß, selbst wenn 
die Verfassung, wie im Art. 129, nur vom „Rechtsweg" schlecht-
hin spricht (so auch Sachs. OVG. 3. Nov. 1923, Jahrb. Bd. 27 
S. 292 ff.). 

b) Während die Venoaliungsrechtspßegegesetze der beiden Meck-
lenburg noch am System der beschränkten Ge-
neralklausel verbunden mit Einzelauf· 
zäh lung festhalten, während die Zuständigkeit des künftigen 
R VG. veimvtlich zunächst nur nach dem System der 
Einzelauf zählung geregelt wird, enthält das thüringische 
Gesetz über die Vencaltungsgerichtsbarkeit eine sehr weit-
gehende, das hamburgische und ihm folgend das bremische 
Gesetz eine fast schrankenlose Generalklausel 
schlechthin für „Streitigkeiten des öffentlichen Rechts'·'. Der 
Generalklausel gehört die Zukunft. Die Vereinbarung 
einer verwaltungsgerichtlichen Zuständig-
keit (vgl. VO. ü. d. R WiGer. vom 21. Mai 1920 §3) ist bis-
her noch nicht eine allgemein anerkannte Einrichtung ge-
worden. 

Wenden wir nunmehr unsern Blick auf die Zuständigkeits-
beetimmangen für die Verwaltungsgerichte seit 1918, so kann 
man ohne Uebertreibung behaupten, daß d i e G e n e r a l -
k l a u s e l auf d e m M a r s c h e i s t . 

Verhältnismäßig dürftig allerdings ist die Liste der ftlr 
dae künftige R e i c h s v e r w a l t u n g s g e r i c h t vorgesehenen 
Gegenstände. Während nach dem Gutachten T h o m a s für 
den 30. Deutschen Juristentag gegen alle landesrechtlich letzt-
instanzlichen Urteile der Landesverwaltungsgerichte das Rechts-
mittel der Revision beim RVG. zulässig sein sollte, wenn Ver-
letzung des Reichsrechts gerügt wurde, während dach dem 
Gutachten von A n s c h ü t z für den gleichen Juristentag das 
RVG. an die Stelle des pach den Landesgesetzen bestehenden 
•obersten Verwaltungsgeriohtshofes treten sollte, wenn und so-
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weit.in einer zar Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte ge-
hörigen Sache die Auslegung eines Reichsgesetzes den Streit-
punkt bildet (Verhandlungen I 1910 S. 109, 510), soll sich, so-
weit ich unterrichtet bin, die Zuständigkeit des z. Zt. geplanten 
BVG. auf Entscheidungen nach RV. Art. 13 Abs. 2, auf die Auf-
gaben des Bundesamts fUr das Heimatwesen und des Reichs-
wirtschaftsgerichts, endlich auf Fragen des Vereins- und Ver-
sammlungsrechts, der Entziehung der Rechtsfähigkeit, der 
religiösen Grundrechte des einzelnen, der Freizügigkeit and der 
Staatsangehörigkeit beschränken. Daß eine solche Liste gerade-
zu nnwttrdig ist und stark nach Erweiterung strebt, sobald das 
RVG. einmal geschaffen worden ist, leuchtet ein, wenn man 
bedenkt, daß in Bayern die Verfassangsbeschwerde an den 
Staatsgerichtshof wegen jeder Verletzung der bayerischen Ver-
fassung, in Oesterreich die Beschwerde an den Verfassange-
gerichtshof wegen jeder Verletzung der verfassungsmäßig ge-
währleisteten Rechte gegeben ist (Bayer. Verf. § 93, Oest. Verf. 
Art. 144). 

Der Generalklausel freundlicher sind die neuen Ver-
waltungsrechtspflegegesetze der Länder. M e c k l e n b u r g -
S c h w e r i n zählt die Zuständigkeiten einzeln auf and verweist 
außerdem auf andere Gesetze (§§ 13 ff.), sieht aber daneben 
nach preußischem Vorbild eine Generalklausel für die An-
fechtung ortspolizeilicher Verfügungen vor (§ 33). Ganz ähn-
lich ist die Regelang i n M e c k l e n b u r g - S t r e l i t z (§§6,7). 
Weiter geht T h ü r i n g e n , da es mit einigen ausdrücklich ge-
nannten Ausnahmen gegen „alle Verfügungen, Anordnungen and 
Entscheidungen der Verwaltungsbehörden, gegen die sonst kein 
verwaltungsrechtliches Rechtsmittel gegeben ist, . . . . den Betei-
ligten die Anfechtungsklage beim OVG." zubilligt (§ 31) and 
damit im wesentlichen die berühmte württembergieche General-
klausel (Ges. v. 16. Dez. 1876 Art. 13) übernimmt. Alle bisher 
bekannten Generalklaaseln stellt aber H a m b α r g (und ihm 
folgend B r e m e n ) in den Schatten, wenn es das Verwaltunge-
gericht „über die Anfechtung von Anordnungen oder Ver-
fügungen der Verwaltungsbehörden s o w i e i n s o n s t i g e n 
S t r e i t i g k e i t e n d e s ö f f e n t l i c h e n R e c h t s " ent-
scheiden läßt, soweit nicht gesetzlich ein anderes bestimmt ist 
(Hambarg § 9, ähnlich Bremen §8) . D a m i t e r s t h a t G V G . 
§13 e i n v o l l w e r t i g e s v ë r w a l t a n g s g e r i c h t l i o h e s 
G e g e n s t ü c k e r h a l t e n . Welch einen Segen die General-
klausel za bringen vermag, ermißt man, wenn man der Kinder 
gedenkt, die in den letzten Jahren nach dreijährigem Privat-
unterricht in die Sexta einer höheren Schale aufgenommen 
werden wollten, aber, zunächst wenigstens, abgewiesen worden. 
In Preußen gab es kein Rechtsmittel dagegen, die Eltern 
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maßten es in ohnmächtiger Wat hinnehmen, daß vermöge der 
aehr parteiischen Anwendung einer Uebergangsbestimmung ihre 
sextareifen Kiuder ein Jahr lang wiederholen sollten, was 
ihnen schon bekannt war. In Hamborg dagegen nahmen YG. 
and OVG. die Klage der Väter au (HansRZ. 1924 Sp. 111 ff.). 
Obgleich die Kläger sachlich abgewiesen warden, so blieb in 
ihnen jedenfalls nicht der Stachel zurück, Opfer behördlicher 
Willkür geworden za sein; denn die beiden Urteile setzen klar 
auseinander, daß nach hambargischem Recht ein Ansprach auf 
Aufnahme in die Sexta nicht bestand. 

Angesichts dieses Vordringens der tieneralklaasel, das 
aach in der Schweiz beobachtet werden kann (vgl. H u n g e r-
b ü h 1 e r , Schw. Zentralbl. f. St. α. Gem. Verw. 1923 S. 1 ff., zum 
Entwurf einer Aendernng des Basler Gesetzes Uber Ver-
waltungsrechtspflege; F1 e i η e r, ebenda 1924 S. 67, zum Zürcher 
Entwurf eines Verwaltungsgerichtsgesetzes), will es nicht viel 
bedeuten, daß die Ausdehnung der verwaltungsgerichtlichen 
Zuständigkeiten durch V e r e i n b a r u n g nach wie vor eine 
Ausnahme bildet. Nach § 3 der VO. ü. d. Reichswirtschaftsgericht 
v. 21. Mai 1920 kann, sofern nicht die Zuständigkeit der ordent-
lichen Gerichte begründet ist, „für wirtschaftliche Streitigkeiten, 
die sich zwischen einer Behörde oder einer anderen mit der 
Wahrnehmung öffentlicher Interessen betrauten Stelle und dem 
von einer Maßnahme der Behörde oder der Stelle Betroffenen 
oder zwischen den davon Betroffenen ergeben, das RWiGer. 
durch Vereinbarung der Parteien für zuständig erklärt werden." 
Diese neuartige und vielversprechende Bestimmung hat, soviel 
ich sehe, keine Nachfolgerin gefunden. 

c) Unter den neuen Einzelzuständigkeiten ist hervorzuheben, daß in 
Hessen über die Zulässigkeit einer Zwangspensio-
nierung der Verwaltungsgerichtshof entscheidet (Ges. vom 
18. Dezember 1923), ein Sicherheitsventil gegen die trotz der 
Rechtsprechung des RG. vorhandene Tendenz, die Nachprüfung 
der Zurruhesetzung und ähnlicher Akte für das über die Ge-
halisklage entscheidende ordentliche Gericht in Anspruch zu 
nehmen. 

Soweit die Generalklausel nicht oder nicht restlos durch-
geführt ist, verdient nach wie vor die Zuweisung bestimmter 
einzelner Angelegenheiten an die Verwaltungsgerichte unsere 
Aufmerksamkeit. In dieser Beziehung hat Hessen, das auch 
sonst, so auf dem Gebiete des Körwesens (Ges. v. 20. Ang. 1920, 
RegBl. 1921 S. 1), sich durch rechtsstaatliche Gesetze vor andern 
Ländern auszeichnet, durch Gesetz v. 18. Dez. 1923 (RegBl. 1924 
S. 1) eine sehr bedeutsame Neuerung getroffen. Soll nämlich 
ein Beamter wegen Dienstunfähigkeit gegen Beinen Willen in 
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den Ruhestand versetzt werden and erhebt er Einwendungen, 
so entscheidet der YGH. (Art. 31), and nicht, wie im Reiche 
and in andern Ländern, der Minister oder die Regierang. Da 
in Oesterreich solchenfalls der Verfassangsgerichtshof zuständig 
ist (vgl. ζ. B. Sammlung d. Erk. d. VerfGH. N. F. 2. Heft S. 31 f.), 
da der Entwarf eines deutschen Beamtengesetzes (Reichstags· 
drucksache Nr. 86 der III. Wahlperiode) ftlr alle Feststellungen, 
die unmittelbar oder mittelbar Folgen fUr das Vermögen des 
Beamten oder seiner Hinterbliebenen haben, den Dienstrechts-
weg vor den Dienstgerichten zuläßt (§§ 21, 389, 444ff.), wird 
die hessische Regelung vermutlich nicht vereinzelt bleiben. 
Sonst ist es leicht möglich, daß die ordentlichen Gerichte bei 
Entscheidungen Uber Gehaltsklagen unter Aufgabe der bisherigen 
Rechtsprechung (RGZ. Bd. 108 S. 170) und unter Berufung auf 
die Reichsverfassung entgegen Reichsbeamtenges. § 155 und den 
entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen dazu kommen, 
die Zurruhesetzung zu überprüfen, zumal es nicht an Stimmen 
fehlt, die schon heute die richterliche Prüfungspflicht bejahen 
(Eicke l im Beamten-Jahrb. 1924 S. 186ff, Bongard in „Recht 
u. Leben", Wochenbeil. d. Voss. Ztg., v. 29. Jan. 1925). 

d) Die beiden neuen hanseatischen Gesetze über Verwaltungs-
gerichtsbarkeit muten auch insofern ganz modern an, als sie 
die Feststellungsklage allgemein zulassen. Die Hand-
habung dieser Bestimmung in Hamburg läßt aber zu vmnschen 
übrig. 

Die Generalklausel des hamburgischen und des bremischen 
Gesetzes erhält noch ihre besondere Bedeutung durch die all-
gemeine Zulassung der sonst schwer um ihre Durchsetzung 
ringenden F e s t s t e l l u n g s k l a - g e . Wie nach ZPO. § 256 
kann „auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines 
Rechtsverhältnisses . . . . Klage erhoben werden, wenn der Kläger 
ein berechtigtes Interesse daran hat, daß das Rechtsverhältnis 
durch richterliche Entscheidung alsbald festgestellt wird" (Ham-
burg § 20, Bremen § 28). Aach Mecklenburg-Strelitz ordnet die 
sinngemäße Anwendung des § 256 ZPO. an (Ges. § 42). So 
wurde eine Klage hambargischer Oberlehrer aaf Feststellung, 
„daß ihnen nicht verboten werdeu kann, sich Professor za 
nennen", von VG. and OVG. angenommen (HansRZ. 1923 Sp. 30 ff.), 
während sie in Ländern mit alter Verwaltangsgerichtsbarkeit 
den Stempel der Unzulässigkeit auf der Stirne getragen 
hätte. Auch jene Ehefrau, die das Recht zur Führung ihres 
Mädchennamens erstreiten will (oben S. 51 f.), braucht sich in 
Hamburg nicht dem zweifelhaften Schatze des Strafrichters 
anzuvertrauen. Am 2. Juni 1924 erläfit das hamb. VG. ein 
Feststellungsurteil dahin, daß die verklagte Friedhofsdepatation 
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nicht berechtigt sei, die Aufstellung eines Kissensteines an! dem 
der Klägerin gehörigen Grabe ron besonderer Genehmigung 
abhängig za machen (HansRZ. 1925 S. 70). Dagegen hat das 
VG. am 24. April 1922 eine Klage als unzulässig abgewiesen, 
durch die Kl. a. a. Feststellung begehrte, daß das Dulden ge-
wisser Tänze keine Abhaltung von Tanzlustbarkeiten im Sinne 
des § 33c GewO. darstelle, und am 11. September 1922 eine 
Klage, durch die Klägerin festgestellt wissen wollte, daß sie 
nach Art der Ausübung ihres Gewerbes eines Wandergewerbe-
scheiues nicht bedürfe. Offenbar liegt beiden Urteilen eine zu 
enge Umgrenzung des Begriffes „Rechtsverhältnis" zugrunde. 
Ein Rechtsverhältnis ist im öffentlichen Rechte schon dann 
gegeben, wenn zwischen Staat und einzelnem Beziehungen 
bestehen, kraft deren auch nur nach Meinung der Staatsbehörde 
ein Einschreiten gegen den einzelnen zulässig ist. Gerade gegen 
solche drohenden, aber vorläufig noch nicht erlassenen Verwal-
tongsakte besteht ein unverkennbares Uechtsscbutzbedürfnis. 
So hielt der Kieler Polizeipräsident das Verabreichen von Kaffee 
und sonstigen Getränken im Institut für Weltwirtschaft und 
Seeverkehr fllr genehmigungspflichtig, der Direktor war anderer 
Ansicht, da das Kasino den Zubehör zu einer Unterrichtsanstalt 
bilde und daher nach § 6 GewO. überhaupt nicht unter die 
GewO. falle. Da es in Preußen eine allgemeine Feststellungs-
klage nicht gibt, wurde der Polizeipräsident gebeten, eine im 
Verwaltungsstreitverfahren anfechtbare Verfügung zu erlassen. 
Er kam der Bitte in der Form nach, daß er auf das Uner-
laubte des ungenehmigten Betriebes hinwies und Anrufung der 
Staatsanwaltschaft in Aussiebt stellte. Die Beschwerde an den 
Regierungspräsidenten und die weitere Beschwerde an den Ober-
präsidenten wurden als unzulässig abgewiesen, da nur eine 
Warnung des Polizeipräsidenten, keine echte Verfügung vor-
liege; das OVG. hätte vermutlich ebenso entschieden. Damit 
war aber der Leitung des Instituts jede Möglichkeit genommen, 
den Rechtsfali vor eine verwaltungsgerichtlicbe Instanz zu 
bringen. Ee wäre bedauerlich, wenn das hamburgische VG. 
trotz der doch gerade für solche Fälle geschaffenen Feststellungs-
klage den Rechtsschutz ohne Not einengte, zumal das Haus. 
OLG. noch am 1. Juni 1920 in einer ebenso gelagerten bremi-
schen Sache ohne Bedenken ein Feststellungsurteil erließ 
(HaneGZ. Beibl. 1920 S. 178ff.). Der Präsident des hamb. OVG. 
scheint denn auch jene beiden Urteile des VG. nicht zu 
billigen (HansRZ. 1923 Sp. 388, Unterschrift und Fußnote). 
Auch hat in einem ähnlichen Verwaltungerechtsstreit zwischen 
der Stadt Cuxhaven und der Oberschulbehörde das OVG. 
am 29. Dez. 1922 die Feststellungsklage zugelassen (a. a. 0 . 
Sp. 196 ff.). 
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e) Auch die neuen Gesetze und Gesetzentwürfe beschränken die 
Verwaltungsgerichte grundsätzlich auf die Rechtskontrolle. 
Rechtswidrigkeiten bei Ausübung des freien Ermessens unter-
liegen folgerichtig der verwaltungsgerichtlichen Nachprüfung. 
In der Ueberprüfung unbestimmter Begriffe geht die neuere 
Rechtsprechung bisweilen etwas zu weit. 

Während die Generalklaasel und die Feststellungsklage 
gleichsam in der Luft lagen, ehe sie in Hambarg and Bremen 
geltendes Recht warden, hatte sich ein irgendwie lebhaftes Be-
dürfnis nach Ausdehnung der Verwaltungsrechtspflege auf Er-
messensfragen nirgends gezeigt. Daher liegt es ganz im Zuge 
der Entwicklang, daß auch die neuen Verwaltungsrechtspflege-
gesetze Ermessensfragen grundsätzlich von den Verwaltungs-
gerichten fernhalten. Me c k l e η b u r g - S t r e l i tz Ubernimmt 
bei der Anfechtangeklage die preußische Einschränkung auf die 
Rechte- und die Tatfrage (§ 7 Abs. 1), ebenso T h ü r i n g e n 
(§ 32 Abs. 1), und zwar hier mit Verbesserung des preußischen 
Redaktioneversehens, das die irrige Meinung aufkommen lassen 
konnte, die Verletzung des Klägers in seinen Rechten sei nur 
Voraussetzung fUr die Anfechtung wegen Rechtsirrtums, nicht 
auch für die wegen Tatsachenirrtums. M e c k l e n b u r g -
S c h w e r i n schließt die Anfechtungsklage nach süddeutschem 
Vorbild aus, „wenn und soweit die Behörden nach ihrem Er-
messen zu verfugen berechtigt sind" (§ 33 Abs. 4). Eine ähn-
liche Klausel wird wohl auch das Gesetz Uber das R e i c h s -
v e r w a l t u n g s g e r i c h t erhalten. In H a m b u r g lautet der 
Satz genauer (§ 46) : „Soweit Behörden gesetzlich ermächtigt 
sind, nach ihrem Ermessen zu verfahren, und nicht gesetzlich 
ein anderes bestimmt ist, kann die Klage nicht darauf gestutzt 
werden, daß nach richtigem Ermessen anders zu verfahren ge-
wesen wäre." B r e m e n endlich Übernimmt diese in Hamburg 
ausdrücklich nur fUr Anfechtungsklagen vorgeschriebene Regel 
in die allgemeinen Zuständtgkeitsbestimmungen (§ 9) mit einem 
Zusatz, der zeigt, daß die Verwaltungsrechts Wissenschaft nicht 
spurlos am bremischen Gesetzgeber vorübergegangen ist: „So-
weit Behörden ermächtigt sind, nach ihrem Ermessen za ent-
scheiden," kann die Klage vorbehaltlich abweichender Bestim-
mungen des Reichs- und Landesrechts nicht darauf gestutzt 
werden, „daß von dem Ermessen ein unrichtiger Gebrauch ge-
macht sei, es s e i d e n n , d a ß E r m e s s e n s m i ß br a u ch 
y o r l i e g t " . 

Das Bestreben des bremischen Gesetzgebers, die ver-
waltungsgerichtliche Nachprüfung des Ermessensmißbraachs zu-
zulassen, ist an sich lobenswert, doch ist der Zusatz überflüssig 
und irreführend; Überflüssig, da der Ermeseenemißbrauch schon 
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durch den Vordereatz allegeschlossen wird („S o w e i t Behörden 
ermächtigt sind, nach ihrem Ermessen za entscheiden, . . ."), 
irreführend, da er den falschen Schein erweckt, als ob andere 
Rechtswidrigkeiten bei Aasübung des freien Ermessens — die 
von mir so benannten „Ermessensfehler" (vgl. Gesetz, Geeetzes-
anwendang und Zweckmäßigkeitserwägung, § 18) — der vcr-
waltungsgerichtlichen Nachprüfung entzogen sein sollen. Auch 
ohne den Zusatz im hamburgischen Gesetze haben denn dort 
"VG. und OVG. geprüft, ob die Justizverwaltung berechtigt 
war, eine Genehmigung zum Grundstückserwerb von der Zah-
lung einer größeren Geldsumme abhängig zu machen, der 
typische Fall des Ermessensmißbrauchs (HansRZ. 1925 Sp. 130 ff.; 
vgl. auch dae zur Frage erstattete Gutachten von Ρ e r e 1 s 
im Arch. d. ö. R., N. F. Bd. 6 S. 93 ff.). Aehnlich hat der württ. 
VGH. am 19. April 1922 in einer Gewerbesache entschieden 
(JW. 1922 S. 1360f.), obgleich auch dem württembergischen Ge-
setze die bremische Klausel fremd ist Außer dem Ermessens-
mißbrauch, d. h. der Verfolgung unsachlicher Zwecke, sind aber 
in der Berichtszeit noch andere Ermessensfehler der richter-
lichen' Prüfung unterworfen worden, so die i r r t ü m l i c h e 
A n n a h m e e i n e r G e b u n d e n h e i t , wenn das Oanziger 
Stnatsangehörigkeitsgesetz v. 30. Mai 1922 §23 auch gegen den 
Bescheid, durch den die Voraussetzungen der Einbürgerung 
verneint werden, die Klage beim Obergericht zuläßt. Denn 
auch in Danzig ist die gewöhnliche Einbürgerung Ermessens-
eache, der Senat ist nie in dem Sinne gebunden, daß er die 
Danziger Staatsangehörigkeit verleihen mttßte, sondern nur in 
dem Sinne, daß er den Antrag auf Einbürgerung abweisen 
muß, wenn nicht die sieben Voraussetzungen des § 8 erfüllt 
siud. Der Ausländer hat also, wie in Deutschland, abgesehen 
von hier nicht interessierenden Sondervorschriften, keinen An-
spruch auf Einbürgerung, kann aber trotzdem klagen, wenn 
der Senat seinen Antrag etwa mit der irrigen Begründung 
glaubte ablehnen zu müssen, daß der Antragsteller noch keine 
fünf Jahre in Danzig Aufenthalt oder Wohnsitz gehabt habe. 

So wichtig es ist, daß die Verwaltungsgerichte nicht irr-
tümlicherweise Rechtsfragen als Ermessensfragen behandeln 
und dadurch den Rechtsschutz des Bürgers verkümmern, so 
sehr es Anerkennung verdient, wenn sie im gegebenen Falle 
auch vor der Prüfung eines so unbestimmten Begriffes wie 
dem des „öffentlichen Interesses" nicht Halt machen (Hamb. 
VG. 24. Sept. 1923, Hans RZ. 1924 Sp. 232 ff.), so können sie doch 
auch des Guten zu viel tnn. So vermag der württ. VGH. die 
ganze Staatsverwaltung lahmzulegen, wenn er mit seinen, im 
Falle glücklicherweise our theoretischen, AualühruDgen des 
Urteils v. 21. Febr. 1923 (Württ. Z. f. Rpfl. u. Verw. 1923 8. 121ffi) 
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Emst macht and die Versetzung eines Beamten in ein anderes 
Amt wegen „mangelnden dienstlichen Bedürfnisses" aufbebt. 
Selbst der Entwurf eines deutschen Beamtengesetzes geht nicht 
soweit, gegen die Versetzung im dienstlichen Interesse die An-
rufung der Dienstgerichte zuzulassen, wenn nicht die Verletzuug 
eines Dienstrechtsanspruchs auf Gleichwertigkeit des neuen 
Amtes oder dgl. geltend gemacht werden kann ( § 7 5 Abs. 1 u. 2, 
§§ 77, 444). Auch das hamb. OVG. überschreitet die Grenze 
der Rechte- und Tatfrage, wenn es, der Ermessenseigenschaft 
der Frage sich wohl bewußt, in der Entscheidung v. 29. Dezember 
1922 (HansRZ. 1923 Sp. 111 ff.) das Vorhandensein eines Be-
dürfnisses für die Veranstaltung von Singspielen selbständig 
prüft und bejaht; es hätte hier höchstens wegen des Ermessens-
fehlers der mangelnden Folgerichtigkeit die Entscheidung der 
Vorinstanz aufhebcu und die Sache an sie zurückverweisen 
dürfen. 

Bei Schilderung der Entwicklung der Ermessenskontrolle 
darf endlich die R e i c h s a b g a b e n o r d n u n g nicht völlig 
mit Stillschweigen übergangen werden. Wenn § 6 bestimmt: 
„Wo im Sinne des Gesetzes die Behörden die Entscheidung 
nach ihrem Ermessen zu treffen haben, hat sie nach Recht 
und Billigkeit zu erfolgen", und wenn ferner der mit Rechte-
beschwerde angerufene Reichsfinanzhof auch Uber die Ver-
letzung des § 6 entscheidet (E. B e c k e r , RAbgO., 3. Aufl., 
S. 59), so liegt hierin nicht etwa eine Ausnahme von der Regel, 
daß die Ermessensfrage den Verwaltungsgerichten, namentlich 
den höchsten, vorenthalten wird, sondern das Ermessen iu 
Steuersachen ist gar kein echtes, freies Verwaltungsermessen. 
Eines der Hauptideale des Steuerrechts ist die Gerechtigkeit, 
die Gerechtigkeit läßt aber eine individuelle, d. h. von der Per-
sönlichkeit des Finanzbeamten abhängige Erledigung von Ge-
suchen nicht zu. Das Ermessen ist eben billiges, an dem objek-
tiven Mafistab gesellschaftlicher Anschauungen zu orientierendes 
Ermessen, ist richterliches Ermessen, im Gegensatze zu dem der 
persönlichen Auffassung überlassenen Ermessen etwa einer Be-
hörde der inneren Verwaltung. 

f ) Die Entwicklung »trebt ' jedenfalls in den räumlich größeren 
Rechtsgebieten dahin, dn* obertte VG. von der Nötigung eur 
Nachprüfung der Ί atfrage eu befreien. Mittel zu diesem 
Zweck wird aber vermutlieh nicht die Revision sein, sondern 
die Mechtsbeschwerde im Sinne der RAbgO. (mit Nachprüfung 
der Aktenwidrigkeit neben der Rechtsverletzung) oder im Sinne 
der Gesetzentwürfe über ein R VG, (mit der Möglichkeit, nicht 
der Notwendigkeit einer Nachprüfung der Tatfrage in vollem 
Umfange). 

Ta«ang i n 8U*tar*ohtal*hr«r 1M6. 5 
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Wenn man von der typischen Beschränkung der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit anf die Rechtskontrolle spricht, so wird 
dae Wort in einem weiteren Sinne genommen ond umfaßt auch 
die Prüfung der Tatfrage. Aach das oberste Verwaltungs-
gericht des grüßten deutschen Landes, das preußische OYG., 
ist von der Prüfung der Tatfrage nur in seltenen Fällen be-
freit, bei der Anfechtungsklage nur, wenn in erster Instanz der 
Kreisaueschuß entschieden hatte, nicht, wenn die Klage gleich 
beim Bezirksaneschuß zu erheben war, vor allem nicht, wenn 
die Klage nach erfolgloser Beschwerde unmittelbar an das OYG. 
ging. Allein, so angenehm fttr den rechtesuchenden Bürger die 
Einrichtung des OVG. als Vollinstanz ist, so bringt sie doch 
allmählich eine solche Ueberlastung des OVG. mit sich, daß 
sie sich auf die Dauer kaum wird halten können. Daher der 
Ruf nach Errichtung „echter" Provinzialverwaltangsgerichte in 
Preußen (s. oben S. 30) und nach Befreiung des OVG. ron der 
Pflicht zur Nachprüfung der Tatfrage. Auch im bayerischen 
Gesetze v. 7. März 1924, dessen Art. III in einer Reihe ron 
Fällen1 die Berufung an den VGH. ausschließt, aber bei streitiger 
oder ungeklärter Rechtslage die Vorlage der Sache an den VGH. 
anordnet, ist dieser Zug der Entwicklung zu erkennen. Kommt 
es aber einmal so weit, dann wird das oberste Verwaltungs-
gericht doch vermutlich nicht reine Revisionsinstanz werden 
wie das Reichsgericht in Zivil- und Strafsachen, sondern in be-
schränktem Umfange an der Prüfung der Tatfrage beteiligt 
bleiben. Dafür spricht, daß die „Rechtsbeschwerde" der RAbgO. 
§ 267 ans der RYO. § 1697 die Anfechtung wegen „Verstoßes 
wider den klaren Inhalt der Akten" übernommen und mit dieser 
Neuerung auch in Preußen Anklang gefunden hat, als PreuLien 
daranging, die Steuer rom Grundvermögen und rom Gewerbe-
betrieb neu zu ordnen (Ges.τ. 14. Febr. 1923 § 10, VO. r. 23. Nov. 
1923 § 33 Abs. 3, § 35); früher war das preußische OVG. in 
Staatssteuersachen reiue Revisionsinstanz (ζ. B. Gewerbest.Ges. 
v. 24. Juni 1891 § 37, Ergänzungsst.Ges. v. 14. Juli 1893 § 36, 
Einkommenst Ges. v. 19. Juni 1906 §49). Auch das Reichsverwal-
tungsgericht wird vermutlich nicht reine Revisionsinetanz werden. 
Zwar wird mit der auch hier so benannten „Rechtsbeschwerde" 
nur die Verletzung des materiellen Rechts oder ein Verfahrens-
mangel gerügt werden können, einen Anspruch auf Nachprüfung 
der tatsächlichen Feststellungen hat der Beschwerdeführer nicht; 
doch „kann" dasRVG. die tatsächlichen Feststellungen der ange-
fochtenen Entscheidung nachprüfen and hierüber Beweis erheben 
(vgl. ζ. B. Reicheratedrucksache 1922 Nr. 187 §§ 36,55). An dieser 
eigentümlichen Ausgestaltung der Rechtsbeschwerde, wodurch sie 
fttr die Partei zur Revision, fttr das Gericht zur Berufung wird, 
•oll, soweit ich unterrichtet bin, festgehalten werden. 
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g) Ώα» Problem der behördlichen Untätigkeit in Fällen, 
wo eine behördliche Tätigkeit Voraussetzung für die Einlegung 
eines Rechtsmittels ist, ist vom bayerischen Gesetz vom 11. Juni 
1920 über den Staatsgerichtshof erkannt worden, wenn es ein 
dreimonatiges behördliches Schweigen der Abschlagung eines 
Abhilfegesuchs gleichsetzt. Die nach der Revolution gegen aUe 
(Jeberlieferung vorgekommene behördliche Untätigkeit einem 
klaren vermögensrechtlichen Anspruch gegenüber rückt auch die 
Frage der Zwangsvollstreckung gegen den Staat 
in den Bereich des Interesses. Sie ist in Hamburg neu und 
so geregelt worden, daß die Vollstreckung nicht von einer be-
hördlichen Genehmigung abhängt. 

Auch die am besten eingerichtete Anfechtungsklage, sei 
es vor den ordentlichen, sei es vor den Verwaltangegerichten, 
verfehlt ihren Zweck, wenn die Behörde es vermeidet, eine an-
fechtbare Verfügung oder Entscheidung za erlassen. So steht 
dem Beamten für seine vermögensrechtlichen Ansprüche letzten 
Endes der Rechtsweg offen, aber der Beamte kann ihn nicht 
beschreiten, ehe der Minister oder die sonstige zuständige Be-
hörde eine Vorentscheidung getroffen hat (ζ. B. Reichsbeamtenges. 
§ 160). Wenn der Minister die Sache verschleppt, bleibt dem 
Beamten höchstens der unsichere Ausweg, den Staat au! 
Schadensersatz wegen pflichtwidriger Verzögerung einer Amts-
handlung zu belangen (BGB. § 839 und die Amtshaftungs-
geeetze). 

Einen Ausweg aus dieser Schwierigkeit bietet weniger 
die für Basel vorgeschlagene Neuerung, der Verwaltungsbe-
hörde durch das Verwaltungsgericht eine Frist fUr den Erlaß 
der Verfügung setzen zu lassen (vgl. H u n g e r b ü h l e r im 
Schw. Zentralbl. f. St. u. Gem. Verwaltung 1923 S. 18), als die 
Regelung im französischen Gesetze v. 17. Juli 1900, durch dessen 
Art. 3 der Ablauf einer viermonatigen Frist einem ablehnenden 
Bescheide gleichgesetzt wurde. L a u η , der in seiner Schrift 
Uber das freie Ermessen, 1910, S. 255, hierauf aufmerksam 
machte, wollte die französische Regel schon damals allgemein 
als geltendes Recht betrachtet wissen. War diese Ansicht 
auch verfrüht, so gab sie doch die Entwicklungerichtung an, 
die über das bayerische Gesetz v. 11. Juni 1920 und weiter 
Ober den Entwarf eines deutscheu Beamtengesetzes schließlich 
zu einer allgemeinen Regelung fuhren dürfte. Nach §42 des 
bayerischen Gesetzes über den Staatsgerichtshof v. 11. Juni 1920 
maß der Beschwerdeführer, wenn die Beschwerde gegen eine 
einem Ministerium untergeordnete Behörde erhoben wird, mit 
der Beschwerdeschrift den Nachweis vorlegen, daß er vorher 
ohne Erfolg bei dem zuständigen Ministerium am Abhilfe nach-
gesucht hat. „Sind seit der Einreichong des Gesuches um 

β· 
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Abhilfe drei Monate verstrichen, ohne daß dem Beschwerde-
führer ein Bescheid zngegaDgen ist, so wird angenommen, daß 
das Abhilfegesach erfolglos geblieben ist." Aehnlich gestattet 
der mehrfach genannte Entwurf eines deutschen Beamtengetzes 
(Reichstagsdrnckeache Nr. 86 der III. Wahlperiode) die Ver-
folgung der Dienstrechtsansprttche vor den Dienstgerichten erst 
nach Erschöpfung des Beschwerdewegs, läßt aber die Anrufung 
des Dienstgerichts zu, wenn der Beschwerdeführer „innerhalb 
von sechs Wochen keine Entscheidung erhalten hat" (§446). 
Auch enthält § 42 des hamburgiechen Gesetzes Uber Ver-
waltungsgerichtsbarkeit einen viel versprechen den Ansatz zur 
Lösung des Problems, wenn es dort neben den Anfechtungs-
klagen gegen Anordnungen oder Verfügungen von Verwaltungs-
behörden auch die „ Klagen, die wegen Verweigerung einer 
Amtshandlung erhoben werden", besonders aufführt. Allerdings 
enttäuscht das Gesetz, ähnlich wie das bremische §§ 48 ff., in 
den weiteren Bestimmungen, da es keine Frist nennt, bei deren 
Ablauf die Amtshandlung als verweigert zu gelten hat. Ver-
mutlich verstehen beide Gesetze unter „Verweigerung" einen 
ausdrücklichen ablehnenden Bescheid. 1st dem aber so, dann 
kann wohl gegen wirkliche Untätigkeiten auf die General-
klausel zurückgegriffen und Klage auf Vornahme der Amts-
handlung erhoben werden. 

Ein vom Reichsgericht am 1. April 1924 entschiedener 
Fall (RGZ. Bd. 108 S. 144 ff.) zeigt, daß es gegen behördliche 
Untätigkeit u. U. noch eines andern Rechtsschutzes bedarf als 
des soeben dargestellten. Der Anspruch eines Volksschallehrers 
auf Dienstbezüge war vom zuständigen Oberpräsidenten an-
erkannt worden, trotzdem zahlte die verpflichtete Stadtgemeinde 
nicht, so daß der Lehrer unglaublicher Weise gegen die Stadt-
gemeinde klagen mußte. War aber dies möglich, dann kann 
es auch geschehen, daß eine Stadtgemeinde trotz rechtskräftigen 
Urteile nicht zahlt, und was bei einer Gemeinde möglich ist, 
kann auch einmal beim Staate vorkommen. So rtlckt wieder 
einmal die Frage der Zwangsvollstreckung gegen Gemeinden 
(vgl. W a l d e c k e r , Zwangsvollstr. gegen Kommunalvprbände, 
1918) und den Staat in den Bereich der Möglichkeiten, ob-
gleich es an sich ein Widersinn ist, „daß der Hort des Rechtes 
im Namen dieses Rechtes mit äußerem Zwang dazu gebracht 
werden soll, sein Recht zu achten und ihm genug zu tuu" 
( O t t o M a y e r , VR. Ie, S. 381), und es mag der Vollständig-
keit halber erwähnt werden, daß Hamburg in seinem Gesetze 
v. 10. Oktober 1923 zur Abänderung des Verhältnisgesetzes 
die Zwangsvollstreckung gegen den Staat und die Gemeinden 
wegen Geldforderungen bei dinglichen Rechten unbeschränkt 
(s. EG. z. ZPO. § 16 Ziff. 3), sonst dann zuläßt, wenn der Glau-
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biger die zuständige Behörde benachrichtigt hat und seit Eingang 
der Anzeige ein Zeitraum von einer Woche verflossen ist. Daß der 
Reichsfiskus hierbei wie der Landesfiskus behaudelt wird, hat 
nenerdings wieder das Landgericht München ausgesprochen 
(Beschl. v. 22. März 19ü4, Z. f.Rechtspfl. i. Bayern 1924 S. 137 f.) 

h) Zu einer abschließenden Beurteilung der neueren Entwick-
lung der Verwaltungsgerichtsbarkeit gehört auch diePrüfung 
der Stellung der Par tei en, der Kostenfrag e 
und der Schnelligkeit des Verfahrens, wie hier 
nur angedeutet werden mag. 

Zu weit würde es fuhren, sollte im Kähmen dieses Berichts 
jooh auf Einzelheiten des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 
eingegangen werden. Eine der wichtigsten Fragen für die 
Beurteilung der Güte des Verfahrens würde hierbei die 
K o s t e n f r a g e sein. Noch fehlt eine vergleichende Lieber-
sicht der bei den einzelnen Verwaltungsgerichten erhobenen 
Gebühren, aber erst sie würde zeigen, wo es mit dem Schutze 
des einzelnen wirklich gut bestellt ist. Die Erhöhung der 
Rechtsmittelgebühren in Finanzsachen durch die III. StNotVO. 
§ 54 Ziff. 2, die Einfuhrung eines Kosten Vorschusses durch 
§ 5 1 derselben VO. waren jedenfalls nicht von rechtsstaatlichem 
Geiste getragen, mochten die Maßregeln auch als vorüber-
gehende Einrichtungen durch die Staatsnotwehdigk'eit geboten 
gewesen sein. Weitere Fragen für die Beurteilung der Güte 
des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens sind angedeutet durch 
die Worte: Anwaltszwang, Parteistreitigkeit und einparteiige 
Verwaltungsrechtepflege, Partei und Beweis, Schnelligkeit des 
Verfahrens, reformatio in peius, Rechtsmittelbelehrung — um 
nur einen Teil der Probleme zu berühren, die dás Verfahren 
vor den Verwaltungsgerichten bietet. 

4. Beamtenhaftung. 
a) Die vermögensrechtliche Amtshaftung ist nach 

der vom RO. dem Art. 131 RV. gegebenen Auslegung jetzt 
so geregelt, daß in ganz Deutschland der Staat usw. für die 
schuldhafte Amtshandlung seiner Beamten haftet, und daß 
diese Haftung ohne bindende Vorentscheidung eines Verwal-
tungsgerichts vor den ordentlichen Gerichten geltend gemacht 
werden kann. Die Amtshaftung ist dadurch zur rechtssiaat-
lichen ultima ratio in allen Fällen geworden, in denen der 
unmittelbare Rechtsschutz nicht ausreicht. 

b) Der sog. Konflikt sieht, wo er nicht landesgesetzlich 
auf gehoben ist, mit der RV. nicht im Widerspruch, sofern 
er bei persönlicher — sei es vermögenä-, sei es strafrecht-
licher — Belangung des Beamten erhoben wird. 
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c) Die strafrechtliche Βelangung des Beamten 
ais Art des mittelbaren gerichtlichen Rechtsschutzes erfährt 
durch den StGEntw. insofern eine Förderung, als sich das 
Verbrechen der Rechtsbeugung nicht mehr auf den Fall der 
Leitung oder Entscheidung einer Rechtssache beschränkt 
{§ 126), aber durch die Straf ¡/rozeßnoveUe auch eine Hem-
mung, da d-er Verletzte das OLG. nicht beschwerdeführend 
angehen kann, wenn die Staatsanwaltschaft das Verfahren 
wegen Belanglosigkeit der Tat eingestellt hat. 

Aach die erfolgreich erhobene Anfechtungsklage führt 
Dicht zum Ersätze des durch die fehlerhafte Verfügung oder 
durch rechtswidrige Unterlassung entstandenen Schadens, und 
wo es an einer allgemeinen Anfechtungsklage fehlt, ist die 
gerichtliche Geltendmachung des Schadens vielfach sogar der 
einzige rechtsstnátliche Behelf des Geschädigten. Daher muß 
der bedeutenden Neuerungen gedacht werdeu, die auf diesem 
Gebiete durch die Reichsverfassung und die ihr vom Reichs-
gericht gegebene Auslegung geschaffen worden sind. 

„Verletzt ein Beamter in Ausübung der ihm anvertrauten 
öffentlichen Gewalt die ihm einem Dritten gegenüber obliegende 
Amtspflicht, so trifft die Verantwortlichkeit grundsätzlich den 
Staat oder die Körperschaft, in deren Dienste der Beamte 
steht." Diese Bestimmung der RV. Art. 131 Abs. 1 Satz 1 be-
deutet fUr die Reohtegebiete mit Staatshaftungsgesetzen, also 
namentlich fUr das Reich und filr Preußen, nichts wesentlich 
Neues. Für alle Länder ohne Staatshaftungsgesetze bedeutete 
sie jedenfalls die Verbindlichkeit zur Einführung eines solchen 
Gesetzes, eine Pflicht, der Bremen mit Ges.v. 19. März 1921 und 
Lippe mit Ges. v. 28. Nov. 1922 nachkamen. Der III. Zivil-
senat dea RG. ging aber in seiner Entscheidung v. 29. April 1921 
(RGZ. Bd. 102 S. 166ff.) weiter, erklärte den Grundsatz für 
unmittelbar geltendes Recht und hat diese immerhin bedenk-
liche Ansicht auch in der Begründung des Beschlusses v. 20. Fe-
bruar 1923 (RGZ. Bd. 106 S. 36 f.) nicht aufgegeben. Wichtiger 
noch ist aber die Deutung, die das RG. durch den letztgenannten, 
gesetzeskräftigen Beschluß dem Satze: „Der ordentliche Rechts-
weg darf nicht ausgeschlossen werden" gegeben hat. Auch 
dieser Satz ist nach Ansicht des RG. unmittelbar geltendes 
Recht und verträgt sich weder mit den Resten der sog. „Konflikts-
erhebung", die Preußen in seinem Gesetze v. 16. November 1920 
aufrechterhalten hatte, noch mit der Vorschrift des § 5 des 
preußischen Staatehaftungsgesetzes v. 1. August 1909, wooach 
gegen den Staat oder einen Kommunalverband wegen einer 
PolizeiverfüguDg ein Schadensersatzanspruch aus Amtshaftung 
nur geltend gemacht werdeu konote, wenn die Verfügung auf-
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gehoben worden war. Da nach früher (S. 43 f.) entwickelter An-
sicht die Gesetzeskraft des Beschlusses τ. 20. Februar 1923 für 
ganz Deutschland wirkt, ist jetzt die unbedingte Zulässigkeit 
des ordentlichen Rechtswegs fttr die Geltendmachung der ver-
mögensrechtlichen Amtshaftung gemeindeutsches Reichsverfas-
sungsrecht. Also ist auch das Reichsgericht für ganz Deutsch-
land letzte Instanz fUr die Auslegung des Art. 131 Abs. 1 Satz 1 
der UV. Wie großzügig im übrigen das RG. seine Zuständigkeit 
in Fällen der Amtshaftung auszuüben versteht, zeigt u. a. die 
Entscheidung des III. Zivilsenats v. 31. Jan. 1922 (RGZ. Bd. 103 
8. 429 ff.). Ein Marineunteroffizier war als dauernd dienstunfähig 
entlassen worden, da er nach einem marineärztlichen Gutachten 
an chronischem Gelenkrheumatismus in beiden Fußgelenken 
gelitten haben sollte. Der Entlassene trat nun aber den Be-
weis an, daß er in Wirklichkeit nur an Plattfüßen leide, daß 
die Marineärzte dies fahrlässigerweise verkannt und so seine 
Entlassung verschuldet hätten, und klagte unter Geltendmachung 
der Amtshaftung den Unterschied zwischen seinen jetzigen und 
den aktiven Bezügen als Schadensersatz ein. Obgleich der 
Kläger hierdurch wirtschaftlich nichts anderes verlangte, als 
die — wirtschaftliche — Ungültigerklärung der einer Nach-
prüfung durch die Gerichte an sich nicht unterworfenen Ent-
lassung, erklärte das Reichsgericht den Rechtsweg fttr zulässig. 
Keine Entscheidung zeigt vielleicht so deatlich wie diese, 
daß die Amtshaftung das letzte Mittel ist, um in der Verwaltung 
dem Satze „Recht muß Recht bleiben" trotz aller Widerstände 
Geltung zu verschaffen. 

Wenn man trotz Reichsverfassung und Reichsgericht noch 
in der neuesten Zeit von Vorentscheidungen über die Frage 
liest, ob sich ein Beamter einer Ueberschreitung seiner Amts-
befugnisse schuldig gemacht habe (ζ. B. Ztsohr. f. St. u. Crem. 
Verw. i. Hessen v. 20. Feb. 1925), so hat das seine natürlichen 
Gründe. RV. Art. 131 regelt im Rahmen der Grundrechte und 
Grundpflichten der D e u t s c h e n nur die v e r m ö g e n s r e c h t -
l i c h e Haftung des Staates und der öffentlichen Körperschaften. 
Er verlangt nicht die Durchführung der Staatehaftung dem 
A u s l ä n d e r gegenüber, er bezieht sich nicht aaf die B e -
s t r a f u n g des schuldigen Beamten. Wenn also ein Gesetz, 
wie üblich, den Beamten dem Ausländer gegenüber bei man-
gelnder Gegenseitigkeit des ausländischen Rechts persönlich 
haften läßt oder wenn es sonst im Rahmen des duren Art. 131 
ausgesprochenen Grundsatzes ausnahmsweise die Staatshaitang 
ablehnt, so ist fttr diesen Fall die verwaltungsgeriohtliche Vor-
entscheidung zulässig; auch ist sie zulässig, wenn ein Beamter 
wegen einer Amtshandlung bestraft werden soll. Ob allerdings 
in diesem bescheidenen Umfange der Vorentscheidung noch eine 
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große Zakanft beschieden ist, ob sie ihr namentlich ani straf· 
rechtlichem Gebiete beschieden ist, maß bezweifelt werden. 
Was ist das doch fttr Kleinkram, wegen dessen die höchsten 
Verwaltungsgerichte um den Erlaß einer Vorentscheidung an-
gegangen werden! Ein Bürgermeister äußert zu einem Assistenz-
arzt: „Räumen Sie ja das Haus, sonst räume ich es Ihnen, Sie 
junger Mann, Sie!" Hierüber Vorentscheidung des bad. VGH. 
(Z. I bad. Verw. 1921 S. 146 ff.). Ein Polizeiwachtmeister schlägt 
einen Studenten mit dem Handrücken derart ins Gesicht, daß 
der Student aus der Nase blutet. Ein anderer Polizeiwacht-
meister schleift seinen Hausherrn, der ihm das Wasser abgestellt 
hat, gewaltsam Uber die Treppe nach dem Hofe und versetzt 
ihm dabei mit dem Gummiknüppel mehrere Schläge auf Hand 
und Arm. In beiden Fällen Vorentscheidung des hess. VGH. 
(Z. f. St. u. Gem. Verw. in Hessen 48. Jg. 1924/25 S. 17f., 25f., 
77f.). Ein Gendarmeriekommissar nennt eine Frau ein „ver-
rücktes Frauenzimmer", das in die Irrenanstalt gehöre: Vorent-
scheidung des mecklenburg-schwerÌD8chen LVG. (Meckl. Z. f. 
Kechtspii. u. Verw. 41. Jg. 192*4/25 Sp. 108 ff). In all den Fällen 
wurde festgestellt, daß eine Ueberschreitung der Amtsbefugnisse 
vorlag. Zu diesem Ergebnisse hätte aber der Strafrichter auch 
ohne die Hilfe der obersten Verwaltungsgerichte kommen können, 
vor denen der Verletzte nicht als Partei auftreten kann, deren 
Verfahren daher im Volke den Schein erwecken muß, als solle 
der schuldige Beamte seinem gesetzlichen Richter entzogen 
werden. 

1st somit anzunehmen, daß die Beseitigung der Erhebung 
des „Konflikts" in Preußen durch Gesetz v. 16. November 1920 
das Signal zu einem durchgängigen Abbau dieser Einrichtung 
auch im übrigen Deutschland bedeuten wird, so droht dem 
durch eine strafbare Amtshandlung verletzten Bürger doch von 
ganz anderer Seite eine Verkümmerung seiner Rechte. Nach 
wie vor zwar kann der Verletzte, wenn die Staatsanwaltschaft 
dem Antrag auf Erhebung der öffentlichen Klage keine Folge 
gibt oder die Einstellung des Verfahrens verfügt, nach Er-
schöpfung des Beschwerdewegs das OLG. anrufen, das bei 
Begründetheit des Antrags die Erhebung der öffentlichen Klage 
beschließt (StPO. §§ 171 f., 175). Da aber nach der neuen Be-
stimmung der StPO. § 163 Abs. 2 bei Vergehen, auch Amts-
vergehen, die Erhebung der öffentlichen Klage in weitem Um-
fange vom Ermessen des Staatsanwalts und des Amtsrichters 
abhängt, nützt die Anrufung des OLG. nichts, wenn das Ein-
schreiten des Staatsanwalts nicht aus tatsächlichen Gründen 
oder solchen des Rechts, sondern wegen Belanglosigkeit der 
Tat unterbleibt (vgl. L ö w e - R o s e n b e r g , StPO., 16. Aufl., 
S. 411). Demgegenüber bedeutet die Ausdehnung der Möglich-
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seit .des Verbrechens der Rechtsbeugung im StGEntw. § 126 
an! alle Fälle der Amtsaasübang einen Fortschritt im rechts-
staatlichen Sinne. Wenn man dem Wortlaut der Bestimmnng 
tränen darf, würde in Znkunft auch der Landrat, der aas per-
sönlicher Rache die Ausstellung eines Jagdscheins versagt, ob-
gleich er weiß, daß er hierzu verpflichtet ist, wegen Rechts-
beugung bestraft werden. 

5. Nebenpunkte und Kompetenzkonflikt. 
a) Die deutsche Regel, daß das Zivilgericht zwar befugt, 

aber nicht verpflichtet ist, das Verfahren bis zur Erledigung 
eines verwaltungsrechtlichen Nebenpunktes aus-
zusetzen, hat nur einige unwesentliche Durchbrechungen 
erfahren. 

b) Dagegen hat die entsprechende Regel desStraf verfahrene 
durch RAbgO. § 433 einen schweren Stoß erlitten. Die 
A ussetzungspflicht des Strafrichters bedeutet jedenfalls so-
lange eine Verschlechterung de? Rechtsschutzes, als es im 
Finanzverfahren an einer vollwertigen gerichtlichen Tal·· 
sacheninstanz fehlt. 

c) Die Lösung, die die Frage des positiven Kompetenz-
konflikts in Hamburg, Bremen und Thüringen gefunden 
hat, ist sehr einfach, aber mit dem Reichsrecht unvereinbar. 
Alle drei Länder schließen den ordentlichen Rechtsweg aus, 
wenn die Verwaltungsgerichte rechtskräftig in der Sache 
entschieden haben. 

d) Die Gerichtshöfe zur Entscheidung der Kompe-
tenzkonflikte in Preußen und Bayern sowie das OLG. 
Jena verwechseln sehr zum Schaden des Rechtsschutzes den 
verwaltungsrechtlichen Hauptpunkt mit dem, verwaltungs-
rechtlichen Nebenpunkt, wenn sie die Räumungsklage des 
Hauseigentümers gegen den Zwangsmieter und ähnliche 
Klagen für unzulässig erklären. Sie nehmen auf diese 
Weise dem Gericht die Möglichkeit, der Klage wegen doch 
immerhin denkbarer Nichtigkeit der Einweisung des 
Zwangsmieters stattzugeben. Auch die vom RG. freigelegte 
Geltendmachung der vermögensrechtlichen Amtshaftung 
droht durch den Kompetenzkonflikt sabotiert zu werden. 

Solange sich die Dreiheit: ordentliches Gericht, Verwal-
tungegericht, Verwaltungsbehörde in die Zuständigkeit zur Ent-
scheidung von Rechtsstreitigkeiten teilen, wird es Kompetenz-
konflikte geben und wird die Frage des fremdbehördlichen 
Nebenpunkts von Bedeutung sein. 

Um mit dem letzten zu beginnen, so ist der Ziv i lr ichter 
gemäß ZPO. § 148 zur Aussetzung des Rechtsstreite nach wie 
vor befugt, aber nicht verpflichtet, wenn die Entscheidung ganz. 
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oder zQm Teil von dem Bestehen oder Nichtbestehen eines 
Rechtsverhältnisses abhängt, das von einer Verwaltungsbehörde 
(oder einem Verwaltungegericht) festzustellen ist. Dieser Rechts-
zastand ist- in der Berichtszeit nur vereinzelt im Sinne der 
französischen Kegel einer Aussetzuugsρf 1 i ch t (vgl. Dareste, 
Voies de recoure, 1914, S. 62f.) geändert worden, so für prä-
judizielle Entscheidungen des Kartellgerichts, die überdies viel-
fach rechtsändernd wirken (VO. gegen Mißbrauch wirtschaft-
licher Machtstellungen v. 2. Nov. 1923 § 12 Abs. 3). Da es der-
artige vereinzelte Ausnahmen schon frtlher gab, so nach RVO. 
§ 901 Abs. 2, kann von einem Tendenzomschwang in der Ge-
setzgebung nicht gesprochen werden. Die Wichtigkeit dieser 
Erkenntnis wird sich noch zeigen. 

Aach der S t r a f r i c h t e r kann nach herrschender An-
sicht — vgl. L ö w e - K o s e n b e r g , StPO., 16. Aufl., S. 687; 
der strenge Wortlaut des § 262 würde es nicht gestatten — 
das Verfahren aussetzen, wenn die Strafbarkeit der Handlang 
von der Beurteilung eines veryvaltungsrechtlichen Rechtsverhält-
nisses abhängt, und die Entscheidung des Verwaltuugsgerichts 
oder der Verwaltungsbehörde abwarten; verpflichtet dazu ist er 
nicht, auch bindet ihu eine Entscheidung nur, wenn sie vor der 
Tat rechtskräftig ergangen war (etwas weiter gehend L ö w e -
R o s e n b e r g , a. a. O.). Diese altüberlieferte Regelang greift 
RAbgO. § 433 an and bringt dadurch französisches Blut in die 
deutsche Entwicklung. „Hängt eine Verurteilung wegen Steuer-
hinterziehung oder Steuergefährdung davon ab, ob ein Stener-
anspruch besteht, oder ob und in welcher Höhe ein Steuer-
ansprach verkürzt oder ein Steuervorteil zu Unrecht gewährt 
ist", so bindet die schon ergangene oder während der, hier 
notwendigen, Aussetzung inTgewöhnlichen Verfahren ergehende 
oder durch Antrag des Gerichts herbeizuführende Entscheidung 
des Reichefinanzhofs den Strafrichter. Der Bestimmung liegt 
die Absicht zugrunde, sich widersprechende Entscheidungen der 
Finanzbehörden und der Strafgerichte za vermeiden; es soll 
nicht zu der von H o f a c k e r (Staatsverwaltung und Straf-
rechtsreform, 1919, S. 302ff.) mit Recht gerügten „DoppelVer-
waltung" kommen. Diesem Zwecke hätte aber besser und 
lückenloser gedient werden können, wenn die RAbgO., den 
Vorschlägen J. G o l d s c h m i d t s (Verwaltungsstrafrecht, 1902, 
S. 682 ff.) und H o f a c k e r s (a.a.O., S. 358 ff.) und den An-
sätzen der RVO. (vgl. S c h u l z , RVO., 6. Aufl., 1925, S. 110) 
folgend, das Finanzstrafrecht a u s s c h l i e f i l i c h den Finanz-
behörden und -gerichten überfragen hätte. Denn nach der nun 
einmal herrschenden Anschauung des Volkes ist der vom Straf-
richter bestrafte Borger,· und nur ex, „vorbestraft". Hat aber 
das strafgeriohtliohe Urteil diese entehrende Wirkung, dann 



Der Schatz des öffentlichen Rechts. 75 

darf es nur in jeder Beziehung strafgerichtliches Urteil sein, 
nicht 'die Folge eines hinter dem Urteil stehenden, vielleicht 
irrigen Verwaltungsakts. Bedenkt man ferner, daß der Reichs-
finanzhof in der Mehrzahl der Fälle des § 433 nur als Rechte-
beechwerdeinstanz tätig gewesen ist (E. B e c k e , KAbgO. 
§ 433 Anm. 1 n. 6), daß also Uber die tatsächlichen Voraus-
setzungen der Besteuerung bei Besitz- und Verkehrssteuern im 
letzten Rechtszuge das Finauzgericht, bei Zöllen und Verbrauchs-
steuern gar nur das Landesfinanzamt entschieden hat, so mutt 
man vom Standpunkte des Rechtsstaates § 433 RAbgO. als 
einen bedauerlichen Rückschritt bezeichnen. 

Einen weiteren Vorstoß gegen die Stellung der ordent-
lichen Gerichte unternimmt das hamburgische Gesetz über 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (§ 17), ihm folgend das thüringische 
(§ 46) und, mit einer Einschränkung, das bremische (§ 18). 
„Soweit die Verwaltungsgerichte rechtskräftig entschieden 
haben, ist der ordentliche Rechtsweg nur zulässig, wenn die 
Klage wegen Zulässigkeit des ordentlichen Rechtsweges abge-
wiesen ist." Allerdings sieht Hamburg im § 55 Abs. 2 Ziff. 2 
die Nichtigkeitsklage vor, „wenn einer Klage entsprochen war 
und die ordentlichen Gerichte den ordentlichen Rechteweg 
rechtskräftig für zulässig erklärt haben", ebenso Bremen im 
§ 55 Abs. 2 Ziff. 2; da die Bestimmung nicht unterscheidet, soll 
eie wohl auch für den Fall gelten, daß das ordentliche Gericht 
sich um das rechtskräftige Urteil des Verwaltungsgerichts nicht 
gekümmert hatte. Das ändert nichts aD der Tatsache, daß 
die h a m b u r g i s c h e , t h ü r i n g i s c h e u n d b r e m i s c h e 
R e g e l u n g d e s p o s i t i v e n K o m p e t e n z k o n f l i k t s 
e i n e g l a t t e V e r l e t z u n g d e s R e i c h s r e o h t s b e -
d e u t e t . Nach § 17 GVG. entscheiden die G e r i c h t e , d. h. die 
Justizgerichte, nicht die Verwaltungsgerichte, über die Zulässig-
keit des Rechtswegs. Das einzige, was der Landesgesetzgebung 
gestattet wird, ist die Einsetzung besonderer Gerichtshöfe zur 
Entscheidung von Kompetenzkonfiikten zwischen den Gerichten 
and den Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten; aber 
weder das hamburgische, noch das thüringische OVG., noch 
das bremische VG. entsprechen in ihrer Organisation den vom 
GVG. für die Kompetenzgerichtshöfe festgesetzten Mindest-
anforderungen. Aach läßt sich-die Regelang nicht auf dem 
Umwege über § 13 aufrechterhalten, da es in den meisten 
Fällen der Landesgesetzgebang freistehe, aach für bürgerliche 
Rechtsstreitigkeiten die Zuständigkeit der Verwaltungegerichte 
zu begründen, eine solche Zuständigkeitsbegründung aber aach 
durch die Rechtskraft eines verwaltangsgerichtlichen Urteils 
möglich sei (Anklänge an diesen Gedankengang bei Ο ρ ρ e η -
h o f f , Ressortverhältnisse, 2. Aufl., 1904, S. 492 unten); vielmehr 
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wäre dies eine offenbare Umgehung der Vorschriften Uber die 
Entscheidungsgewalt der ordentlichen Gerichte and der Koni· 
petenzgerichtshöfe. 

Die einfache Antwort der ordentlichen Gerichte auf die 
Bestimmungen der neuen Verwaltungsrechtspfiegegesetze wird 
sein, daß sie sich nicht daran kehren. Eine größere Gefahr 
droht der ordentlichen Gerichtsbarkeit von den Kompçteuz-
gerichtshöfen selbst Es ist doch, wie gezeigt, eiue hervor-
stechende Eigentümlichkeit des deutschen Rechts im Gegen-
sätze zum französischen, daß der öffentlichrechtliche Nebenpuukt 
die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte nicht ausschließt, 
sowenig wie der privatrechtliche Nebenpunkt die Zuständigkeit 
der Verwaltungegerichte. Daher ist auch z. B. eine Räumungs-
klage gegen den Zwangsmieter zulässig, wenn behauptet wird, 
die Einweisung des Zwangsmieters sei nichtig gewesen. Nichtig-
keit einer Wohnungsbeschlagnahme wegen Formfehlers nimmt 
z, B. der badieche VGH. am 12. Febr. 1924 an (Z. f. bad. Verw. 
1924 S. 67 f.), Nichtigkeit eines andern Verwaltungsakts we^en 
sachlicher Unzuständigkeit der verfugenden Behörde das sächsische 
OVG. am 25. Mai 1921 (Jahrb. Bd. 26 S. 260ff.), Nichtigkeit 
eiuer Dienstentlassung wegen Fehlens der notwendigen Ein-
willigung des zu Entlassenden das preußische OVG. am 
5. Okt. 1922 (Entsch. Bd. 78 S. 251 ff.), um nur neuere Fälle 
aus der Rechtsprechung der doch gewiß unverdächtigen Ver-
waltnngsgerichte zu nennen. Bejaht das Gericht die Nichtig-
keit der Beschlagnahme, dann besitzt der Zwangsmieter fehler· 
baft und wird zar Räumung verurteilt, vernéint es sie, dann 
wird die Klage sachlich abgewiesen. Während das Reichs-
gericht ani diesem m. E. allein möglichen Standpunkt steht, 
(V. Ziv. Sen. 24. Febr. 1921, Z. f. Rpfl. i. Bayern 1921 S. 151), 
lassen der preußische und der bayerische Kompetenzkonflikts-
gerichtshof und dem preußischen folgend das OLG. Jena in 
solchen und ähnlichen Fällen die Klage im ordentlichen Rechts-
weg nicht za: preaß. KompGH. v. 10. Dez. 1921, 28. Okt. 1922, 
30. Juni 1923 (PrVBl. Bd. 43 S. 618 ff., Bd. 44 S. 240 f., Bd. 45 
S. 155ff), bay. KompGH. v. 14. Okt. 1920 u. 6. Febr. 1924 (Bay. 
Gem. u. Verw. Ztg. 1920 Sp. 755, 1924 Sp. 5091), OLG. Jena v. 
11. April 1924 (Arch. f. Rechtspfl.i. Sachs, usw. 1. Jg. 1924 S. 190 ff.). 
Sie versagen dadurch dem Kläger u. U. jeden - gerichtlichen 
Schutz mit der ganz unzutreffenden Begründung, der Kläger 
erhebe die privatrechtliche Klage nur zum Scheine und fechte 
auf Umwegen den Verwaltungsakt an. Um eine Anfechtung 
kann es sich aber in diesen Fällen gar nicht handeln, son-
dern nor am die Behauptung einer von sich aas wirkendeu 
Unbeachtlichkeit, die den verwaltungsrecbtlichen Nebenpunkt 
eines Privatrechtsstreites bildet and daher nach ZPO. § 148 
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TOD der Zuständigkeit des ordentlicheD Gerichts mit umf&ßt 
wird. 

Mit Rücksicht auf das Abflauen der Zwangswirtschaft würde 
dieser bedenklichen Rechtsprechung keine allzngroße Bedeatnng 
beizumessen sein, wenn sie nicht das Bestreben zeigte, auf ein 
anderes wichtiges Gebiet Überzugreifen. Das Reichsgericht hand-
habt, wie S. 71 gezeigt, die Bestimmungen Uber Amtshaftung in 
der großzügigsten Weise. Außer der Plattfuß-Entscheidung (RGZ. 
Bd. 103 S. 429 ff.) wäre ζ. B. noch die Entscheidung des III. Ziv.Sen. 
v. 22. Sept. 1922 (RGZ. Bd. 105 S. 196ff.) zu nennen, in der die 
Klage eines Telegraphensekretärs auf Zahlung von MehrbezUgen 
zugelassen wnrde, die er bei einer früheren, nur durch schuld-
haft unwahre Berichte seines Vorgesetzten hinausgezögerten Be-
förderung erhalten hätte. Es ist leicht auszudenken, wie auch 
derartige, sachlich doch sicher dem Rechtsgeftthl entsprechende 
Entscheidungen bei Geltendmachung der Amtehaftung gegen ein 
Land durch einen erfolgreichen Kompetenzkonflikt unmöglich 
gemacht werden können. Daß die Gefahr nahe Hegt, beweist 
das Urteil des mecklenburgischen Gerichtshofs zur Entscheidung 
von Kompetenzkonflikten v. 29. April 1924 (Meckl. Z. f. Rechtspfl. 
u. Verw. 41. Jg. Sp. 37 ff.). Kläger war durch die Landdrostei 
gezwungen worden, fUr eine Schule ein Grundstück als Turn-
platz ohne Entschädigung bereitzustellen; er stutzte seine Klage 
aus Amtshaftung darauf, daß die Beamten unter Verletzung 
ihrer Amtspflicht ein nach seiner Ansicht ungültiges Landes-
gesetz angewandt hätten, ohne dessen Vereinbarkeit mit der 
Reichsverfassung zu prüfen. Der Gerichtshof erklärte den 
Rechtsweg filr unzulässig, obgleich er sich auf den Boden des 
reichegerichtlichen Beschlusses v. 20. Februar 1923 stellt, ohne 
allerdings zu merken, daß er damit die Befreiungetat jenes 
Beschlusses zu einem erheblichen Teile abschwächt. Angesichts 
solcher KompetenzUbergriffe der Kompetenzkonfliktegerichtshöfe, 
die beweisen, daß auf dem Gebiete des Rechtsschutzes, um auf 
C a r l S c h m i t t s Beitrag zur Erinnerungsgabe für Max Weber 
anzuspielen, nicht die Gerichte „souverän" sind, sondern u. U., 
wie in Preußen und Mecklenburg, ein gemeinsamer Ausschuß 
von Richtern und Beamten der aktiven Verwaltung, tritt an den 
Gesetzgeber die ernste Frage heran, ob er die Einrichtung dee 
Kompetenzkonflikts beibehalten und dort, wo sie noch nicht 
besteht, neu einfuhren, ob er sie abschaffen, oder ob er sie 
durch Aenderung der organisatorischen Bestimmungen und duroh 
Zulassung eines Rechtsmittels an ein höchstes Gericht des Reiches 
verbessern und so ihrer Gefährlichkeit entkleiden soll. Jeden-
falls wird das Rechtebewußtsein auf eine harte Probe gestellt, 
wenn es ganz von der Wachsamkeit oder dem Ermessen der 
Veiwaltungsbehörde abhängt, ob der Kläger bis an · Reiche-
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gerieht dringt and siegt oder dnrch die Erhebung des Kompetenz-
konflikts des ordentlichen Rechtsschutzes beraubt wird and 
unterliegt. 

Schluss. 
Die bedeutsamsten Ereignisse für den Fortschritt des ge-

richtlichen Rechtsschutzes in Sachen des öffentlichen Rechts 
seit der Revolution sind die Weimarer Verfassung, die Recht-
sprechung des RG. zu RV. Art. 131 und das hamburgische Ger 
setz über Vervxütungsgerichisbarkeit. Wenn es auch zuvid wäre, 
von einem leidenschaftlichen Bekenntnis zum Rechtsstaat in der 
Zeit seit der Revolution zu sprechen, so sind die Aeußerungen 
rechtsstaaüichen Geistes doch stark genug, um die Idee des 
Rechtsstaates als Leitstern für die Auslegung zweifelhafter Be-
stimmungen — etwa der Frage der Aktivlegitimation zur Er-
hebung einer Verfassungsstreitigkeit — erscheinen zu lassen. 

Soll ich am Schlüsse die Bilanz der Entwicklang seit 1918 
ziehen, so bekenne ich mich za der Ansicht, daß die Fortschritte 
größer sind als die Rückschritte. Vor allem ist es die Weimarer 
Verfassung, die von rechtsstaatlichem Geiste zeugt, wenn sie 
dem einzelnen gegeu Uebergrift'e der Verwaltung verwaltungs-
geriehtlichen Rechtsschutz angedeihen lassen will, wenn sie die 
Errichtung eines Reichsverwaltungsgericht» vorsieht, wenn sie 
dem Beamten und dem Enteigneten den ordentlichen Rechtsweg 
ofienhält, wenn sie Staat und Gemeinde für das Verschulden 
ihrer Beamten haften läßt und für die Geltendmachung der 
Haftung ebenfalls die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 
vorschreibt. Da es zweifelhaft sein mag, ob diese letzten Vor-
schriften nach dem Willen der Verfassung unmittelbar geltendes 
Recht oder nur Richtlinien für den Gesetzgeber darstellen, inuß 
die Rechtsprechung des Reichsgerichts, die die unmittelbare 
Geltung der Amtshaftung und die Unbedingtheit des ordentlichen 
Rechtswegs — diese sogar mit Gesetzeskraft — bejaht, neben 
der Reichsverfassnng besonders hervorgehoben werden. Von 
den Landesgesetzen verdient aber namentlich das hambnrgische 
Gesetz Uber Verwaltungsgerichtsbarkeit Beachtung, vor allem 
wegen der umfassenden Generalklausel, wegen der unbeschränk-
ten Zulassung der Feststellungsklage und wegen der unbe-
dingten, vollen, persönlichen Unabhängigkeit, die das Gesetz 
auch dem Vorsitzenden des Verwaltungsgerichts erster Instanz 
zubilligt. 

Allerdings durfte man vom Deutschland der Kriegs- and 
Nachkriegszeit, vom Deutschland der sozialistischen Revolution 
kein leidenschaftliches Bekenntnis zum Rechtsstaat erwarten. 
Das militärische Standrecht war der Entwicklang gerichtlichen 
jfechtMchatzee ebeosowenig günstig wie die von den Sozialisten 
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angestrebte Zwangswirtschaft, die allgemeine Not lenkte die 
Aufmerksamkeit der staatlichen Stellen anf lebensnotwendigere 
Dinge als den Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit. Es ist 
daher zum Teil mehr eine liberale Abwehrmaßregel als eine 
vom allgemeinen Bewußisein getragene Forderang gewesen, 
daß trotz Krieg, Sozialismas and Not soviel rechtsstaatliche 
Gedanken in die Verfassung Eingang fanden. Nan sie sich 
aber einmal za Verfassangssätzen verdichtet and als lebendig 
erwiesen haben, teilen sie der ganzen Verfassung ihren Geist 
mit and lassen in Verbindung mit den Bestimmungen Uber 
Staatsgerichtsbarkeit die Verfassung als ein Wahrzeichen des 
Rechtsstaats erscheinen. In solch rechtsstaatlicher Verklärung 
erleachtet die Verfassung wiederum die Auslegung dunkler 
Vorschriften. So wie es im Schlußprotokoll des deutsch-schwei-
zerischen Schiedsgerichtsvertrags v. 3. Dez. 1921 heißt, daß die 
einzelnen Bestimmungen des Vertrags im Zweifel zugunsten der 
Anwendung des Grundsatzes der. schiedsgerichtlichen Erledi-
gung von Streitigkeiten auszulegen sind, so wird auch die 
Verfassung nach Möglichkeit im Sinne der gerichtlichen Erle-
digang von Streitigkeiten gedeutet werden müssen. Die Fest-
stellung der Ungültigkeit einer landesgesetzlichen Bestimmung 
durch das Reichsgericht in ihrer Anwendung auf bestimmte 
Fälle, die Zubilligung der Aktivlegitimation zur Erhebung einer 
Verfassungsstreitigkeit au eine Fraktion (RGZ. Bd. 107 S. 17*) 
oder eine Ortsgruppe des ehemaligen anmittelbaren Reichsadels 
(JW. 1924 S. 1885) durch den Staatsgerichtshof für das Deutsche 
Reich, nicht zuletzt die Urteile des RG. zu Art. 131 RV. zeigen, 
daß unsere Gerichte im besten Zuge sind, die Reichsverfassang 
im rechtsstaatlichen Sinne auszulegen. 

So bleibt nur noch eine letzte kritische Frage: ob denn 
der Ausgangspunkt für die grundlegende Bewertung richtig ge-
wählt ist und ob der Rechtsstaat wirklich noch als unamstöß· 
liches Ideal gelten darf. So selbstverständlich, wie vor dem 
Kriege, ist die Bejahung jedenfalls nicht mehr. Das „fiat iustitia, 
pereatmundus" gilt auch für den Staat; auch der Staat, namentlich 
ein so geschwächter wie der ansrige nach dem Zusammenbrach, 
kann zugrunde gehen, wenn Uber dem Rechtsschutzinteresse des 
einzelnen der Staategedanke vergessen wird, wenn die dem Rechts-
staatsgedanken zugrunde liegende liberale Staatsauffassung in 
einen a n a r c h i s c h e n L i b e r a l i s m u s ausartet. Indessen, 
neben dem anarchischen Liberalismos des „fiat iustitia, pereat 
mundu8u gibt es auch den s t a a t e e r h a l t e n d e n L i b e r a -
l i s m α s dee „iustitia fandamentam regnorum". Der anarchische 
Liberalismus begünstigt das Recht des einzelnen um des ein-
zelnen willen, der staateerhaltende Liberalismus am des Staates 
willen, in der Ueberzeagung, daß ein aas freien, rechtsbewaßtea 
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Bürgern zusammengesetzter Staat mächtiger ist als ein despo-
tischer Staat, der nur rechtlose Untertanen kennt. Der F r e i -
h e r r v o m S t e i n , gewiß das Gegenteil eines Staatszerstürers, 
war ein solcher Künstler der Staatskräftigang durch Freiheit. 
Was aber vor hundert Jahren richtig war, ist es auch heute 
noch. Aach heute kann der Staategedanke nor gewinnen, wenn 
der Staat in den Grenzen eines vernünftigen Ausgleichs zwischen 
Staatlichkeit and Einzelinteresse dem Bürger Rechte gewährt 
and Gerichte za deren Schatz einsetzt. Die Gerechtigkeit ist 
die Grandlage der Königreiche. Aber aach die Republik wird 
nur daan bestehen können, wenn sie sich auf Recht and Ge-
rechtigkeit aufbaut 

la. Leitsätze des Berichterstatters. 
Die Leitsätze stehen im Berichte and sind durch Schräg-

druck kenntlich gemacht. Sie befinden sich aaf folgenden 
Seiten: die Vorbemerkung S. 8, die Leitsätze anter I S. 12ff., 
anter II S. 37 ff., anter III S. 48 ff., die in mehrere Unterabschnitte 
zerfallenden anter III 3 S. 54—69, der Schiaß S. 78. 



2. Der Schutz des öffentlichen Rechts 
durch ordentliche und durch Yerwaltungs-

gerichte 
(Fortschritte, Rückschritte und Entwicklungs-

tendenzen seit der Revolution). 
Mitbericht von Professor Dr· Gerhard Lassar in Berlin. 

Wir befinden ans gegenwärtig in dem Abschnitt der euro-
päischen Geschichte, in dem der Staat „ein soziologisch völlig 
selbständiges, grundsätzlich mit nichts anderem verflochtenes 
Gebilde wird, ganz auf eigenen Grundlagen ruhend, sich nach 
eigener Gesetzlichkeit im ausschließlich politischen Kaum be-
wegend, endlich der „wahre Staat" des solange um ihn be-
mühten europäischen Denkens" Auch der heute zur Erörte-
rung stehende Problemkomplex des deutschen Rechts erwächst 
auf diesem Untergrunde. Es handelt sich um vier Fragen-
gruppen : die öffentlichrechtliche A a s b i l d u n g der Juristen, 
die V e r f a s s u n g d e r V e r w a l t u n g s g e r i c h t e , den Um-
fang des in öffentlichrechtlichen Streitsachen zu gewährenden 
R e c h t s c b u t z e s und die Errichtung des R e i c h s v e r -
w a l t u n g s g e r i c h t s. 

I. 
Die wichtigste Voraussetzung filr einen wirksamen Schutz 

des öffentlichen Rechts durch ordentliche und Verwaltungs-
gerichte ist eine gründliche D u r c h b i l d u n g d e r R i c h t e r 
i m ö f f e n t l i c h e n R e c h t u n d in d e r V e r w a l t u n g . 
Sonst können sachkundige Urteile nicht ergehen. Eine gleich-
mäßige Vorbildung im öffentlichen und im Privatrecht, die auch 
vom Standpunkt der juristischen Allgemeinbildung aus uner-
läfilich ist, hat bisher nur außerhalb Preußens bestanden. Die 
Beschaffenheit des preußischen Nachwuchses ist aber bei seinem 
zahlenmäßigen Verhältnis zu den Übrigen deutschen Juristen 
von wesentlicher Bedeutung fUr die deutsche Rechtsentwicklung. 

*) Alfred Weber, Die Krise des modernen Staatsgedankens in Europa. 
S. 40. 

T»gmng der StutmehUlehrer 1936. β 
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Daher stellt die preußische Aasbildangsordnang vom 13. August 
1923 jedenfalls durch ihre, entsprechend den außerpreußischen 
Vorbildern vermehrten Anforderungen im öffentlichen Recht und 
in den Staats Wissenschaften einen wesentlichen Fortschritt dar. 
Inwieweit sie i. A. eine geeignete Grundlage für die Prüfungs-
anforderungen bildet, kann hier dahingestellt bleiben. Eine 
günstige Wirkung kann m. E. allerdings erst eintreten, wenn 
rechtlich oder wenigstens tatsächlich eine Verlängerung der 
Studiendauer stattgefunden hat. Jedenfalls ist es zu begrüßen, 
daß auch Preußen in dieser Hinsicht stärkere Anforderungen 
an die Ausbildung stellt, da sich hieraus ein eindringlicheres 
Studium auf diesen Gebieten ergeben wird. 

Freilich ist damit nur ein erster Anfang gemacht. FUr 
die Studienzeit ist zwar das J u s t i z m o n o p o l gebrochen. 
Es besteht aber noch für alle diejenigen Referendare, welche 
nicht als Regierungsreferendare angenommen werden. Die Ver-
einheitlichung des Vorbereitungsdienstes der Referendare dürfte 
für Preußen praktisch nicht in Frage kommen, weil die Ver-
waltung auf die bisherige ausgezeichnete Sondervorbildung ihrer 
Anwärter nicht verzichten wird. Es kommt also nur in Frage, 
den Dienst der Gerichtsreferendare zweckmäßig auszubauen, 
m. a. W.: eine s e c h s m o n a t l i c h e V e r w a l t u n g s s t a t i o n 
e i n z u f ü h r e n . Das ist praktisch möglich. In Preußen waren 
am 13. August 1924: 4135 Gerichtsreferendare vorhanden. Bei 
Zugrundelegung einer dreijährigen Ausbildungszeit beträgt die 
Jahresquote 1378. Wenn die Dauer einer Verwaltungsstation mit 
sechs Monaten angenommen wird, so ergibt sich hieraus ein Be-
darf von 650 Stellen. In Preußen sind hinreichend Landräte, 
staatliche Polizeibehörden und Kommunalverwaltungen vorhanden 
um diesen Bedarf zu decken. Außerdem dürfte wohl die Reichs-
finanzverwaltung wie für die Regierungs- so auch für die Ge-
richtsreferendare erforderlichenfalls eine Reihe von Finanzämtern 
zu Ausbildungszwecken zugänglich machen. Die Ausbildung bei 
diesen Behörden hätte in derselben Weise zu erfolgen, wie sie 
in den außerpreußischen Ländern vor sich geht. Die Durch-
führung bedeutet keine wesentliche Belastung der Verwaltungs-
behörden. Sie wäre jedenfalls nicht größer, als diejenige der Ge-
richte zugunsten der Verwaltung. Die Verwaltung hält nicht 
ohne Grund an der Gerichtsstation der Regierungsreferendare fest. 
Die Verwaltungsstation ist an den Anfang des Vorbereitungs-
dienstes zu legen, um die Einheitlichkeit der Justizausbildung 
nicht zu stören. Hierdurch würde wenigstens in gewissem Um-
fang eine publizistische nnd verwaltungsmäßige Durchbildung 
erreicht, die im Interesse der Verwaltung und der Allgemeinheit 
notwendig ist. Freilich wird sich die Justizverwaltung erheblich 
gegen eine solche Verkürzung der rein justizmäßigen Vorbildunga-
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zeit sträuben. Dieser Widerstand wäre verfehlt. Schon das wohl-
verstandene Eigeninteresse der Justizverwaltung erfordert eine 
öffentlichrechtliche Durchbildung, weil nur der auch publizistisch 
durchgebildete Richter oder Staatsanwalt Uber eine juristische 
Allgemeinbildung verfügt. Nur er ist zur richtigen Entscheidung 
solcher öffentlichrechtlichen Fragen befähigt, die von den ordent-
lichen Gerichten zu entscheiden sind. Tatsächlich übt die Justiz-
verwaltung aber die Funktion aus, eine große Anzahl beamteter 
und nichtbeamteter Juristen vorzubilden, welche in den ver-
schiedensten Berufen öffentliches Recht anwenden, wie ζ. B. An-
wälte, Gemeindebeamte, Wirtschafte]uristen und andere freie 
Berufe. Diese allgemeine Funktion mag für die Justizverwaltung 
unbequem sein. Sie kann sich ihr aber nicht entziehen und muß 
entsprechend diesen allgemeinen gesellschaftlichen Aufgaben, die 
ihr obliegen, die Vorbildung der ihr — zum erheblichen Teil 
nur vorübergehend — anvertrauten Referendare dementsprechend 
einrichten. 

Diesen Aufgaben ist die preußische Justizverwaltung noch 
nicht gerecht geworden, da sie die Ausbildungsreform bisher 
auf das Studium beschränkt hat. Eine Neugestaltung des Ge-
richtereferendariats ist bisher nicht in Aussicht genommen. Die 
beteiligten Ressorts sind also auf halbem Wege stehen geblieben. 
Die Einfügung von Verwaltungsstationen in die Ausbildungszeit 
der Gerichtsreferendare ist aber unbedingt erforderlich. 

Für die Zeit nach bestandenem Staatsexamen ist die Wieder-
aufnahme von mannigfachen Auebildungsmöglichkeiten, insbeson-
dere der Kurse der Vereinigung für staatswissenschaftliche Fort-
bildung, als eine Fortführung alter Traditionen zu begrüßen. 
Darüber hinaus ist es nach Maßgabe der Besserung der öffent-
lichen Finanzen notwendig, daß allgemeine Fortbildungsmöglich' 
keiten für a l l e — nicht bloß für besonders qualifizierte — 
Richter geschaffen werden. Der unter dem Druck der Repara-
tionslasten und der passiven Handelsbilanz voraussichtlich noch 
längere Zeit andauernde Wechsel der rechtlichen Vorschriften 
läßt solche steten Fortbildungsmöglichkeiten noch notwendiger 
erscheinen als das in ruhigeren Zeiten der Fall ist. In je höherem 
Grade diesen Anforderungen entsprochen wird, um so mehr steht 
zn erwarten, daß der Richter auf Grund eines sozialwissenschaft-
lich geschulten Reohtsbewußtseins zu einer die Wirklichkeit er-
fassenden Anschauung und damit zu einer den Anforderungen des 
öffentlichen Interesses adäquaten Rechtsprechung befähigt wird. 

II. 
Im Jahre 1910 konnte Thoma bei seiner Berichterstattung 

für den Juristentag feststellen, daß sieh eine Stimme zugunsten 
des J u s t i z s t a a t s in der Frage der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

β· 
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nicht mehr erhebe. Jetzt hat sich der Herr Berichterstatter im 
entgegengesetzten Sinne aasgesprochen. Ich kann ihm darin nicht 
beitreten. Vielmehr scheint mir die Entwicklang, wie sie sich in 
einem großen Teil der Gesetzgebung vollzogen hat, begrüßens-
wert. Die Organisation der Verwaltangsgerichte ist in den 
letzten Jahren wiederholt Gegenstand der Erörterung gewesen. 
Die Frage ihrer Beibehaltung hat, jedenfalls was den Bestand 
der vorhandenen Gerichte angeht* nicht znr Diskussion ge-
standen. Vielmehr wurden bei großen neuen Materien neue 
Verwaltangsgerichte eingeführt. Das gilt insbesondere vom 
Steuer- und Versorgungsrecht. Diese Entwicklung ist zu be-
grüßen, weil sie die notwendige Voraussetzung für eine zwar 
dem Gesetz unterworfene, aber freie, d. i. von der Justiz unab-
hängige Verwaltung bildet. In je höherem Grade der ver-
waltende Staut nach eignem Recht lebt, um so mehr kann sich 
die ihm zugrunde liegende Kollektividee entfalten. Die geltende 
Rechtsordnung unterwirft ihn freilich in erheblichem Umfang 
dem Privatrecht. Soweit dies der Fall ist und der Emanzipa-
tionsprozeß der öffentlichen Verwaltung von der Geltung privat-
rechtlicher Normen sich noch nicht vollzogen hat, bat es dabei 
sein Bewenden. Für dasjenige Gebiet aber des Verwaltungs-
lebens, für welches öffentliches Recht gilt, ist bei einer Zu-
ständigkeit von Verwaltungsgerichten die größere Wahrschein-
lichkeit sachkundiger Entscheidungen gegeben. Man könnte 
vielleicht den entgegengesetzten Standpunkt vertreten, wenn 
— dies ist ein von L o r e n z v. S t e i n und S e y d e l gegen 
die Verwaltungsgerichte vorgebrachtes Argument — das Wesent-
liche der richterlichen Tätigkeit sich in der Unterordnung eines 
faktischen unter einen gesetzlichen Tatbestand erschöpfte. Das 
ist aber nicht der Fall . Wir haben vielmehr nach der Ueber-
windung Montesquieuscher Gedankengänge eingesehen, daß die 
Fällung von Willensentscheidungen zum Wesen des Urteils ge-
hört. Daher würde eine justizstaatliche Entwicklung der oberen 
oder unteren Instanzen die Ausschaltung der an der Recht-
sprechung beteiligten Verwaltungsbeamten, somit eine wesent-
liche Verschlechterung bedeuten1). 

Hinsichtlich der Z u s a m m e n s e t z u n g d e r V e r w a l -
t a n g s g e r i c h t e hat besonders D r e w s den Gedanken zur 
Erörterung gestellt, sie zu „echten" Gerichten auszubauen, d. h. 
za solchen, deren sämtliche Mitglieder die Stellung der Richter 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit haben. Diesem Postulat der 
Unabsetzbarkeit und Unversetzbarkeit hat die Gesetzgebung i. A. 
für die Mittel- and Unterinstanz nicht entsprochen. Vielmehr 
ist die bisherige Organisation der Verwaltangsgerichte bei-

!) Vgl. u. 8. 85 ff. 
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behalten worden. Soweit nene derartige Organe eingerichtet 
worden, besonders die Finanzgerichte, ist die Versetzbarkeit 
und Absetzbarkeit der Richter beibehalten worden (vgl. be-
sonders § 15 A, 0.). Hier handelt es sich am ein organisato-
risches Grundproblem der Verwaltangegerichtsbarkeit. Es be-
darf keiner Erörterung, daß die Richter der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit anabhängiger sind als solche Richter, die ihr Amt 
nar für die Daaer des Hauptamtes bekleiden. Allerdings ist za 
beachten, daß jedenfalls bei größeren Gerichten der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit für das Präsidium die Möglichkeit besteht, an-
bequeme Richter innerhalb des Gerichts tatsächlich za ver-
setzen, z. B. den mißliebigen Vorsitzenden oder Beisitzer einer 
Kammer in eine andere zu versetzen, an einem größeren Amts-
gericht ihm eine Requisitionsabteilung zu geben und dgl. mehr. 
Aber das sind nur Ausnahmen, welche die grundsätzliche Ueber· 
legenheit der Verfassung der ordentlichen Gerichte in dieser 
Beziehung nicht berühren. 

Eine Entwicklungstendenz, die Verfassung der Verwaltungs-
gerichte entsprechend derjenigen der ordentlichen Gerichte um-
zugestalten, läßt sich nicht feststellen. Die Abgabenordnung 
hat in dieser Beziehung, wie bereits bemerkt, keine Verände-
rung gebracht. Es scheint auch eine derartige Reform nicht 
geplant zu sein. Die preußische Verwaltangsreform will eben-
falls an dem bestehenden Zustande festhalten. Wäre es 
wünschenswert gewesen, daß im Gegensatz zu der bisherigen 
Entwicklung das Postulat „echter" Gerichte von der Gesetz-
gebung auf dem Gebiet der Verwaltungsgerichtsbarkeit ver-
wirklicht worden wäre ? Diese Stagnation allerdings ent-
spricht nicht den Wünschen des Publikums. Das allgemeine 
Rechtsbewußtsein lehnt es ab, die Verwaltungsgerichte als 
vollwertige Gerichte anzusehen, eben deswegen, weil ihnen 
eine vollkommene Unabhängigkeit fehlt. Das ist besonders in 
der Kritik der Finanzgerichte betont worden. Daher ist es 
bedauerlich, daß der Personalabbau auf das Reichswirtschafts-
gericht erstreckt wurde. Diese Maßnahme war zwar rechtlich 
zulässig, aber angesichts der Exemtion der anderen Gerichte 
vom Personalabbau ein politisch nicht zu billigender Eingriff 
in die Unabhängigkeit der Rechtspflege. Ob aber die Forder-
ung einer v o l l k o m m e n e n Gleichstellung der Verwaltungs-
gerichte mit den ordentlichen Gerichten wünschenswert sei, 
scheint mir zweifelhaft. Die Stärke der Willensbildung and 
die Anschauung der zu beurteilenden Wirklichkeit wird eine 
größere sein, wenn an der Urteilefällung auch Personen be-
teiligt sind, weiche nicht im Hauptberuf Richter sind. Haupt-
berufliche Richter neigen — jedenfalls im Durchschnitt — da-
za, die Sabeumptionstätigkeit im Verhältnis zur Willensbildung 
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in den Vordergrand za stellen. Es besteht eine gewisse Ge-
iahr, daâ durch die ausschließlich richterliche Tätigkeit das 
Anschauungsvermögen verkümmert. Das macht sich gerade in 
der Gegenwart bei solchen Lebensverhältnissen bemerkbar, die 
den Richtern ans eigner Anschauung weniger bekannt sind. 
Demgegenüber bildet die Zagehörigkeit eines aktiven Ver-
waltungsbeamten zum Gericht ein wohltätiges Korrektiv. 

Ein solches ist ferner die B e t e i i i g a n g von L a i e n an 
der Gerichtsbarkeit. Ich kann mich der Anschauung des Herrn 
Berichterstatters von der Wertlosigkeit dieser Zuziehung nicht 
anschließen. Die Erfahrung derjenigen deutschen Verwaltungs-
gerichte, an denen Laien beteiligt sind, sprechen gegen die 
Richtigkeit seiner Annahme, daß diese Beteiligung höchstens 
unerheblich sei. Vor allein beruht das — grade in der Gegen-
wart besondere bemerkenswerte — außerordentliche Vertrauen, 
welches die Rechtsprechung des Reichswirtschaftsgerichts ge-
nießt, zu einem guten Teil auf dieser Mitwirkung. Ueberall, 
wo Personen in der öffentlichen Verwaltung mitwirken, die 
nicht im Hauptberuf Beamtfe sind-, hat die Gesellschaft die 
Möglichkeit, eine ausschließliche Motivation des Handelns der 
— Gerichts- oder Verwaltungs- — Bürokratie nach deren eigen-
gesetzlichen Regeln im Sinne der allgemeinen Anschauungen 
za beeinflussen. Dadurch können die nachteiligen Folgen, 
welche die kontinentale Entwicklung der Staatsverwaltung 
durch das Ueberwiegen eines berufsmäßigen Beamtentums ge-
nommen hat, zu einem guten Teil hintangehalten oder aus-
geglichen werden. Aach die Erfahrungen, welche in dieser 
Hinsicht nach dem Urteil erfahrener Sachkenner auf dem Ge-
biete der deutschen Verwaltungsgerichtsbarkeit gemacht worden 
sind, sprechen hierfür. Das gilt insbesondere von den Finanz-
gerichten, in denen die Laienmitglieder — wie anch in den 
Ausschüssen der Finanzämter — durch ihre Kenntnis der 
Personen and der wirtschaftlichen Verhältnisse za einer 
richtigen Beurteilung der steuerpflichtigen Tatbestände wesent-
lich beigetragen haben. Daher sehen die z. Zt. zur Erörterung 
gestellten Entwürfe der Steuerreform die Aufhebung der durch 
die zweite Steuernotverordnung eingeführten Beschränkung der 
Laienbeteiligung vor und bauen sie in dem neuen System der 
Bewertungsbehörden aus. Beide Vorschläge sind erfreulich. 
E s besteht aber auch in Kreisen der Wirtschaft Einstimmigkeit 
darüber, daß das Reichswirtschaftsgericht gerade deshalb gat 
funktioniert, weil sachverständige Mitglieder nicht als Sach-
verständige im Sinne des üblichen Beweisverfahrens, sondern 
als mitwirkende Mitglieder des Kollegiums tätig sind. Durch 
diesen Aufbau ist das Unerfreuliche des prozessualen Sachver-
ständigenbeweises aufgehoben und besonders sachkundigen Per-
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sonen eine Betätigung innerhalb des entscheidenden Kollegiums 
selbst gewährleistet. Die Erfahrungen hinsichtlich des Kartell-
gerichts Bind die gleichen. Freilich bedarf die Möglichkeit 
ernstester Beachtung, daß die Laien zu Partei- oder Inter-
essentenvertretern werden. Die Einflußnahme von Fraktionen, 
Parteien und wirtschaftlichen Verbänden auf die Auswahl der 
Beisitzer kann die Quelle sehr starker Gefahren werden. Dem 
muß und kann — auch innerhalb des parlamentarischen 
Systems — vorgebeugt werden. Auf Grund dieser Erfahrungen 
scheint mir auch die Beteiligung von Laien an der Zusammen-
setzung der obersten Gerichte nicht in dem Maße indiskutabel, 
wie dies allgemein angenommen wird. 

Es gibt gewiß Fälle — und sie sind nicht einmal 
selten —, in denen ein „geschickter" Vorsitzender den Einfluß 
der Laien innerhalb eines Kollegiums auszuschalten weiß. 
Allgemein trifft dies aber nicht zu. Als Träger der gesell-
schaftlichen Anschauungen und als Sachkenner, vor allem aber 
als lebendige Organe des a l l g e m e i n e n Rechtsbewußtseins 
dient die Beteiligung der Laien an der Rechtsprechung dem 
Einklang von Volksrecht und Juristenrecht. So führt sie der 
„Bürokratie" immer neue Ströme gesellschaftlichen Lebens zu. 
Sie hat somit die eminente Bedeutung, welche überhaupt das 
Institut der sog. „politischen Selbstverwaltung" für die Ent-
faltung des genossenschaftlichen Elements im Staat hat. 

Aus diesen Gründen scheint mir ein Aufbau der Ver-
waltungsgerichte zweckmäßig, bei dem in Unter- und Mittel· 
instanz die drei in Frage kommenden Elemente: richterliche 
Unabhängigkeit, Verwaltung und „Laien" an der Zusammen-
setzung des Kollegiums berücksichtigt sind. Dieses Ziel würde 
dadurch erreicht werden, daß die Zusammensetzung der Ver-
waltungsgerichte im übrigen unberührt bleibt, aber der Vor-
sitzende — wie das z. B. beim preußischen Bezirksausschuß ja 
bereits mit gutem Erfolge verwirklicht ist — die Stellung eines 
Richters der ordentlichen Gerichtsbarkeit erhält. 

III. 
D i e E n t w i c k l u n g d e r Z u s t ä n d i g k e i t d e r 

o r d e n t l i c h e n und d e r V e r w a l t u n g s g e r i c h t e a u f 
d e m G e b i e t d e s ö f f e n t l i c h e n R e c h t s während der 
letzten Jahre ist eine Teilerscheinung des Kampfes zwischen Ver-
waltung und Rechtsordnung, der sich in dieser Zeit mit beson-
derer Heftigkeit abgespielt hat. Eb handelt sich hier um die alten 
Postulate: Gewährleistung der individuellen Freiheit, Durch-
führung des Postulats, „daß die Staatsgewalt u m i h r e r s e l b s t 
w i l l e n eine unparteiische Handhabung ihrer eigenen Gesetze 
will" und möglichste Zweckmäßigkeit dieser Handhabung. 
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Die Entwicklungstendenz ist jedoch keine einheitliche. 
Nor für einige Materien ist ein Fortschritt zu verzeichnen, 
nämlich für das Versorgungs- and das Steuerrecht. 

Auf dem ersteren Gebiet wurde ein im wesentlichen dei 
Sozialversicherung angepaßtes Prozeßverfahren eingeführt. Auf 
s t e n e r r e c h i l i c h e m G e b i e t hat die außerordentliche Vermeh-
rung der Lasten als Korrelat einen vermehrten Rechtsschatz zar 
Folge gehabt. Er dient in erster Linie dem Grandsatz der Gleich-
mäßigkeit der Besteuerung im ganzen Reich. Nor unter der Vor-
aussetzung eines solchen Rechtsschutzes war vor allem im Juli 
1918 von der Reichstagsmehrheit die Bewilligung der fttr die 
Fortführung des Krieges erforderlichen Stenern gegen einen 
nicht unerheblichen Widerstand der Bundesstaaten zu erlangen. 
Mit dem 1. Oktober 1918 trat der Reichsfinanzhof ins Leben. 
Die weitere Entwicklung brachte die Abgabenordnung. Ihre 
fttr unsere Fragestellung wesentlichen Reformen sind die allge-
meine Erweiterung des Rechtsschutzes gegenüber der steuer-
lichen Betätigung der Staatsgewalt, die prozessualen Besserungen 
fttr Erstattunge- und VergUtungeansprttche sowie der sonstige 
Aasbau der Rechtsbeschwerde. Diese Bestimmungen sind, wie 
das Gesetz im ganzen, ein Beweis dafür, daß der „Beruf 
einer Zeit zur Gesetzgebung" eine Persönlichkeitsfrage ist. 
Einzelnes mag an der AO. verbesserungsbedürftig sein. Im 
Ganzen ist sie auch in ihren hier interessierenden prozessualen 
Teilen ein großer Wurf des von Mitgliedern des Reichsfinanz-
ministeriums wirksam unterstützten E n n o B e c k e r . Sie 
stellt sich dar als die hervorragende Leistung eines Mannes, 
der theoretische Schulung und praktische Erfahrung auf den 
verschiedenen Gebieten der Verwaltung und Rechtsprechung 
mit tiefstem Rechtsbewußtsein und glücklichster gesetzes-
technischer Begabung in sich vereinigt. 

Freilich besteht die Steuergerichtsbarkeit in der Mittel-
instanz erst seit dem 1. April 1922. Diese verhältnismäßig 
späte Einführung findet darin ihre Erklärung, daß zunächst die 
Verwaltungsbehörden unter Dach und Fach gebracht werden 
maßten. 

Nur zwei wichtige Punkte genügen nicht : die Zusammen-
setzung der Finanzgerichte und ihre Unzuständigkeit fttr Rechts-
mittel in Zoll- und Verbraachsabgabensachen. Der erste Punkt 
ist bereits in anderem Zusammenhang behandelt. Besondere 
Gegengrbnde gegen die richterliche Stellung des Vorsitzenden, 
die aus den Schwierigkeiten der Uebergangszeit hergeleitet 
worden, sind jetzt hinfällig. Es läßt sich aber ferner kein 
durchschlagender Grund dafür finden, warum nur die Besitz-
und Verkehrssteuern der finanzgerichtlichen Rechtsprechung 
unterliegen. Ein Schutzbedürfnís der Steuerpflichtigen besteht 
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nicht nor hier. Mithin war in diesen beiden Punkten die Ent-
wicklung des Rechtsschatzes keine so weitgehende, wie es 
wünschenswert gewesen wäre. Im übrigen haben sich die 
prozeßrechtlichen Teile der AO. praktisch sehr bewährt. 

Die eben geschilderten Neuerungen sind zu begrüßen. Aber 
im allgemeinen hat die Verwaltung in ihrem K a m p f um 
e i n e m ö g l i c h s t g r o ß e r e c h t s s c h u t z f r e i e S p h ä r e 
erhebliche Erfolge davongetragen. Sie konnte dies nicht zuletzt 
deshalb, weil der Gese l l schaf t ein t i e fe r Rechtss inn feh l t e 
und sie unfähig war, rechtsbildende Gedanken zu erzeugen. In 
England sind, um die prägnante Formulierung Die eye wieder-
zugeben, „individual rights . . . . the basis, not the result, of 
the law of the constitution"1). Diese Grundlage fehlt bei uns 
besonders stark. Allerdings hat in allen am Krieg be-
teiligten Ländern die Verwaltung infolge des Krieges außer-
ordentliche Befugnisse erhalten. Vor allem erlangte sie hin-
sichtlich der Rechtssetzung tatsächlich eine fast monopolartige 
Stellung, welche in gewissem Sinne eine Rückkehr zum abso-
luten Staate bedeutete. Die Verwaltung hat aber in Deutsch-
land die Einengung ihres freien Ermessens durch die Herr-
schaft des Gesetzes von jeher besonders schwer ertragen nn<3 
sie mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln bekämpft. 
Daher hat sie auch in besonders weitem Umfang von ihren 
Kriegsvollmachten in der Richtung Gebrauch gemacht, die 
Nachprüfung ihrer Anordnungen durch ordentliche oder Ver-
waltungsgerichte nach Möglichkeit abzuschließen. Nur unter 
dem drängendem Ansturm der öffentlichen Meinung verstand 
sie sich zu einigen Konzessionen, insbesondere zum Schutz-
haftgesetz und zur Einführung des Reichsschiedsgerichtes für 
Kriegsbedarf. 

Diese gesteigerte Machtfülle der Verwaltung bestand auch 
nach dem Kriege weiter. Das parlamentarische System wurde 
in Deutschland während der allgemeinen Krise des west-
europäischen Parlamentarismus eingeführt Sehon hierdurch 
gelang es der Bürokratie, sich Uber dasjenige Maß hinaus, 
das sie bei der Einführung des parlamentarischen Systems 
notwendiger Weise hat, einen großen Einfluß zn sichern. Es 
kam hinzu, daß das Parlament, vor allem auf Grund der 
deutschen Parteiverhältnisse, nicht in der Lage war, der Ver-
waltung einen geschlossenen Willen entgegenzustellen. 

Die schon durch diese Tatsachen über das Normalmaß 
gesteigerte Macht der Verwaltung wurde noch weiter verstärkt. 
Es setzte sich die Ansicht durch, die besondere Lage de» 
Staates erfordere eine ausserordentliche Machtfttlle der Ver-

») Dicey , Law of the constitution (8. Aull) S. 203. 
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waltnng. Diese Auffassung traf za. Es sind zwar nicht uner-
hebliche Uebergriffe im Einzelnen nicht anterblieben. Aber auf 
Einzelheiten kommt es nicht. Nor die große Linie ist wesentlich: 
Ohne d i e d e r V e r w a l t u n g z. T. z u g e s t a n d e n e , z. T. 
von i h r u s u r p i e r t e M a c h t n n d d i e A r t ih r e r A u s -
Ü b u n g w ä r e e i n Z u s a m m e n b r u c h d e s S t a a t e s 
u n v e r m e i d b a r g e w e s e n . Das ist das Entscheidende. 
Die erfolgten Beschränkungen der gerichtlichen Zuständigkeit 
gehören zum erheblichen Teil in den großen Zusammenhang 
dieser Notmaßnahmen, durch welche die Verwaltung im End-
ergebnis die das Fundament unseres staatlichen Daseins aufs 
Aeusserste gefährdende Krise Uberwunden hat. Es ist nicht 
der zutreffende Gesichtspunkt, hier den „Untergang des Rechts-
staats" zu sehen. Es handelte sich um B e s t e h e n o d e r 
N i c h t b e s t e h e n d e s S t a a t e s . In solchen Zeiten muß die 
Verwirklichung des Kechtsgedankens vorübergehend in den 
Hintergrund treten. Uebergriffe sind bedauerlich, aber nicht 
vermeidbar. Das Übersieht der Kritiker nur zu leicht, der 
eich nicht in die Situation dès verantwortlichen Staatsmannes 
zu versetzen weiß. 

Soweit die Beschränkungen der gerichtlichen und ver-
wnltungegerichtlichen Zuständigkeit in diesen Zusammenhang 
gehören, waren sie daher gerechtfertigt. Aber darüber hin-
aus sind vor allem im Verordnungswege eine große Reihe von 
Beschränkungen der persönlichen Freiheit eingeführt worden, 
so auf dem Gebiete der Wohnungszwangswirtschaft und des 
Ausfuhrhandels, ohne gleichzeitige Begründung einer gericht-
lichen Zuständigkeit znr Nachprüfung der getroffenen An-
ordnungen. So vertrat der Reichskommissar für Einfuhr- und 
Ausfuhrbewilligungen den Standpunkt, daß die Erteilung einer 
Ein- oder Ausfuhrbewilligung Sache seines freien Ermessens 
sei. Die Erteilung oder Nichterteilung einer solchen Erlaubnis, 
die für die in Frage kommenden Unternehmungen oft eine 
wirtschaftliche Daseinsfrage war, hing also ausschließlich von 
dieser Verwaltungsbehörde ab. Es bestand nicht die Möglich-
keit einer unmittelbaren gerichtlichen Nachprüfung, ob der 
grundsätzliche Standpunkt des Reichskommissars berechtigt 
war, und ob er im Einzelfall von seinem Ermessen einen 
rechtlich zulässigen Gebrauch gemacht hatte. Ebenso fehlte 
im Gegensatz zur allgemeinen Regelung die Möglichkeit einer 
verwaltungsgerichtlichen Nachprüfung, wenn die Erlaubnis zum 
Großhandel mit Lebens- und Futtermitteln, mit Kartoffeln, mit 
Vieh oder zum Kleinhandel mit Fleisch oder mit Gegenständen 
des tägliohen Bedarfs verweigert wurde. In diesen und zahl-
reichen anderen Fällen — die krasse Regelung der wohnungs-
rechtlichen Verfahrensvorechriften ist besonders drückend emp-



Der Schutz des öffentlichen Rechts. 91 

fundjen worden — war also jeder Rechtsschutz der Unter-
tanen aasgeschlossen. Diese Beschränkungen waren ungerecht-
fertigt. Es steht hier nicht zur Erörterung, ob die Verwaltung 
so tief eingreifender materiellrechtlicher Befugnisse bedurfte. 
Auch wenn man sie ihr zubilligt, so war deshalb die Entziehung 
eines Rechtsschutzes nicht notwendig, wie er im Übrigen gegen 
gesetzwidrige Verwaltungsakte gegeben war und gegeben ist 
Dem öffentlichen Interesse an einer schnellen Durchführung 
der getroffeuen Regelung wäre dadurch Gentlge geschehen, daß 
dem Rechtsmittel eine aufschiebende Wirkung nicht beigelegt 
wurde. Eine Hemmung der Initiative der Verwaltung wäre 
auf diese Weise nicht eingetreten. D r e w s hat zutreffend 
darauf hingewiesen, daß die Tatkraft der Polizei durch die 
Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht gelitten hat. 
Die beteiligten Staatsorgane haben allerdings immer wieder 
behauptet, die Einführung eines Rechtsschutzes sei sachlich 
nicht vertretbar. Das war eine V e r s c h l e i e r u n g d e s T a t -
b e s t a n d e s . Sie sollte dazu dienen, in weniger orientierten 
Kreisen die Vorstellung zu erwecken, die Ausschließung des 
Rechtsschutzes werde durch die Notlage unbedingt erfordert. 

Es bedarf daher keiner besonderen Darlegung, daß der 
Gedanke einer G e n e r a l k l a u s e l fUr eine gerichtliche Zu-
ständigkeit in öffentlichrechtlichen Streitsachen seit der Re-
volution keine Fortschritte gemacht hat. Er spielt nur in 
den D r e ws'sehen Plänen eine Rolle, aber bisher ohne Aus-
sicht auf Verwirklichung. Nach dem gegenwärtigen Rechts-
zustand entbehren also eine große Zahl öfifentlichrechtlicher 
Ansprüche des prozessualen Schutzes. Bei dieser Lage hat 
sich der 3. Zivilsenat des Reichsgerichte durch seine rechta-
schüpferische „Erweiterung des Rechtsweges" ein wesentliches 
Verdienst erworben. ') Im Anschluß an eine von O t t o 
M a y e r in der 1. Auflage seines „Deutschen Verwaltunge-
rechtsM vertretene, später jedoch von ihm aufgegebene Lehre 
hat er die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte Uber die 
durch das geschriebene Recht gezogenen Grenzen hinaus er-
heblich ausgedehnt. Im Wege eines Analogieschlusses hat er 
diese Zuständigkeit auch fUr solche Streitigkeiten angenommen, 
die nach der früheren Rechtsauffassung auf Grund des Satzes 
von der begrifflichen Privatrechtlichkeit vermögensrechtlicher 
Ansprüche privatrechtlich waren, nach dem veränderten Wert· 
urteil der Rechtegemeinschaft heute aber zum öffentlichen Recht 
gehören. Diese Auffassung ist von den anderen Zivilsenaten 
übernommen. Nach dem durch diesen Gerichtsgebrauch ent-

*) Vgl- zum Folgenden me inen Erstattungeanspruch im Verwaltung·· 
and Finanzrecht S. Iff., bes. S. 61 ff. 
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wickelten Rechtssatz, den anch J ο η a s in seiner Neubearbeitung-
dee Steinschen Kommentars zar Z.P.O. anerkennt, gehören also 
zur Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte auch diese Streitig-
keiten. Sie- sind m. E. als „Zivilprozeßsachen kraft Ueber-
lieferung" za bezeichnen. Darch die reichsgerichtliche Recht-
sprechung ist die Folge der Unzalässigkeit des Rechtswegs 
vermieden, die sich sonst aas der Neabildang öffentlichrecht-
licber, bisher privatrechtlicher Institute ergeben würde. Der 
3. Zivilsenat — ein wesentliches Verdienst gebtthrt seinem 
damaligen Präsidenten, dem ehemaligen preassischeu Oberver-
waltuDgsgerichtsrat M e y η — hat sich damit zum Organ einer 
in der gesellschaftlichen Anschauung lebendigen Meinung ge-
macht. Sie geht dahin, daß das F e s t h a l t e n an der Zu-
ständigkeit der ordentlichen Gerichte Uber die Verwaltung 
besser sei, als wenn dem individuellen Rechtskreis der Schutz 
durch ordentliche Gerichte entzogen wllrde für solche Rechts-
verhältnisse, die bisher vor sie gehörten. 

Diese Fortbildung der Gerichtsverfassung ist bei der ge-
gebenen Rechtslage ein begrüßenswertes Hilfsmittel. In ge-
wissem Umfang ermöglicht sie die materiellreebtliehe E m a η zi -
p a t i o n d e r R e c h t s v e r h ä l t n i s s e d e s V e r w a l t u n g s -
i e b e n s a u s d e m P r i v a t r e c h t , eine Entfaltung des 
öffentlichen Interesses in seine rechtlichen Folgen. Die Institute 
bleiben, ungeachtet ihres materiellrecbtlichen Wandele, des 
Rechtsschutzes teilhaftig. Es ist aber nicht mehr erforderlich, 
sie aus rechtsschatzpolitischen Gründen materiellrechtlich im 
Gegensatz zum gegenwärtigen Werturteil der Rechtsgemeinschaft 
in das Prokrustesbett der Fiskuslehre zu pressen. Das be-
deutet einen unleugbaren Fortschritt, der sich bereits in der 
neueren Rechtsprechung, vor allem des 3. Zivilsenats, ausge-
wirkt hat. Das Reichsgericht hat auch an dieser Stelle für 
die untätige Gesetzgebung vikariert und eine zweckmäßige 
Rechtsschöpfang vorgenommen. Aber diese Entwicklung ge-
nügt nicht. 

Nur ein Teil der öffentlicbrechtlichen Streitigkeiten unter-
liegt gerichtlicher Entscheidung. Es sind dies diejenigen, für 
die von Reichs- oder Landeswegen der Verwaltangerechtsweg 
eröffnet ist, sowie die Zivilprozeßsachen „kraft Zuweisung" 
oder „kraft Ueberlieferung"1). Für die übrigen öffentlichrecht-
lichen Streitsachen fehlt der Rechtsschutz. Hier könnte nur die 
G e n e r a l k l a u s e l helfen, für deren Einführung der bis-
herigen Entwicklung eine Tendenz nicht zu entnehmen ist. 

Es becteht aber ferner die Möglichkeit, daß die ordent-
lichen Gerichte, insbesondere das Reichsgcricht, ihre Zuständig· 

') Vgl. m e i n e n Erstattungsansprach S. 68fi. 
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keit aas rechtsschutzpolitischen Gründen noch weiter erstrecken 
and mehr öffentlichrechtliche Streitigkeiten vor ihr Forum 
ziehen werden. Diese Möglichkeit ist neuerdings verstärkt, 
weil eine Reihe von Hoheitsverwaltcngen auf das Reich Uber-
gegangen sind, ohne daß von Reichswegen hieraus prozeß-
rechtliche Folgen gezogen, insbesondere für Reichsbehörden 
der Kompetenzkonflikt eingeführt worden wäre. Nach der zu-
treffenden Rechtsprechung der Kompetenzkonfliktsgerichte der 
Länder sind Reichsbehörden zur Erhebung des landesrecbtlichen 
Kompetenzkontiikts nicht befugt. Daher kann die Reicheverwal-
tung in solchen Streitigkeiten vor den ordentlichen Gerichten in 
Anspruch genommen und rechtskräftig verurteilt werden, die 
nach dem unzweifelhaften Sinn der Rechtsordnung nicht vor 
ordentliche Gerichte gehören. Die Lage wäre einfacher, wenn 
alle Prozesse zur oberstgerichtlichen Entscheidung gelangten. 
Aber nicht alle Wege führen nach Leipzig! Das gilt vor 
allem in fiskalischen Streitigkeiten, weil hier in einer ganz 
Uberwiegenden Anzahl von Fällen dem öffentlichen Verband 
wirtschaftlich erheblich unterlegene Gegner gegenüberstehen, 
auf welche die Voraussetzungen des Armenrechts nicht zutreffen 
und die das Risiko der Prozeßkosten im Rechtsmittelverfahren 
nicht zu tragen vermögen. Daher erwachsen sehr viele Ur-
teile — und nicht immer zutreffende — unserer öffentlich-
rechtlich meist noch wenig geschulten Instanzgerichte in 
Rechtskraft. Es besteht also durchaus die Möglichkeit einer 
justizstaatlichen Rückbildung, wenn nur die ordentlichen Ge-
richte ihre Zuständigkeit in einem erweiterten Umfange an-
nehmen. 

Gegen eine derartige Entwicklung, welche bei der unseren 
Gerichten immanenten Tendenz zur Erweiterung ihrer Zuständig-
keit durchaus nicht außerhalb des Bereiche der Möglichkeit 
liegt, und darüber hinaus allgemein zur sicheren Abgrenzung der 
gegenseitigen Zuständigkeiten ist das gegebene Mittel die Ein-
führung eines R e i c h s z u s t ä n d i g k e i t s g e r i c h t s . Dieses 
wäre wohl beim Reichsgericht zu errichten und unter Vorsitz des 
Präsidenten eines Reichsgerichts in ähnlicher Weise zusammen-
zusetzen wie die entsprechenden Organe der Länder. 

Ihm würde noch eine weitere Aufgabe zu übertragen sein. 
Auch bei Zurückführung der obersten Reichsgerichte auf die 
denkbar kleinste Zahl würde immerhin noch eine Mehrzahl von 
ihnen bestehen bleiben. Damit wäre die Möglichkeit verschiedener 
Entscheidungen Uber dieselbe Rechtsfrage gegeben. Das Reiohs-
zuständigkeitsgericht wäre also zweckmäßigerweise auch init der 
Aufgabe zu betrauen, im Falle einer derartigen Meinungsver-
schiedenheit einzugreifen. Es bedurfte zu diesem Zweck der Be-
gründung einer Sammlung von Entscheidungen, wie sie für das 
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Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit besteht. Will ein Reichs-
gericht oder — falls es zuständig sein sollte — ein oberstes Landes-
gericht von der in dieser Sammlang veröffentlichten Entscheidung 
eines der bézeichneten Gerichte abweichen, so hat es die Frage 
demRZG. zar Entscheidung vorzulegen. Dessen Entscheidung wäre 
bindend. Ein derartiges Organ würde sich den allgemeinen Be-
strebungen zar Sicherung der Rechteeinheit einordnen. Ob es 
freilich große praktische Bedeutung erlangen würde, bleibt ab-
zuwarten. Hier ist zunächst alles Auslegungsfrage. Das gleiche 
Rechtsproblem kann bei verschiedenen gesetzlichen Bestimmungen 
vorhanden sein. Genttgt eine solche I d e n t i t ä t d e r R e c h t s -
f r a g e für die Zuständigkeit des RZG. oder maß es sich um 
die Anwendung des gleichen Rechtssatzes handeln? Nur im 
ersteren Falle könnte das RZG. volle Wirksamkeit entfalten. Es 
wird Sache des zu erlassenden Gesetzes sein, in dieser Beziehung 
genügend bestimmte Vorschriften zu treffen. 

In der Rechtsprechung der letzten Jahre haben ferner zwei 
Fragen eine besondere Rolle gespielt, diejenige der V e r -
f a s s u n g s m ä ß i g k e i t d e r G e s e t z e and der R e c h t s -
g ü l t i g k e i t von V e r o r d n u n g e n . In der ersteren Frage 
hat der Herr Berichterstatter zutreffend hervorgehoben, daß eine 
solche Nachprüfung bisher nur durch das Urteil des Reichs-
versorgungsgerichts vom 24. Oktober 1924 stattgefunden hat. 
Das Reichsgericht scheint nach seiner neueren Rechtsprechung 
ihre Zulässigkeit bejahen zu wollen. Allerdings ist die Be-
gründung dieses Standpunktes durch Bezugnahme auf ältere Ent-
scheidungen nicht stichhaltig, weil in diesen nicht die Verfassungs-
mäßigkeit eines Gesetzes, sondern die Vereinbarkeit eines Landes-
gesetzes mit dem Reichsrecht oder die Rechtsgültigkeit einer 
Verordnung geprüft warde. Eine derartige, inhaltlich nicht zu-
treffende Bezugnahme ist ja in der Rechtsprechung auch der 
neueren Zeit nicht selten. Sie wird als fiktives Hilfsmittel zar 
Wahrung einer in Wirklichkeit nicht vorhandenen Kontinuität 
der Rechtsprechung gelegentlich gern verwendet. 

Hinsichtlich der Anzweiflang der Gültigkeit von Verord-
nungen erübrigt sich eine Darstellung dee bekannten Streit-
standes und der sich widersprechenden oberstgerichtlichen Ent-
scheidungen. Es kommt von unserer Fragestellung aus nicht 
darauf an, diesen Entscheidungen im Einzelnen nachzugehen. 
Jedenfalls hat dieser Kampf zwischen richterlicher Gewalt und 
Verwaltung in vielen Punkten eine bedenkliche Rechtsunsicher-
heit zur Folge gehabt. Er wird allmählich viel au Schärfe 
verlieren. Immerhin scheint es im Interesse der Rechtssicher-
heit wünschenswert, wenn in derartigen Fällen die Entschei-
dungen von e i n e r Instanz gefällt werden. Außerdem erfordern 
das öffentliche Interesse und dae Individualinteresse der be-
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teiligteD Parteien gleichmäßig, daß diese Frage nicht durch 
einen langwierigen Instanzenzng hindurchgeschleppt, sondern, 
wenn sie entsteht, sofort zar Entscheidung gebracht wird. 

Für beide zuletzt berührten Fragen durfte der Staats-
gerichtshof für das deutsche Reich die geeignete Instanz sein. 
Die Reformen , auf die es ankommt, sind also: A u f h e b u n g 
a l l e r B e s c h r ä n k u n g e n der gerichtlichen und verwaltungs-
gerichtlichen Zuständigkeit und E i n f ü h r u n g e i n e r Genera l -
k l a u s e l für alle öffentlichrechtlichen Streitsachen, soweit es 
sich nicht um Ermessensfragen handelt. 

IV. 
So wesentlich die bisher erörterten Fragen sind: die ent-

scheidende ist diejenige des R e i c h s v e r w a l t u n g s g e r i c h t s . 
Vor dem Kriege bestand innerhalb der deutschen Juristenwelt Ein-
stimmigkeit darüber, daß ein Reichsverwaltungsgericht im Interesse 
der Rechtseinheit und damit der Reichseinheit notwendig sei. Diese 
Forderung ist von der Verfassung im Prinzip gesetzgeberisch 
aufgenommen worden. Die Nationalversammlung stellte sich 
nicht auf den Standpunkt des Jahres 1848, welches in der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit eine Exemtion des Staates von den 
ordentlichen Gerichten und damit ein Privileg gegenüber dem 
Untertanen sah. Sie erkannte vielmehr, daß die in der über-
wiegenden Mehrzahl der Einzelstaaten durchgeführte und für 
eine Reihe wichtiger Verwaltungszweige auch im Reiche ver-
wirklichte besondere Gerichtsbarkeit für Fragen des öffentlichen 
Rechte eine bewährte Einrichtung sei und der allgemeinen 
Durchführung im ganzen Reiche bedürfe. Daher bestimmt 
Art. 107 RV., daß im Reich und in den Ländern zum Schutze 
der Einzelnen gegen Anordnungen und Verfügungen der Ver-
waltungsbehörden Verwaltungsgerichte bestehen müssen. Der 
Sinn dieses Rechtssatzes liegt zutage. Verwaltungsgericht 
bedeutet ein Doppeltes: zunächst Gerichtsbarkeit, d. i. Ent-
scheidung über Streitfragen durch unabhängige, keiner Dieust-
gewalt unterworfene Organe. Es liegt darin aber noch ein 
anderes beschlossen: die Emanzipation dieser „Gerichte" von 
den ordentlichen. Mit anderen Worten: die Verneinung des 
Justizstaates. Im Art . 107 RV. s i e g t e G n e i s t U b e r B ä h r . 
Hier überwand die Rechtsentwicklung, wie sie seit dem Badener 
Vorgang des Jahres 1862 sich in Deutschland allgemein durch-
gesetzt hatte, die Gedankengänge des individualistischen Libera-
lismus. Zugleich wurde, was bisher nur auf Grund kasuistischer 
Gesetzgebung durchgeführt war, für das Reich und für die 
Einzelstaaten zum verfassungsrechtlichen Grundsatz erhoben. 

Damit hat auch Deutschland ein allgemeines Problem des 
Aufbaus des modernen Staates seiner Lösung näher geführt. 
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Schoo für die Zeit vor dem Krieg hat K o e l l r e a t t e r nach-
gewiesen, daß sich eine entsprechende Entwicklang in England 
angebahnt hatte1). Das Gleiche gilt von den Vereinigten Staaten1). 
In beiden Ländern hat die durch den Krieg verursachte Ver-
mehrung der öffentlichen Verwaltung eine weitere Einschränkung 
der common law courts hinsichtlich der Rechtsverhältnisse des 
Verwaltfingelebens bewirkt8) . Aach die Schweiz hat in dem 1914 
angenommenen Art. 114 bis Β. V. das gleiche Prinzip angenommen. 

Diese Entwicklung bedeutet für die Gerichtsbarkeit nichts 
anderes als eine Folge aus der dem modernen Staat wesens-
eigentUmlichen „Bilrokratisierung von Staat und Hecht". Erst 
diese Bilrokratisierung „sieht im allgemeinen die endgültige 
Möglichkeit scharfer begrifflicher Scheidung einer „objektiven" 
Rechtsordnung von den durch sie garantierten „subjektiven" 
Rechten der Einzelnen und ebenso die Scheidung des „öffent-
lichen", die Beziehungen von Behörden zueinander and zu den 
Untertanen betreffenden Rechts von „Privatrecht", welches die 
Beziehungen der beherrschten Einzelnen untereinander regelt." ') 
Diese materiellrechtliche Scheidung bewirkt, wie die angedeutete 
Entwicklung in den Großstaaten zeigt, anch eine Sonderung 
der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit berufenen Staatsorgane. 
Hierin drückt sich ein Mehrfaches aus: 

Soweit eine gerichtliche Zuständigkeit gegenüber der Ver-
waltung nicht besteht — dies war und ist in erheblichem Um-
fange in Deutschland und in seinen Ländern der Fall — verlangt 
das moderne Rechts be wußtsein die Einführung eines solchen 
Rechtsschutzes. 

FUr diesen erweisen sich in eineui „bürokratischen" Staate 
besondere Organe außerhalb der Justizorganisation als notwendig. 

Schließlich ist der eigene Wirkungskreis des Bandesstaates 
gegenüber demjenigen seiner Gliedstaaten durch den Krieg, 
durch die Ausdehnung des Völkerrechts und die Intensivierung 
der Weltwirtschaft wesentlich vergrößert. Daher gewinnt er 
gegenüber seinen früheren Entwicklungsstufen eine stark ver-
mehrte Fülle Offentlichrechtlicher Befugnisse. Es erweist sich 
also za seiner Vollendang als Staat und zur Durchführung des 
in seinen Gliedstaaten bereits verwirklichten Rechtsschutzes die 
Einrichtung einer reichseigenen Instanz notwendig. 

Freilich ist die Durchführung des Art. 107 RV. nur in den 
Ländern erfolgt. Anders steht es im Reiche. Die Reishs-

') Vgl. K o e l l r e u t t e r , Verwaltungsrecht und Verwaltungerecht-
eprechung in England (Tiib. 1912). 

') Vgl. für beide Länder die — freilich nicht erschöpfenden — Aus-
führungen von G h o s e , Comparative administrative law (1919) S. 617ff. 

*) Ein eingebender Nachweis dieser Entwicklung bleibt vorbehalten. 
4) Max W e b e r , Wirtschaft n. Gesellschaft (1. Aufl.) S. 675. 
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regierang hat bisher drei Entwürfe vorgelegt, zwei Vorentwürfe 
aas den Jahren 1920 and 1921 and eine Reichsratsvorlage aas 
dem Jahre 1922. Weiter ist die Angelegenheit bisher nicht 
gediehen. Nur in sehr wenigen Einzelgesetzen hat die Verwal-
tung dem Rechtsschatzgedanken widerwillig Zugeständnisse ge-
macht. Das Gemeinsame der angeführten Entwürfe ist, daß sie 
ein besonderes RVG. vorsehen. Als sein Sitz war im Wege der 
föderalistischen Arithmetik zar Herstellung des „balance of 
power" gegenüber Berlin, Leipzig und München, schließlich 
Stuttgart in Aussicht genommen. Als Rechtsmittel war ursprüng-
lich die Berufung, erst später die Rechtsbeschwerde geplant. 
In Rezeption süddeutscher Gesetzgebung — Referent und später 
Staatssekretär im federführenden Reichsministerium des Innern 
war der b a y r i s c h e Freiherr von Welser — ist im Gegen-
satz zum preußischen Parteiprozeß das Anfechtungsverfahren 
gewählt worden. Die Generalklausel ist nicht durchgeführt, 
vielmehr beschränken sich die Entwürfe auf die enumerative 
Aufzählung eines immer mehr zusammenschmelzenden Katalogs 
einzelner Streitigkeiten. Auch beschränkte Generalklauseln, z. B. 
für die Grundrechte oder das Gewerberecht, fehlen. Die Ueber-
nahme des Reichswirtschaftsgerichts war bisher nicht vorgesehen, 
hingegen diejenige des Bundesamts für das Heimatswesen. 

Eine gesetzgeberische Verwirklichung haben diese Ent-
würfe nicht gefunden. Die Gründe hierfür dürften in doppelter 
Richtung zu suchen sein. Ueberwiegende Teile der Bürokratie 
im Reich und in den Ländern setzen der Einführung eines RVG. 
erheblichen Widerstand entgegen, weil sie von ihr eine Macht-
einbuße erwarten. Die Gesetzesunterworfenheit erscheint der 
Verwaltung eben auch noch heute als ein äußerst unerwünschter, 
nach Möglichkeit abzuwehrender Zustand. Daneben steht der 
Widerstand des Föderalismus, welcher für das öffentliche Recht 
mindestens die bisherige Unbeschränktheit der Landesverwal-
tung aufrecht zu erhalten bestrebt ist. Er sträubt sich gegen 
eine Rechtskontrolle durch eine Reichsinstanz, auch soweit die 
Ausführung von Reichsgesetzen in Frage steht. Rechtseinheit 
and Staatlichkeit der Länder scheinen ihm unvereinbar. Auch 
fürchtet die Landesbürokratie als solche eine Beeinträchtigung 
ihres Besitzstandes zugunsten der Reichsverwaltung. Schließ-
lich sind die obersten Verwaltungsgerichte der Länder mit ihrer 
durch die Einführung eines RVG. notwendig verbundenen Me-
diatisierung und Verkleinerung nicht einverstanden. Sie machen 
gegen die Gesetzentwürfe des Reichs ihre politisch und rechts-
technisch begründeten Einwendungen geltend. Za ihnen tritt 
der Herr Präsident des Reichsgerichts, dessen eindringlichen 
Warnungsruf wir soeben vernahmen. Die Widerstände sind 
also — mutandis mutatis — i. W. die gleichen, wie sie s. Zt. 

Tagung der StaataraehUlehr» 1926. 7 
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gegen die EinfUhrnng des Reichs-Oberhandelsgericbts and des 
Reichsgerichts geltend gemacht warden. 

Diese Gegner finden, aus so verschiedenen Lagern sie 
kommet), einen willkommenen Bandesgenossen im Reichsspar-
kommissar. Sie berufen sich mit ihm auf die gegenwärtige 
Finanzlage des Reichs and erklären die Errichtung eines selb-
ständigen Gerichts als eine untragbare Ausgabe. Das ist j a 
eine Einwendung, die gern gegen unerwünschte Neuerungen 
erhoben wird. Daher gewinnt neuerdings der Gedanke Boden, 
Ve η ν a l t u n g s s e η a t e b e i m R e i c h s g e r i c h t zu er-
richten. Sie sollen auf Grund eng begrenzter Zuständigkeit 
über bestimmte öffentlichrechtliche Fragen entscheiden. Die 
Entwicklungstendenz geht also augenblicklich dahin, die Aus-
führung des Art. 107 RV. in so engen Grenzen zu halten, wie 
nur irgend möglich. 

D i e s e T e n d e n z i s t i n h ö c h s t e m G r a d e u n -
e r f r e u l i c h . Verfassungsrechtliche Bedenken gegen eine 
umfassende Zuständigkeit des RVG. bestehen nicht. Das 
Reich ist zur Einfuhrung eines RVG. durch Art. 107 RV. ver-
pflichtet. Aus dieser Befugnis ergibt sich „by reasonable 
implication" der „implied power" des Reichs, diesem Verwal-
tungsgericht auch solche Zuständigkeiten beizulegen, welche 
bisher noch nicht bestanden haben. Käme man doch sonst zu 
dem Ergebnis, daß Art. 107 RV. nur die Befugnis zar Zusammen-
fassung der bisher zersplitterten obersten Zuständigkeiten bedeute. 
Hätte es dazu des Aufwandes einer besonderen Verfassungsnorm 
bedurft? Mau wird dieser Frage nicht näher nachzugehen 
haben. Keine Ausführung des Art. 107 RV. würde die Schaffung 
einer Instanz bedeuten, die bei Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen den obersten Gerichten des Reichs und der Länder über 
die Auslegung von Sätzen des öffentlichen Reichsrechts ent-
scheidet. Eine solche Instanz kann zur Aufrechterhaltung der 
Rechtseinheit nützlich sein (vgl. o. S. 93). Sie ist aber kein 
Gericht. Das wäre um so weniger der Fall, wenn die Partei des 
Einzelprozesses keinen Einflaß auf ihre Anrafang haben eollte. 
Darin liegt kein „Schutz des Einzelnen gegen Verfügungen der 
Verwaltungsbehörden." Die Durchführung des Art. 107 ist der 
Ausführungsgesetzgebung nicht u n e i n g e s c h r ä n k t über-
lassen. Sie muß vielmehr eine s i n n g e m ä ß e sein. Das ist 
aber nur der Fall, wenn eine echte gerichtliche Instanz zum 
Schatz des Einzelnen geschaffen wird. 

Die einzuführende reichsgerichtliche Instanz bedarf einer 
m ö g l i c h s t w e i t g e h e n d e n Z u s t ä n d i g k e i l Das 
zeigt die bisherige Entwicklang der Verwaltungsgeriohtsbarkeit. 
Nur soweit Generalklauseln bestanden, haben die obersten 
deutschen Verwaltungsgerichte die ihnen zukommende rechts· 
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schöpferische Funktion erfüllen können. So hat das preußische 
Oberverwaltungsgericht im wesentlichen nar für das Gebiet 
der Gemeindeabgaben und des Polizeirechts eiu dem Bedürfnis 
der Verwaltung and der Untertauen gleichmüßig entsprechendes 
System ron Verwaltungsrechtssätzen schaffeil können. Die 
Grundrechte der amerikanischen und schweizerischen Verfassung 
sind eine rechtswirkliche Abgrenzung der Individualsphäre gegen-
über dem Staat nur deshalb geworden, weil die Bundesgerichte 
dieser Staaten zu ihrer rechtsschöpferischen Entfaltung durch 
Generalklauseln befähigt waren. Darum ist auch für das RVG. 
eine G e n e r a l k l a u s e l erforderlich. Sie allein begründet 
die Möglichkeit, daß das Kechtsbewußtsein des Volkes sich 
auch durch dieses Gericht eine ihm entsprechende Orduung 
schafft. Jede Beschränkung auf wenige Gebiete, etwa i. VV. 
auf das Vereins- und Versammlungsrecht sowie die Religions-
freiheit, ist untragbar. 

Die Begründung des Entwurfs von 1922 will zunächst keine 
Generalklausel einfuhren, sondern die systematische Gliederung 
in öffentliches und Privatrecht abwarten. Nach dem Ergebnis 
soll anno dazumal die Zuständigkeit des RVG. abgegrenzt werden. 
Diese Einstellung ist abzulehnen. Der Scheidungsprozeß in 
öffentliches und Privatrecht ist ein Vorgang, an dem auch 
die Gerichte hervorragend beteiligt sind. Wenn das RVG. 
Uberhaupt eine Bedeutung zur Verwirklichung des Rechtsstaates 
gewinnen soll, so muß es ihm Uberlassen bleiben, im Einklang 
mit den unserer Rechtsordnung zugrunde liegenden Gedanken 
ihre Ausgestaltung im einzelnen vorzunehmen. Die Einrichtung 
einer Gerichtsbarkeit hat zum Ziel, die Idee der Gerechtigkeit 
zu verwirklichen. Es ist aber ein kontradiktorischer Wider-
spruch, der hierzu berufenen InstaDZ die Möglichkeit ihrer Be-
tätigung zu einem erbeblichen Teil zu verschließen. Die Idee 
des R e c h t s staats erfordert, daß alle strittigen Rechtsfragen 
von einem G e r i c h t entschieden werden. „ D a s R e i c h i s t 
d e r d e u t s c h e S t a a t s c h l e c h t h i n . " Also verlangt der 
R e i c h s gedanke, daß strittige Fragen des Reichsrechts ond 
der landesrechtlichen Ausfuhrungsgesetze zumindest in der 
letzten Instanz einer r e i c h s gerichtlichen Zuständigkeit nüter-
liegen. Mithin bedarf das RVG. einer G e n e r a l k l a o s e l , auf 
Grund deren es zuständig ist für a l l e ö f f e n t l i c h - r e c h t l i c h e n 
S t r e i t i g k e i t e n , die auf Grund des Reichsrechts oder der za 
seinem Vollzuge ergangenen landesrechtlichen Nonnen entstehen. 
Nur eine derartig weite Wirkungsmöglichkeit würde das RVG. 
in Stand setzen, seine Aufgabe als Wahrer des Rechtsgedankene 
und des Reichsgedankens vollkommen zu erfüllen. Jede B e · 
schränkung seiner Zuständigkeit wurde eine Verkümmerung 
seiner Funktionen notwendig in sich schließen. 

7* 
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Freilich ist die Wirksamkeit einer Generalklansel von 
zwei Voraassetznngen abhängig: 

Zunächst bedarf es einer s a c h l i c h orientierten P e r s o n a l -
po l i t i k . Die Stellang strenger Anforderungen an die Quali-
fikation der za berufenden Personen genügt nicht. Vielmehr 
maß das Augenmerk auf zwei Punkte gerichtet werden: Föde-
ralistische Arithmetik bei der Besetzung führt auf Abwege. 
Das zeigt jedes Blatt unserer Geschichte. Auch darf das RVG. 
wie jedes Gericht nicht benutzt werden zur Abschiebung von 
politisch oder ressortmäßig unbequemen oder zar Beförderung 
innerhalb der Verwaltung ungeeigneten Persönlichkeiten. Bei der 
erstmaligen Besetzung maß die mechanische Uebernahme in der 
Reichsinstanz „vorhandener" Personen vermieden werden. Gerade 
die erste Besetzung ist wegen der traditionsbegründenden Bedeu-
tung der ersten Urteile eine besonders wichtige Angelegenheit. 

Der Aafbau auf einem obersten Landesverwaltungsgericht 
dürfte schon aus politischen Gründen nicht in Frage kommen. 
Weiter aber bedarf das RVG. der S e l b s t ä n d i g k e i t . Die 
organisatorische Angliederung an das Reichsgericht, wie sie auch 
der Herr Präsident des Reichsgerichts wünscht, bedeutet not-
wendig ein natürliches Uebergewicht der „alten" Senate. Sie 
bilden darch feste Tradition und personale Verbundenheit eine 
in sich geschlossene Einheit. Das würde höchstwahrscheinlich 
einen überwiegenden Einfluß der nichtpublizistischen Elemente 
auf die Rechtsprechung der Verwaltungssenate zur Folge haben. 
Gerade am die Abschichtung des Einflusses geht es aber gegen-
wärtig. Ferner würde — bei Zugrundelegung der General-
klausel sofort, bei Einführung des Enumerativsystems allmäh-
lich — die Zahl der Verwaltungssenate bald wachsen. So er-
gäbe sich ein Gericht von außerordentlichem Umfang. Es 
würde nicht eine organische Einheit, sondern ein atomistisches 
Nebeneinander in sich selbständiger Senate oder Senatsgruppen 
entstehen. Schon jetzt zeigen diejenigen obersten Gerichte, 
welche in eine große Anzahl von Senaten eingeteilt sind, eine 
bedenkliche Neigung zar Verselbständigung der einzelnen 
Senate1). Eine derartige Entwicklung ist zu befürchten, wenn 
eine organisatorische Verbindung von „ Verwaltungssenaten " mit 
einem bereits bestehenden größeren Gericht — vor allem dem 
RG. — erfolgen sollte. Schon jetzt zählt das Reichsgericht 
7 Zivil- und 5 Strafsenate. Dazu kommen der Staatsgerichts-
hof für das deutsche Reich, der Staatsgerichtshof zum Schutz 
der Republik, der Reichsdisziplinarhof, das Reichsschiedsgericht, 
der Disziplinarhof für richterliche Militärjustizbeamte und das 
Wahlprüfungsgericht beim Reichstag. 

') Vgl. meinen Entattungsansprnch S. 49. 



Der Schutz des öffentlichen Rechts. 101 

Die bedeutsamste Aufgabe des Präsidenten eines obersten 
Gerichts besteht darin, anf eine möglichst einheitliche Recht-
sprechung der einzelnen Senate hinzuwirken. Die Möglichkeit 
eines Erfolges maß mit der Zahl der Senate und mit der 
Differenzierung ihrer besonderen Gebiete schwinden. Die Recht-
sprechung eines kleineren Gerichtshofes läßt sich leichter Uber-
sehen und in die allgemeinen Zusammenhänge einordnen. Ëine 
Gefahr für die Rechtseinheit dürfte kaum zu befürchten sein, 
zumal wenn ein Reichszuständigkeitsgericht besteht. Die Er-
fahrungen seit der Errichtung des Reichsfinanzhofs sprechen 
jedenfalls für die Richtigkeit dieser Auffassung. Auch in der 
Schweiz steht die Loslösung der staatsrechtlichen Rechtsprechung 
vom Bundesgericht bevor. 

Auf das RVG. sind die eben erwähnten Gerichte und da» 
Bundesamt fUr das Heimatwesen zu überführen. Durch Auf-
hebung vor allem des Reichsdisziplinarhofs würde das Reichs-
gericht bei der gegenwärtigen Menge der Disziplinarsachen erheb-
lich entlastet werden. Schließlich bedarf es der Einbeziehung de» 
Reichswirtschaftsgerichts. Dieses würde überhaupt vielleicht 
einen geeigneten Kristallisationspunkt für die Zusammenziehung 
der bisher zerstreuten reichsgerichtlichen Zuständigkeiten auf 
öffentlichrechtlichem Gebiet bilden. Es ist noch klein und hat 
sich ein ungewöhnliches Vertrauen im Volke zu verschaffen ge-
wußt. Derartige Imponderabilien sollten nie ungenützt bleiben, 
vor allem aber nicht das Vertrauen zu einem Gericht gerade 
in der Gegenwart. Auch die Eingliederung des Oberseeamts 
scheint erwägenswert. Die Gerichte der Sozialversicherung, 
welche wohl auch das Reichsversorgungsgericht in sich auf-
nehmen könnten, würden dagegen als selbständige Instanzen 
m. E. bestehen bleiben können. Als Sitz des RVG. kommt nur 
eine bequem erreichbare Stadt in Frage. Wählt man, wie das 
die Reicheratsvorlage vorsah, Stuttgart oder eine andere peri-
pherisch gelegene Stadt, so entzieht man den Mitgliedern des 
RVG. die lebendige Fühlung mit den modernen Strömungen 
des politischen und Gesellschaftslebens, deren Fehlen schon für 
die Mitglieder des Reichsfinanzhofs von berufenen Sachkennern 
bitter beklagt wird. Man verstopft so die Kanäle, durch welche 
der Rechtsprechung frisches Blut unaufhörlich zuströmt. Was-
hington, Paris und London haben sich als Sitz der obersten 
Gerichte durchaus bewährt. Sollte die Abneigung gegen Berlin 
heute kein unüberwindliches Hindernis mehr bilden, so würde 
sich damit die Einführung der Oberreicheanwaltschaft erübrigen. 
Diese Behörde ist bisher vorgesehen. Ihre Bedeutung dürfte 
aber kaum über diejenige des instruierten Anwalts in fiskalischen 
Prozessen hinauswachsen. 

Das sind die unerläßlichen Forderungen, die im Interesse 
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der Vereinheitlichung des Rechtschatzes auf dem Gebiete des 
Reichsrechts gestellt werden müssen. Die laufenden Mehr-
ausgaben eines selbständigen R V 6 . gegenüber den Verwaltungs-
senaten sind so unerheblich, daß sie gegenüber den sachlichen 
Vorteilen nicht zu Buch schlagen. Es sind auch die nicht un-
erheblichen Ersparnisse der. Länder durch die Einschränkung 
ihrer obersten Landesrervvaltungsgericbte zu berücksichtigen. 
Auch die einmaligen Ausgaben wären unerheblich, wenn das 
Gebäude des Reichswirtscbaftsgerichts verwendet würde. Es 
kommen, soweit ich sehe, nur einmalige Mehrausgaben (bes. 
Bücherbeschaffung) in Frage. Die laufenden Ausgaben könnten 
durch Einsparung der Oberreichsanwaitschaft erheblich ver-
mindert werden. Jedenfalls sind die in Frage kommenden 
Summen so geringfügig, daß sie bei dieser Lebensfrage des 
deutschen Staatswesens keine Rolle spielen. Gegenwärtig stehen 
der Einführung eines BVG. noch sehr starke aktive Wider-
stände und Beharrungsmomente entgegen. Der R e i c h s t a g 
hat sich gegenüber den Widerständen des Föderalismus und 
der Verwaltung schon bei der Errichtung des Reichsoberhandels-
gerichts und des Reichsfinanzhofs als s i e g r e i c h e r T r ä g e r 
d e s R e c h t e g e d a n k e n s n n d d e r R e i c h s g e r i c h t s -
b a r k e i t erwiesen. H i e r b i e t e t s i c h i h m w i e d e r u m 
e i n e g r o ß e A u f g a b e . , Sollten aber die Widerstände sich 
z. Zt. noch als unüberwindlich erweisen, so wäre es m. E. falsch, 
jede andere Lösung abzulehnen, wenu und weil sie weniger 
bringt. Man mUßte sich dann v o r l ä u f i g mit dem Erreich-
baren begnügen. Das wären die Verwaltungssenate. Ihnen 
müßte eine möglichst weitgehende Zuständigkeit auf dem Ge-
biet des öffentlichen Reichsrechts und der zu seiner Ausführung 
erlassenen Landesgesetze beigelegt werden. Die Generalklausel 
bleibt das Ziel. M i n d e s t e n s sind neben euumerativen Einzel-
zuständigkeiten jedenfalls G e n e r a l k l a u s e l n für d ie G r u n d -
r e c h t e und für das G e w e r b e r e c h t notwendig. Ferner wäre 
unbedingt erforderlich, daß die Besetzung der Senate mit einer 
hinreichenden Zahl von Verwaltungsjuristen sichergestellt würde 
und es bedürfte einer Bestimmung, welche eine Majorisierung 
der Verwaltungssenate durch die Vereinigten Senate oder einen 
etwa zu schaffenden Großen Senat ausschließt. E i n e d e r -
a r t i g e E i n r i c h t u n g w ä r e w e i t v o n d e r V e r w i r k -
l i c h u n g d e s N o t w e n d i g e n e n t f e r n t . Aber sie wäre 
als N o t l ö s u n g bei einer sachgemäßen Ausgestaltung im 
Einzelnen a l l e n f a l l s a n n e h m b a r . 

Ueberblicken wir rückschauend und zusammenfassend die 
Fülle der Probleme nnd ihrer Gestaltungen, so ergibt sich uns 
das Bild eines Staates, ip welchem die Idee der Gerechtigkeit 
am die Herrschaft ringt mit einer starken, durch die Teil-
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nahmlpsigkeit der Allgemeinheit und das Fehlen eiuer ein-
heitlichen politischen Willensbildung des Volkes Ubermächtigen 
Verwaltung. Wir sehen die Verwaltung im Kampf um eine 
ihre gemäße Gerichtsbarkeit nnd das Reich im Kampfe mit 
Gewalten, welche sich seiner letzten Vollendang zu einem mit 
allen Attributen einer vollen Staatsgewalt ausgestatteten Ge-
meinwesen entgegeustemmen. Der Wahlspruch in diesem Kampfe 
kann nnr lantén: 

E i n s t a r k e s R e i c h , e i n s t a r k e s R e c h t ! 

2 a. Leitsätze des Mitberichterstatters. 
Wie der Herr Berichterstatter zu I 2 und 3, 10, 11, II 

und III. 
Im übrigen: 

A. Die Entwicklung seit der Revolution. 
1. Die gründliche praktische und theoretische Durch.-

b il dung im ö f f entlichen Recht und in den Staats-
wissenschaften als erste Foraws.se/2uni7 eines wirksamen Rechts-
schutzes hat durch die Preußische Ausbildungsordnung vom 
13. August 1923 eine wesentliche, wenn auch nicht hinreichende 
Förderung erfahren. 

2. Der Ausbau der V erwaltungsg erichte zweiter 
Instanz und der Disziplinarg erichte zu Gerichten, 
deren Vorsitzende die Stellung der Richter der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit haben, ist nicht erfolgt. 

3. Auf einzelnen Gebieten, beson'lers im Steuer- und Ver-
sorgungsrecht, ist durch die erfolgte Kodifikation des 
Pr oze ßr echt s ein ausreichender Rechtsschutz der U nter-
tanen geschaffen. 

4. Die erfolgten Beschränkungen der gerichtlichen 
und verwaltungsgerichtlichen Zuständig keit in öffentlich-
rechtlichen Streitsachen waren zu einem erheblichen Teil durch 
die bestehende Staats- und Wirtschaftskrise gerechtfertigt. 

Jedoch reicht die bei der Regelung neuer Materien er-
folgte Begründung einzelner verwaltungsgerichtlicher und ge-
richtlicher Zuständigkeiten zur Befriedigung des Rechtsschutz-
bedürfnisses nicht aus. 

Daher ist die durch das Urteil des III. ZS. des RG. vom 
12. März 1918 (Entsch. des RG. in Zivils. Bd. 92 S. 310ff.) 
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begründete „Erweiterung des Rechtswegs" zwar ein allenfalls 
hinreichender Notbehelf. Sie ist aber, vor allem bei dem bis-
herigen Fehlen eines Reichszuständigkeitsgerichtes, als justiz-
staaüiches Entwicklungsmoment sehr bedenklich. 

5. Die Zuständigkeit von Gerichten zur präjudiziellen Ent-
scheidung über die Gültigkeit von Rechtsverord-
nungen der obersten Staatsorgane hat sich in den letzten 
Jahren nicht als zweckmäßig erwiesen. 

6. Art. 107 RV. bedeutet zwar grundsätzlich einen Fort-
schritt für die Entwicklung der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Im Gegensatz zu den Ländern fehlt aber noch ein Ausführungs-
gesetz des Reiches. Die bisherigen Entwürfe eines Reichsver-
waltungsgerichtsgesetzes entsprechen nicht den Anforderungen, 
die im Interesse der Rechtseinheit und Rechtssicherheit un-
erläßlich sind. 

B. Oie Ausgestaltung des Schutzes des öffentlichen 
Hechts durch Gerichte und Verwaltungsgerichte. 

Es ist erforderlich: 
1. Gründliche praktische und theoretische Vorbildung 

und Fortbildung aller zur Rechtsprechung über öffentlich-
rechtliche Fragen berufenen Personen im öffentlichen Recht 
und in den Verhältnissen des öffentlichen Lebens. 

2. Gleichstellung der Vorsitzenden der Verwal-
tung sgerichte zweiter Instanz und der Disziplinar-
gerichte mit den Richtern der ordentlichen Gerichtsbarkeit. 

3. Beseitigung aller Β eschränkungen der ge-
richtlichen und verwaltungsgerichtlichen Zuständigkeit und der 
Zulässigkeit von Rechtemitteln bei der Entscheidung über 
öjfentlichrechtliche Streitsachen. 

4. Beschleunigte Errichtung eines selb ständigen 
Reichs ver waltun g s g er i cht s unter Einbeziehung des 
Reichswirtechaftsgerichts, des Bundesamts für das Heimat-
wesen, des Reichsdisziplinarhofs und des Staatsgerichtshofs 
zum Schutze der Republik in Verwaltungssachen. 

5. Einzel for derungen zum RVG.: 
a) Sitz in einer zentral gelegenen, bequem erreichbaren Stadt. 
b) Zuständigkeit für alle öffentlichrechtlichen Streitsachen 

des Reichsrechts und der zu seiner Ausführung erlassenen 
landesrechtlichen Vorschriften, soweit nicht die Verwal-
tungsbehörden nach ihrem Ermessen verfügen können. 

c) Zulässigkeit der Rechtsbeschwerde gegen Verfügungen der 
Verwaltungsbehörden nur : 

1. soweit nicht çin anderes Verfahren reichsrechtlich 
angeordnet oder zugelassen ist, 
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2. soweit es sich um Anordnungen oder Verfügungen 
von Landesbehörden handelt, nach Erschöpfung des 
landesrechtlichen Rechtszuges oder Beschwerdeweges, 

3. wegen Verletzung des Gesetzes oder wegen wesent-
licher Mängel des Verfahrens. 

d) Möglichst weitgehende Anpassung der Vorschriften für 
das. Verfahren vor dem RVG. an die AO. 

6. Errichtung eines Reich s Zuständigkeits-
gerichts (beim RG.) mit folgender Zuständigkeit: 

a) Entscheidung von Kompetenzkonflikten zwischen Reichs-
behörden und Gerichten. 

b) Auslegung von Fragen des Reichsrechts und der zu seiner 
Ausführung ergangenen landesrechtlichen Vorschriften, 
wenn ein oberstes Reichsgericht oder ein oberstes Landes-
gericht von der veröffentlichten Entscheidung eines anderen 
der bezeichneten Gerichte abweichen will. 

7. Uebertragung folgender Zuständigkeiten an den Staats-
gerichtshof für das deutsche Reich: 

a) Entscheidung über die Gültigkeit einer von einem un-
mittelbaren Reichsorgan erlassenen Rechtsverordnung, 
falls die Gültigkeit von einem Gericht in einem anhängigen 
Verfahren in Zweifel gezogen wird und die Entscheidung 
von der Gültigkeit der Verordnung abhängt.. 

b) Entscheidung über die Frage, ob ein Reichsgesetz mit 
der Verfassung vereinbar ist nach Maßgabe des Art. 13 
Abs. 2 RV. und des RG. vom 8. April 1920 some unter 
der Voraussetzung zu 7 a. 

3. Aussprache über die vorhergehenden 
Berichte. 

Laim-Hamburg glaubt der Jellinekachen These, daß der 
Ausbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit als Form des Rechte-
schatzes in Verwaltungssachen einem Ausbau der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit vorzuziehen sei, mit gewissen Vorbehalten zu-
stimmen zu müssen. Allerdings ist er nicht der Meinung, daft 
sich die ordentlichen Richter bisher ebenso bewährt hätten wie 
die Verwaltungsrichter, ganz im Gegenteil. Der Ausbau der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit bedeute einmal eine gefährliche 
Ausdehnung zirilrichterlichen Denkens auf das Gebiet und auf 
Kosten des freien Ermessens. Der Zirilrichter suche nach sub-
jektiven Rechten und laufe dabei Gefahr, die öffentlichen In-
teressen nicht richtig einzuschätzen. Richterliche Entschei-
dungen in Angelegenheiten freien Ermessene zerstören aber die 
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Einheit der Verwaltung, da die Regierung die Verantwortung 
nicht tragen kann, so weit unabhängige und unverantwortliche 
richterliche Entscheidungen die ihr untergebenen Verwaltungs-
behörden beeinflussen. Schließlich erschwere der Umfang des 
positiven Rechts dem ordentlichen Richter die Beherrschung des 
Öffentlichen Rechts; daher sei eine sehr eingehende publizistische 
Schulung und Praxis Ittr jene ordentlichen Richter notwendig, 
welche in den verwaltungsgerichtlichen Abteilungen, namentlich 
bei den oberen Gerichten verwendet werden, unerläßlich. 

Abzulehnen sei jeder Versuch, das Verhältnis beider For-
men von Rechtsschutzgewährung auf einen apriorischen Gegen-
satz von öffentlichem und privatem Recht zurückzuführen. Ein 
solcher bestehe nicht, sondern es handle sich lediglich um eine 
Kompetenzverteilung, die nach Zweckmäßigkeiteerwägungen 
(Arbeitsteilung) zu erfolgen habe. Auch aus der Gewalten-
teilungelehre sei bei deren dogmatisch-naturrechtlichem Charakter 
nichts zu entnehmen. 

Praktisch-politische GrOnde sprechen derzeit jedenfalls für 
einen Ausbau der verwaltungsrechtlichen Zuständigkeit des 
Reichsgerichts statt eines Reichsverwaltungsgerichts. Die von 
den Landesbehörden and Landeeverwaltungsgerichten ausgehen-
den Widerstände seien so leichter zu überwinden. Zugleich 
genüge vorläufig eine Erweiterung des Reichsgerichts, schon 
deswegen, weil die Hauptmaterien doch bei den Landesinstan-
zen blieben. 

Waldecker-Königeberg erachtet die von den Herren 
Referenten in den Vordergrund geschobene institutionelle Frage: 
Justiz- oder Verwaltnngsgerichtsstaat? für nicht so wichtig als 
diejenige, wie eine wirklich unabhängige Rechtsprechung in 
Verwaltnngssachen zu ermöglichen sei. Darauf komme es bei 
der Abhängigkeit der Regierung von den Parlamenten und 
allen möglichen im Verborgenen bleibenden Kräften in erster 
Linie an. Er verweist hierzu auf das Schicksal des Reichs-
wirtschaftsgerichts. Dieses sei 1915 als Reichsschiedsgericht 
für Kriegsbedarf ins Leben getreten. Damals war zweifelhaft, 
ob eine Verwaltungsbehörde oder ein Gericht, und letzteren-
(alle ob ein Zivil- oder ein Verwaltungsgericht in Frage stehe. 
Sicher war nur, daß die richterliche Unabhängigkeit nicht 
gewährleistet war. Trotzdem setzte sich die Rechtsprechung des 
Reichsschiedsgerichts gegen alle Widerstände durch, selbst die 
damals allmächtigen militärischen Stellen, die ihm gar bald 
am liebsten wieder den Garaus gemacht hätten, mußten sich 
mit ihm abfinden. Hier wurde in jeder Hinsicht wirklich un-
abhängig Recht gesprochen. Besonders bewährten sich hierbei 
— jedenfalls bis zu deip Ausscheiden des Redners aus dem 
ÄWG. (1919) — die Beisitzer, die aktiv tätig waren, wodurch 
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sich .diese Laienmitwirkuug sehr erheblich von dem unterschied, 
was Redner früher in seiner süddeutschen Praxis kennengelernt 
hatte (Zwischenruf Fleischmanns: es handelte sich aber hier 
auch um die bestausgewäblten Laien ans ganz Deutschland!). 
Gerade darauf komme es eben an: nur die besten seien gerade 
gut genug für solche Tätigkeiten; eine Auswahl der Laien-
beisitzer nur unter politischem Gesichtspunkt müsse katastrophal 
wirken, und von hier aus könne sich Kedner auch allein die 
offenbar nach 1919 liegenden Anstände erklären, -auf die 
Lassar in Hinblick auf die Beisitzer des RWG. angespielt 
habe. Als dann aus dem Reichsschiedsgericht allmählich das 
RWG. herausgewachsen war, zweifelsohne ein oberstes Ver-
waltungsgericht des Reichs mit garantierter richterlicher Un-
abhängigkeit, da erlebten wir das Umgekehrte wie seiner-
zeit: die dem RWG. abträglichen Kräfte, wo sie zu suchen 
siud, interessiert hier nicht, setzten es anläßlich der Schaffung 
der Kartellgerichtsbarkeit Uber einen der unauffälligen „Findet-
keine·Anwendung"-Paragraphen zunächst durch, daß Reichs-
wirtsohaftsrichter angestellt werden konnten, die nicht die Be-
fähigung zum höheren Justiz- oder Verwaltungsdienst besaßen. 
Uud anläßlich des Beamtenabbaues wurde zwar ängstlich jedes 
kleine Amtsgericht geschont, nicht aber das RWG., das hier 
geradezu auf den Aussterbeetat gesetzt wurde, um in seinen 
Resten anscheinend als Verwaltungssenat dem Reichsgericht 
künftig angegliedert zu werden. Man beachte: dem RWG. 
war richterliche Unabhängigkeit garantiert und zahlreiche seiner 
Richter waren im Vertrauen hierauf aus dem Landesjustizdienst 
zum RWG. Ubergetreten, die jetzt sehen mochten, wo sie blieben! 
Mit Recht ist in der Presse darauf hingewiesen worden, daß 
hier die Unabhängigkeit der Rechtsprechung des RWG. ge-
fährdet wttrde, weil sich der Richter in seiner Existenz bedroht 
erachte oder doch gefährdet erachten könne. — Ob bei einem 
künftigen Reichsverwaltungsgericht oder dem Reichsgericht 
bzw. diesem anzugliedernden Verwaltungssenaten die Unabhängig· 
keit besser gewährleistet sein werde, lasse sich heute kaum 
sagen. Sicher sei aber so viel, daß durch einen Auslegungs-
gerichtshof die Unabhängigkeit der Rechtsprechung nicht ge-
fördert werde. Ein solcher sei auch gesetzespolitisch nicht zu 
empfehlen. Er erinnere zu sehr an die alte preußische Aus-
legungskommission und bedinge ein starres Rechtssystem. 
Wir brauchten aber ein elastisches Rechtssystem. Das bedinge 
dann eine freiere Stellung des Richters und vor allem das 
richterliche Prüfungsrecht. Vielleicht komme man von da 
aus auch dazu, nicht ein selbständiges .Reichsverwaltungs-
gericht, sondern die Anlehnung an das Reichsgericht vorzu-
ziehen. 
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Stier-Somlo-Köln weist an! die geschichtliche Bedingtheit 
des Problems hin. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts war es 
schon Glaubenssatz des politischen Liberalismos, daß nicht Ver-
waltungsgerichte irgend welcher Art, sondern ausschließlich die 
ordentlichen Gerichte die gerechte Entscheidung, auch in Ver-
waltungssachen, verbürgen. Der Grund dafür habe in der 
Ueberzeugung von der Abhängigkeit der Verwaltungsbehörden, 
deren Mitglieder auch Recht sprechen sollten, von ihren Vor-
gesetzten gelegen. In Silddentschland hat man eine Weile — 
unter dem Einfluß, der vom Rheinbunde her begreiflich war —, 
die französische Form der Verwaltungsgerichtsbarkeit empfohlen 
(Köstlin, Pfizer, von Weiler, Pöhlmann). Jedoch auch dort ver-
langte man bald grundsätzlich die Entscheidung der ordent-
lichen Gerichte über VerwaltuDgsrechtssachen. Nach der Ver-
fassung des Deutschen Reichs v. 28. April 1849, die die verfas-
sunggebende Nationalversammlung in Frankfurt a. M. beschlossen 
und verkündet hat, wird die dem Reiche zustehende Gerichts-
barkeit durch ein Reichsgericht ausgeübt, zu dessen Zuständig-
keit u. a. gehörten: politische (und privatrechtliche) Streitig-
keiten aller Art zwischen den einzelnen Staaten; Klagen deutscher 
Staatsbürger wegen Verletzung der durch die Reichsverfassung 
ihnen gewährte Rechte (Grundrechte! §§ 1261). D i e V e r w a 1 -
t u n g s r e c h t s p f l e g e hör t auf; Uber alle Rechtsverletzungen 
entscheiden die Gerichte (§ 181 Abs. 1), d. h. die ordentlichen 
Gerichte. Der Leitgedanke war: Die gesamte rechtsprechende 
Tätigkeit des Staates — also auch die Verwaltungsgerichts-
barkeit — erfolgt durch die ordentlichen Gerichte. Einheit-
lichkeit der Rechtsprechung war das Ziel, damit in Zusammen-
hang Einführung einer allgemeinen Rechtsklausel, sodaß jeder, 
der sich irgendwie beschwert fühlt, nur zum „Gericht" zu gehen 
braucht, wo ihm sein Recht gegeben wird. Es gibt keine 
Kompetenzkonflikte mehr. Die i n n e r e E i n r i c h t u n g war 
so gedacht: Es werden neben den bürgerlich-rechtlichen Abtei-
lungen öffentlich-rechtliche geschaffen vom Amtsgericht bis zum 
Reichsgericht hinauf. So gibt es dann beim RG. Zivil-, Straf- und 
Verwaltungssenate; letztere zerfallen wieder in Abteilungen, die 
durch die verschiedenartige Zuständigkeit in Verwaltungssachen 
bedingt sind, wie 1. Verwaltung der auswärtigen Angelegen-
heiten, 2. Militärverwaltung, 3. Kolonialverwaltung, 4. Handels-
marine, 5. Finanzverwaltung, 6. Post, 7. Eisenbahn, 8. Wasser-
straßen, 9. Seezeichen usf. Die Einrichtung der Rechtsprechung 
des Plenums dient zur Einheitlichkeit der Rechtsprechung. 

D i e Z u s t ä n d i g k e i t bedarf keiner einzelnen Aufzählung 
der Gebiete, da die allgemeine Rechtsschutzklausel eingeführt 
ist In der Hauptsache sind es: Angelegenheiten der all-
gemeinen Landesverwaltung, Polizei- und Wirtschaftssachen. 
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U n t e r i n s t a n z e n sind die der heutigen ordentlichen Ge-
richte. 

Das 1864 erschienene Werk „Der Rechtsstaat" von dem 
berühmten späteren Reichsgerichtsrat Otto Bahr sieht im Staats· 
recht einen Teil des Gesellschaftsrechts, von derselben Natur 
wie das Aktienrecht und das Recht der privatrechtlichen Ge-
nossenschaften. Ihrem Wesen nach sei der Gegenstand der 
wechselseitigen Rechte zwischen Herrscher and Untertanen von 
den Privatrechten nicht verschieden. Kar der Gegenstand der 
Berechtigungen sei ein anderer, als der im bürgerlichen Recht 
Sobald über die öffentlichen Rechte Streit entsteht, sei darüber, 
wie über allé subjektiven Rechte, durch ordentliche Gerichte 
zu entscheiden. Auch noch spätere (Westerkamp, Stengel, 
Parey) haben in der Zeit von 1873—1887 beigestimmt, obwohl 
seit den 60 Jahren sich die Idee der Notwendigkeit der Ver-
waltungsgerichte schon infolge Mangels von verwaltungsreeht-
lichen Kenntnissen der ordentlichen Richter durchsetzte. Wie 
sich das Blatt gewandt hat, ist bekannt. Es genügt hier, an 
Namen wie Sarwey, Löning, Lorenz v. Stein, vor allem Ru-
dolf v. G n e i s t za erinnern. 

Heute tritt jene liberalistische Idee von der alleinigen 
Sicherung der gerechten Entscheidung durch die ordentlichen 
Gerichte wieder auf, obwohl doch diese gerade genug an-
gefochten und in ihrer Sachlichkeit verdächtigt werden. Man 
fürchtet nicht nur, wie früher, die Abhängigkeit der Verwaltungs-
richter, sondern auch den Eintritt ungeeigneter Laienelemente 
politisch radikalster Art etwa in den Kreis-, Stadt-, Bezirks-
ausschuß. 

Vertreten wird 1. die weitere Ausgestaltung der Justiz-
förmigkeit in der Verwaltungsrechtspflege; restlose Unabhängig-
keit des Richterpereonais. 2. Sorgfältigere Siebung der neben 
den Berufsrichtern nicht wohl entbehrlichen Laienrichter, damit 
sachkundigere, nicht in Rechtssachen p o l i t i s c h eingestellte 
Personen in die Gerichte hereinkommen. 3. Allgemeine Rechts-
klausel, damit Kompètenzstreitigkeiten ausgeschlossen werden 
und jeder, der in seinem Rechte verletzt zu sein behauptet, 
klagen kann. 4. Selbständige Verwaltungsgerichte oder An-
gliederang von Verwaltangerechtsabteilungen an die ordentlichen 
Gerichte (Kammern, Senate) vom Land- bis hinauf zum Reichs-
gericht ist eine Frage sekundärer Bedeutung, wenn in diese 
Abteiinngen nur erfahrene Verwaltungsbeamte und sonstige Ver-
waltungsrechtskenner kommen. Dann fällt das Bedenken der 
mangelnden Kenntnis der ordentlichen Richter im Verwaltungs-
recht von selbst weg. In diesem Sinne ist gegen Angliederang 
von Verwaltangsrechtsenaten an das Reichsgericht nichts ein-
zuwenden. 
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Koel l reut te r - Jena . Die Auseinandersetzung sei aufgebaut 
auf die Gegensätze von Justiz- und Verwaltungsrechtsstaat, 
ohne daß aber die Begriffe definiert seien. Das Problem des 
Jastizstaates sei die Stellung des Richters zur Verfassung. 
Unter kurzem Hinweis auf England sei die wichtigste Frage, 
wie die Rechtsprechung organisatorisch in den ungeheueren 
Verwaltungsapparat des modernen Staates einzugliedern sei. 
Sich für Verwaltungsgerichte aussprechend sei iu der Reichs-
verfassung von 1919 ein Fortschritt gegenüber 1848 zu sehn, 
wenn auch die wenig glückliche Fassung des Art. 107 nicht 
jeden Zweifel löst und die hier gegebene Kompetenz nicht allzu 
wichtig ist. 

Die Funktion einer obersten Spitze liege in ihrer Be-
deutung für die Rechtseinheit. Das könne auch in Verbindung 
mit dem Reichsgericht erreicht werden. Das eigentliche Pro-
blem der Verwaltungsgerichtsbarkeit liege bei den Ländern, 
l ieber die Lage in T h ü r i n g e n wird näheres berichtet. Der 
Verfassungszustand des Landes, der einen Teil der Beamten 
stets der Gefahr der Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 
aussetzte, sei labil. Die praktische Verwaltungsarbeit erscheine 
der Regierung in der Regel wichtiger als die Verwaltungs-
rechtspflege. Darin liege eine gewisse Gefahr. 

Auf die Unabhängigkeit der Verwaltungsrichter sei im 
Gegensatz zu Lassar nicht der höchste Wert zu legen. In 
der unteren Instanz bestehen gegen die Verbindung mit der 
Verwaltung keine Bedenken, wohl aber sei sie in der obersten 
Instanz unentbehrlich; beim thiir. OYG. sei sie nicht genügend 
gewährleistet. Die Mitwirkung der Laien habe sich bei der 
Politisierung in Thüringen ungünstig ausgewirkt. 

In der G e η e r a l k la u s e I, sei bei Anerkennung ihrer 
Bedeutung das Allheilmittel nicht zu erblicken, da auch sie 
noch immer für Zweifelsfragen Raum lasse. — Zusammen-
fassend spricht K. sich aus für Beibehaltung der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit in richtiger Zusammenfassung und Schaffung 
einer Spitze in Angliederung an das Reichsgericht. 

Apelt-Leipzig ist überrascht, daß eine solche Ausgestaltung 
de's Justizstaats gefordert und als Fortschritt angesehen wird. 
An der Verfeinerung des Rechts, besonders des öffentlichen 
Rechte, hätten doch die Verwaltungsgerichte kein geringes Ver-
dienst. Bei ordentlichen Gerichten wäre dies nicht zu er-
reichen gewesen. Als Beispiel dafür wird darauf verwiesen, 
daß das Reichsgericht erst 1918 von der Gleichsetzung von 
Vermögens· und privatrechtlichen Ansprüchen abgegangen sei, 
während die Verwaltungsrechtsprechung seit Jahrzehnten anders 
entschieden habe. Daza komme die Bedeutung der Ermessens-
fragen; dieses feine Instrument dürfe nicht mehr eingeengt 
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werden, als im Interesse des Rechtsstaats anbedingt erforder-
lich sei. — Mit Koellreutter sieht er den ausschlaggebenden 
Wert der Verwaltungsrichter nicht in der Unabhängigkeit, 
denn sie sei in der obersten bei weitem wichtigsten Instanz 
die Regel, während in den unteren Instanzen auch Verwaltunge-
praktiker gute Dienste leisten könnten. 

Die Beteiligung der Laien sei nicht allzu wichtig. Bei 
der Verwaltung seien sie sehr wertvoll, bei der Rechtskontrolle 
entbehrlich. Es handele sich Übrigens in der Regel nicht um 
eigentliche Laien, sondern um in der kommunalen und sonstigen 
Politik erfahrene Männer. 

Was Aufban nnd Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
angeht, so habe sich, gerade im Hinblick auf die Verfeinerung 
und Rechtskontrolle die in Sachsen seit 1900 bestehende General-
klausel gut bewährt. Schließlich spricht er sich dahin aus, 
den Verwaltungsrechtsschutz nicht bloß auf den Schutz sub-
jektiver Rechte zu beschränken, sondern die Klage auch bei 
rechtlich geschlitztem Interesse, allerdings nicht als Popular-
klage zuzulassen. 

Helfritz-Breslaa bemerkt, indem er an die geschichtlichen 
Darlegungen von Stier-Somlo anknüpft, daß in Frankreich die 
Entwicklung umgekehrt lief wie in Deutschland. Es hat dort 
viele Muhe gekostet, um die Wende des 18. zum 19. Jahrh. 
die Verwaltung von der Bevormundung durch die Justiz zu 
befreien. 

H. schließt sich im Übrigen fUr Preußen in fast allem 
Apelt an. Das Ruder könne nicht aus theoretischen Gründen 
plötzlich umgelegt werden. Die Bezirks- und Kreisausschüsse 
hätten nach seinem vor der Revolution gemachten Erfahrungen 
ausgezeichnet gearbeitet. Die Sachkenntnis der Laien habe 
viel genutzt. Im Übrigen liege das Schwergewicht beim Ver-
waltungsbeamten nicht sowohl auf der Vorbildung als auf der 
Erfahrung. Insbesondere müsse der Verwaltungsbeamte alle 
Imponderabilien berücksichtigen lernen. Eine Parteilichkeit 
des Verwaltungsbeamten in der Rolle des Richters sei nicht 
zu fürchten. Die verwaltungsgerichtliche Tätigkeit sei für den 
Landrat nebensächich und niemand werde ihm daraus politisch 
einen Strick drehen. Ebenso dränge sich niemand in den Be-
zirksausschuß und brauche daher um diese Stellung nicht zu 
kämpfen. Nach H.'s Erfahrungen wichen die Verwaltungs-
beamten als Richter nie von der Objektivität ab. Im Gegen-
satz zu Jellinek erscheint es H. so nicht erforderlich, sie als 
Richter sicherzustellen. 

Abweichend von Apelt hält H. eine Generalklausel für 
viel zu weitgebend. Im formlosen Verwaltungsverfahren wickeln 
sich etwa 90 v. H. aller Verwaltungsgeschäfte ab. Die General-
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klaasel werde daher, wenigstens in Preußen, za einer un-
erträglichen Arbeitehänfnng führen. Daß die Instanzenvereinigung 
von Verwaltungstätigkeit and Gerichtsbarkeit durchaus nicht 
immer wünschenswert sei, wird an einem Beispiel gezeigt. 
Im Ergebnis kommt H. znr Ablehnung des Jnstizstaates. 

Bühler-Münster führt ans, er teile im ganzen mehr die 
Auffassang ron Jellinek, sei also für Verbindung der Reichs-
verwaltungsgerichte mit dem Reichsgericht. Das dürfe man 
aber nicht als Einführung des Justizstaats bezeichnen, worunter 
doch vor allem Unterwerfung der unteren Verwaltungsbehörden 
uuter die ordentlichen Gerichte unterer Instanz zu verstehen 
wäre; auch bedeute das keineswegs, daß auch der Reichs-
finanzhof dem Reichsgericht anzugliedern wäre. Aber die Be-
denken, die früher gegen Uebertragung der Rechtskontrolle 
Uber die Verwaltung an ein dem Reichsgericht auch nur ange-
gliedertes Gericht gesprochen hätten, seien in der Tat nicht 
mehr anzuerkennen: daß in Ermangelung eines ausgebildeten 
öffentlichen Rechts zu leicht alles über den Leisten des Zivil-
rechts geschlagen würde und daß aus politischen Gründen eine 
solche Unterordnung der Verwaltung unter ein echtes Gericht 
nicht geduldet werden könne. 

Die Mitwirkung von Laien in den unteren Instanzen müsse 
im Interesse der Stärkung des Vertrauens des Publikums bei-
behalten werden, auch wenn die Laien nicht viel nützen. Die 
Frage völliger Unabhängigkeit der Verwaltungsrichter sei gerade 
in Beziehung auf die Finanzgerichte praktisch nicht ganz 
unwichtig. 

Für die Bestimmung der Zuständigkeit des künftigen 
Reichs Verwaltungsgerichts müsse unbedingt die G e n e r a l -
k 1 a u s e 1 gegen jede Rechtsverletzung verlangt werden. Sie 
allein stelle einen großen Gedanken dar, der die Aufgabe des 
künftigen Gerichts auch der großen Masse der Rechtsuchenden 
klar mache. In den bis jetzt vorliegenden Entwürfen zum 
RVG. sei allerdings der große Zug ganz und gar zu vermissen. 
Der überragende Mann für die Herstellung eines Entwurfs in 
einer so schwierigen Sache sei offenbar noch nicht gefunden, 
diese Entwürfe würden vielmehr offenbar behandelt wie irgend 
welche andere Verwaltungsgesetzentwürfe. Da sei. es wohl 
auch Aufgabe der Vereinigung, ihre Mitarbeit anzubieten und 
er beantrage dies1), 

Lukas-Münster i. W. ist der Ansicht, daß, soweit nicht 
die Generalklausel, sondern das Gneist'sche System (im Sinne 
von T h o m a , 30. DJT. 1 60) herrscht, eine Scheidung von 

*) Diese Anregung führte eu dem Beschloß, eine besondere Kom-
mission einzusetzen, die tun 10. 8. gewählt wurde. 
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Zivil- and Verwaltungsgerichten nötig sei. Die Anhänger des 
Justizstaates müßten auch Anhänger der Gen eral klansei sein. 
Diese werde so zum springenden Punkt. 

Pere i s - Hamburg hält die Generalklansel für fruchtbar. 
Sie sei auch filr Preußen erträglich, vorausgesetzt, daß eine 
Nachprüfung von Ermessensfragen nicht erfolge. 

Mit Lasear Ubereinstimmend wird eine Mitwirkung von 
Laien fllr wünschenswert gehalten, aber es komme darauf an 
und bedinge im einzelnen Unterschiede, ob die Rechts- oder 
auch die Tatfrage zu prüfen sei. Wichtig sei ferner, um 
welchem Zweig der Verwaltungsgerichtsbarkeit es sich handle. 
Von großer Bedeutung sei endlich die Art der Laienauswahl. Ein 
freies Ermessen der Verwaltungsbehörden erscheine hier wegen 
der Gefahr der Politisierung sehr bedenklich. In Hamburg 
würden die Laien ernannt auf gutachtlichen Vorschlag der 
Verwaltungegerichte selbst. Ferner bestehe hier die Bestim-
mung, daß die Laien Mitglieder einer hamburgischen Ver-
waltungsbehörde sein oder gewesen sein müßten. Das habe 
eich sehr bewährt. Die Mitwirkung der Laien sei hier eachlich 
und förderlich, die Entscheidungen des OVG. würden meist 
einstimmig gefaßt. Auch abgesehen von der Laienmitwirkung 
sei die Hamburgische Verwaltungsgerichtsbarkeit nur formell 
justizstaatlich ; insofern nämlich auch die rechtsgelehrten Richter 
kraft Gesetzes im Verwaltungsdienst erfahren sein müßten. 
Die Stärke des OVG. liege wohl gerade in seiner Zusammen-
setzung. Im Gegensatz zu Jellinek nämlich wird der Zivil-
richter nicht für so geeignet gehalten, in Fragen des öffent-
lichen Rechts zu entscheiden, wie der in der Verwaltung er-
fahrenen Richter. Es komme im übrigen nicht darauf an, wo 
das Reichsverwaltungsgericht seinen Sitz habe, sondern wie es 
zusammengesetzt sei. 

Rosenthal-Jena hat selbst am Aufbau der thüringischen 
Verwaltungegerichtsbarkeit mitgearbeitet und schildert das Elend 
der Kleinstaaterei am Beispiel des früheren Thüringens nd die 
Schwierigkeiten desAufbaus des Landes Thüringen. Die Mitglieder 
desOVG. hätten auch durch dasNotgesetz von 1924 noch nicht volle 
richterliche Unabhängigkeit erhalten. Der Landtag beabsichtige 
aber diese, voraussichtlich bei Bestätigung des Notgesetzes zu 
eichern. Für nicht unbedingt erforderlich hält es R., solche Unab-
hängigkeit auch den Mitgliedern der unteren Instanzen zu sichern. 

Eine Mitwirkung der Laien hält R. aus politischen Gründen 
für erforderlich, um dem in weiten Kreisen bestehenden Miß-
trauen gegen die Gerichte zu begegnen. Im übrigen begründe 
es einen Unterschied, ob die oberste Instanz eine Revisions-
oder Berufungsinstanz sei. Nur im letzeren Falle komme eine 
Mitwirkung von Laien in Frage. 

Ttgang der SU»tlr«ohtil»hr»r 1Í26. g 
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Der Gegensatz von Justizstaat uüd Verwaltungsgericbts-
staat laufe heraas auf den Gegensatz des Rechtsstaates von 
Bahr und Gneist. Historisch sei der Justizstaat nicht eingeführt 
worden, da es 1806 zur Auflösung des Reiches kam. irgend 
eine Notwendigkeit, den Justizstaat einzuführen, läge nicht vor. 
Dagegen sprechen nach R. die alten Gründe. 

Eine Verbindung des Reichsverwaltungsgerichte mit dem 
Reichegericht hält R. fUr unzweckmäßig. Die Menge der 
Entscheidungsbände würde dann unübersehbar werden. Für 
notwendig hält R. eine neue Grenzziehung zwischen Zivil-
und Verwaltungsgerichtsbarkeit, nicht eine Abschaffung der 
letzteren. 

Thoma-Heidelberg. Die Gesetzgebung tendiere zur Bil-
dung immer neuer Sondergerichte. Zu erstreben seien Ver-
einfachung und Vereinheitlichung. Darüber scheine hier Einig· 
keit zu bestehen. Umstritten dagegen sei, ob das Ideal im 
Justizstaat oder Staat der besonderen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
erblickt werden solle. Thoma hält nur letzteren Weg für 
gangbar. Bereits die Gerichte, etwa das Landgericht, seien 
nichts Einheitliches mehr, sondern zusammengesetzt aus ver-
schiedenen Kammern und Senateu, die bloß äußerlich noch eine 
Ganzheit bildeten. 

Die Generalklausel sei erforderlich, die Theorie habe die 
Aufgabe, auf den Ausbau des Rechtsstaates hinzuarbeiten. 
Jedem müsse der Weg zu einer unabhängigen Stelle offen sein. 

Jeder Versuch, neben das Reichsversicherungsamt und den 
Reichsfinanzhof ein alle andern Zuständigkeiten umfassendes und 
mit der Generalklausel anrufbares Reichsrerwaltungegericht zu 
stellen, müsse Pfuschwerk bleiben, wenn das Reich sich nicht ent-
schließe, auch d e n U n t e r b a u der Landesverwaltungsgerichte 
einfach und einheitlich zu regeln, nach dem Vorbild des Gerichts-
verfassungsgesetzes. Das gehe nur, wenn Preußen auf ein 
oberstes Landesverwaltungsgericht verzichte. Fllr wichtigste 
Materien lasse sich trotzdem Einheitlichkeit der Landesrechts-
anweDdung ermöglichen, nach Analogie der Konzentration der 
Landes-Strafrechts-Judikatur beim Kammergericht. 

E. Kaufmann-Bonn: Hinter dem Problem des Rechts-
schutzes auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts, das allein 
im Thema genannt und in Referaten und Diskussion behandelt 
worden sei, stecke das allgemeinere Problem des Rechtsschutzes 
gegenüber der öffentlichen Verwaltung überhaupt und damit 
die Frage nach der Grenzziehung zwischen dem Staate, soweit 
er nach Privatrecht und soweit er nach öffentlichem Rechte 
tätig ist. Dadurch, daß dies Problem ausgeschaltet worden 
sei, sei . ein etwas falsches Bild entstanden. Denn wir stünden 
in dieser Beziehung inmitten einer gewaltigen Strukturver-
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änderung des Staates und der öffentlichem Verwaltung über-
haupt. Alle Träger öffentlicher Verwaltungen bevorzugten, 
abgesehen von den klassischen Gebieten der obrigkeitsstaatlichen 
Verwaltung in Polizei und Finanz und von gewissen Spezial-
verwaltungen, gerade während des Krieges und nach dem 
Kriege die elastischen Formen des Privatrechts, namentlich 
des privaten Gesellschaftsrechts; und zwar nicht nur der Staat 
selbst, sondern auch die Kommunen, die ihre Betriebe in private 
Betriebsgesellschaften selbst dann umbildeten, wenn, kein 
privates Kapital herangezogen wird. Die öffentliche Ver-
waltung habe hier also den entgegengesetzten Weg einge-
schlagen als die Lehre von Otto Mayer vorausgesagt habe. 
Dazu komme, daß neben dem gewiß nicht zu verkennenden 
Bestreben, den Verwaltungsrechtsweg auszubauen und zu ver-
feinern, gerade auf den modernsten Gebieten des Kriegs-
und Nachkriegsverwaltungsrechts immer wieder unter der 
Formel „der Rechtsweg ist ausgeschlossen", und zwar nicht 
etwa zugunsten von Verwaltungsgerichten, sondern von Ver-
waltungsbehörden, große Verlustlisten des Rechtsstaatsgedankens 
zu konstatieren seien. Und dies vollziehe sich gerade auf 
den Gebieten, die zwar von der Wissenschaft des Verwaltungs-
rechts kaum beachtet werden, die aber sehr viel tiefere Ein-
griffe in Freiheit und Eigentum zum Gegenstande haben als 
Polizei und Finanz, Eingriffe in das persönliche und wirt-
schaftliche Leben, von denen Gedeih und Verderben des 
Einzelnen abhängen: Wohnungswirtschaft, Handelserlaubnisse, 
Ein- und Ausfuhrbewilligungen, Kreditgewährungen usw. 

Alles dies zeige, daß der Staat heute eine gewaltige 
Strukturveränderung durchmache, die bisher mit keinem Worte 
erwähnt worden sei. Es sei vom Rechtsstaat gesprochen, als 
ob noch alle die sozialen, wirtschaftlichen und. politischen 
Voraussetzungen vorhanden wären, auf denen der Rechtsstaat 
beruhe. Es dürfe aber nicht verkannt werden, daß der Rechts-
staat als solcher in gewaltiger Krise begriffen sei, wir dürften 
nicht über dessen Verfeinerungen sprechen, während der Boden 
schwanke, auf dem wir stehen; es stünden staatliche Macht-
befugnisse in Frage, die sich vielleicht gar nicht in rechts-
staatliche Schemata und Sicherungen einfangen ließen. 

Daß der Rechtsstaatsgedanke nicht allein in der Form des 
Justizstaats zu realisieren sei, dUrfe sicher sein. Es handele sich 
nur um die Frage, wo und wie die Grenze zwischen der Zuständig-
keit der ordentlichen Gerichte und der Verwaltungsgerichte 
zu ziehen sei. Auch diese Frage sei eigentlich nicht behandèlt 
worden. Wenn es auch wohl den Anschein gehabt hätte, als 
beabsichtige man in der Form einer Generalklausel für dio 
Verwaltungsgerichte die Otto Mayer'sche Hypertrophierung des 

8· 
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öffentlichen Rechts gegenober dem Privatrecht zum geltenden 
deutschen Rechte zu machen. Dem müsse er sich widersetzen, 
schon weil vielfach berechtigte Tendenzen heute für die öffent-
liche Verwáltung bestehen, die Formen des Privatrechts vor-
zuziehen. Vor allem aber, weil Deutschland eine eigenartige 
und selbständige, zwischen dem englischen und dem französischen 
Rechte stehende Lösung dieses Problems geschaffen habe, die 
aufzugeben wir keine Veranlassung hätten. Bei uns sei aber 
sehr viel mehr als in Frankreich von dem Gedanken des 
Privatrechts als gemeinem Recht, wenn man will, als common 
law bestehen geblieben, und darin liege auch eine durchaus 
berechtigte Verwirklichungsform des Rechtsstaatsgedankens. 
Soweit nicht wesentliche Interessen der öffentlichen Verwaltung 
dadurch gestärkt würden, sei daher die eigenartige deutsche 
Lösung unbedingt za konservieren. Dies scheine im allgemeinen 
besonders nötig und möglich bei den Entschädigungsansprüchen 
gegen die Träger der öffentlichen Verwaltung. Der materiell-
rechtliche Grundsatz einer Entschädigung bedeute pt-aktisch 
etwas anderes, wenn seine Durchführung den ordentlichen 
Gerichten, als wenn sie den Verwaltungsgerichten, oder gar 
Verwaltungsbehörden anvertraut sei. Daneben sei natürlich 
ein Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit möglich und not-
wendig, vor allem durch die Gewährung einer Generalklausel, 
welche die Seele der Verwaltungsgerichtsbarkeit sei. Nur 
wenn sie bestehe, könne diese fruchtbare und schöpferische 
Arbeit leisten. Auch das preußische Oberverwaltungsgericht 
habe vor allem im Polizeirecht und im Kommünalabgabenrecht, 
wo es eine Generalklausel hatte, großes geleistet. Daß gewisse 
Ausnahmen von der Generalklausel nötig seien für actes de 
gouvernement verstehe sich andererseits von selbst. Das Ent-
scheidende für die Güte der Verwaltungegerichtsbarkeit-liege 
in der personellen Zusammensetzung, insbesondere der obersten 
Instanz und hier frage es sich, ob nicht der Gedanke der 
Selbstergänzung, etwa in der Form von Präsentationsrechten 
oder Vorschlagslisten zu erwägen sei. 

Heusel-Bonn spricht sich im allgemeinen für Lassar aus. 
1. Der Gedanke des einheitlichen Gerichts und der damit ver-
bundenen Vorteile für die Rechtseinheit erscheint ihm wohl 
wünschenswert, aber praktisch schwer durchführbar. Zur Er-
leichterung der Plenarentscheidungen könnte der Reichsfinanz-
hof als Muster dienen, bei dem das Plenum nicht durch das 
Zusammentreten aller Mitglieder, sondern nur der Präsidenten 
und je eines Mitgliedes der Senate gebildet wird; durch diese 
Einrichtung sei der „borcor pieni" des Heichsgerichts erfolg-
reich überwunden wordên. 2. Ersparnisgründe dürfen für die 
Ausgestaltung des obersten Vèrwaltungsgerichts nicht maß-
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gebend sein; gegenüber den anderen Ausgaben des Reiches 
fallen die Mehrkosten kaum ins Gewicht. 3. Laienfrage. 
Wenn die nicht vorgebildeten Mitglieder der Verwaltungsgerichte 
wirklich Arbeit leisten, eind sie meist keine eigentlichen Laien 
mehr. Braachbare Arbeit kann nar ein kleiner Kreis wirklicher 
Laien leisten, und diese sind durch anderweitige politische 
Tätigkeit so überlastet, daß ihre Heranziehung ohne Ent-
schädigung kaum möglich ist. Ëineu Ausweg bietet vielleicht 
die stärkere Heranziehung der Mitglieder berufständischer Ver-
tretungen, z. B. der Handelskammersyndici; diese scheinen vor 
allem dazu berufen, ohne besondere Vergütung in der ehrenamt-
lichen Verwaltung mitzuarbeiten. Zwar bedeutet ihre Heran-
ziehung keine Verwirklichung des ursprunglichen Laiengedankens 
mehr, aber die beteiligten Kreise haben zu ihnen großes Ver 
trauen; und die Rechtfertigung der Laienbeteiligung liegt grade 
darin, daß die Laienvertreter vom Vertrauen der Bevölkerung 
getragen sind bei der Ausübung einer Kontrolle Uber die Exe-
kutive. 

Anschütz-Heidelberg sieht vor sich eine gewisse Kreis-
bewegung, in dem alte Gedanken wieder jung werden: die 
einst von Bahr vertretene, von Gneist, wie man bisher annahm, 
erschlagene Justizstaatstheorie tauche bei Jellinek wieder auf. 
Auch AnschUtz glaubt ihm widersprechen und für die seit 
Gneist vertretenen Ideen eintreten zu müssen. Auch hinsichtlich 
der Einheitlichkeit des Rechts erscheint ihm eine Ueberwindung 
der Arbeitsteilung nicht möglich. Dazu kommt, daß ihm die 
gegen eine Erweiterung des Rechtswegs sprechenden Gründe 
weit zu überwiegen erscheinen. Gegen die Unterschätzung 
der Rechtskenntnis der Verwaltungsbeamten wendet sich 
AnschUtz entschieden. Es handele sich um Lebensnotwendig-
keiten der Verwaltung. Es stelle eine Verkennung des Rechts-
staatsgedankens dar, wenn man nur durch die Uebertragung der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit an die Justiz die Verwaltung unter 
das Recht zu stellen glaube. Die in Art. 107 Reichsverfassung 
genannte Verwaltungsgerichtsbarkeit bedeutet nicht ordentliche 
Gerichtsbarkeit; die Bezeichnung Verwaltungsgerichtsbarkeit 
habe einen bestimmten historischen Sinn; der „Justizstaat" werde 
durch Art. 107 a b g e l e h n t . 

AnschUtz wendet sich gegen These I 6 : Es handele eich 
dabei nicht um eine preußische Eigentümlichkeit, vielmehr 
beruhe gerade das Wesen der echten Verwaltungsgerichts-
barkeit auf dem Einbau in den Verwaltungeorganismus. 

AnschUtz bekennt sich .unter Bezugnahme auf sein Gut-
achten für den Deutschen Juristentag von 1910, als lang-
jähriger Anhänger eines Reichsverwaltungsgerichte. Fttr den 
Aufbau sieht er folgende Möglichkeiten. 1. Selbständiges 
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Gericht. 2. Angliederang an das Reichsgericht ; dies er-
scheint ihm als eine annehmbare and als die wahrscheinliche 
Lösung. 3. Umgestaltung des durch die Neuschaffung gefähr-
deten preußischen OYG in ein RVG. 

Das Verhältnis zu den obersten Landesverwaltangsgerichten 
sei schwierig, da eine Mediatisierung derselben kaum möglich 
und eine Instanzenhäniung nicht wünschenswert sei. Der Rück-
blick auf das ehemalige Reichs-Oberhandelsgericht (1869—187'J) 
sei lehrreich: der Unterbau sei intakt zu erhalten und nur 
bei Verletzung von Reichsrecht solle das letzte Rechtsmittel an 
eine Reichsinstanz gehen. Denn hier stehe nicht mehr der 
Schutz verletzter Individualinteressen, welcher durch Landes-
organe genügend gewährt werde, sondern nur die Rücksicht 
auf die Vereinheitlichung der Rechtsanwendung in Frage. 

Gegen ein Reichsverwaltungsgerichtsverfassungsgesetz be-
steh η starke Bedenken, besonders wegen des Unterbaus. Es 
sei politisch kaum durchzuführen wegen der Verschiedenheiten 
der unteren Organe, deren Gestaltung Sache der Länder sei. 

Die Zuständigkeit des Reichsverwaltungsgerichts mUsse 
auf der Grundlage der Generalklausel, aber ohne Popularklage 
gestaltet werden. Die Generalklausel erscheint bei beschränkter 
Zuständigkeit unbedenklich, aber es soll nicht jede Sache an 
das Reichsgericht gebracht werden können. 

Dyroff-München sprach sich gegen den „Justizstaat" aus 
und erblickte darin eine Vergröberung unserer Rechtsschutz-
einrichtungen, wie in der Preisgabe des in Jahrtausenden er-
arbeiteten Unterschiedes von öffentlichem und privatem Recht 
eine Vergröberung unserer Rechtsauffassung liege. Er wendet 
gegen den „Justizstaat" ferner ein, daß die Verfolgung vou 
Ansprüchen vor den ordentlichen Gerichten sehr viel teurer 
sei als vor den Verwaltungsgerichten. Die Ausführungen des 
Referenten Uber Justizjuristen und Verwaltungsjuristen seien 
jedenfalls für Bayern nicht zutreffend. Kahr sei nicht regel-
widrig in seine jetzige Stellung als Präsident des VGH. gelangt, 
vielmehr handle es sich um eine Beförderung aus seiner vor-
herigen Stellnug als Regierungspräsident und er sei voll quali-
fiziert für jeneu Posten. Diese Ernennung sei also keine RUck-
echrittserecheinung. 

Die Ergänzung der Verwaltungsgerichte durch Selbstzuwahl 
habe in Bayern insoweit eine Verwirklichung gefunden, als 
hier ein Recht des VGH. zu gutachtlichem Vorschlag bestehe. 
Die vom Referenten bemängelte Beschränkung des bayerischen 
VGH. auf eine Ausnahmszuständigkeit in gewissen Angelegen-
heiten nach Art. 9 a VGG. in der Fassung von 1924 sei auf 
Anregung Dyroffs eingeführt worden. Er könne darin keinen 
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Rückschritt erblicken. Sie habe ihr Vorbild im Gesetz Uber die 
freiwillige Gerichtsbarkeit und iu der RVO. 

Gegen eine Anlehnung des Reichsverwaltungsgerichte an 
das Reichsgericht habe er keine Bedenken, wenn die Zuständig-
keit nicht zu weit gefaßt werde, denn sonst sei das Gericht 
monstrOs. Aach die Länder würden sich dann mit der Ein-
richtung leichter befreunden. Er spricht sich dagegen aus, daß 
bei jeder Verletzung von Reichsrecht das Reichsverwaltungs-
gericht solle angerufen werden können. Er schlägt vor, das 
Reichsverwaltungsgericht im allgemeinen nur in den Fällen 
für zuständig zu erklären, iu denen bezüglich der Auslegung 
des Reichsrechts Verschiedenheiten zwischen den obersten Ver-
waltungsgerichten der Länder hervorgetreten seien. Zu Proto-
koll wird erklärt, dieser Vorschlag solle natürlich nicht aus-
schließen, daß in Angelegenheiten, in denen eine Zuständigkeit 
der Landesverwaltungsgerichte überhaupt nicht bestehe, un-
mittelbar Zuständigkeiten des Reichs Verwaltungsgerichtes be-
gründet würden. 

Bezüglich des Unterbaues spricht D. sich mit Anschtttz, 
Thoma widersprechend, gegen eine reichsrechtliche Regelung 
aus. Er ist der Ansicht, daß nach der Reichsverfassung nur 
soweit es sich um Ausführung der Reichsgesetze handle, der 
verwaltungsgerichtliche Unterbau von Reichs wegen geregelt 
werden könne. 

Fleischmann-Halle beschränkt sich auf wenige Bemer-
kungen und glaubt die Unabhängigkeit der Verwaltungsrichter 
aus Art. 102 rechtfertigen zu können. 

T. Köhler-Tübingen stimmt Apelt und Helfritz zu. Mit 
Laien habe er gute Erfahrungen gemacht und sieht in ihrer 
Mitwirkung eine moralische Unterstützung. Er habe diese Er-
fahrungen auch auf dem Gebiet der Sozialversicherung gemacht, 
ohne daß sich dabei die Bindung der Arbeitgeber bezw. der 
Arbeitnehmer unangenehm bemerkbar machte. 

Ausführlich wurde die Gestaltung der Verwaltungsgerichte 
in Württemberg dargelegt. An die Landgerichte seien Ver-
waltungskammern anzugliedern. Damit sei aber nicht ein justiz-
staatlicher Gedanke durchgeführt. Dies sei nur dann der Fall, 
wenn ausschließlich zivilrechtlich gebildete Landrichter Uber 
öffentlichrechtliche Ansprüche zu entscheiden hätten. Er wendet 
gegen Jellinek ein, es gäbe nicht nur ein juristisches, sondern 
auch ein verwaltungsmäßiges Denken. 

Zum Schluß wendet sich K. gegen die mangelhafte Vor-
bildung im öffentlichen Recht in Württemberg. 

Schönborn-Kiel hält für wichtiger als die Frage, ob der 
Justizstaat oder der Staat der Verwaltungsgeriohtsbarkeit zu 
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verwirklichen sei, ein anderes Problem; die Frage nämlich, ob 
eich der Rechtsstaat überhaupt erhalten lasse, der durch da» 
umsicbgreifende Schiedsverfahren und andere Momente immer 
mehr ausgehölt werde, bedürfe zunächst der Beantwortung. 

Jellinek-Kiel wendet sich in seinem Schlußwort gegen 
die mehrfach ausgesprochene Behauptung, er sei ein Gegner 
der Verwaltungsgerichte. In Wahrheit sei er doch mit keiner 
Silbe für die Abschaffung der altberühmten höchsten Verwaltungs-
gerichte der Länder, vor allem des preußischen und de» 
sächsischen OVG. oder des bayerischen VGH.f eingetreten. Wae 
er Uber die Daseinsberechtigung des Justizstaates, Übrigens im 
Anschluß an eine frühere Veröffentlichung im Verwaltungsarchiv 
Bd. 28 S. 467, gesagt habe und woran er trotz der anregenden 
Aussprache festhalte, lasse sich in drei Sätzen zusammenfassen:. 
1. Der Rechtsschutz dnrch ordentliche Gerichte ist besser als 
gar kein gerichtlicher Rechtsschutz. 2. Der Rechtsschutz durch 
ordentliche Gerichte ist besser als der Rechtsschutz durch 
mangelhaft organisierte Verwaltuugsgerichte, insbesondere Schein-
Verwaltungsgerichte. Wenn die Kleinheit des Landes oder 
geldliche oder bundesstaatlich-politische Gründe die Einführung 
wohlorganisierter selbständiger Verwaltungegerichte verbieten, 
nnd deshalb Anlehnung an die ordentlichen Gerichte gesucht 
wird, so wäre es angesichts der trefflichen, von den ordentlichen 
Gerichten auf dem Gebiete des öffentlichen Rechte geleisteten 
Arbeit eine Undankbarkeit gegenüber den ordentlichen Ge-
richten, dies unter allen Umständen als Rückschritt zu be-
zeichnen. 

Um auf einige Punkte der Aussprache einzugehen, so be-
fürchte L a o n einen Einbruch der ordentlichen Gerichte in 
das Gebiet des freien Ermessens; von diesem Fehler hielten 
sich aber auch die Verwaltungsgerichte nicht immer frei, wie 
z. B. die Entscheidung des württ. VGH. v. 21. Februar 1923 
beweise. Ρ e r e 1 s ' Bemerkungen könnten in dem Ferner-
stehenden leicht den Eindruck erwecken, die hamburgische Ver-
waltungsgerichtsbarkeit in ihrer tatsächlichen Ausgestaltung ent-
spreche im großen und ganzen dem althergebrachten Typ; 
demgegenüber müsse Redner auf den ja bald im Druck er-
scheinenden Bericht verweisen, der u. a. auch die genauen Per-
sonalien der bamburgischen Verwaltungsgerichte bringen werde. 
Ebenso hoffe er, daß sich A n s c h ü t z von seiner Meinung, 
RV. Art. 107 lehne den Justizstaat ab, durch die im gedruckten 
Bericht ausführlich zu belegende Entstehungsgeschichte und 
die sonstige Würdigung des Artikels werde abbringen lassen. 
Der Ausdruck „echtes" Verwaltungsgericht, den A n s c h ü t z 
im Leitsatz I 6 beanstande-, stamme in dieser Bedeutung von 
Drews , dem man in seiner Eigenschaft als höchstem preußischen 
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Verwaltungsrichter doch immerhin Sachrerständigkeit an! dem 
Gebiete der Verwaltungsrechtspflege zntrauen dürfe. D y r o f f 
sei entgegenzuhalten, daß sich die einleitende Gegenüberstellung 
von Justizjuristen und Verwaltungsjuristèn gar nicht auf Bayern 
habe beziehen können, da dort die Fähigkeit zum höheren Ver-
waltungsdienst durch die gleiche Prüfung erworben werde wie 
die zum Richteramt. Wegen der Novelle zum bayerischen Ver-
waltungsgerichtsgesetz vom 7. März 1924 werde auf die im Druck 
erscheinenden Ausführungen unter 14 verwiesen. T h o m a s 
Bemerkungen über Häufung der Sondergerichte hätten vor zwei 
Jahren volle Berechtigung gehabt; heute aber gelte hier die 
Parole „Abbau". Auch S c h o e n b o r n s Aeußerung über die 
Unterhöhlung des Rechtsstaates hätte besser auf die Zeit vor 
zwei Jahren gepaßt; denn die Krise des Rechtsstaates sei heute, 
wie auch E. K a u f m a n n gegenüber bemerkt werden solle, 
nach Redners Ansicht überwunden. 

Triepel-Berlin faßt das Ergebnis der Aussprache zusammen. 
Die Mehrheit ist für Verwaltungsgerichte im heutigen Sinne und 
gegen den reinen „Justizstaat Fast alle Redner waren für die 
Generalklausel. 



III. Z w e i t e r B e r a t u n g s g e g e n s t a n d : 

Die neueste Entwicklung des Gemeinde-
Yerfassungsrechts in Deutschland. 
1. Bericht von Professor Dr. Fritz Stier-Somlo in Köln. 

I. 
Weitschichtig, vielgestaltig und problemreich ist der Gegen-

stand unserer heutigen Beratungen. Die Gemeiudeverfassungen 
sind in Deutschland durch Landesrecht geregelt — die Be-
strebungen auch nur auf eiu Reichs s täd terecht versprechen auf 
lauge Zeit keinen Erfolg — und so zerströmt die Ubergroße 
Quellenmasse iu vielen Flüssen und Rinnsalen. In Preußen 
kommt die provinzielle Zersplitterung hinzu, (auch in Bayern 
gilt neben der rechtsrheinischen die pfälzische Gemeindeordnung) 
ohne daß man verkennen durfte, wie stark in der zum Teil sehr 
verschiedenen Gestaltung der Gemeindeverfassungen die Eigenart 
und das Schicksal der Bevölkerung, Landschaft und Uniwelt sich 
spiegeln. Wir denken nur an die östliche Städteordnung, die 
auf den Freiherrn v. Stein zurückgeht, und an die rheinische, die 
die Spuren der Fremdherrschaft trägt. Gleichzeitig aber tritt 
deutlich der Gegensatz der Bewertung von Einzelpersönlichkeit 
und Körperschaft hervor in der BUrgermeistereiverfassung einer-
seits, in der Magistratsverfassung andererseits. 

Die Schwierigkeit einer Uberschauenden Betrachtung wird 
dadurch nicht gerade veringert, daß die Gemeindeverfassungs-
gesetze der deutschen Länder sehr verschiedenen Zeitepochen 
und Kechtsschichten angehören, so daß neben altbewährten aber 
im Sinne der stürmischen Gegenwart im einzelnen Uberholten 
und mit allerhand Reformflicken behangenen Gemeindeverfas-
sungen ganz neue stehen, wie in Bayern, Sachsen, Baden, 
Braunschweig, Mecklenburg-Strelitz und deshalb die häufige 
Unvergleichbarkeit ihrer historisch-politischen Grundlagen und 
Voraussetzungen in die Augen springt. Auch trägt gewiß 
nicht zur Vereinfachung unserer hentigen Aufgabe bei, daß 
gerade im größten deutschen Lande, Preußen, Entwürfe des 
Gemeindeverfassungsrechts seit bald vier Jahren die Öffent-
lichkeit und den Landtag beschäftigen, daß die Vorlagen der 
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Stadt- und LandgemeindeordnuDg im Herbst 1924 bereits die 
Ausschußverhandlungen durchliefen und zu endgültigen Fassungen, 
die nur noch von der Vollversammlung zu billigen waren, 
geführt haben. Die Aussicht einer b a l d i g e n Verabschiedung 
durch den jetzigen Landtag ist aber (auch nachdem sie formell 
wieder im Mai 1925 anf die Tagesordnung kamen) trotzdem 
gering. 

All dem gegenüber wäre jene bekannte Querschnittmethode 
angebracht, die das sogenannte gemeine deutsche Staatsrecht 
anwendet, bei der freilich die Gefahr, daß wesentliche Besonder-
heiten der allgemeinen Betrachtung zum Opfer fallen, nicht ganz 
zu umgehen sein würde. Sie bezieht sich freilich hier nun 
auf gewisse gemeinsame Grundfragen. Es war weiterhin für 
unsere Tagung gewissermaßen regional zu teilen. Meine beiden 
Herren Mitberichterstatter wollen sich teils besonders der öst-
lichen Gebiete Preußens einschließlich des Landgemeinderechts 
— wobei auch kommunalpolitische Erwägungen in Aussicht 
gestellt sind — teils Württembergs, Badens und Hessens Ge-
meindeverfassungen annehmen. Mir kam eine Art Einführung, 
die Herausarbeitung einiger grundsätzlicher Fragen und die 
Betonung der Rechtsverhältnisse im Westen Preußens auftrags-
gemäß zu. So bleiben auf den ersten Blick sichtbare Lücken. 
Aber auf das Gemeiudeverfassungsrecht in Bayern und Sach-
sen sollen einige Schlaglichter fallen, so daß ein Ueber-
blick von Preußen abwärts bis Hessen sich vielleicht ermög-
lichen läßt. Nur auf das schon geltende Gemeindeverfassungs-
recht wird eingegangen; die noch schwebenden Entwürfe können 
nur gelegentlich gestreift werden. Nicht zuletzt vertrauen für 
die Erreichung des Zieles einer gewissen Vollständigkeit die 
Vortragenden auf die Beteiligung der Herren Kollegen in der 
nachfolgenden Aussprache. Ich möchte Gewicht legen auf den 
Wunsch, daß auf unserer Staatsrecbtlertagung nicht nur Monologe 
der Referenten gehalten werden, sondern gemeinsames Durch-
denken und Durchsprechen der Gegenstände stattfindet, damit 
sich in gegenseitiger und möglichst ausnahmsloser Zusammen-
arbeit das erhoffte nützliche Ergebnis herausteilt. 

II. 
Unter der neuesten Entwicklung des Gemeindeverfassungs-

rechts verstehe ich natürlich diejenige seit der Staatsumwälzaug 
vom November 1918. Freilich kann man zweifeln, ob man hier 
von E n t w i c k l u n g sprechen kann oder ob es eich nicht 
vielmehr um etwas gewaltsame Folgerungen aus einer durch-
aus nicht organischen Erscheinung, nämlich der Revolution, 
handelt. Doch mag das Wort Entwicklung stehen bleiben, 
weil erst viel späteren Geschlechtern im Rückblick möglich sein 
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wird, die Zwangsläufigkeit zahlreicher neuester politischer 
Tendenzen und die psychologischen und soziologischen Unter-
strömungen durchgesetzter oder wenigstens erstrebter Reformen 
zu erkennen, so daß auch die Möglichkeit offen bleibt, den 
Entwicklungsdrang bereite in der Zeit vor der Revolution zu 
finden, wie z. B. hinsichtlich des jedenfalls in Preußen nicht 
befriedigenden Gemeindewahlrechts. 

Es steht hier die G e m e i n d e v e r f a s s u n g — sie ganz, 
aber auch nur sie — als Gegenstand unserer heutigen Be-
mühung in Frage, also der organisatorische Aufbau der Stadt-
und Landgemeinden mit ihren Einwohnern und Bürgern, Stadt-
verordneten und Magistraten. Von dem einen wird weniger, 
von dem anderen um so mehr zu sagen sein, besonders Uber 
die Bildung des Magistrate und die Stellung des Bürgermeisters, 
die der Stadt- und Gemeindeverordnetenversammlungen, der 
Btirgerschaftekollegien gegenüber früher. Aber die Hauptsache 
ist doch das Grundproblem der S e l b s t v e r w a l t u n g , von 
dem aus allein oder hauptsächlich der Gesamtbau der Städte-
und Landgemeindeverfassnng begriffen und beurteilt werden 
kann. Indem es aber mit seinem Gegenstück, der S t a a t s -
a u f s i c h t , in unlösbarem Zusammenhang steht, tritt die alte 
und Immer wieder neue Frage des Verhältnisses von Staat und 
Gemeinde oder Staatsgewalt und Selbstverwaltung in den Vorder-
grund, eine Frage, die, wie ich schon hier betonen möchte, 
j e d e s G e s c h l e c h t f ü r s i c h , seiner Eigenart und seiner 
geschichtlichen Lage entsprechend, w i r d l ö s e n m ü s s e n , 
ohne daß ich damit erklären wollte, daß diese Lösung sich in 
allem von der einen oder anderen schon gefundenen Lösung 
wesentlich unterscheiden mttßte. Nicht Neuerungssucht um jeden 
Preis ist das Ziel. Aber auch jene Lösung muß erkämpft nnd 
durchgesetzt werden. 

Freilich: Es handelt sich keineswegs nur um ein jur is t i -
sches Problem. Die rechtlichen Neuerungen und Neuerungs-
versuche sind ihrem äußerem Ursprung entsprechend von den 
Strömungen und Gedanken der Demokratie, des Parlamentaris-
mus und auch des Sozialismus wesentlich beeinflußt. Die Ein-
stellung der kommunalen Interessenverbände sowie der führenden 
Männer der kommunalen Verwaltung ist nicht nur von r e c h t -
l i c h e n , sondern p r ak t i s ch im Sinne von pol i t i schen Er-
wägungen der Machtverteilung zwischen Staat und Gemeinde und 
wi r t s cha f t l i chen wegen des Verhältnisses von Reichs-, Staats-
und Kommunalfinanzen bestimmt; dabei mag auch zweifellos der 
vaterländische Gedanke einer Erhaltung und Blüte der deutschen 
Städte mitwirken und dies das Ziel des Wiedererwerbs kommu-
naler Machtpositionen sein. Eine Betrachtung, die nur die Rechte-
Torechriften, wie sie waren, sind und vielleicht sein werden. 
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ins Auge faßte, würde dem verwickelten Problem des Ge-
meindeverfassungsrechts nicht gerecht werden. Es bedarf auch 
eines wenigstens knappen Eingehens auf die i d e e l l e n U n t e r -
l a g e n u n d p o l i t i s c h e n B e d i n g t h e i t e n jener Ent-
wicklung seit der Staatsumwälzung und der Kennzeichnung des 
s o z i o l o g i s c h e n T a t b e s t a n d e s in dem Gegensatz der 
einerseits staatsautoritären andererseits kommunalfreiheitlichen 
Bestrebungen. Die rechtliche Seite ist nur e i n e der Gesamt-
erscheinung; sie muß mit der politischen, wirtschaftlichen d. h. 
hier finanziellen und soziologischen zusammengeschaut werden. 

Dies führt schon leicht Uber den Rahmen der uns gegönnten 
Zeitspanne hinaus. Um so mehr liegt Anlaß vor, den Begrift 
der Gemeindeverfassung hier im übrigen im engen Sinne zu 
nehmen. Somit waren auszuschließen die Fragen der Kom-
missionen, Deputationen und Ausschüsse, selbst grundsätzlich 
auch das Kommunalbeamten- und Kommunalabgabenrecht, die 
Rechtsgebiete des Haushalts und der Vermögensverwaltung, frei-
lich nicht ohne auch all diese Angelegenheiten bei der grund-
sätzlichen Betrachtung und in der Aussprache nachher, zu streifen. 
Dagegen muß, mit Ausnahme des durch einen der Herren Mit-
berichterstatter anzuschneidenden Kommunalisierungeproblems, 
hier in meinem Vortrag verzichtet werden, einzugehen auf die 
öffentlichen Gemeindeanstalten, gewerblichen Unternehmungen, 
Kreditanstalten, auf Wege-, Straßen- und Baurecht, auf Armen-
und Fürsorgewesen und auf die beiden großen Gebiete der 
Schule und Polizei. Es handelt sich bei diesen ja auch termino-
logisch Uberall um Gemeinde V e r w a l t u n g und nicht Ge-
meinde V e r f a s s u n g . Aber es wäre leicht, in jedem Falle die 
Divergenz staatlicher und kommunaler Rechtebeziehungen, die 
auf die Grundordnung des kommunalen Wesens zurückweisen, 
prinzipiell darzulegen, um dann aus den gewonnenen Prinzipien 
die Entscheidung für die Einzelfälle der Gemeindeverwaltung 
abzuleiten. Das würde aber heute zu weit führen. Nur ge-
legentlich der Erörterung des Selbstverwaltungsbegriffes können 
auch diese Dinge etwas berührt werden. 

III. 
Wollte man ohne jede Einsicht in historisch-politische 

Zusammenhänge sich nunmehr der Aufgabe zuwenden, fest-
zustellen, welche Gesetze oder Verordnungen, also welche 
R e c h t s q u e l l e n seit der Staatsumwälzung Aenderungen 
im Gemeindeverfassungsrecht herbeigeführt haben, so käme 
man nur zu formal äußerlichen Ergebnissen. Es leitet schon 
an dieser Stelle die Absicht der Beschallung des Rechtsstoffes 
zu a u ß e r r e c h t l i c h e n Tatsachen hin. 
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Zunächst haben infolge der harten Notwendigkeiten des 
Krieges Reich and Staat die Gemeinden in einer Weise in 
ihre Dienste gespannt, wie dies seit dem Anfang des 19. Jahr-
handerte unerhört war. Für sehr viele Aufgaben der Kriegs-
führung sind sie zu ausführenden Organen bestellt worden und 
haben auch einen nicht geringen Teil der dadurch entstandenen 
finanziellen Lasten auf sich nehmen müssen. Bei der Beschaffung 
/ahlreicher kriegsnotwendiger Mittel und Einrichtungen, bei der 
Volksernährung wie bei unmittelbaren Bedürfnissen des Heeres 
sind die Gemeinden herangezogen worden. Die große Not, 
die eine Zeitlang alle Deutschen, wenn auch leider nicht nach-
haltig genug, zusammenfaßte, ließ den für die damalige Zeit 
ohnedies überflüssigen Erwägungen keinen Raum, ob damit die 
Grenzen der S e l b s t v e r w a l t u n g verletzt würden. Man hatte 
andere Sorgen und Ziele, als die Schranken des staatlichen 
Aufsichtsrechts zu prüfen. Freilich hat man in Preußen ein-
mal sehr bekenntnisfreudig Anlaß genommen, die Selbst-
verwaltung auf das stärkste zu betonen. Der berühmt ge-
wordene Erlaß des preußischeA Ministers des Innern v. Loebell 
v. 18. März 1916 an die Regierungs- und Oberpräsidenten, 
der von Á n s c h ü t z (JW. 1916) seinerzeit in so meisterhafter 
Weise besprochen worden ist, enthält auch folgende Sätze: 

„Wenn Städte, Landgemeinden, Kreise und Provinzen, 
die in diesem Kriege im Dienste des Vaterlandes Vor-
bildliches geleistet haben, wenn sie sich der im Kriege 
hervorgetretenen Notwendigkeit zu gemeinschaftlichem 
Ausbau unserer Volkswirtschaft anpassen und zahlreiche 
neue Aufgaben auf dem Gebiete der Kriegswohlfahrts-
pflege übernehmen konnten, so danken sie das jener 
Kraftquelle, die vor einem Jahrhundert gleichfalls in 
schwerer Zeit durch die Preußische Städteordnung er-
schlossen und von da aus den anderen öffentlichen Körper-
schaften zugeführt worden ist — der Selbstverwaltung. 

Niemals hätte es diesen Körperschaften gelingen 
können, den gewaltigen Aufgaben des Krieges in solchem 
Maße gerecht zu werden, wenn ihnen nicht die Selbst-
verwaltung die Möglichkeit freier Entschließung und das 
stärkende Bewußtsein eigner Verantwortung gegeben 
hätte. Darum muß es die Aufgabe der Staatsregierung 
sein, in den Gemeinden und Gemeindeverbänden weiter-
hin das kostbare Gut der Selbstverwaltung zu wahren 
und nach Möglichkeit zu mehren. Wie sich Art und 
Umfang der Gemeindeaufsicht einer gesetzlichen Begriffs-
bestimmung entziehen, so kann es auch nicht meine Auf-
gabe sein, diese Aufsicht durch allgemeine Anordnungen 
zu regeln, vielmehr gilt es, d e n G e i s t d i e s e r A u f -
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s i e h t d e m G e i s t e d e r S e l b s t v e r w a l t u n g an-
zupassen. Ruht die Selbstverwaltung auf dem ethischen 
Boden der SelbstverantwortuD g, so maß die Aufsicht bei 
allen ihren Maßnahmen von der Achtung vor der Ver-
antwortlichkeit der Gemeindeorgane ausgeben und auf 
ihre Stärkung abzielen." 

Mit dem Verfall der deutschen Währung waren auch die 
kommunalen Finanzen in höchste Bedrängnis geraten; stärker 
als je war das Bewußtsein, daß nur das Reich wieder aufhelfen 
konnte und daß nur beim Zusammenstehen aller Kräfte iñ Staat 
und Gemeinde, in staatlicher Behördenorganisation und Selbst-
verwaltungskörpern der Bestand des deutschen Staatswesens ge-
rettet und gesichert werden kann. In der schweren Kriegs- und 
der nicht minder schweren Nachkriegszeit der letzten sechs Jahre 
ging es um Sein oder Nichtsein. Da war, trotz mancher, 
nicht allzu greller Widersprüche gegen die Ueberspannung 
der Staatsgewalt, besonders in der Zeit sozialistischer und 
kommunistischer Bestrebungen und Versuche, für eine groß-
zügige und grundsätzliche Auseinandersetzung zwischen Staats-
idee und Selbstverwaltungsgedanke wenig Neigung. Das kam 
erst später und die Auflehnung gegen die Beschränkung der 
Selbstverwaltung wird iir.mer schroffer und energischer. 

Neben diesem geschichtlichen Tatbestand haben zwei Ideen-
gruppen, einmal die der bürgerlichen und sozialistischen 
D e m o k r a t i e , sodann die des staatspolitischen U n i t a -
r i s m u s — beidè wiederum in unverkennbarer Verknüpfung 
miteinander — eine bedeutende Einwirkung auf unseren Fragen-
komplex gehabt. 

Z u n ä c h s t d i e D e m o k r a t i e a l s G e s a m t e r -
e c h e i η u η g. Sie hat sich in England mit der Selbstverwal-
tung verbunden, obwohl es Selbstverwaltung dort seit Jahr-
hunderten gegeben hat, die nichts weniger als demokratisch 
war; das selfgovernment lag vielmehr in den Händen des kleinen 
Adele, dea justice of peace und der quarter sessions. Eret 
seit 1832 kam das Bürgertum zu großer Macht und nimmt 
seither seinen Anteil in umfassender Weise wahr. In Frank-
reich dagegen hat die Demokratie zwar in der ersten Zeit 
nach der französischen Revolution der freien Selbstverwaltung 
Bahn zu brechen versucht, doch ist es bald zu einer wesentlichen 
Unterbindung der Selbstverwaltung durch das Präfektursystem ge-
kommen. Der Versuchung muß ich leider widerstehen, dem Prob-
lem nachzugehen, in welch verschiedenen Formen die Demokratie 
bald selbstverwaltungsfreundlich, bald selbstverwaltungsgeg-
nerisch oder mindestens in dieser Hinsicht indifferent war. Für 
Deutschland ist es aber nicht zweifelhaft, daß der schöpferische 
Gedanke des Freiherrn v. Stein d e m o k r a t i s c h e r Natur 
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war and stets ein gewisses Gegengewicht darstellte gegenüber 
aristokratiseh-biirokratisch-zentralistischen Tendenzen und dieser 
Charakter der Selbstverwaltung ist in Deutschland auch durch-
aus gewahrt worden. Sie war das Betätigungsfeld des Bürger-
tums, Gegenstück autokratischer, durch parlamentarische Be-
schränkung nur wenig gehemmter Regierungetätigkeit und obrig-
keitlicher Selbstherrlichkeit. Der demokratische Zug der Selbst-
verwaltung ist auch die Erklärung dafür, daß die Revolution 
von 1918 zwar die Staatsverfassungen umwarf, weil sie jenen 
aristokratisch-zentral istischen Charakter in der Monarchie auf-
wiesen, dagegen die Gemeindeverfassungsgesetze in ihrer Ge-
samtstruktur zunächst im wesentlichen unberührt geblieben sind; 
es war an ihnen außer dem Wahlrecht nicht viel zu „demo-
kratisieren". 

Die Demokratie der N a c h k r i e g s z e i t , die bürgerliche 
wie erst recht die sozialistische, hatte aber einen durchaus u n i -
t a r i s c h e n und z e n t r a l i s i e r e n d e n Zug, der sich dann 
auch in der R e i c h s v e r f a s s u n g niederschlug1). Jedenfalls 
ist die bittere Behauptung eines nahmhaften Vertreters der 
kommunalen Verwaltung begreiflich, die (heutige deutsche) Demo-
kratie sei ein Feind der Selbstverwaltung, sie habe in den Par-
lamenten des Reiches und der Länder die politische Bedeutung 
der Selbstverwaltung für den Staat verkannt, ja es hätten das 
auch Regierung, Parlament und öffentliche Meinung in Deutsch-
land getan®). Richtig ist freilich jener Ausspruch nur, wenn 
man au die neueste Demokratie denkt und auch nur innerhalb 
gewisser Begrenzungen. 

Aber nicht nur die Demokratie als Gesamterscheiuung, 
auch e i n z e l n e i h r e r G r u n d g e d a n k e n u n d F o r d e -
r u n g e n hnbeu auf die Entwicklung des Gemeindeverfassungs-
rechts Einfluß ausgeübt. Gehört es zu den demokratischen 

') Hier greift das deutsche Schicksalsproblem: Unitarismos oder 
Föderalismus ein. Vgl. die Berichte von A n s c h ü t z und B i l f i n g e r Uber 
den deutschen Föderalismus in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 
(Heft 1 der Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechts-
lehrer S. 11—62) und die in gleicher Zeit erschienenen, von einander ganz 
unabhängigen Darlegungen von T r i e p e l , Der Föderalismus und die Revi-
sion der Weimarer Reichsrerfassung, Zeitschrift für Politik 1924 Bd. 14 
S. 193—230 und S t i e r - S o m l o , Wege der Erneuerung der Weimarer 
Reichsverfaesung, Zeitschrift für die gesamte StaatswisseDschaft 78. Jahrg., 
1924, Heft 3/4 8. 496—585; ferner Wilhelm M o m m s e n , Unitarismus und 
Föderalismus in Deutschland, Zeitschrift für Politik 1925 Bd. 14 S. 412—424, 
neuerdings Friedrich F i c k , Reichseinheit oder Föderalismus, 1925, Süd-
deutsche Verlageaktiengesellschaft, Nürnberg (anscheinend nicht im Buch-
handel) 32 Seiten. 

') Bürgermeister Dr. Külz, Dresden in den Verhandlungen des 
sechsten Städtetages vom 25. und 26. September 1924 in Hannover 
(Berlin 1924, S. 11). 
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Dogmen, daß die W a h l z e i t der vom Volk berufenen Abge-
ordneten und sonstigen Vertreter möglichst kurz sein müsse, 
am den Willen des Volkes, d. h. der Wähler zur Geltang bringen 
za können; ist aas demselben Grande jedenfalls der lebensläng-
liche Beamte überhaupt der demokratischen Grandeinsteilang 
zuwider, so war die k u r z f r i s t i g e Wiederwahl ron Magistraten 
aad Stadtverordneten a l s T e n d e n z gegeben. Zwangsläufig 
mußte auch das im Reich and in den Ländern eingeführte, 
immer radikaler gestaltete demokratische W a h l r e c h t für die 
Gemeide Geltung gewinnen. 

Mit der Idee der V o l k s s o u v e r ä n i t ä t hingen wieder 
z w e i Erscheinungen zusammen. Liegt die Staatsgewalt beim 
Volk in seiner Gesamtheit, sei es im Reich, sei es im Land, so 
scheint es danach ausreichend, den Volkswillen durch diese, 
Reich and Land, d. h. ihre Organe zu bilden. Der Wille des 
G e m e i n d e volks wäre darin schon enthalten, weil die Ange-
hörigen der örtlichen Körperschaft auch an jener staatlichen 
Volkssouveränität teilnehmen. Die politische Ideologie fuhrt 
also hier beinahe unwidersprechlich zur Einschränkung, wenn 
nicht Ausschaltung des Willens der lokaleu Körperschaften und 
örtlichen Gewalten in wichtigsten Angelegenheiten. Daß sich 
dies in der Praxis nicht so schroff auswirkt, liegt daran, daß 
die Bedeutung des geschichtlich Gewordenen and eine hier 
durchaas gesunde Beharrungetendenz in kommunalen Dingen 
als Hemmnisse auftraten. 

Die z w e i t e Erscheinung aber liegt in dem neuen deut-
schen P a r l a m e n t a r i s m u s , der jenen Volkswillen der Idee 
nach am schärfsten repräsentiert. Da wir in Deutschland die 
sogenannte gewaltenverbindende Demokratie haben, ist der 
Parlamentarismus an sich, — auf Grund der Reichs- und Landes-
verfassengen zu einem Ρ a r 1 a m e η t s a b s o 1 u t i s m u s geneigt, — 
durchaus in der Lage nnd willens, die von ihm abhängigen 
and ihm gefügigen ¡Staatsministerien im Siune seiner Anschau-
ungen und Bestrebungen zu beeinflussen. Ich darf hier alle 
jene bedenklichen Folgeerscheinungen, die bei uns zur Zeit 
aus der Verbindung von Exekutive und Legislative entstanden 
sind, als bekannt voraussetzen1). Wie der Parlamentarismus 
zentralistisch wirkt und die Volksinteressen, einschließlich der 
in den Gemeinden geltend zu machenden, durch seine Tätig-
keit im wesentlichen ausreichend gewahrt findet, so ist die 
heute herrschende K e g i e r u n g s b ü r o k r a t i e erst recht einer 
Zentralisierung zugeneigt. Wenn auch gewiß Zentralisation and 

') Vgl. St ier -Somlo , Die Lehre von der Gewaltenteilang nnd die 
neaen deutschen Verfassungen, Zeitschrift für die gesamte Staats Wissen-
schaft Bd. 77 S. 1—51. 

T a n a ? der Staaterfohtulttir ·! · 1 1 " 
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Selbstverwaltung nicht dasselbe sind, so kommt es doch bei der 
Stärkung der ministeriellen Machtambitionen praktisch im wesent-
lichen auf eine Beschränkung der Selbstverwaltung heraus. 
Beide, Parlament und Exekutive ergänzen und verstärken sich 
gegenseitig, nicht ohne sich nach außen hin durch unschädliche 
platonische Versicherungen zar Selbstverwaltung zu bekennen. 
Andererseits steht der Parlamentarismus mit der Idee der Volke-
souveränität in einer an dieser Stelle keiner Erläuterung bedürftigen 
Verbindung. Die die kommunalen Instanzen am liebsten ganz 
ausschaltende Tendenz, die sich an die Idee von der Souveränität 
des g e s a m t e n Volkes anknüpft, der Parlamentarismus und die 
Exekutive in höchster und mittlerer Instanz stellen die der Selbst-
verwaltung nicht gerade günstigen Faktoren dar. Von besonderem 
Interesse scheint es mir zu sein, daß hinsichtlich der Wirkungen 
des Parlamentarismus auch außerhalb Deutschlands ähnliche 
Erscheinungen schon früher richtig beobachtet worden sind. 
F l e i s c h m a n n hat in seinem Artikel „Selbstverwaltung" 
(Handwörterbuch des Staats- und Verwaltungsrechts, Bd.3 S.421 f.) 
festgestellt, daß die parlamentarische Monarchie (England, Italien, 
Rumänien, Griechenland u. a.) den Selbstverwaltungskörper ver-
nachlässige, weil sie überhaupt kein Bollwerk gegen die Büro-
kratie brauche, die sie selbst vermöge der parlamentarischen 
Regierung lenke, während die meisten Demokratien der Gegen-
wart (damals, 1914!) nur eine sehr beschränkte Selbstverwaltung 
der Kommunalverbände hätten, die vielfach nach französisch-
napoleonischem Muster aufgebaut sei, unter Einengung zugunsten 
der Zentralgewalt Auf die welschen Kantone der Schweiz, vor 
allem aber Frankreich wurde besonders verwiesen. 

IV. 
Geht man nunmehr auf die R e i c h s v e r f a s s u n g ein, so trifft 

man zwar im Art. 127 auf den Satz: „Gemeinden und Gemeinde-
verbände haben das Recht der Selbstverwaltung innerhalb der 
Schranken der Gesetze." Aber die Wertlosigkeit dieser Gesetzes-
bestimmung für konkrete subjektive Rechte der Gemeinden ist 
heute allgemein anerkannt; denn Reich und Staat sind jederzeit 
in der Lage, jeoe vorbehaltenen Schranken zu ziehen, so daß von 
Selbstverwaltung in Wirklichkeit kaum etwas übrig zu bleiben 
braucht. Man mag (mit G i e s e ) von dezentralisierter Staats-
verwaltung, d. h. von der Wahrnehmung öffentlicher Funktionen 
durch die dem Staate eingegliederten kommunalen Selbstver-
waltungskörper sprechen, also in Art. 127 die Anerkennnng der 
Selbstverwaltung im juristischen Sinne finden. Oder mag man in 
Art. 127 RVerf. nur die Aufstellung eines rein formalen Grund-
satzes sehn, daß die gemeindliche Selbstverwaltang nar durch 
Gesetz, nicht durch Verordnung ohne gesetzliche Grundlage, über-
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hanpt Dicht auf dem rein administrativen Wege geordnet and 
begrenzt werdeD kann. In beiden Fällen ist man darüber einig, 
daß dieser Artikel „der Gesetzgebung in der gegenständlichen Be-
grenzung der Selbstverwaltung wie in der Gestaltung des diese 
Selbstverwaltung beschränkenden Staatsaufsichtsrechts völlig freie 
Hand läßt und den Gemeinden und Gemeindeverbänden tatsäch-
lich n i c h t s gewährleistet, weder das bestehende Gemeinderecht 
abändert, noch der Gesetzgebung irgend etwas vorschreibt" 
( A n s c h ü t z ) . Wird anch nach der preußischen Verfassung 
Art. 70 den politischen Gemeinden und Gemeindeverbänden das 
Recht der Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten gewährleistet 
und hierbei nur die „gesetzlich geordnete Aufsicht des Staates" 
hervorgehoben, so zweifelt doch niemand daran, daß es sich hier 
der Sache nach lediglich um eine Wiederholung des Art. 127 KV. 
handelt. Man darf hinzufügen, daß dieser Satz filr alle anderen 
Landesverfassungen, die einen Ausspruch über die Selbstver-
waltung der Gemeinden enthalten, ebenfalls zutrifft. 

Ist dies aber der Kall, so sehe ich in der gegenwärtigen 
verfassungsrechtlichen Ausprägung der Selbstverwaltung die Ab-
l e h n u n g des pouvo i r mun ic ipa l . Gleichviel, ob mau Georg 
J e l l i n e k beipflichtet, daß der Gedanke des selbständigen Wir-
kungskreises der Gemeinden zu den Ideen von 1789 gehöre, 
oder ob man anderen Schriftstellern folgt (P reuß , v. Gehe), daß 
diese Idee zum mindesten schon in den deutschen Städten zu 
ihrer Blutezeit vorhanden gewesen ist — der Gedanke des selb-
ständigen Wirkungskreises der Gemeinden ist jedenfalls seit 
dem 18. Jahrhuudert lediglich die Anwendung der naturrecht-
lichen Vorstellung, daß auch die Gemeinde, wie die Einzel-
person, einen Bestand eigener und unantastbarer Rechte, ein 
Grundrecht hat, die der Staat nicht schafft, sondern nur an-
erkennt, die der Gemeinde angeboren sind1). 

Aber selbst die französische Gesetzgebung hat ein Grund-
recht, das die Gemeinde in derselben Weise, wie die Einzelnen 
ihre Grundrechte, hätte in Anspruch nehmen können, nicht aner-
kannt, eine öffentlichrechtliche Gemeindegewalt nicht geschaffen. 
Es war klar geworden, daß damit die Umwandlung Frankreichs aus 
einem Einheitsstaate in einen Staat auf föderalistisch-demokratischer 
Grundlage vollzogen worden wäre; davon wollte man begreif-
licherweise absehen. Die Gemeinde wird also nicht Subjekt 
de9 öffentlichen Rechts; sie ist vom rechtlichen Standpunkt 
aus Verpflichtete der Funktionen, staatlicher Verwaltungsbezirk, 

') J e l l i n e k , Allgemeine Staatslehre S. 277ff.; H a t s c h e k , Die 
Selbstverwaltungsidee in politischer uud juristischer Bedeutung S. 70; 
v. Gehe , Selbstverwaltnng und staatliches Anfeicht'sreeht nach der säch-
sischen Gemeindeordnuog v. 1. August 1923 in Fischers Zeitschr. Bd. r>7 
(1925) s. i m . 

t»· 
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der zur Lösung von Staateaufgabeu herangezogen wird1). Ich 
brauche hier nicht za verfolgen, wie die französische Gesetz-
gèbnng die Departemente uüd Distrikte durch Gesetz vom 
28. Pluviôse VIII (2. Februar 1800) zu bloßen staatlichen Ver-
waltungsbezirken, die Gemeinden zu juristischen Personen des 
Privatrechte herabgedrückt hat; es ist nicht näher einzugeheu 
darauf, daß deren Vertretungen nur beratende Stimmen haben 
sollten, und daß erst durch die Gesetze vom 10. August 1871 
Uber das Departement und vom 5. April 1884 Uber die Gemeinde 
dieser Weg der Staatseingliederung der Gemeinden etwas ver-
lassen wird2). Es bedarf nur der Feststellung, daß, so wenig 
die französische Gesetzgebung den pouvoir municipal verwirk-
licht hat, so wenig haben auch die deutschen Verfassungs-
urkunden des 19. Jahrhunderts, etwa die preußische vom 
31. Jannar 1850,· durch Anerkennung eines Hechte auf Selbst-
verwaltung, das Grundrecht des pouvoir municipal aufgenommen ; 
s o w e n i g h a b e n a u c h d i e h e u t e g e l t e n d e l l e i c h s -
v e r f a s s u n g u n d d i e L a n d e s v e r f a s s u n g e n j e n e r 
I d e e A u s d r u c k g e g e b e n . 

Das scheint mir aber von denkbar größter Tragweite zu 
sein. Bei der Beurteilung der heutigen Klagen der Ge-
meinden Uber die rückläufige Bewegung in der Freiheit der 
Selbstverwaltung in Form von Gesetzen und Verwaltungsmaß-
nahmen muß immer die Wahrheit, mit einer vielleicht für manche 
schmerzhaften Objektivität, die Oberhand haben: Nach dein 
deutschen Kechte des 19. und 20. Jahrhunderts einschließlich 
der Verfassungsrechtsgesetze haben Gemeiuden und Genieinde-
verbände nur i n s o w e i t e inen e i g e n e n aus ihrem Wesenzweck 
sich ergebenden W i r k u n g s k r e i s , als es die jeweilig geltende 
Staatsgesetzgebung bestimmt. Kechte, die in den Sternen hangen, 
unveräußerlich, stehen den Gemeinden n i c h t zu. Auch die 
Städteordnung des Freiherrn v. Stein vom 19. November 180b 
verfolgt nur den Zweck, „den Städten eine selbständigere und 
bessere Verfassung zu geben, in der Bürgergemeinde einen 
festeren Vereinigungspunkt gesetzmäßig zu bilden, ihuen eine 
tätige Einwirkung auf die Verwaltung des Gemeinwesens bei-
zulegen und durch diese Teilnahme den Geineinsinn zu erregen 
und zu erhalten". Es war, wie ich iu diesem Kreiee nicht 
näher auszuführen brauche, die „selbständigere" Stellung der 
Gemeinden als geschichtlich notwendiger Gegensatz gedacht 
gegenüber der seit Friedrich Wilhelm I. immer mehr herab-

') George B e a u Ii eu in L'administration locale en France et en 
Angleterre S. 86, 87 UDd ν. G e h e a. a. 0. S. 14. 

*) G1 u t h , Die Lehre von der Selbstverwaltung im Lichte formaler 
Begriffsbestimmung, 1887 S. 6; Β1 o d i g , Die Selbtverwaltnng als Recht*· 
begriff, 1894 S. 82; hiergegen teilweise v. G e h e, a. a. O. S. 15. 
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gesetzten Freiheit der Gemeinden, nicht aber als Uebertragung 
eines pouvoir municipal. Von einer zusammenhängenden rechts-
geschichtlichen Entwicklang im Sinne einer jahrhundertelangen, 
fortwirkenden, eigenwurzelhaften Selbstrerwaltang kann ftlr 
Preußen and das Übrige Deutschland infolge dieser soeben an-
gedeuteten staatspolitischen Ereignisse nicht gesprochen werden; 
die Schaffung des modernen deutschen Staates seit dem Großen 
Kurfürsten mit seiner grundsätzlichen Inanspruchnahme aller 
Hoheitsrechte lediglich filr den Staat widerspricht aech dem 
Versuch, ein Grundrecht o r i g i n ä r e r Selbstverwaltung rechts-
geschicbtlich zu begründen. 

Die hier entwickelte Auffassang steht aber auch im 
Gegensatz zu der anderer, die (wie Schoen, Loening, Bornhak) 
den Gemeinden nicht nur ein selbständiges Daseinsrecht ver-
sagen und ihre gesainte Tätigkeit lediglich auf die Staats· 
Übertragung zurückführen, sondern auch eigene Aufgaben der 
Kommunalrerbände leugnen. Ich vertrete hier die Meinung, 
1. daß die Selbstverwaltung der Gemeinden auch in Deutsch-
land formal als Gegenstück der bürokratischen Zentralisation 
gewertet und durchgeführt wurde, 2. daß sowohl die an und 
für sich unrichtige Idee einer nur w i r t s c h a f t l i c h e n 
Selbstverwaltung der Gemeinden gegenüber der o b r i g k e i t -
l i c h e n Staatsverwaltung als auch die Genossenschaftsidee 
im Sinne der Heranziehung von ehrenamtlichen Vertretern des 
Gemeindevolkes die Kechtsentwicklung entscheidend beeinflußt 
haben. Die Geltung dieser rechtspolitischen Elemente verband 
sich mit der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer 
D e z e n t r a l i s a t i o n für den l o k a l e n Lebenskreis. So 
wurde ein System geschaffen, in dem sich Raum fand fUr ein 
selbständiges Dasein der Gemeinden, mit e i g e n e n Rechten, 
also auch mit einem e i.g e η e η rechtlich umhegten Lebens· 
kreise insoweit und solange, als die Staatsgesetzgebung sie 
ihnen zugestand. Der gewährte kommunale Lebensraum wird 
schnell voll ansgefüllt und erweckt bei den Gemeinden und 
oft in der Theorie die Vorstellung eines von Alters her be-
standenen Zustandes. Die Bedingtheit und Abhängigkeit der 
kommanalen Gewalten von der Staatsgewalt tritt Jahrzehnte 
lang nicht voll ins Bewußtsein; besonders war dies bei der 
glänzenden Entwicklung des kommunalen Wesens in der Zeit 
kurz vor dem Weltkriege der Fall. 

Indem sich nun aus den deutschen neaen Verfassungen 
mit aller Klarheit entnehmen läßt, daß sie den pouvoir municipal 
ablehnen, heben sie die Rechtslage der kommunalen Selbst-
verwaltung wieder deutlich hervor, die sich- dahin kennzeichnen 
läßt, daß die Gemeinden nur mit abgeleiteter, nicht mit ur-
sprünglicher hoheitlicher Gewalt ausgestattet sind and hinsichtlich 
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Maß and Bedeutung ihrer Wirksamkeit von der Gesetzgebung 
des Staates abhängen. 

Dazu kommt nun die u n i t a r i s c h e Tendenz der RVerf. 
im allgemeinen und in ihren besonderen Erscheinungsformen. 
Zunächst gehe ich kurz auf die Ausdehnung der Gesetzgebungs-
zuständigkeit des Reiches ein, die zu einer mindestens mittel-
baren Beschränkung der kommunalen Tätigkeit fuhren mußte. 

Wichtig ist, daß das Reich sich im Art. 10 KV. vorbehalten 
hat, im Wege der Gesetzgebung Grundsätze aufzustellen auch 
über das Recht der B e a m t e n aller Körperschaften, demnach 
auch der Gemeinden und Genieindeverbände; daß es im Art. 128 
die Regelung der Grundlagen des Beamtenverhältnisses durch 
Reichsgesetz vorgesehen hat. Da nun aber eiue entsprechende Ge-
setzgebung noch aussteht und sicherlich auf große Schwierigkeiten 
stoßend, noch lauge ausstehen wird, kommt eine unerfreuliche 
Kechteunsicherheit auch in das geltende kommunale B e a m t e n -
r e c h t . Diese wird sehr wesentlich erhöht durch das Besoldungs-
sperrgesetz vom 21. Dezember 1920. Der Grundgedanke war 
an sich verständlich: die Reichsbesoldungsordnung sollte in vielen 
und wesentlichen Punkten den Landesbesnlduugsordnungen an-
geglichen werden. Umgekehrt sollten dann aber die Besoldungs-
ordnungen der Länder, Genieinden und sonstigen öffentlichen 
Körperschaften durch gesetzlichen Zwang auf den Stand der 
neu gefaßten Reichsbesoldungsordnung gebracht werden '). Tat-
sächlich richtete sich aber die Regelung gegen die Selbständig-
keit des kommunalen .Beamtenwesens. Man hat zutreffeud 
darauf hingewiesen, daß das Reich vielleicht früher, als es den 
Gemeinden Zuschüsse zur Beamtenbesoldung gab, ein gewisses 
Recht zu jeuem Gesetze besitzen mochte, daß aber nach Weg-
fall jener Zuschüsse die Aufrechterhaltung dieses Gesetzes als 
ein „sinnwidriger, auf ein außerordentlich lebenswichtiges Gebiet 
der deutseben Städte absolut lähmend wirkender Eingriff in die 
Selbstverwaltung" anzusehn ist. 

Ebenso wie das Beauiteurecht, so ist auch das S c h u l r e c h t 
durch die Reichsverfassung zum Gegenstand einer Gesetzgebung, 
hauptsächlich aber eines Versprechens auf weitere Regelung 
geworden. Artikel 146 verlangt ein Reichsschulgesetz, dessen 
Zustandekommen jedoch bei der Zusammensetzung des Reichs-
tages wenig aussichtsreich erscheint. Hierdurch wieder ist auf dem 
Gebiete des Schulwesens die praktische Arbeit der Länder 
wesentlich gehemmt, die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen 
Ländern und Städten ins Unsichere gestellt und praktisch die 
Selbstverwaltung begrenzt. Ich muß es mir versagen, im ein-
zelnen auf die Klagen der kommunalen Praktiker einzugehen, 

') Vgl. e twaKühnemann-Sölch , Besoldungeeperrgesetz, 1921 S. X. 
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die sich nicht nur auf das Volksschal-, sondern auch auf das 
höhere Schalwesen beziehen, das sich das Reich im Art. 10 KV. 
ebenfalls za regeln vorbehalten hat. Arbeitsschale einerseits, 
scharfe Typisierung der Schulformen andererseits, d. h. Auf-
teilung der Bildungsguter auf die einzelnen Schularten ist na» 
das sichtbare unerfreuliche Bild der Praxis1). 

Nicht zuletzt hat die Reichsverfassung durch die Inanspruch-
nahme der S t e u e r n (Art. 8, 11, 23, 84 UV.) und durch die nach-
folgende Reichsfinauz- und Steuergesetzgebung nicht allein in die 
Fiuanz Wirtschaft der Länder, sondern auch in die der Gemein-
den auf das schärfste eingegrift'en und diese in einem nicht 
vorauszusehenden Maße der Möglichkeit beraubt, auf dem Ge-
biete der Sozialpolitik, der Kulturpflege, ja vielfach auch auf 
dem der notwendigsten wirtschaftlichen Angelegenheiten das 
Erforderliche vorzukehren und durchzusetzen. Die früher lange 
Zeit unabhängige und selbständige Stellung der Gemeinden ist 
hierdurch auf das äußerste beeugt. Es kann hier nicht meine 
Aufgabe sein, an der Haud des Gesetzes Uber den Finanzaus-
gleich in seiner heutigen Fassung und die preußischen Aus-
fUhrungsbestimmungen den immerhin doch ziemlich starken 
Wandel zugunsten der Gemeinden seit 1920 aufzuzeigen. Gleich-
viel ob die sich an die selbständige Steuerhoheit des Reiches 
anknüpfenden Klagen der kommunalen Interessenten in vollem 
Umfang oder auch nur teilweise berechtigt sind, so ist jeden-
falls unbestreitbar, daß das Reich zum ersten Male durch die 
RVerf. und die nachfolgende Gesetzgebung eine unitarische 
Tendenz verwirklicht hat, die nicht nur die Länder, sondern 
auch die Gemeinden in eine Art von Botmäßigkeit brachte, die 
notwendig zur Verschärfung und Vervielfältigung des Anfsichts-
rechts führen mußte. 

Die Bedeutung des Art. 17 RVerf. darf ich hier nur streifen, 
da die Gemeindewahlen, für die die Grundsätze zar Volks-
vertretung gelten, uns noch beschäftigen werden. Dem Landes-
recht blieb nicht nur vorbehalten, die Wahlberechtigung von 
der Dauer des Aufenthalts in der Gemeinde bis zu einem Jahr 
abhängig zu machen, sondern auch das Wahlrecht zum Gemeiude-
v o r s t a n d neu zu regeln, da sich die RVerf. nur auf das aktive 
Wühlrecht zur G e m e i n d e v e r t r e t u n g bezog. Wie die Länder 
hier vorgegangen sind, ist ja bekannt. 

Das sogenannte gemeinsame IndigeDat, Art. 110 Abs. 2 RVerf., 
ist nicht zu vergessen. Jeder Deutsche hat in jedem Lande 
des Reiches die gleichen Rechte und Pflichten wie die Ange-
hörigen des Landes selbst. Das Wahlrecht, Stimm- und Aemter-

') Hierzu und zum Folgenden vgl. die oben S. 128 Anin. 2 erw&linten 
Verhandlongen dea sechsten Städtetages 1924. 
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bekleidungerecht steht aach landesfremden Deutschen za. In-
soweit das Bürgerrecht in der Gemeinde nicht mehr von der 
Landesangehörigkeit abhängig gemacht ist, sondern Reichsan-
gehörigkeit genügt, ergibt sich aach das kommunale Wahlrecht 
des landesfremden Deatschen. Die Bedeutung der Landes-
angehörigkeit ist Übrigens auch hierdurch wesentlich herab· 
(resetzt und verstärkt die mehrfach hervorgehobene unitarische 
Tendenz. 

Die Beziehung zum R e i c h s r a t kann nicht Übergangen werden. 
Indem die Hälfte der preußischen Stimmen nach Maßgabe de» 
Landesgesetzes vom 3. Juni 1921 (GS. S. 79) von den Provinzial-
verwaltungen gestellt wird, sind zwar zunächst nur diese, nicht 
die Gemeinden in Frage. Aber der Wahlkörper für die Pro-
vinzialbevollmiichtigten zum Reichsrat ist für die Stadt Berlin 
der Magistrat and wählbar sind im übrigen, soweit die Provinzial-
tiusschüese Wahlkörper sind, alle reichsdeutschen Männer und 
Frauen, die das 25. Lebensjahr vollendet und ihren Wohnsitz, 
ein Jahr lang im Bezirke des Wahlkörpers haben. Diese 
Provinzialbevoilmächtigten sind aber praktisch häufig entweder 
Stadtverordnete oder Mitglieder des Gemeindevorstandes; inso-
fern würden diese auf dem Wege über den Reichsrat einen Ein-
fiuß auf Reichsangelegenheiten ausüben, der durchaus prinzip-
widrig und zu beseitigen ist. Zu erklären ist diese Regelung 
nur durch die bisher unzulänglichen Versuche der Lösung der 
preußisch-deutschen Frage. Sie ist hier ebensowenig, zu 
erörtern wie das Problem der Provinzialautonomie, deren schäd-
liche Wirkungen für die notwendige Großmachtstellung Preußens 
und damit für das Reich nicht mehr verkannt werden dürften. 

V. 
In entsprechender Weise wie im Reich wirken sich in den 

Ländern, für die republikanische Verfassung, das allgemeine, 
gleiche und unmittelbare Wahlrecht nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl und das parlamentarische System vorgeschrieben 
sind (Art. 17 Abs. 1 RVerf.), diese drei verfassungsrechtlichen Ein-
richtungen aas. Auch hier sind die Volkssouveränität, die Demo-
kratie, die Verbindung zwischen Legislative und Exekutive mit 
denselben Folgerungen zentralistischer Art festzustellen. Die Ab-
lehnung der Anerkennung des pouvoir municipal in den Landes-
verfassungen entspricht durchaus derjenigen in der Reichsver-
fassang; die finanzielle Abhängigkeit der Länder vom Reich hat 
unmittelbare und mittelbare Folgen für die Gemeinden. So er-
geben sioh dieselben Einsichten in die Eigenart der treibenden 
Kräfte und in die Z w a n g s l ä u f i g k e i t d e r B e s c h r ä n -
k u n g de r S e l b s t v e r w a l t u n g , wie wir sie schon bei der 
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Reichsgesetzgebung and den fttr sie maßgebenden geschichtlich· 
politischen Strömungen beobachten konnten. 

Bei näherem Eingehen an! das Gemeindeverfassungsrecht 
der L ä n d e r seit der Staatsumwälzung schalte ich hier eine 
Anzahl von preußischen Gesetzen aus, die sich als Folgen des 
Friedensvertrags darstellen. Sie sind an und für sich für die 
betroffenen Gebiete: Oberschlesien, Saarbecken, die Ostmark 
wichtig genug, können aber hier außer Betracht bleiben, weil 
sie die große Linie der Betrachtungen nicht unterbrechen sollen1). 

In P r e u ß e n setzt die Entwicklung schon mit dem Auf-
ruf der preußischen Regierung an das Volk vom 13. Novem-
ber 1918 (GS. S. 187) ein. Dort wird unter anderem ver-
sprochen : Beseitigung der Gutsbezirke ; völlig gleiches Wahl-
recht beider Geschlechter für alle Gemeindevertretungen in 
Stadt and Land; entsprechende Umgestaltung der Rreis-
und Provinzialverwaltungskörper. Die folgenden gesetzgebe-
rischen Eingriffe beziehen sich auf das Burger· und Gemeinde -
recht der Frauen und ihre Bestellung zu Mitgliedern ge-
mischter Verwaltungsdeputationen2) vor allem auf das Wahl-
recht 8). Es ergoß sich im Lande Preußen ein Strom von Ge-
setzen und Verordnungen Uber diesen Gegenstand, der mit 
der Verordnung über die anderweite Regelung des Gemeinde· 
Wahlrechts vom 24. und 31. Januar 1919 (GS. S. 13, 15) be-
gann und mit dem Gemein de Wahlgesetz in der Fassung voin 
12. Februar 1924 mit Ergänzungs- bezw. Abänderungsgesetzen 
v. 14. Juni und 24. Juli 1924 vorläufig endete4). Alle erlassenen 

') Vgl. Gesetze betr. die vorläufige Regelung der kommunalen Verhält-
nisse der Kreise Merzig und St. Wendel v. 20. Juni 192Ü (GS. S. 156); 
Uber die Neuordnung der kommunalen Verfassung und Verwaltung der 
Ostmark v. 21. Juli 1922 (GS. S. 151) ; betr. die Regelung der Selbständig-
keitsrechte der Provinz Oberschlesien v. 25. Juli 1922 (GS. S. 205); Uber 
eine vorläufige Regelung der Verwaltung in den zum oberschlesischen 
Abstimmungsgebiete gehörigen Kommunalverbänden v. 27. Juli 1922 
(GS. S. 198). 

*) G. über das Bürger- und Gemeinderecht der Frauen und die weiter» 
Durchführung der Gemeindewahlen vom 15. Juli 1919 (GS. S. 113) und 
Anordnung der preußischen Regierung betr. die Bestellung weiblicher 
Personen zu Mitgliedern gemischter städtischer Verwaltungsdeputationen 
vom 23. Juli 1918 (GS. S. 183). 

') Zunächst wurde bestimmt, daß die Ergänzungs- und Ersatzwahlen 
zu den Gemeindevertretungen, Stadtverordnetenversammlungen, Kreistagen, 
Provinziallandtagen und Vertretungen der Zweckverbände bis zur bevor-
stehenden Regelung des kommunalen Wahlrechts nicht stattfinden; die 
Wahlzeit für diejenigen Vertreter, für die eine Ergänzungewahl nötig 
gewesen wäre, wurde bis zu der nach der neuen gesetzlichen Regelung 
erfolgten Wahl vereinbart; s. Anordnung der preußischen Regierung betr. 
Ergänzungs- und Ersatzwahlen zu den Gemeindevertretungen usw. vom 
18. November 1918 (GS. S. 181). 

*) Zwischen diesen im Text bezeichneten Gesetzen liegen zeitlich 
die folgenden: G. über die Wahl zu den Magistraten im Gebiete der 
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Gesetze lassen die Städte· and Gemeindeordnungen soweit in 
Kruft, als ihr Inhalt dem neuen Rechte nicht entgegensteht '). 
Die Anpassung des Gemeindewahlrechts an das radikale Wahl-
recht »um Reichstag und dem Landtage ist restlos durchgeführt 
und damit auch jene viel beklagte P o l i t i s i e r u n g d e s 
k o m m u n a l e n Wesens eingeführt worden. Nicht uur die 
Stadtverordneten jedoch, sondern auch die unbesoldeten M a g i -
s t r a t s initglieder sind nach den Grundsätzen der Verhältnis-
wahl neu gewählt und beide nach parteipolitischen Gesichts-
punkten, nicht aber mit Rücksicht auf die unter der alten 
Staatsform so hoch gehaltenen Sachkenntnis in ihre Aemter 
gekommen. Diese /um Teil beklagenswerte Entwicklung des 
kommunalen Gemeindeverfassungsrechts wird durch Aufzeigung 
der wichtigsten Neuerungen deutlicher gemacht. 

1. Das Geineindewahlgesetz kennt wieder ein B ü r g e r r e c h t 
(im Gegensatz zu den Verordnungen vom 24. u. 31. Januar 1919). 
Die wahlberechtigten Personen sind in eine B U r g e r l i s t e ein-
zutragen. Damit sind die bisherigen Voraussetzungen des Bürger-
rechts -) beseitigt: preußische Staatsangehörigkeit nach der öst-
lichen, westfälischen, rheinischen Städteordnung und dem Frank-
furter Gemeindeverfassiingsgesetz, auch fllr das Gebiet der han-
noverschen Stäilteorilnung, obwohl dort die Staatsangehörigkeit 
nicht ausdrücklich als Bedingung gesetzt ist; männliches Ge-
schlecht (schon wegen Art. 109 RVerf.; s. auch oben S. 137 Anm. 2); 
wirtschaftliche Selbständigkeit (eigener Hausstand) ; Nicbtempfang 
von Arnienunterstilt/.ung aus öffentlichen Mitteln; Zahlung der 
Gemeindeabgaben; Besitz eines Wohnhauses im Gemeindebezirk; 
natürlich blieb das Erfordernis der Einwohnereigenschaft und 
das des Besitzes der bürgerlichen Ehrenrechte. Die in die 
BUrgerliste Eingetragenen (§§ 2, 3 des Gemeindewahlgesetzes) 

sebleswig-holsteinschen Städteverordnung v. 10. April 1919 (GS. S. 83); 
G· betr. die vorläufige Regelung verschiedener Punkte des Gemeinde-
Yerfassungsrechrs vom 18 Juli 1919 (GS. S. 118): G. vorn 6. August 
1920 zur Ergänzung des Art. 178 RV. (RGBl. S. 1566), dazu preußisches 
Landt-sgesetz betr das Getueindewahlrecbt in Helgoland vum 11. Dezember 
19ü0 (G8. S. 5-41 ) ; G. zur Aenderung der Verordnung vom 24. Januar 
1919, vom 23. Oktober 1922 (GS. S. 310,; G. über die vorläufige Regelung 
der Gemeindewahlen vom 9. April 1923 (GS. S. 83) mit Aenderungs-
gesetzen vom 5 Januar 1924 (GS. S. 20); zum Wahlgesetz vom 12. Februnr 
1924 (GS. S. 97) hat der Minister des Innern gemäß § δ eine W a h l -
o r d n u n g für die Wahlen der Gemeindevertretung usw. erlassen (MB1. 
d. i. V. S. 153—172). Vgl. Neufassung des GemeimWahlgesetzee durch Bek. 
vom 12. Februar 1924 (GS. S. 99). Eine Erläuterung des Abänderungs-
gesetzee vorn 24. Juli 1924 (GS. S. 591) hat der Minister des Innern in 
der Verfügung v. 19. Juli 1924 (MB1. d i. V. S. 781 ff) gegeben. 

') § 10 der Verordnung v. 24. Januar 1919; § 25 Gesetz v. 18. Juli 1919, 
§ 21 des Gemeindewahlgesetzes. 

•) Vgl. hierüber S t i e r - S o m l o , Städterecht S. 210—238 in seinem 
Handbuch des kommunalen Verfassuugs- 11. Verwaltungsrechts Bd. 1 (1919). 
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haben auch die Pflicht des Burgers, insbesondere zur lieber-
nähme von Ehrenämtern mit den zulässigen AblehnungsgrUnden'), 
mit der Teilnahme an den Gemeindelasten and der Unterordnung 
unter die Ortsobrigkeit; Recht und Pflicht unter dem Schutze der 
Verwaltungsgerichte2). Streitigkeiten Uber das Bürgerrecht werden 
nicht mehr nach dem Zustäudigkeitsgeeetze im Verwaltungs-
streitverfahren entschieden, sondern nach § 9 des Gemeindewahl-
gesetzcs nach einem Rekursverfahren vor der Beschlußbehörde. 
Das neue Bürgerrecht deckt sich mit dem aktiven Reichstags-
wahlrecht, nur daß es erst durch Wohnsitz von 6 Monaten im 
Gemeindewahlbezirk entsteht. Das passive Gemeindewahlrecht 
— erschöpfend in den §§ 2 u. 9 des erwähnten Gesetzes ge-
regelt — hängt von der Vollendung des 25. Lebensjahres ab 
u. zw. für die Wahl zur Gemeindevertretung und zum Magistrat 
(§ H Abs. 2 daselbst), nicht flir die Uebernahme von sonstigen 
Aemtern. Stadtverordnete können jetzt auch Mitglieder des 
Magistrats sein. Nicht mehr verboten ist die gleichzeitige Zu-
gehörigkeit Verwandter oder verschwägerter Personen zu Magi-
strat und Stadtverordnetenversammlung, was die „Familienpolitik" 
stützen kann. 

Für die Zusammensetzung der Stadtverordnetenversamm-
lung ist ferner wesentlich α), daß das Wahlrecht nur für die 
Soldaten ruht. Von der Ausübung des Wahlrechts ist nunmehr 
nur ausgeschlossen, wer entmündigt ist oder unter vorläufiger 
Vormundschaft steht; wer infolge eines rechtskräftigen Urteils 
der bürgerlichen Ehrenrechte ermangelt; b) Forensen und juri-
stische Personen haben kein Wahlrecht, womit der Einfluß 
großer wirtschaftlicher Unternehmungen und Besitzender aus-
geschlossen werden sollte, c) Das Hausbesitzerprivileg ist be-
seitigt, d. h. ein bestimmter Prozentsatz der Gemeindevertretung 
muß nicht mehr aus Grundstückseigentümern, Nießbrauchern usw. 
bestehen, d) Von besonderer Bedeutung ist, daß (schon nach der 
Verordnung v. 24. Januar 1919 § 4) uicht mehr von der Wahl zur 
Gemeindevertretung bestimmte ßeamtengruppen ausgeschlossen 
sind; soweit es Beamte derjenigen Behörden sind, durch die die 
Aufsicht des Staates Uber die Stadt geführt wird, ist diese Neu-
regelung vollkommen sinnwidrig, weil es dem elementarsten 
Grundsatze widerspricht, daß der Beaufsichtigende und der Be-
aufsichtigte voneinander verschieden sein müssen, und sodano 
deshalb, weil Staatsverwaltung und Kommunalverwaltung unnütz 
verquickt wird. Nicht ausgeschlossen aber sind ferner die 
Gemeindebeamten, Geistliche, Kirchendiener, Elementarlehrer, 

l) Sto. östl. Ii. weetf. § 74 Abs. 1; rhein. § 79 Abs. 1; schleew.-holst 
§ 9; hese.-nass. § 85 Abs. 1; frankf. § 17; hum. § 81 Abs. 1; hohenioll. 
GeinO. § 36; ZuständigkeitsG. § 10. 

») Stier-Somlo, a. a. 0. 8. 2 4 8 - 378. 
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Richter, Beamte der Staatsanwaltschaft, Polizeibeamte, Magi-
strate· bezw. Gemeindevorstandsniitglieder. Es ist nicht grund-
sätzlich abzulehnen, daß auch Personen dieser Art mit ihrer 
besonderen" Berufserfahrung den Gemeindevertretungen ange-
hören solleu. Man wird aber unmöglich verkennen können, 
daß große Gefahren in d e r Tatsache liegen, daß, wie Loh-
meyer 1 ) ausführt, heute in allen Stadtverordnetenversammlungen 
einen erheblichen Teil die Vertreter die städtische Beamtenschaft 
und die Lehrer darstellen. Es ist wahrhaft keine glückliche 
Lösung, daß vielfach in führenden Stelleu der einzelnen Frak-
tionen der Stadtverordnetenversammlung städtische Beamten 
stehen, die als solche in ihrer ganzen Tätigkeit dem Magistrat 
untergeordnet, als Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung 
aber an der Kontrolle der Erledigung der städtischen Geschäfte 
durch den Magistrat mitbeteiligt sind. 

2. Die Stadtverordnetenversammlung wird nach dem neuen 
Recht nicht mehr wie früher im Laufe von 6 Jahren alljährlich 
durch ein Sechstel ergänzt, - sondern im Gauzen neu gewählt 
uud zwar alle vier Jahre — ein sichtbares Merkmal der Ρ o 1 i t i-
s i e r u n g , obwohl die kommunalen Fragen ihrer Natur nach 
viel mehr, als die staatlichen in der Volksvertretung, rein sach-
licher, überparteilicher Behandlung fähig und bedürftig sind. 
Die Z a h l der Stadtverordneten ist zwar der satzungsmäßigen 
Ordnung überlassen, muß aber inuerhalb 11 und 100 liegen; 
sie ist auch durch eine Beziehung auf die Einwohnerzahl be-
schränkt (§ 4 GemeindewahlG.) Das W a h l v e r f a h r e n zur 
Stadtverordnetenversammlung ist, unter Aufhebung der früheren 
Vorschriften der Städteordnungen neu geregelt2). Listenauf-
stellung, Stimmenabgabe und Verteilung der Mandate auf die 
Stimmen entsprechen — da jetzt, gegen früher, die Wahl all-
gemein, geheim und nach dem Verhältniswahlsystem erfolgt — 
dem Reichswahlgesetz bezw. der Reichsstimmordnung, doch ist 
in den Gemeinden eine f e s t e Zahl von Mandaten zu verteilen. 
Der Magistrat trifft die technischen Vorbereitungen der Wahl, 
seine Sache ist der Abschluß der Liste, die Bestimmung Uber 
Ort und Zeit der Wahl und die Bildung von Stimm bezirken. 
Letztere dürfen in der Regel — mit Ausnahmen in Eingemein-
dungegesetzen — nicht so gebildet werden, daß einzelne Teile 
des Stadtgebiets für sich Stadtverordnete wählen8). Neben dem 
Magistrat sind vorgesehn ein W a h l a u s s c h u ß und, falls mehr 

') Die Entwicklung des deutschen Gemeindeverfassungsrechts seit 
der Revolution, Deutsche Juristenzeitung 1925 S. 407. 

*) Gemeindewahlgesetz §§ δ—8, Gemeindewahlordnung v. 13. Fe-
bruar 1924 (MBI. i. V. S. 153, bestätigt unter dem 4. April 1924, Ab-
änderungen UBI. i. V. S. 200, 230, 244). 

*) Gemeindewahlgesetz § 5. 
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Als ein Stimmbezirk im Gemeindegebiet gebildet wird, die W a h l -
v o r s t ä n d e . Bildet die Gemeinde einen einheitlichen Stimm-
bezirk, so ist der Wahlvoretand zugleich der Wahlausschuß. 
Der Wahl vorstand setzt sich aus dem Wahlvorsteher und vier 
bis sechs Beisitzern zusammen, der Wahlaueschuß aus dem 
Vorsitzenden und zwei bis vier Beisitzern, deren Zahl durch 
Gemeindebeschluß festgesetzt wird. Vorsitzender ist in beiden 
Organen der Bürgermeister oder sein gesetzlicher Vertreter, 
doch wird bei Bildung mehrerer Stimmbezirke der Wahlvor-
steher vom Magistrat ernannt und die Beisitzer von der Stadt-
verordnetenversammlung gewählt. Ein Gemeindebeschluß kann 
anordnen, daß der Wahlvorsteher selbst die Beisitzer bestimmt1). 
Der Wahlausschuß hat nur die Listen entgegenzunehmen, zu 
prüfen und bekanntzumachen; der Wahlvorstand hat nur die 
Stimmen seines Bezirks entgegenzunehmen und zu zählen. Sonst 
ist für Wahlhandlungen der Magistrat zuständig2), der in öffent-
licher Sitzung das Wahlergebnis feststellt, wobei die Tätigkeit 
der Wahl vorstände an der Hand der Protokolle nachzuprüfen 
ist. Die zu verteilenden Sitze sind auf die Wahlvorschläge 
nach der Reihenfolge der Höchstzahlen zu verteilen, die sich 
durch Vollrechnung, Halbteilung, Drittelung, Viertelung usw. der 
auf die Wahlvorschläge entfallenden Stimmenzahlen ergeben. 
Ueber die Zuteilung des letzten Sitzes entscheidet bei gleichen 
Höchstzahlen das Los (Gemeindewahigesetz § 6 Abs. 1 u. 2, Ge-
meindewahlordnung §§ 76 ff.). Gegen die Gültigkeit der Wahl 
kann jeder Wahlberechtigte binnen zwei Wochen nach der Be-
kanntmachung des Wahlergebnisses in ortsüblicher Art durch 
den Magistrat bei dem Gemeindevorstand Einspruch erheben. 
Die neue Gemeindevertretung hat (in der ersten Sitzung) Uber 
die Einsprüche sowie Uber die Gültigkeit der Wahl von Amts-
wegen8) in folgender Weise zu beschließen: Wird die Wahl 
eines oder mehrerer Gewählten wegen Mangels der Wählbarkeit 
für ungültig erachtet, so ist nur die Wahl dieser Personen für 
ungültig zu erklären; wird für festgestellt erachtet, daß bei der 
Vorbereitung der Wahl oder bei der Wahlhandlung Unregel-
mäßigkeiten vorgekommen sind, die auf das Wahlergebnis von 
Einfluß gewesen sein können, so ist die ganze Wahl für un-
gültig zu erklären; wird die Feststellung des Wahlergebnisses 

') Der Bürgermeister kann nicht, wie nach den Städteordnungen, 
z. B. § 24 der östlichen, einen beliebigen, sondern nur seinen gesetzlichen 
Vertreter, also ein Magistratemitglied bestellen. Dasselbe gilt für den 
Vorsitz im Wahlausschuß. Richtig Löwe, Die Aenderang der Stadtver-
fassung seit der Staatsumwftlzung, Preuß. Verw.Bl. Bd. 45 (1924) 8. 315fl. 

*) Die Gemeindewahlordnung kennt eine besondere Wahlkommission, 
wie die schleswig holst. StO. § 42 nicht. Eine solche ortsstatutarisch ein-
zurichten wäre nicht zulässig. Löwe a. a. 0 . 

') Gemeindewahlordnung § 81 und bisher Zust&ndigkeitsgesetz § 10. 
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fílr unrichtig erachtet, so ist die Feststellung aufzuheben und 
eine neue Feststellung des Wahlergebnisses anzuordnen. Gegen 
den vom Magistrat zuzustellenden1) Beschluß der Gemeindever-
tretung steht dem, der den Einspruch erhoben hat, und dem, 
dessen Wahl für ungültig erklärt ist, die Klage im Verwaltungs-
streit ν erfahren zu2). Der Magistrat muß die Gewählten Uber 
die Annahme der Wahl binnen einer Woche befragen. Schweigen 
gilt als Annahmeerklärung*). 

Was die Frage angeht, wann die Stadtverordnetenversamm-
lung als Gemeindevertretung tätig werden kann, so blieben die 
Stadtverordneten nach bisherigem Recht bis zur Einführung der 
neugewählten Stadtverordneten in Tätigkeit. Von mancher Seite4) 
wird die Fortgeltang dieser Kegelang angenommen, ohne zu ver-
kennen, daß eine völlige Erneuerung durch die Wahl eintritt, 
die neue Stadtverordnetenversammlung selbst die Prüfung ihrer 
Wahl vornimmt und sie nach Feststellung ihrer Wahl ohne weiteres 
in Tätigkeit tritt, es auch einer förmlichen Einführung nicht be-
darf, da sie erst nach Prüfung .der Wahl denkbar ist. Ich kann 
aber der Meinung nicht zustimmen, daß die neue Stadtverordneten-
versammlung d e s h a l b noch n i c h t bestehe, weil sie Uber die Wahl 
entscheidet. Sie entscheidet j a gerade a l s Gemeindevertretung, 
ist also rechtlich schon vorhanden. Das Ergebnis jener Auf-
fassung ist demnach, daß erst nach Gültigkeitserklärung der 
Wahl, unbeschadet eines Verwaltungsstreitverfahrens, die neue 
Stadtverordnetenversammlung als Gemeindevertretung wirken 
kann and daß ein£ Einführung der Stadtverordneten erfolgen 
müsse. Dem widerspricht das Gemeindewahlgesetz § 6 Abs. 2, 
daß die n e n e G e m e i n d e v e r t r e t u n g das Wahlprüfungs- und 
das entsprechende Beschlußrecht hat. Der Fall, daß die Stadt-
verordnetenversammlung ihre eigene Wahl — vollständig — für 
ungültig erachtet, ist so unwahrscheinlich, daß die theoretische 
Möglichkeit eines solchen Ereignisses nicht gegen meine Ansicht 
spricht. Würde jener Fall eintreten, so läge er nicht anders, 

*) Gemeindewahlorduung § 82. Die Frist läuft vom Tage nach dem 
Besch] uß der Stadtverordneten. 

*) Gemeindewahlgesetz § β Abs. 4—8, wo weitere Einzelheiten ge-
regelt sind. Der Ansicht von L ö w e . a. a. O. S. 317, daß das Klagerecht 
des Magistrats nach § 11 ZuständigkeitsG. weiter besteht, ist beizupflichten, 
da es sich mit dem GemeindewahlG. § 2 vereinbaren läüt. Die Klage hat auf-
schiebende Wirkung außer in den Fällen, in denen die Wahl für gültig 
oder nur wegen Mangels der Wählbarkeit für ungültig erklärt worden 
ist. In letzterem Falle tritt der Ersatzmann nicht eher ein, als der Be-
echluß unanfechtbar geworden oder im Verwaltungsstreitverfahren rechte-
kräftig bestätigt ist. (GemeindewahlG. g 6 Abs. 5.) Bisher war die Rechts-
lage anders. 

*) Gemeindewahlordnung g 78 
*) L ö w e a. a. 0 . 
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wie der der Auflösung der Stadtverordnetenversammlung1). Fällt 
eine der Voraussetzungen der Wählbarkeit während der Wahl-
zeit fort, so scheidet der Gemeindevertreter aus der Gemeinde-
vertretung aus. Darüber, ob dieser Fall vorliegt, beschließt im 
Streitfalle die Gemeindevertretung. Gegen den Beschluß steht 
dem Gemeindevertreter binnen zwei Wochen die Klage im Ver-
waltungsstreitverfahren zu. Die Klage hat keine aufschiebende 
Wirkung, jedoch tritt der Ersatzmann nicht vor rechtskräftiger 
Entscheidung ein. Neben dieser Vorschrift Uber den Verlust 
des Bürgerrechts ist auch neu die folgende Regelung. Wenn 
ein Gemeindevertreter die Wahl ablehnt oder vor Ablauf der 
Wahl ausscheidet oder wenn die Wahl eines einzelnen Gemeinde-
vertreters für ungültig erklärt ist, so tritt an seine Stelle der 
Bewerber, der in demselben Vorschlage hinter den Gewählten 
an erster Stelle berufen ist. Endlich ist auch neu, daß den Stadt-
verordneten eine Geldentschädigung gewährt werden kann*). 

3. An der gesetzlichen Zusammensetzung des M a g i s t r a t e 
ist nichts geändert worden. Wohl aber ist bezüglich der Wahl 
und der Amtsdauer neues Hecht in Kraft getreten. 

Gleichzeitig mit der Wahlzeit der jetzigen Gemeindever-
tretungen endigt die Wahlzeit der im Amte befindlichen, auch 
der auf Lebenszeit gewählten unbesoldeten Magistratsmitglieder 
(Beigeordneten), unbesoldeten Gemeindevorsteher sowie unbe-
soldeten Schöffen. So bestimmt das Gemeiudewahlgesetz in § 9 
Abs. 1 Satz 1, nach dem schon durch Gesetz vom 18. Juli 1919, 
bald nach der Neuwahl der Stadtverordnetenversammlungen, 
die Neuwahlen der unbesoldeten Magistratsmitglieder angeordnet 
worden war. Die Wahlzeit der Neugewählten endigt gleichzeitig 
mit der neuen Gemeindevertretung. Die Ausscheidenden bleiben 
aber (anders bei den Stadtverordneten!) bis zur Einführung der 
Neugewählten im Amte8). Das Verhältniswahlsystem spielt auch 
hier seine Rolle4). Wie bei der Stadtverordneten wähl rückt 

i) Der MinErl. v. 29. März 1924 (MB1. d. i. V. S. 364) hat'denn auch 
bestimmt, daß die neue Gemeindevertretung schon vor Ablauf der Ein-
spruchsfrist zusammentreten darf. Vgl. auch Karl Menne, Rechtliche 
Schwierigkeiten bei der Neabildnng der Gemeindevertretungen, Preufl. 
VerwBl. Bd. 45 S. 357. Meine obige Ánff&ssung stützt auch die Eutsch. 
d. preuß. OVG. v. 21. Oktober 1924, PreußVerwBl. Bd. 46 S. 173, wonach 
die neu gewählte Gemeindevertretung nach Feststellung und öffentlicher 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses durch den Gemeindevorstand be-
schlußfühig ist. Ist sie das aber, so muß sie schon Gemeindevertretung 
g e w o r d e n sein. 

«) Gemeindewahlgesetz §§ 7, 8; Zuständigkeiten § 10; VO. v. 24. Ja-
nuar 1919 §4. 

') Gemeindewahlgesetz § 9 Abs 1 Satz 8; Sonderbestimmung nach § 7 
des Gesetzes v. 14. Juni 1924 m der Fassung des Gesetzes v. 24. Juli 1924. 

4) Nach L ö w e , a. a. 0 . 8.318 gilt es allgemein, wenn mehrere Stellen 
sa besetzen sind, sowohl bei der Wahl der unbesoldeten wie der Beruf" 
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statt Nachwahl der nächste auf der Liste nach, sofern nicht die 
Unterzeichner des Wahlvorschlags die Reihenfolge ändenu Bei 
Erschöpfung der Liste bleibt eine Stadtverordnetenstelle unbe-
setzt, dagegen gilt bezüglich der anbesoldeten Magistratsmitglieder, 
daß wenn ein Bewerber aal dem Wahlvorschlage nicht mehr 
vorhanden ist, der Ersatzmann darch die Mehrheit der Unter-
zeichner des Wahlvorschlags and, soweit sie nicht mehr Ge-
meindevertreter sind, ihrer Ersatzmänner bestimmt wird1). 

Gleichzeitig mit der Wahlzeit der Gemeindevertretungen 
endigt die Wahlzeit der Bürgermeistereiversammlungen in der 
Rheinprovinz and der Amtsversammlangen in der Provinz West-
falen. Die Gemeindevorsteher, Beigeordneten, Stellvertreter and 
Schöffen in Landgemeinden werden, soweit die Wahl darch 
die Gemeindevertretung (Gemeinderat, Gemeindeaasschuß) ge-
schieht, nur von den gewähl ten Gemeindeverordneten gewählt2). 
Dem entspricht die Regelung, daß die Bürgermeister und son-
stigen Magistratsmitglieder in Städten mit Magistratsverfassung, 
soweit bisher die Wahl in anderer Weise als durch die Bürger-
schaft oder Gemeindevertretung (Stadtverordnetenversammlung, 
bürgerschaftliches Kollegium) allein stattfindet, fortan nur von 
den gewählten Mitgliedern der Gemeindevertretung gewählt 
werden8). 

Die Durchsetzung demokratischer Grundgedanken und die 
Anpassung an das Reichs- bezw. Landeswahlrecht ist offensicht-
lich. Die teilweise Unsicherheit der Rechtslage ist durch zahl-
reiche Uebergangszustände und durch die Einstellung auf die 
erwartete neue Städte- und Landgemeindeordnung bedingt. Vieles 

stadträte. Ich verweise aber auf § 11 des Gemeindewahlgesetzes, der 
beginnt: „Die nach den Grundsätzen des Verhältniewahlrechtg g e w ä h l t e n 
Mitglieder einer Gemeindevertretung oder die im § 9 g e n a n n t e n Per-
sonen" . . . also wird hier ein Unterschied bei den Uagistratsmitgliedern 
gemacht. Im Gesetz v. 14. Juni 1924 § 4 Abs. 2 heißt es: »Wird nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl abgestimmt, so" usw. Also kann 
auch anders abgestimmt werden. Ist denn das Gesetz v. 18. Jnli 1919 
in d i e s e r Beziehung noch maSgebend? 

') Gemeindewahlgesetz § 9 Abs. 1 Satz 4. Diese Regelung hat, wie 
Löwe a. a. 0 . feststellt, zur Folge, daß eine Stadtverordnetenfraktion sich 
tatsächlich fttr den Fall einer Neuwahl völlige Freiheit wahren kann, 
indem sie nur so viel Bewerber auf die Liste setzt, als sie sicher durch-
bringen kann, was sich in den meisten Fällen vorher genau berechnen 
läßt. Sie kann dann im gegebenen Fall jede ihr gerade geeignet er-
scheinende Persönlichkeit aus dem Kreise der wählbaren Bürger vor-
schlagen, die damit gewählt ist. Steht allerdings noch ein Ersatzmann 
auf der Liste, so ist die Fraktion an diesen ursprünglichen Vorschlag ge-
bunden. Diese Feststellung der Sach- und Rechtslage ist gleichzeitig 
Kritik genug. 

') Gemeindewahlgesetz § 10, Gesetz v. 14. Juni 1924 § 1. 
•) Gesetz vom 14. Juni 1924 § 3 in der Fassung des Gesetzes v. 

34. Juli 1924. 
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ist im Stadium der Vorläufigkeit und des Taetens; vom Be· 
harruDgszuetand ist man noch weit entfernt1). 

VI. 
Nicht nur die RheiuproviDz, sondern die Gesamtreform des 

preußischen Städterechts betrifft die bertlhmte Frage, ob die 
B i l r g e r m e i s t e r e i v e r f a s s u n g in Zukunft eingeführt 
werden soll, wo sie noch nicht besteht, oder etwa einer M a g i -
s t r a t s v e r f a s s u D g weichen soll, wo sie sich schon in Gel· 
tuug befindet ; oder, was dasselbe ist, ob statt der jetzt im Osten 
geltenden Magistratsverfassung die Bürgermeistereiverfassung 
dort eingeführt werden oder jene die hauptsächliche Verfassungs-
form sein soll. 

Die unterscheidenden Merkmale zwischen Magistrats- und 
Bürgermeistereiverfassung sind, daß bei letzterer der Stadt-
vorstand eine Einzelperson ist, bei jener ein Kollegium; d. h. der 
Bürgermeister entscheidet allein, er bildet mit deD Beigeordneten 
kein Magistratskollegium; sodann, daß dort Magistrat und Stadt-
verordnete gleichberechtigt neben einander stehen, ein Beschluß 
nur in Uebereinstimmung beider zustande kommen kann (Zwei-
körperschaftssystem), hier die Beschlußfassung ausschließlich 
bei der Stadtverordnetenversammlung liegt, der der Bürger-
meister als geborener Vorsitzender mit vollem Stimmrecht an-
gehört (Einkörperschaftssystem) ; die Beschlüsse der Stadtver-
ordnetenversammlung bedürfen nicht der Zustimmung des Bürger-
meisters. Die Vorbereitung und Ausführung der Beschlüsse ist 
bei der Magistratsverfassung allein Sache des Magistrats, bei 
der Bürgermeistereiverfassung des Bürgermeisters und der ihm 
unterstellten Beigeordneten. (In Preußen ist die Magistrats-
verfassung grundsätzlich eingeführt in den sieben östlichen 
Provinzen, Westfalen, Schleswig-Holstein, Hessen-Nassau. Jedoch 
kann nach der östlichen Städteordnung ausnahmsweise in Städten 
von nicht mehr als 2500 Einwohnern, uach der westfälischen 
und hessen-nassauiscben Städteordnung ohne diese Begrenzung 
auf Antrag der Gemeindevertretung unter Genehmigung des 
Bezirksausschusses die Einrichtung getroffen werden, daß statt 
des Magistrats nur ein Bürgermeister, der den Vorsitz in der 
Stadtverordnetenversammlung mit Stimmrecht hat, und zwei 
oder drei Schöffen, die den Bürgermeister zu unterstützen und 
in Verhinderungsfällen zu vertreten haben, gewählt werden. 
In Schleswig-Holstein ist die Einrichtung der Gemeindeverfassung 
ohne kollegialen Gemeindevorstand für kleinere Städte ebenfalls 
vorgesehen. In der Rheinprovinz besteht grundsätzlich Bürger-

l) Vgl. Gemeindewahlgeeetz §§ 12—19, Gei. 14. Juni/24. Juli 1924 
§ 7 Abe. 2 und 3. 

Tagung dar 8u*Ur«ohUl*hr*r t i l i . 1 0 
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meistereiverfassung. Jedoch kann in Städten auf zweimaligen 
Antrag der Gemeindevertretung mit Genehmigung des Bezirks-
ausschusses der kollegialische Magistrat eingeführt werden. In 
Hohenzollern ist teils Bürgermeisterei-, teils Magistratsverfassung 
rechtens.) 

Prüft man die einzelnen Unterscheidungsmerkmale näher, 
so tritt zunächst dasjenige der alleinigen Entscheidung des Bürger-
meisters in der Bürgermeistereiverfassung, der kollegialen Ent-
scheidung bei der Magistratsverfassung hervor. Es belehrt uns 
die Praxis, daß bei weitgehender Dezentralisation viele Sachen der 
laufenden Verwaltung gar nicht in Magistratssitzungen, sondern in 
Verwaltungsausschüssen mit weitreichenden Vollmachten und Zu-
ständigkeiten erledigt werden. Je größer die Stadt, desto mehr 
erweist sich diese Dezentralisation als notwendig und nützlich, 
desto mehr engt sich das für kollegiale Entscheidungen des Magi-
strats freie Gebiet ein, desto größer wird dasjenige Gebiet, auf 
dem Bürgermeister, Dezernent und Verwaltungsausschuß ent-
scheiden. Was sodann das zweite Merkmal, die ausschließliche 
Beschlußfassung der Stadtverordnetenversammlung bei der Bürger-
meistereiverfassung, angeht, so ist dem Bürgermeister das Be-
anstandungsrecht gegeben, sowohl gemäß § 15 des Zuständig-
keitsgesetzes, wenn nach seiner Ansicht die Beschlüsse die Be-
fugnisse überschreiten oder die Gesetze verletzen, als auch nach 
Maßgabe der rheinischen Städteordnung § 53 Nr. 2, wenn die 
Beschlüsse zwar den Gesetzen, nicht aber dem Staatswohl oder 
den Gemeindeinteressen entsprechen. Was das dritte Merkmal, 
den Vorsitz des Bürgermeister in der Stadtverordnetenversamm-
lung betrifft, so kann man sich seinetwegen auf die Begründung 
zu § 51 des Kegierungeentwurfs von 1922 beschränken: „Diese 
Einrichtung ermöglicht ein besonders enges Zusammenarbeiten von 
Bürgermeister und Stadtverordneten und hat sich in der Praxis 
vorzüglich bewährt. Nur weil der Bürgermeister als Vorsitzeuder 
der Stadtverordnetenversammlung ihr erster Vertrauensmann ist, 
rechtfertigt sich auch die Uebertragung der ganzen Exekutive 
auf ihn allein. Diese Eigentümlichkeiten sind so sehr gegen-
seitig durcheinander bestimmt, daß die Beibehaltung der Bürger-
meistereiverfassung nur möglich ist, wenn beide aufrecht er-
halten werden". 

Die Vorzüge und Nachteile der Bürgermeistereiverfassung 
sind unendlich oft hervorgehoben worden. In dem jüngsten Auf-
satz eines führenden kommunalen Praktikers ( L o h m e y e r , in 
der Deutschen Juristenzeitung a. a. 0.) Uber diesen Gegenstand 
heißt es: Die Schlagkraft bei der Bürgermeistereiverfassung ist 
eine viel stärkere als bei dem Zweikörpersystem der Magistrats-
verfassung; der Initiative des leitenden Bürgermeisters wird 
freier Spielraum gewährt, um eine schnellere und tatkräftigere 
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Durchführung aller Maßnahmen za ermöglichen, als bei der 
Magistratsverfassung. Hierbei ist freilich vorausgesetzt, daß der 
Bürgermeister wirklich auch Initiative und Energie in hohem 
Maße besitzt. Die Anhänger der Magistrateverfassung berufen sich 
dagegen darauf, daß durch die Entscheidung in zwei Kollegien 
Ubereilte Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung, nament-
lich auf Drängen der Straße und zu Zwecken der Wahlagitation, 
durch das Hinzutreten des nicht öffentlich tagenden Magistrats 
verhindert werden können und größere Gründlichkeit bei Be-
ratung in zwei Kollegien auch sorgfältigere Gewähr für die 
zweckmäßige Durchführung bietet1). Dem wird dann wieder 
entgegengehalten, daß damit ein schleppenderer Geschäftsgang 
verbunden ist als bei der Bürgermeistereiverfassung und die 
Initiative des leitenden Bürgermeisters durch die kollegiale 
Beratung im Magistrat, der nicht entscheiden kann, auf die 
Stimmenmehrheit im Magistrat angewiesen ist, eingeengt wird. 

Man wird nicht verkennen können, daß der entscheidende 
Punkt nicht eigentlich die kollegiale Entscheidung bei der 
Magistrats-, und die Einzelentscheidung (die man, leicht miß-
verständlich, zuweilen als die bürokratische zu bezeichnen pflegt) 
in der Bürgermeistereiverfassung ist, sondern die Frage der 
Verantwortung. Bei jener verteilt sie sich und mag deshalb 
zuweilen weniger ernst genommen werden, wozu noch kommt, 
daß sie beim Ueberstimmtwerden Uberhaupt fehlen wird. Es 
ist ganz richtig, was hierüber Oehler (a. a. 0.) sagt: Wird ein 
einstimmiger Beschluß getroffen, so trägt jedes einzelne Mitglied 
nur ein Bruchteil der Verantwortung, wird ein Mehrheitsbe-
schluß erlassen, so tragen zwar nur diejenigen die Verant-
wortung, welche mit der Mehrheit gestimmt haben, aber bei 
Behörden mit geheimer Beratung und Abstimmung wird gar 
nicht bekannt, wie gestimmt ist, ebensowenig aus welchen 
Gründen der einzelne seine ¡stimme so und nicht anders abge-
geben hat: Die Verantwortung verteilt, verflüssigt und verflüchtigt 
sich hier, der einzelne lehnt seine Verantwortung ab, sucht seine 
Ruckendeckung in der Abstimmung im Kollegium. 

Zu beachten bleibt, daß sich die alleinige Verantwortung 
gewissermaßen auftragsweise auch dann noch auswirkt, wenn 

l) Der Vorzag gründlicherer Durchberatung, der Anhörung von Be-
denken und Widersprüchen, der Abwägung der verschiedenartigsten sich 
widerstreitenden Interessen in den llagistratssitzungen wird reichlich auf-
gewogen durch die damit verbundenen Nachteile. „Müssen die Sachen 
erst sur Magistratssitzung geschrieben, dort vorgebracht und sur Ent-
scheidung gebracht werden, so bedeutet das vielfach eine Verzögerung, 
einen Aufschub der Entschließung, verhindert zuweilen ein schnelles Zu-
greifen, die Wahrnehmung einer schnell vorübergehenden günstigen Ge-
legenheit". O e h l e r , Die Eigenart der rheinischen Gemeindeverfassunr. 
Westdeutsche Monatshefte, 1925 Heft 1 S. 30. 

10· 
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nicht der Bürgermeister allein, sondern der Beigeordnete als 
sein gesetzlicher Vertreter handelt und zwar auch dann, wenn 
dies ohne vorherige Verständigung mit dem Bürgermeister ge-
schieht. Wenn auch der Beigeordnete ihm und der Stadtver-
ordnetenversammlung Rechenschaft schuldet, so wird doch in 
der Kegel Vorteil wie Nachteil, günstige oder ungünstige Ver-
waltungstätigkeit in erster Reihe dem Bürgermeister zugerechnet. 

Man konnte die Vorzüge der geltenden Bürgermeisterei-
Verfassung auch so zusammenfassen : Ermöglichung einer reibungs-
losen Arbeit, kein verzögernder Schriftverkehr, kein Zuständig-
keitsehrgeiz, stramme Zusammenfassung der ganzen Verwaltung 
durch den Bürgermeister, der auch als Vorsitzender der Stadt-
verordnetenversammlung diese möglichst beeinflußt. Die Bürger-
meistereiverfassung verbürgt auch, was ich besonders unter-
streiche, die einheitliche Führung und den notwendigerweise 
starken E i n f l u ß d e s S t a a t e s , den Ausgleich mit den Staats-
interessen, hauptsächlich durch die Vorsitzführung des Bürger-
meisters in der Stadtverordnetenversammlung, durch die Tat-
sache seiner Wahl auf längere Zeit und durch seine Gewöhnung 
an die Erfordernisse von Recht, Gesetz und staatsbehördlicher 
Autorität. Immerhin ist die autokratische Stellung des Bürger-
meisters bei dieser Verfassung doch etwas zu stark betont. I c h 
h a l t e d i e s e V e r f a s s u n g f ü r die bes te , nur fragt sich, ob 
nicht eine stärkere Mitentscheidungsmöglichkeit durch die Bei-
geordneten eingeführt werden soll, wie wir es ähnlich in den» 
neuen bayrischen Städterecht vorfinden. Oer maßgebende Ein-
fluß des Bürgermeisters iu der Stadtverordnetenversammlung 
darf nicht verschwinden. Deshalb ist es ganz abwegig, wenn 
im preußischen Landtag aus Anlaß der Reform des Städte-
rechtes vorgeschlagen wurde, auch dem rheinischen Bürger-
meister einen besonderen Stadtverordnetenvorsteher gegenüber 
zu stellen. 

Von dem Gedankeir der möglichsten Erhaltung bewährter 
Rechtszustände und von der Idee ausgehend, daß verschiedene 
Rechtsformen den verschiedenen Besonderheiten der deutschen 
Landschaften entsprechen, wäre aber auch durchaus nichts gegen 
dieBeibehaltung der Magistratsverfassung dort, wo sie sich bewährt 
hat, einzuwenden. Gefährlich wäre es, wenn bei der Magistrats-
verfassung durch die Stadtverordnetenversammlung eine Ver-
dräqgung des Magistrate und seiner mitbeschließenden Stellung 
erfolgen würde, wie es auch bei der Bürgermeistereiverfassung 
heillos wäre, den Bürgermeister auszuschalten und der Stadt-
verordnetenversammlung die alleinige Entscheidung zu geben. 
Auf diese Weise würde das behördliche Band stark gelockert, 
der Konflikt im Rahmen der Städteverwaltung gewissermaßen 
organisiert werden und der Einfluß gerade der sachkundigen 
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Beamten beseitigt sein. Aach Lohmeyer sieht darin eine Ge-
fahr, wenn der Bürgermeister and seine leitenden Mitarbeiter 
nur za ausführenden Organen der alleiu maßgebenden Stadt-
verordnetenversammlung herabgemindert werden. Die Stellung 
des Bürgermeisters und seiner Stadträte würde dadurch nach 
seiner Meinung so verändert, daß Männer von Tatkraft und 
Initiative schwerlich im bisherigen Umfang für solche Stellen 
gewonnen werden könnten. 

Für die Beibehaltung des bisherigen Rechtszustandes der 
b e i d e n Arten von Genieindeverfassungen dort, wo sie ge-
schichtlich hergebracht siud und sich bewährt haben, spricht 
auch noch ein anderer sehr wichtiger Punkt. In b e i d e n 
Systemen gilt die Trennuug der Stadtverwaltung von der Stadt-
verordnetenversammlung, damit die Trennung der Exekutive 
von den Beschlüssen der Gemeindevertretung, die weitestgehende 
Dezentralisation aller Verwaltungsgeschäfte durch die Ver-
waltungsausschüsse und Dezernenten, der maßgebende Einfluß, 
der den Berufsbeamten, den sachlich vorgebildeten Beamten 
in der Verwaltung, auch in der Leitung der Verwaltung ein-
geräumt ist; die amtliche Unabhängigkeit dieser Beamten 
gegenüber der Bürgerschaftsvertretung liegt in der Wahl auf 
12 Jahre mit Pensionsberechtigung. Der kollegialischen Ver-
fassung nähert sich au. wenn der rheinische Bürgermeister 
Beigeordneteukonferenzen abhält, mit den Fraktionsführern oder 
sonstigen einflußreichen Mitgliedern der Stadtverordnetenver-
sammlung oder Ausschüsse verhaudelt; umgekehrt nimmt der 
kollegiale Magistrat durch im wesentlichen entscheidende Be-
schlüsse der Verwaltungsausschüsse und der Dezernenten Züge 
der Bürgermeistereiverfassung in sich auf1). 

VII. 
Nur ein Wort über die Verfassung der Bürgermeistereien 

im Rheinland und der Aemter in Westfalen. Diese Gemeiude-
1) Oehler, a. a. 0 . S. 25, 28, 31 mit der grundsätzlichen Feststellung: 

„Die Einrichtungen der Stadtverfassunç sind, wenn auch gewisse Grund-
lagen gesetzlich festgelegt sind, doch in vielen Einzelheiten elastisch ge-
nug, um den örtlichen und persönlichen Bedürfnissen und Anschauungen 
angepaßt zu werden. Sind die Ziele und Aufgaben der Gemeindever-
waltung gegeben, sind gute und zuverlässige Kräfte, Berufsbeamte und 
ehrenamtliche, für die Verwaltung gewonnen, dann lassen sich auch die 
Einrichtungen so treffen, daß diese Kräfte mit dem größten Wirkungsgrad 
der Stadtverwaltung dienstbar gemacht werden. Daher erklärt es sich 
hauptsächlich, daß beide Stadtverfassungen von denjenigen, die darin ge-
arbeitet haben, als gut und zweckmäßig anerkannt werden und daß in den 
weitesten Kreisen Bedenken getragen werden, die Einrichtungen, die sich 
so zur Zufriedenheit bewährt haben, durch eine andere zu ersetzen, die 
man noch nicht aus eigener Anschauung kennt, Und bei der man nicht 
weiß, ob damit die Verwaltung mit denselben Erfolgen und mit derselben 
Leichtigkeit geführt werden kann." 
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verbände haben eine dnrcb die französische Gesetzgebung 
beeinflußte Struktur, die ron der Gestaltung im Osten wesent-
lich abweicht. Der LandbUrgermeister ist einmal Staatsbeamter 
und wird von dem Oberpräsidenten nach dessen freiem Er-
messen, wenn auch meist nach Vorschlag, ernannt. Der 
Gemeindevorsteher in den einzelnen, zur Bürgermeisterei ge-
hörigen Landgemeinden hat keinerlei Bedeutung and ist nur 
ausführendes Organ in untergeordneter Stellung. Die Land-
bürgermeistereiversammlung wiederum wird durch die besonders 
herausgehobene Stellung des Bürgermeisters vor gewissen 
radikalen Einseitigkeiten bewahrt. Aehnlich liegt es in West-
falen in bezug auf die Ernennung des Amtmanns und in bezbg 
auf das Verhältnis zwischen ihm und der Amtsrersammlung. 
Solche kommunalen Zwischenglieder wie die LandbUrgermeisterei 
und das westfälische Amt — zwischen Landgemeinde und Kreis — 
bestehn noch in einigen Kirchspielgemeinden in drei Kreisen der 
Provinz Schleswig-Holstein. Die LandbUrgermeisterei ist nur 
in jener erwähnten Verfassungsstruktur französischen Ursprungs, 
eonst ist sie durch die preußische Selbstverwaltung bestimmt 
worden. 

Ich bin deshalb durchaus dagegen, daß diese wohl bewährten 
Verhältnisse, die gänzlich der Eigenart der Bevölkerung, nicht 
zuletzt auch der Industriebezirke angepaßt sind, wesentlich ver-
ändert werden. Mehrere Landgemeinden sind zu einer Land-
bUrgermeisterei unter der Verwaltung durch einen sachlich vor-
gebildeten Berufsbeamten zusammengefaßt, Gemeindevertretung 
und BUrgermeistereiversammlung wirken mit als Willensorgane 
der einzelnen Gemeinde und der Bürgermeisterei. Diese drei 
Einrichtungen müssen beibehalten werden unter Besseruug von 
Einzelheiten1). Man mag j a das Ernenuungsrecht des Ober-
präsidenten mit recht kritischem Auge betrachten. Man darf 
aber nicht vergessen, daß bei der freien Wahl der LandbUrger-
meister, sei es durch die BUrgernieistereiversammlung, sei es durch 
die Bevölkerung selbst, ein unwürdiges Ambulieren des Kandi-
daten bei Hinz und Kunz erforderlich sein würde. Die Zukunft 
wird die Notwendigkeit der Zusammenfassung von Landgemeinden 
in größere Kommunen wegen der Fülle der kommunalen eigenen 
— gesetzlichen vnd f re iwi l l igen— sowie der Auftragsangelegen-
heiten bestätigen und nur in nicht bedeutenden Punkten die 
Verfassung der LandbUrgermeisterei und des westfälischen Amts 
verbessern. — 

*) Vgl. O e h l e r , Die Eigenart der rheinischen Gemeindeverfassung, 
Westdeutsche Monatshefte 1925, Heft 2 S. 191—204, wo auch die Reform-
punkte mit Sachkenntnis behandelt werden. 
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Vi l i . 
1. Für das Gemeindeverfassungsrecht in B a y e r n möchte ich 

hier nar auf einzelne wichtigste Wandlungen hinweisen. Die 
eine ist durch Wahlgesetz, Wahlordnung und eine ganze Reihe 
von hinzugekommenen Ausfuhrungsbestimmungen gekennzeichnet. 
Eine zweite Wandlung betrifft das Gemeindebeamtenrecht, eine 
dritte die finanziellen Verhältnisse, die auf den Finanzausgleich 
und die Landesausführungsbestimmungen hinweiset). An dieser 
Stelle seien nur erwähnt die Gesetze Uber die .Ermächtigung 
der Regierung zu gesetzgeberischen Maßnahmen vom 28. März 
utfd 24. Juni 1919 (GVB1. S. 112, 325) , vor allem aber das Ge-
setz Uber die Selbstverwaltung vom 22. Mai 1919 (GVBI. S. 239) 
mit seiner Vollzugsanwcisung vom 14. Juni (GVBI. S. 303 ) und 
einer daranf bezüglichen Bekanntmachung vom ti. August 1919 
(ΜΑΒΙ. S. 225 , Staatsanz. 1919 Nr. 219) . Die bayerische Ge-
meindeorduung fUr die Landesteile diesseits des Rheines vom 
29. April 1869 und die pfälzische sind hierdurch in vielen Punkten 
geändert worden1). Als besonders charakteristisch bebe ich die 
schon angedeutete Neuerung hervor, die einen Uebergang von 
der Magistratsverfassung zur BUrgermeistereiverfassung, wenn 
auch mit Besonderheiten, darstellt. Die Verwaltung der Städte 
besorgt der Stadtrat, die der übrigen Gemeinden der Gemeinderat. 
Führte eiue Gemeinde bisher schon die Bezeichnung Stadt, so 
heißt die Gemeindeverwaltung Stadtrat, außerdem Gemeinderat; 
die Märkte mit städtischer Verfassung haben Gemeinderäte. Der 
Stadtrat oder der Gemeinderat besteht aus dem ersten Bürger-
meister, aus höchstens drei weiteren Bürgermeistern und aus 
Gemeinderäteu, deren Zahl j e nach der Zahl der Einwohner 
von 20 bis 50 aufsteigt. Von sämtlichen Bürgermeistern dürfen 
nicht mehr als die Hälftej bei dreien höchstens zwei berufs-
mäßig sein. Sodann ist im Falle des Bedürfnisses einer oder 
es sind mehrere berufsmäßige Stadt· oder Gemeinderäte mit oder 
ohne fachmännische Vorbildung vorgesehen. Die Anstellung der 
berufsmäßigen Bürgermeister, der berufsmäßigen Stadt- oder 
Gemeinderäte geschieht durch Dienstvertrag auf höchstens zehn 
Jahre . Neuwahl ist möglich. Die berufsmäßigen Stadt- oder 
Gemeinderäte haben Sitz im Stadt- oder Gemeinderat, dagegen 
Stimmrecht nur in Gegenständen ihrer Geschäftsaufgabe. Die 
der Regierung unmittelbar unterstellten Städte sind verpflichtet, 
mindestens e i n rechtskundiges berufsmäßiges Stadtratsmitglied 

' ) Aus dem Schrifttum, auf das sich nebst den Gesetzestexten die 
nachfolgende Uebersicht stützt, seien hervorgehoben: B r a u n w a r t - S t ö h s e l , 
Die neue bayer. Gemeindegesetzgebung, München, 1920; H elm r e i c h - R o c k , 
Bayer. Gemeindeordnung 4. Aufl. Ansbach 1922; R ö s c h , Bayerische Ge-
meindeordnung, Selbstverwaltung«- und Wahlgesetz 3. Aufl. Httncben 
1923. 
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Anzustellen. Der Stadt- oder Gemeinderat ist jetzt das einzige 
Verwaltungsorgan der Gemeinde. Er hat auch alle Befugnisse, 
die bisher das Gemeindekollegium oder die Gemeindeversammlung 
hatte. Die Bestimmungen Uber das Gemeindekollegium sind auf-
gehoben, die Bestimmungen Uber den Magistrat sind sinngemäß 
auf den Stadtrat, die Bestimmungen Uber den Gemeindeaus-
schuß auf den Gemeinderat anzuwenden. Wer als erster 
Bürgermeister vom Volke gewählt ist, gilt im Zweifel zunächst 
als nichtberufsmäßiger Bürgermeister. Die Anstellung als be-
rufsmäßiger Bürgermeister ist möglich, wenn beim Gewählten 
die Voraussetzung des sechsmonatigen Aufenthalts fehlt. Sonst 
bestimmt sich nach den Beschlüssen des Stadt- oder Gemeinde-
rats und nach den Vereinbarungen mit dem Gewählten, ob er 
als berufsmäßiger oder al9 ehrenamtlicher Bürgermeister zu be-
trachten ist. Im ersteren Fall muß ein Dienstvertrag abge-
schlossen werden, der Bestimmungen zu enthalten hat Uber Zeit-
dauer, Gehalt, Ruhegehalt, Witwen- und Waisengeld, Anrech-
nung von Dienstjahren, von NebenbetUgen, über das Verbot der 
Uebernahme von Nebenbeschäftigungen, von Urlaub. Der frei-
willige Rücktritt vom Amte soll nur unter Verzicht auf alle An-
sprüche aus dem Dienstvertrage möglich sein, ebenso die Nicht-
annahme der Wiederwahl. Ueber die Ansprüche aus dem Dienst-
vertrag entscheiden die ordentlichen Gerichte. Die Anzahl der 
Aveiteren Bürgermeister, der Stadt- oder Gemeinderäte, der be-
rufsmäßigen Stadt- oder Gemeinderäte bestimmt der Stadt- oder 
Gemeinderat. Es kann jede Gemeinde, auch die kleinste, zwei 
oder drei weitere Bürgermeister wählen, einen weiteren Bürger-
meister muß jede Gemeinde haben. Dies gilt insbesondere für 
die Gemeinden, welche bisher die rechtsrheinische Städtever-
fassung hatten. Die ersten Bürgermeister vertreten zunächst 
die weiteren Bürgermeister nach ihrer Reihenfolge, also der 
erste Bürgermeister wird durch den zweiten, der zweite durch 
den dritten vertreten usw.; danach die nicht berufsmäßigen 
Stadt- oder Gemeinderäte nach der Reihenfolge ihres Lebens-
alters. Die berufsmäßigen sind, weil sie auch nicht das volle 
Stimmrecht besitzen, von der Vertretung des Bürgermeisters 
überhaupt ausgeschlossen. Man wird die längere Auswirkung 
dieser Einrichtung des E i n k ö r p e r s c h a f t s s y s t e m s mit 
ihrer Zurückdrängung der Bürgermeister abwarten mttssen. 

2. Bei der Uberragenden Bedeutung der Stadt- und Gemeinde-
räte ist die Wahl ihrer Mitglieder von besonderem Interesse. 
Es werden gewählt 1. die ersten Bürgermeister Uberall mit 
absoluter Stimmenmehrheit von sämtlichen Wahlberechtigten 
(durch das Volk); 2. die weiteren Bürgermeister, wenn mehr 
Vertreter der gleichen Art, berufsmäßige oder ehrenamtliche 
auf einmal zu wählen sind, nach den Grundsätzen des Verhält-
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niswahlrechts, sonst mit absoluter Stimmenmehrheit ron den 
Stadt- oder Gemeinderäten, die das v o l l e Wahlrecht besitzen. 
In diesem Sinne gehören zu den Stadt- oder Gemeinderäteo 
anch die sämtlichen Bürgermeister, atyer nicht die berufsmäßigen 
Stadt- oder Gemeinderäte. Hier entscheidet entweder die abso-
lute Mehrheit der abgegebenen Stimmen, wenn nur für eine 
einzelne Stelle gewählt wird, sonst sind die Grundsätze dt>» 
Verhältniswahlrechts maßgebend. Dabei sind berufsmäßige und 
nicht berufsmäßige Stellen je in gesonderten Wahlgängen zu 
besetzen; 3. die berufsmäßigen Stadt- und Gemeinderäte werden 
in derselben Weise, d. h. wenn mehrere auf einmal zu wählen 
sind, nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts, sonst mit 
absoluter Stimmenmehrheit von den Stadt- und Gemeinderäten 
gewählt; 4. die Übrigen Stadt- und Genieinderäte nach den 
Grundsätzen des Verhältniswahlrechts von sämtlichen Wahl-
berechtigten (durch das Volk). Wird bei der Wahl des ersten 
Bürgermeisters (Ziff. 1) durch das Volk die absolute Stimmen-
mehrheit nicht erreicht, so trifft der Stadt- oder Gemeinderat 
unter den, nötigenfalls durch das Los zu bestimmenden, fünf 
Bewerbern mit der höchsten Stimmenzahl, und, wenn weniger 
als flluf Bewerber aufgetreten sind, unter diesen die Auswahl 
mit absoluter Stimmenmehrheit. Wird diese auch hierbei nicht 
erreicht, so tritt Stichwahl ein, ebenso dann, wenn im Falle 
der Ziffer 2 und 3 die absolute Mehrheit nicht erreicht wird;, 
d. h. es wird nur noch zwischen den Bewerbern mit den höchsten 
Stimmenzahlen gewählt, sodaß Stimmen, die auf andere Namen 
fallen, ungültig sind. Haben mehrere Personen gleich viele 
Stimmen erhalten, sodaß bei ihrer Berücksichtigung die Zahl 2 
überschritten würde, so entscheidet das Los, wer von ihnen in 
die Stichwahl zu bringen ist. 

3. Im übrigen sind alle Beschränkungen der Wählbarkeit VOD 
Staats- und Gemeindebeamten und Beamten der öffentlichen 
Körperschaften beseitigt. In erfreulichem Gegensatz zum 
preußischen Rechte dürfen im Stadtrat, im Gemeinderat, im 
Ortsausschuß, in den Sonderausschüssen Eltern und Kinder, 
ferner Geschwister nicht zugleich Mitglieder sein. Ehelente 
schließen sich allerdings in Verwaltungskörpern nicht aas. Ia 
allen Fällen der bezeichneten Kollision wegen Verwandtschaft 
ist die spätere Wahl ungültig. Bei gleichzeitiger Wahl schließen 
die Bürgermeister in ihrer Reihenfolge einander aus, die Bürger-
meister schließen die Stadt- und Gemeinderäte aus, die Stadt-
und Gemeinderäte schließen einander nach der Reihenfolge auf 
dem Wahlvorschlag, auf verschiedenen Wahlvorschlägen nach 
dem Lebensalter aus. Das berufsmäßige Mitglied schließt das 
nicht berufsmäßige aus. Unter mehreren berufsmäßigen ent-
scheidet das Los. Das Ergebnis der Wahl ist der Aufsichts-
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bebörde anzuzeigen. Bei Gemeinden und Ortschaften sind die 
Wahlverhandlungen der Aufsichtsbehörde zur Prüfung vorzulegen. 
Die Gewühlten bedürfen keiner Bestätigung. Die Verpflichtung 
und Einweisung der ersten Bürgermeister wird von der Auf-
siehtabehürde angeordnet. Sie werden nach der Verordnung 
vom 3. Mai 1920 (GVB1. S. 191) vereidigt. Diese Verpflichtung 
besorgt die Aufsichtsbehörde entweder unmittelbar oder durch 
Beauftragte. Die Übrigen Gewählten werden nicht verpflichtet. 

Alle Gewählten versehen ihren Dienst ehrenamtlich. Die 
ehrenamtlichen Bürgermeister haben fUr die Dauer ihrer Amts-
führung einen angemessenen Funktionsbezug zu beanspruchen. 
Die übrigen Gewählten haben Anspruch auf angemessene Auf-
wandsentschädigung, Angestellte uud Lohnarbeiter außerdem 
auch au! Ersatz fUr entgangenen Verdienst. Gegen die Fest-
setzung oder Unterlassung der Festsetzung des angemessenen 
Funktionsbezugs, der Aufwandsentschädigung, des Ersatzes für 
entgangenen Verdienst kann "die Beschwerde zur Aufsichtsbe-
hörde ergriffen werden. Der Funktionsbezug der ehrenamtlichen 
Bürgermeister kann für versorgungsfähig erklärt werden. 

Den Beamten und Arbeitern des Staates, der Gemeinden 
und sonstiger öffentlicher Körperschaften muß die zur Ausübung 
eines Wahlamtes der Gemeinde erforderliche Dienstbefreiung 
gewähr t werden. Bei den Angestellten und Arbeitern ist die 
Uebernahme eines solchen Amtes kein Kündigungsgruud. Die 
Wahlzeit dauert fUr alle Vertretungen fünf Jahre. 

4. Am 11. November 1924 wurde ein neues G e m e i n d e -
w a h l g e s e t z (GVßl. S. 21 Iff.) und unter dem gleichen T a g 
eine neue Gemeinde w a h 1 o r d u u ug (GVßl. S. 213Ö.) erlassen1). 
Das System der gebundenen Listen, auf das auch das bayerische 
Gemeindewahlgesetz vom 15. April 1919 (GVßl. S. 171) auf-
gebaut war, hat sich nicht bewährt. Der Geineiudewähler will 
auch bei der Auswahl der Personen der Vertreter ein Wort 
mitsprechen. Nicht die gebundene Liste, sondern das Wahl-
verfahren mit möglichster Freiheit der Stimmgebung durch die 
Wähler selbst erscheint als das richtige Wahlverfahreu. Doch 
hat die Wahltechnik bisher noch kein „freies·1 Wahlverfahren 
hervorgebracht, das für Wahlen größeren L'mfangs auch technisch 
so befriedigend wäre wie die gebundene Liste. Der Ober-
bürgermeister Dr. Luppe in Nürnberg hat ein Verfahren aue-
gedacht, das auf folgenden Gedanken beruht. Wenn mehr als 
die Hälfte der Wähler einer Liste au dieser keine oder keine 

') Hierzu ist eine kleine Erläuterung des Ministerialrats H. J a n 
(München 1925, J. Schweitzers Verlag) erschienen, die auch die Vollzugs· 
Bekanntmachung enthält. Die obige Darstellung beruht hierauf uud auf 
desselben Verfassers Artikel „Zu den Wahlen vom 7. Dezember", Baye-
rische Staatezeitung vom 20. November 1924 Nr. 270. 
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erheblichen Aenderangen vorgenommen bat, kann angenommen 
werden, daß die Mehrheit die Liste in der vorgeschlagenen 
Form und Reihenfolge gewählt wissen will. Dieser Wille der 
Mehrheit soll maßgebend sein. Denn der Minderheit dar! nicht 
das Hecht eingeräumt werden, Abänderungen gegen den Willen 
der Mehrheit durchzusetzen. Durch den Willen der Mehrheit 
der Wähler wird dann sozusagen die freie Liste zur gebundenen. 
Der bayerische Regierungsentwurf hat diesen Gedanken durch 
die Bestimmung zu verwirklichen gesucht, daß, wenn mehr ale 
die Hälfte der Stimmzettel für einen Wahlvorscblag unverändert 
abgegeben worden ist, fllr die Auswahl innerhalb des Wahl-
vorschlags die Reihenfolge der Bewerber im Wahlvorschlag 
maßgebend sein soll and daß nur, wenn weniger als die Hälfte 
der Wähler den Wahlvorschlag unverändert gelassen hat, die 
Reihenfolge der Stimmenzahlen der einzelnen Bewerber inner-
halb des Wahlvorschlags für ihre Wahl entscheidet. Das Wahl-
gesetz vom 6. November 1924 hat im großen und ganzen den 
Regierungsvorschlag angenommen und die freie Liste grund-
sätzlich eingeführt. Nur fllr die Großstädte (München, Nürn-
berg, Fürth, Augsburg, Ludwigshafen) gilt weiter die gebundene 
Liste. Hierdurch wird fUr diese Städte das Festste! lungs ver-
fahren erheblich vereinfacht, während andererseits die Bedenken, 
die gegeu die gebundene Liste bei Gemeindewahlen sprechen, 
für Großstädte eher als für kleine und mittlere Gemeinden 
zurückgestellt werden können. In diesen Städten ist auch die 
Listenverbindung zugelassen, wodurch mehrere Gruppen sich 
zwecks gemeinsamer Ausnutzung ihrer Reststimmen, im übrigen 
bei voller Aufrechterhaltung ihrer Selbständigkeit, im Wahl-
kampf vereinigen können. Im übrigen Lande wird nach freien 
Listen gewählt. Das „Panachieren" wird nicht zugelassen, 
(panache = Farbstreifen, also gefleckte, gestreifte Stimmzettel, 
durch die die Streichung der dem Wähler nicht genehmen Be-
werber aus der von der Leitung der Partei oder Interessenten-
gruppe vorgeschlagenen Bewerberliste, die Einsetzung von anderen 
Bewerbern, die wenigstens in anderen Wahlvorschlägen ent-
halten sind, erfolgt.) Das Gesetz kennt also statt der freien Liste 
nur die „freie Parteilisteu. Der Wähler maß sich hiernach inner-
halb des Wahlvorschlags, den er wählen will, halten. Er kann 
keinen Bewerber aas einem anderen Wahlvorschlag herttber-
nehmeD, noch weniger einen Bewerber wählen, der überhaupt 
nicht in einem Wahlvorschlag aufgestellt ist. Unter den aaf 
einem Wahlvorschlag stehenden Bewerbern kann er streichen 
und nach Belieben Stimmen hänfen, indem er einem Bewerber 
eine, anderen zwei oder drei Stimmen gibt, sofern nur der 
Stimmzettel im ganzen nicht mehr Stimmen enthält, als zulässig 
sind (d. h. in Gemeinden bis za 10000 Einwohnern höchstens 
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zweimal, sonst zweieinhalbmal soviele, als Vertreter za wählen 
sind). W e r also in anderer Weise hänfen will, als die Partei -
leitung auf dem von ihr ausgegebenen Stimmzettel vorschläft , 
kann dies tun, muß aber hierbei beachten, daö er auf alle 
Fäl le die für den einzelnen Stimmzettel zulässige Höchststimmen 
zahl nicht Uberschreitet. Auch der Uebergang zar Bindung an 
die Wahlvorschläge bei der Zustimmung von mehr als der 
Hälfte der Wähler eines Wahlvorschlage ist vom Landtag an-
genommen und dabei festgestellt worden, daß ein Stimmzettel 
nur dann als verändert gilt, wenn ein Bewerber daraus ge-
strichen ist oder ein B e w e r b e r darauf erscheint, der dem Wahl-
vorschlag nicht angehört. Abweichungen von dem offiziellen 
Parteizettel bei der Häufung lassen also einen Stimmzettel noch 
nicht als verändert erscheinen, v. J a η nimmt an, daß in vielen 
Fällen, wo die Wahlvorschläge entsprechend vorbereitet sind 
und die W ä h l e r einigermaßen Disziplin Üben, diese Gesetzes-
bestimmung Uber die gebundene Reihenfolge der B e w e r b e r 
angewendet werden wird, wodurch diu technischen Nachteile 
der grundsätzlich besteben bleibenden freien Liste ausgeglichen 
werden. FUr den Fall gemeinsamer W a h k o r s c b l ä g e mehrerer 
Gruppen besteht die Möglichkeit, die den verschiedenen Gruppen 
angehörenden Bewerber zu einem sogenannten „Untervorschlag" 
zusammenzufassen mit der Wirkung, daß beim Ausscheiden 
eines Stadt- oder Gemeinderates dann als Ersatzmann der 
nächste B e w e r b e r aus dem gleichen Untervorschlag einrückt. 
Für die Wahl selbst und die Bestimmung der Gewählten ist 
diese Erklärung indes ohne Bedeutung. Die Wirkung erstreckt 
sich nnr auf die Ersatzmännerfrage. Das Gesetz sieht auch 
F ä l l e vor, in denen nicht Verhältniswahl, sondern die alte 
Mehrheitswahl stattfindet und zwar selbstverständlich dann, 
wenn Uberhaupt keine Wahlvorschläge eingereicht werden, aber 
auch dann, wenn nur ein Wahlvorschlag vorliegt. Auch in 
diesem F a l l e ist eine verhältnismäßige Verteilung der Sitze 
schon begrifflich aasgeschlossen. Gemeinden, deren Verbältuisse 
so gelagert sind, daß die Verhältniswahl nicht notwendig ist, 
können daher dadurch, daß von der Einreichung von Wahl-
vorschlägen abgesehen wird, bewirken, daß das alte Wahlver-
fahren bleibt, wonach einfach die Personen gewählt sind, auf 
die die meisten Stimmen entfallen*). Die Neuordnung hat sich 
namentlich in den Landgemeinden nicht bewährt. Lediglich 
die größeren, besonders die kreisunmittleren Städte haben sich 
mit dem Verhältniswahl verfahren abgefunden; dagegen ist aus 
den Berichten der Bezirksämter, die ebenso wie die Regierungen 

') Im Jahre 1919 hat im rechtsrheinischen Bayern iu rund 30 v. Hun-
dert, in der Pfalz in rnnd 14 v. Handert der Gemeinden Mehrheitswahl 
stattgefunden. 



Die neiieste Entwicklung des Genieindeverfa.ssnugsrechts. 157 

dem Staatsministerium des Innern über ihre Erfahrungen mit 
dem Wahlrecht zu berichten hatten, die übereinstimmende 
Meldung zu entnehmen gewesen, daß auf dem platten Lande 
mangels Einreichung vou Wahl vorschlagen nach den Grund-
sätzen der Mehrheitswahl gewählt wurde. Damit hat der ge-
sunde Sinn der Landbevölkerung der Zwangspolitisierung des 
meindelebecs durch Art. 17 Abs. 2 der Reichsverfassuug mit 
Erfolg widerstrebt. 

5. Was Selbstverwaltung und Staatsaufsicht im einzelnen an-
geht, so wird in Art. 12 des Gesetzes Uber die Selbstverwaltung 
vom 22. Mai 1919 (GVB1. S. 236) ausdrücklich erklärt: Die Ge-
meinden (auch die Bezirke, die Kreise) sind Körperschaften des 
öffentlichen Rechts mit dem Rechte der Selbstverwaltung nach 
Maßgabe der Gesetze. Sie können Rechte erwerben und Ver-
bindlichkeiten eingehen. Als ihre Aufgabe ist daselbst bezeichnet 
die Pflege des geistigen, sittlichen und wirtschaftlichen Wohles 
der Einwohner und deren Erziehung zur Gemeinschaft des 
ganzen Volkes. Diese Bestimmung soll nur die Berechtigung 
der Gemeinden, Bezirke und Kreise aussprechen, ihre Tätigkeit 
auf diese Gebiete zu erstrecken. Eine Handhabe für die Staats-
aufsicht soll sie nicht bieten. (Vollzugsanweisung v. 14. Juni 1919, 
GYB1. S. 303, § 12 Abs. 2.) Die Obliegenheiten der Gemeinden, 
Bezirke und Kreise läßt das Gesetz unberührt. Es gelten für 
die Gemeinden insbesondere Art. 38 (29) der beiden Gemeinde-
ordnungen weiter. Zu den Obliegenheiten aller Gemeinden ge-
hört hiernach insbesondere die Herstellung und Unterhaltung 
der nötigen Gemeindegebäude, Begräbnisplätze, Feuerlöschan-
stalten und Löschgeräte, die Sorge für die Unterhaltung und 
Reinlichkeit der Ortsstraßen, öffentlichen Brunnen, Wasser-
leitungen und Abzugskanäle, die Herstellung und Unterhaltung 
der Flur- und Markungsgrenzen, der Gemeindewege, Brücken 
uiid Stege und der zur Verhütung von Unglücksfällen an solchen 
nötigen Sicherheitsvorrichtungen, die Aufstellung des zur Hand-
habung der Ortspolizei, soweit sie den Gemeinden zusteht, er-
forderlichen Ortspolizei- und Feldschutzpersonals, die Herstellung 
and Unterhaltung der nötigen Fähren, Wegweiser, Orts- und 
Markungstafeln, sowie die Anschaffung der Gesetz- und Amts-
blätter. 

Daneben ist die Staatsaufsicht besonders eingehend sowohl 
nach der organisatorischen wie nach der inhaltlichen Seite ge-
regelt. Sie wird unter der obersten Leitung des Staatsministe-
riums des Innern Uber die unmittelbaren Städte von der Re-
gierung, Kammer des Innern, Uber alle übrigen Gemeinden vom 
Bezirksamte ausgeübt. Die Aufsichtsbehörde kann gesetzwidrige 
Beschlüsse aufheben und die Erfüllung der gesetzlichen oder 
übernommenen Verpflichtungen erzwingen. Wird die Verpflieh-
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tung bestritten, so bat die Aufsichtsbehörde Beschluß zu fassen. 
Gegen die Beschlüsse der Bezirksämter ist Beschwerde zur Re-
gierung, gegen die Beschlüsse der Regierung Beschwerde zum 
Verwaltungsgerichtshof zulässig. Wird auch die endgültig fest-
gestellte Verpflichtung nicht erfüllt, so hat die Aufsichtsbehörde 
das Recht des Zwangsvollzuges unter Einsetzung der Kosten in 
den Voranschlag. Das Recht der Kenntnisnahme von der Tätig-
keit der Gemeindebehörde, insbesondere das Recht der Amts-
und Kassenrisitation ist ein selbstverständlicher Te i l der Staats-
aufsicht und nicht mehr ausdrücklich im Gesetz erwähnt. Die 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde hinsichtlich der aufzulegenden 
Verpflichtung ist eine selbstverständliche Voraussetzung des 
staatsaufsichtlichen Einschreitens. S ie ist auch für die Folge 
sorgsam zu prüfen und im etwa ergehenden Beschlüsse festzu-
stellen. Für die Schuldaufnahme und für Anlehen, ferner bei 
Ausleihung von Geldern, Veräußerung oder wesentlicher Ver-
änderung von Gebäuden oder sonstigen unbeweglichen oder be-
weglichen Gegenständen von künstlerischem oder geschichtlichem 
Werte ist die Genehmigung der Aufsichtsbehörde vorgesehen. 
Die für die Anleihewirtschaft erlassenen sonstigen allgemeinen 
Weisungen gelten weiter, soweit sie sich mit dem Gesetz Uber 
die Selbstverwaltung vertragen. Insbesondere wird für die Ge-
meinden noch die Ministerialentscheidung vom 11. Oktober 1907 
(MB1. S. 4 8 2 ) ausdrücklich aufrecht erhalten. 

In einem besonderen F a l l e war eine Einschränkung der 
gemeindlichen Selbstverwaltung in Zuwacbssteuer - Zuschlag-
angelegenheiten dringlich geboten (MBI. vom 19. Jun i 1 9 2 3 , 
GVB1. S. 2 3 0 f . ) . In vielen Fäl len war zur Verhütung der Ge-
fährdung des wirtschaftlichen Fortkommens des Zahlungspflich-
tigen oder zur Vermeidung unbilliger Härten eine Verringerung 
oder sogar ein Nachlaß dieser Steuer unbedingt geboten. Trotz 
wiederholter ministerieller Anregungen machten aber fast alle 
Gemeinden von der ihnen für solche Fä l le erteilten Ermächti-
gung zur Niederschlagung, meist aus Gegnerschaft gegen Besitz, 
Kapita l und Wirtschaftsgesellscbaften keinen Gebrauch. S ie 
wurden daher — ohne dem Pflichtigen einen Rechtsanspruch 
auf Ermäßigung usw. einzuräumen — der Staateaufsichtsbehörde 
gegenüber auf Antrag des Steuersubjekts hierzu für verpflichtet 
erklärt . Im Weigerungsfall kann die Regierung, Kammer des 
Innern, mit Ausschluß des Verwaltungsrechtswegs, also im Büro-
wege, diese Verpflichtung der Gemeinde zur Abminderung oder 
zu gänzlichem Nachlaß aussprechen. Auch ein Zeichen der Zeit! 

Nimmt man alles in allem, so fällt in die Augen die s tarke 
Durchbrechung der bisherigen beiden Gemeindeordnungen im 
Sinne der Demokratis ierung des reicbstagsäbnlichen Wahlrechtes, 
die s tarke Verminderung dçr Bedeutung der leitenden Bürger-
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meister, im Übrigen aber eine im wesentlichen nicht sehr ver-
änderte Beziehung zur Selbstverwaltung and Staatsaufsicht. 
Weitere Erfahrungen bleiben abzuwarten. 

IX. 
Im Freistaat S a c h s e n ist, wie auch anderwärts, zunächst 

mit der Revolution die Veränderung des Gemeindewahlrechts 
erschienen. Durch Verordnungen, bezw. Gesetze vom 28. No-
vember 1918, 17. Juni und δ. Juli 1919 (GVB1. S. 4, 5, 109,145) 
mit AusfVO. v. 12. Juli 1906 (GVB1. 149) ging auch hier die 
schon Uberall angestrebte Entwicklung ihren Gang1). Mit dem 
Jahre 1920 begann der Drang nach Neugestaltung der Ge-
meindeverfassung in der Form von Denkschriften und Gesetz-
entwürfen in die Öffentl ichkeit zu treten. Das Ergebnis ist 
das Gesetz vom 1. August 1923 (GBl. S. 373 ff.), das sich be-
sonders durch e i n e Neuerung charakterisiert. Während sonst 
alle deutschen Geincindcverfassungen, auch ζ. B. die badische 
vom 5. Oktober 1921 und die braunschweigische Städte- bezw. 
Laudgemeindeordnung vom 15. November 1924 die Einteilung 
in Stadt- und Landgemeinden beibehält, hat das sächsische Ge-
setz die Einteilung fallen gelassen. Die Absicht war, der Ent-
wicklung der Handels- und Industrieverhältnisse in Sachsen seit 
den letzten fünfzig Jahren durch neue Organisation gerecht 
zu werden. Andrerseits ist der Einheitsrahmen weit und 
elastisch gestaltet, um in ihm sowohl für die Großstadt wie für eine 
kleine Landgemeinde Aufnahme zu gewähren. Nicht unbeachtet 
bleiben kann aber der Einwand, daß die Regelung so allgemein 
gehalten ist. daß die Hauptsache der Ortsgesetzgebung über-
lassen bleibt und damit die politischen Kämpfe zum Schaden 
der Gemeinde in die einzelnen Gemeindeverwaltungen getragen 
werden, denen hieraus unübersehbare Schwierigkeiten erwachsen, 
(v. G e h e , a. a. 0 . S. 31 f.). 

Das Recht der Selbstverwaltung wird den Gemeinden als 
Körperschaften des öffentlichen Rechts ausdrücklich zugesichert 
und der Versuch einer genaueren Begrenzung der Selbstver-
waltungsangelegenheiten unternommen. „Eigene Geschäfte" sind 
teils die den Gemeinden gesetzlich obliegenden, teils die inner-
halb der gesetzlichen Grenzen freiwillig übernommenen e i g e n e n 
Angelegenheiten, die sie verwalten. Im Rahmen der Verwaltung 
dieser eigenen Angelegenheiten haben die Gemeinden das Recht 
und die Pflicht, alle Maßnahmen zu treffen, die die wirtschaft-
liche und geistige Entwicklung des Einzelnen und die Wohlfahrt 

') Tgl . S t r e i t , Geroeindeordnnng für den Freistaat Sachsen 1. Band 
(1923) S. 1J ff. Bd. 2 (1923) bringt eine eingehend erläuterte Ausgabe der 
Gemeindeordnung v. 1. August 1923. 
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der Gesamtheit ihrer Mitglieder zu fördern geeignet erscheinen. 
Allgemein haben die Gemeinden bei der Verwaltung der eigenen 
Geschäfte dafür za sorgen, dafi ihre geldwirtschaftlichen Ver-
hältnisse in Ordnung gehalten werden und das allgemeine Wohl, 
insbesondere die Belange des Reiches, des Landes und anderer 
Selbstverwaltungskörper die gebührende Berücksichtigung finden. 
Es wird aber auch noch eine Aufzählung der eigenen Geschäfte 
versucht. Zu diesen gehören, soweit nicht Gesetze etwas anderes 
bestimmen, die Zweige der Gemeindeverwaltung, deren Aufgabe 
es ist, die öffentlichen Belange der örtlichen Gemeinschaft zu 
befriedigen, insbesondere die Armen·, Wohlfahrts- und Gesund-
heitspflege, das Veterinärweseu, die örtliche Verwaltaug der 
öffentlichen Wege, der Märkte, des Gewerbe-, Wohnuugs- und 
Bauwesens, des Feuerschutzes, sowie die Fürsorge für die Sitt-
lichkeit. Sehr charakteristisch ist, daü die Gemeinden „in diesem 
Umfang" auch das Recht zur Ausübung polizeilicher Gewalt 
(Gemeindepolizei) besitzen, dem Staate die Wahrnehmung der 
über den Bereich der Gemeinde hinausgehenden polizeilichen 
Belange vorbehalten bleibt. Von mancher Seite wird gerade 
die ungenügende Abgrenzung der Ortspolizei in Bezug auf den 
eigenen und den übertragenen Wirkungskreis gerügt. Die Ge-
meinden sind verpflichtet, die ihnen auf Grund von Gesetzen zur 
Ausführung übertragenen Angelegenheiten des Reiches, des 
Landes oder anderer öffentlichrechtlicher Stelleu (übertragene 
Geschäfte) nach den Weisungen der zuständigen Behörden zu 
verwalten. Einen nicht geringen Schutz bedeutet die Bestimmung, 
daß den Aufwand, der einer Gemeinde durch Zuweisung neuer 
Übertragener Aufgaben erwächst, der Staat zu tragen hat, so-
weit ihn nicht das Reich übernimmt. 

Die Staatsaufsicht scheint mir im Verhältnis zu anderen 
Ländern eingeengt. Sie ist darauf zu beschränken, daß die 
Selbstverwaltungskörper das Reichs- und Landesrecht beachten 
and ihre Aufgaben nicht schuldhaft vernachlässigen. Rein wirt-
schaftliche Beiauge des Reichs- oder Landesfiskus dürfen im 
Wege der Aufsicht nicht wahrgenommen werden. Inhaltlich 
kann die Staatsbehörde jederzeit über die Verwaltung und die 
Vermögeusverhältnisse der Selbstverwaltungskörper Auskunft 
and Nachweisungen verlangen und an Ort und Stelle die nö-
tigen Erörterungen anstellen. Sie kann in alleu Angelegen-
heiten zur Beseitigung wahrgenommener Mängel mit den Selbst-
verwaltungskörpern verhandeln und das Erforderliche verein-
baren. Die e i g e n e n Geschäfte der Selbstverwaltungskürper 
sind in eigenartiger Weise geschützt. Nur die Beschlußbehörde 
darf Anweisungen erteilen. Die Staatsbehörde hat die Ent-
schließungen der Beschlußbehörde vorzubereiten und auszu-
führen. Sie kann bei Gefahr im Verzug vorläufige Anordnungen 
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treffen. Anweisungen der Beschlußbehörden sind nur zulässig 
wegen Nichtbeachtung des Keichs- oder Landesrechte and schuld-
hafter Vernachlässigung der Aufgaben der Selbstverwaltungs-
körper. 

Gegen Entschließungen der Beschlaßbehörden, die einem 
Selbstverwaltungskörper Anweisungen erteilen oder eine gegen 
einen Selbstverwaltungskörper gerichtete Aafsicbtsbeschwerde 
teilweise zurückweisen, kann binnen vierzehn Tagen die Ent-
scheidung der G e m e in de k am m e r angerufen werden. Das 
ist eine ganz neue Einrichtung, die aus einem vom Stauts-
ministerium des Innern zu ernennenden Vorsitzenden und zehn 
Beisitzern besteht, die vom Landtage aus dem Kreise der Ge-
nieinderäte und Gemeindeverordneten gewählt werden. Für 
den Vorsitzenden sowie filr jeden Beisitzer sind zwei Stell-
vertreter zu bestellen. Die Stellvertreter sind bei außerordent-
lichem Aasscheiden oder bei dauernder und tunlichst auch bei 
vorübergehender Verhinderung des von ihnen Vertretenen ein-
zuberufen. Die Amtszeit der Beisitzer und ihrer Stellvertreter 
beträgt drei Jahre. Das Charakteristische ist im Übrigen neben 
der Neuschaffung der Gemeindekammer die Beseitigung des 
Bestätigungsrechts der Aufsichtsbehörde und ein Einspruchsrecht. 

In den ü b e r t r a g e n e n Geschäften sind die zuständigen 
Behörden auch befugt, zur Aufrechterhaltung einer einheitlichen 
Verwaltung und zur Sicherung eines geordneten Geschäftsganges 
den Selbstverwaltungskörpern Anweisungen im Aufsichtsweg zu 
erteilen; nötigenfalls können die für die Geschäfte verantwort-
lichen Personen durch Zwangsstrafen zur ordnungsmäßigen 
Erledigung angehalten werden. Gegen eine solche Maßnahme 
kann der Betroffene Anfechtungsklage beim Oberverwaltungs-
gericht einlegen. Nimmt ein Selbstverwaltungskörper ein Geschäft, 
für das Anweisungen oder besondere Maßnahmen (im Polizei-
wesen) getroffen worden sind, als eigenes Geschäft in Anspruch, 
so kann er gegen die Anweisung oder Maßnahme ebenfalls 
Anfechtungsklage beim Oberverwaltungsgericht erheben. 

Die Gemeindeverwaltung ist gedacht als ein Zusammen-
wirken von Gemeindeverordneten, Gemeinderat, Gemeindeaus-
schlissen sowie Beamten, Angestellten und Arbeitern. Nur von 
den beiden ersteren soll hier nunmehr die Rede sein. Die 
GemeindebUrger äußern ihren Willen in eigenen Gemeindean-
gelegenheiten durch die Gemeindeverordneten. Letztere werden 
in allgemeiner und geheimer Wahl nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl mit gebundenen Listen gewählt. Wahlberechtigt 
ist jeder Deutsche ohne Unterschied des Geschlechts, der am 
Wahltag das zwanzigste Lebensjahr vollendet hat und in der 
Gemeinde wohnt. Jeder Wähler hat eine Stimme. Ausge-
schlossen vom Wahlrecht ist: wer entmündigt ist oder unter 

Ttgnog der Sta&tirechtslehrer 19S6. 1 1 
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vorläufiger Vormundschaft oder wegen geistigen Gebreobens 
unter Pflegschaft steht; wer rechtskräftig durch Kichterspracb 
die bürgerlichen Ehrenrechte verloren hat; wer unter Polizei-
aufsicht steht. Die Ausübung des Wahlrechts ruht für die 
Soldaten während der Dauer der Zugehörigkeit zur Wehrmacht. 
Rehindert in der Ausübung des Wahlrechtes sind Personen, 
die wegeu Geisteskrankheit oder Geistesschwäche in einer 
Heil- oder Pfleganstalt untergebracht sind, ferner Straf- und 
Untersuchungsgefangene sowie Personen, die wegen gerichtlicher 
oder polizeilicher Anordnung in Verwahrung gehalten werden. 
Wählen kann nur, wer in die Wählerliste eingetragen ist. 
Wählbar ist jeder Wahlberechtigte, der in der Gemeinde wohnt 
und seit mindestens einem Jahre reichsangehörig ist. Be-
schränkungen der Verwandtschaft, der Beamteneigenschaft usw. 
bestehen auch hier n i c h t . Beamte, Geistliche und Lehrer 
bedürfen Übrigens, soweit nicht durch Reichsrecht etwas anderes 
bestimmt ist, zur Bewerbung und zur Annahme einer auf sie 
gefallenen Wahl nicht der Genehmigung ihrer Vorgesetzten. — 
Beachtenswert bleibt die Bestimmung, daß, wenn durch einen 
Beratungsgegenstand in d e r V e r s a m m 1 u η g der Gemeinde-
verordneten die besonderen persönlichen Belange einzelner 
Gemeindeverordneter oder ihrer Ehegatten oder eines Ver-
wandten oder Verschwägerten bis zum dritten Grade oder die 
Belange privatrechtlicher Unternehmungen, deren Vorstands-
oder Aufsichtsratsmitglieder Gemeindeverordnete sind, berührt 
werden, sich diese der Teilnahme an der Beschlußfassung und 
— weDn nicht im gegebenen Falle ausdrücklich das Gegen-
teil beschlossen wird - auch der Beratung zu enthalten und 
den Sitzungsraum zu verlassen haben. Bei der Beurteilung 
der Beschlußfähigkeit der Versammlung sind diese Mitglieder 
mitzuzählen. Gemeindeverordnete, bei denen Belange der ge-
dachten Art in Frage kommen, sind verpflichtet, dies vor Be-
ginn der Beratung mitzuteilen. Die Zahl der Gemeindever-
ordneten muß ungerade sein und wird durch die Gemeinde-
verfassung bestimmt. Sie hat mindestens sieben und höchsten» 
fllnfundeiebzig zu betragen. Mitglieder des Gemeinderats dürfen, 
abweichend vom preußischen Recht, nicht gleichzeitig Gemeinde-
verordnete sein, in Gemeinden mit höchstens 100 Gemeinde-
bürgern kann bestimmt werden, daß die vom Bürgermeister za 
berufende Versammlung aller Gemeindebürger die der Gemeinde-
verordneten bildet. Allgemeine und geheime Wahl nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl mit gebundenen Listen versteht 
sich von selbst. Eine Art Zurückberufnng (Recall) ist vor-
gesehen: Wenn mindestens ein Drittel der in der Wählerliste 
der letzten Gemeindeverordnetenwahl eingetragenen Gemeinde-
bürger es schriftlich beantragt, ist den Gemeindebtirgem Ge-
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legen h eit za geben, darüber abzustimmen, ob die Gemeinde-
verordneten eich einer Neuwahl zu unterziehen haben. Der 
Nachweis des Wahlrechtsverlustes kann auch nach der Abstimmung 
bis zur Anberaumung der Neuwahl geführt werden. Bejaht 
mehr als die Hälfte der eingetragenen Gemeindebttrger die 
Frage der Neuwahl, so hat der Gemeinderat diese alsbald an-
zuberaumen. 

Was die rechtliche Stellung der Gemeinde v e r o r d n e t e n 
angeht, so ist ihr Amt ein Ehrenamt. Zur Entschädigung für 
den Aufwand, der ihnen durch die Teilnahme an Sitzungen 
der Gemeindeverordneten und Ausschüsse oder an sonstigen 
Amtsverrichtungen innerhalb des Gemeindebezirkes erwächst, 
kann ein Tagegeld oder eine Pauscbabfindung gewährt werden, 
wenn solche Sitzungen oder Amtsverrichtungen außerhalb des 
Gemeindebezirks stattfinden, Tagegelder oder Reisekosten. In 
der — hier nicht erschöpfend erfolgenden — Aufzählung ihrer 
rechtlichen Befugnisae zeigt sich die überragende Stellung der 
G e m e i n d e v e r o r d n e t e n v e r s a m m l u n g . a) Sie be-
schließt Uber alle Gemeindeangelegenheiten, die nicht durch 
Gesetz oder Ortsgesetz anderen Stellen übertragen sind, also 
bedarf es nicht eines entsprechenden Beschlusses des Gemeinde-
rats. b) Die Gemeindeverordneten wählen die Mitglieder des 
Gemeinderuts und alljährlich aus ihrer Mitte einen Vorsteher 
und einen oder mehrere Stellvertreter und bestellen die erforder-
lichen Schriftführer. Zum Vorsteher kann auch der Bürger-
meister oder einer der dem Gemeinderate angehörenden Stell-
vertreter des Bürgermeisters gewählt werden. In diesem Falle 
hat er kein Stimmrecht. Er kann die Wahl zum Vorsteher 
ablehnen. Haben die Gemeindeverordneten keinen besonderen 
Vorsteher, so wird die Wahl der Gemeinderatsmitglieder durch 
den Bürgermeister oder dessen Stellvertreter anberaumt und 
geleitet, c) Die Gemeindeverordneten wählen die Personen, 
die von der Gemeinde für die Ehrenämter der Gemeinde-, Be-
zirks-, Landes- und Reichsverwaltung oder in andere öffentlich-
rechtliche Verwaltungen zu wählen sind, soweit nicht gesetzlich 
etwas anderes bestimmt ist. d) Die Gemeindeverordneten über-
wachen den Gemeinderat; sie können zur Untersuchung einzelner 
Geschäfte Untersuchungsausschüsse bestellen; e) sie fassen Be-
schluß Uber die vom Gemeinderat eingebrachten Ortugesetz-
entwürfe. Lehnt der Gemeinderat ab, zum Zwecke einer von 
den Gemeindeverordneten angeregten Regelung einen Entwurf 
aufzustellen, so können die Gemeindeverordneten ihm einen 
solchen überweisen. Er hat ihn zu prüfen und innerhalb vier 
Wochen unverändert oder abgeändert den Gemeindeverordneten 
zur Entschließung vorzulegen. I) Die Gemeindeverordneten stellen 
die vom Gemeinderat aufgestellten Haushaltspläne fest; g) sie 

11* 
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fassen, soweit nicht ein Ortsgesetz etwas anderes bestimmt, die 
erforderlichen Beschlüsse auf die Vorschläge des Gemeinderats 
wegen Erwerbung oder Veräußerung von Grundstücken und 
gruudstücksgleichen Rechten, wegen sonstiger Veränderungen 
von Teilen des Vermögensstammes, wegen des Verzichts auf 
Nutzungsrechte, der Aufnahme von Schulden, Bürgschaften und 
der Veränderung des Gemeindebezirks, h) Die Gemeindevei:-
ordneten können über die Bewirtschaftung der Grundstücke oder 
Anstalten der Gemeinde und Uber die Ausnutzung von grund-
stücksgleichen Rechten allgemeine Anordnungen erlassen, Uber 
die Einleitung von Rechtsstreitigkeiteu, die Einlassung auf Klagen 
und den Abschluß von Vergleichen entscheiden, i) Sie prüfen 
die Gemeinderechnungen und beschließen Uber die Entlastung 
des Genieinderats, k) sie beschließen Uber Erlasse mit Ausnahme 
von Strafgeldern und Kosten und Uber die erforderlichen Aus-
nahmebewilligungen; 1) sie vertreten die Gemeinde gegenüber 
dem Gemeinderat; sie fassen über die von letzterem vorge-
schlagenen Gemeindepolizeiverordnungen sowie Polizeiverord-
nungen, die straßen- und verkehrspolizeiliche Angelegenheiten 
betreffen, Entschließung. 

Demgegenüber tritt die Stellung des G e m e i n d e r a t s 
erheblich zurück. Er ist grundsätzlich ausführendes Organ der 
Gemeindeverordneten. In der Regel b i l d e t d e r B ü r g e r -
m e i s t e r d e n G e m e i n d e r a t . Er wird erstmalig auf sechs 
Jahre gewählt, Wiederwahl ist zulässig. Eine besondere Berufs-
vorbildung ist nicht erforderlich. Wählbar ist jeder Deutsche 
ohne Unterschied des Geschlechts, der am Wahltage das 25. 
Lebensjahr vollendet hat, seit mindestens einem Jahre reichs-
angehörig ist und in der Gemeinde wohnt. Durch Ortsgesetz 
kann bestimmt werden, daß die Stelle des Bürgermeisters be-
rufsmäßig verwaltet werden muß, oder daß sie einem Bewerber 
als eine berufsmäßige Ubertragen werden kann. Auch ein aus-
wärts Wohnender kann gewählt werden. Es ist ein unverkenn-
bares E i n k a m m e r s y s t e m ! 

Was die Gemeindebeamten, Angestellte usw. betrifft, so 
müssen in der Regel mindestens je ein berufsmäßiger Beamter 
zur Besorgung des schriftlichen Dienstes und des Kassen- und 
Rechnungswesens vorhanden sein. In kleinen Gemeinden mit 
einfachen Verhältnissen können durch die Gemeindeverfassung 
die Geschäfte dieser Beamten ganz oder teilweise dem Bürger-
meister übertragen werden. Ist iu einer Gemeinde, der die 
Geschäfte der unteren Staatsverwaltungsbehörde voll überwiesen 
sind, kein Gemeinderatsmitglied zum Richteramt oder höheren 
Verwaltungsdienst befähigt, so hat die Gemeinde in ihrer Ver-
waltung mindestens einen Beamten anzustellen, der diese Be-
fähigung besitzt. Diese Beamten sind bei Erledigung der Uber-
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tragenen Geschäfte heranzuziehen. Mehrere Gemeinden können 
gemeinsam solche Beamten anstellen. Alle im Hanshaltsplan 
vorgesehenen Gemeindebeamtenstellen gelten als berufsmäßig, 
soweit nicht durch Ortsgesetz etwas anderes bestimmt ist. Dio 
Bernfsmäßigkeit kann auch dem Inhaber einer nichtberafsmäßigen 
Stelle für seine Person durch Beschluß der Gemeindeverordneteil 
zugesprochen werden. Charakteristisch ist, daß die Lebens-
länglichkeit nicht gewährleistet ist; auf berufsmäßige Gemeinde-
beamte finden bezüglich der Kündbarkeit ihrer Stellung die fUr 
die Staatsbeamten jeweilig geltenden Vorschriften Anwendung. 
Die Stellen, fUr die eine einvierteljährliche Aufkündigung vor-
behalten wird, sind in der Gemeindeverfassung zu bezeichnen. 
Zur Zeit gelten noch §§ 4, 5, 9 und 19 des Zivilstaatsdiener· 
gesetzes vom 7. März 1835 (GVB1. S. 169). Den berufsmäßigen 
Gemeindebeamten und ihren Hinterbliebenen ist ans der Gemeinde-
kasse Ruhegeld, Wartegeld oder Unterstützung nach den für die 
Staatsbeamten jeweilig geltenden Bestimmungen zu gewähren. 

Besonders eingehende und beachtenswerte Regelung erfahr 
das Recht der E i n g e m e i n d u n g und die Schaffung von 
B e z i r k s - und Z w e c k v e r b ä n d e n . Die noch bestehenden 
selbständigen G u t s b e z i r k e haben sich bis zum 31. Dezember 
1924 mit benachbarten Gemeinden za vereinigen. 

Nicht zuletzt sei noch auf die sehr eingehende Regelung 
in Bezug auf O r t s g e s e t z e hingewiesen. Durch diese kann 
jede Gemeinde ihre Verfassung näher regeln. Auf diese Art 
ist dann, wie schon hervorgehoben, der Einheitsrahmen der 
Gemeindeordnung sehr weit gefaßt und gibt die Möglichkeit zu 
einer außerordentlich vielgestaltigen Regelung im einzelnen. 
Auch diese dient nicht, wie so manche der aufgezeigten Neue-
rungen, dazu, das geltende sächsische Gemeindeverfassungerecht 
als besonders geglückt oder gar nachahmenswert zu halten. 
Die Reformbedttrftigkeit wird überall, wo man rein sachlichen 
Erwägungen Gehör schenkt, zugegeben1). 

X. 
Die jüngste Städteordnung ist die br a u n s c h w e i g i s c h e 

vom 15. November 1924 (GuVS. S.- 271). Des Eigenartigen 

>) Am 29. Mai 1925 hat der Sächsische Landtag ein die bisherige 
Gemeindererfassung vielfach änderndes neues Gesetz angenommen, dessen 
Behandlung Uber den Rahmen dieses Vortrages weit hinausgehen würde. 
Die Aenderungen betreffen hauptsächlich die Stärkung der Gemeindever-
waltung, die Ergänzung der Staatsaufsicht, die Zusammensetzung der ge-
mischten Ausschüsse, sowie das Verhältnis der Gemeinden zum Bezirke· 
verbände. Vgl. Entw. zur Aendernng der Gemeindeordnung v. 16. März 1925; 
Landtagsberichte Nrn. 1327, 1331, 1352; Verhandlungen des sächs. Land-
tags v. 24. März 1925 usw., sowie Landtagebeilage zur Sächsischen Staate-
zeitong 1925 Nrn. 237-243. 
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bietet auch sie manches. Offenbar stellt sie auf den Schaltern 
ihrer Vorgänger. Oie bayerische, jedenfalls die sächsische 
Gemeindeorduung hat ihre Schöpfer offensichtlich beeinflußt. 

Wir begegnen auch hier der Unterscheidung der S e l b s t -
v e r w a l t u n g s - and der Auftrugsangelegenheiten. Jene werden 
als diejenigen bezeichnet, die die Städte als öäentlichrechtliche 
Körperschaften unter eigener Verantwortung verwalten als ihnen 
gesetzlich obliegende odtr freiwill ig übernommene Aufgaben (§ 2). 
S i e werden ferner an anderer Stelle bezeichnet als „alle Auf-
gaben, die sich aus dem Zusammenleben in örtlicher städtischer 
Gemeinschaft ergeben, soweit das Gesetz sie nicht einer anderen 
Stelle Übertragen hat." In solchen Selbstverwaltungsangelegen-
heiten beschließen die Städte frei and sind grundsätzlich keiner 
Anweisung der Aufsichtsbehörde unterworfen (§ 111). Die A u f -
t r a g s a n g e l e g e n h e i t e n werden als diejenigen gekennzeichnet, 
die die Städte verwalten als ihnen gesetzlich auftragsweise vom 
Staate zur Ausführung nach Anweisung Übertragene (§ 2 ) ; 
ebenfalls wiederholt definiert als „Aufgaben des Staates, die 
durch Gesetz den Städten zar Ausführung nach Anweisung Uber-
tragen sind" (§ 148 Abs. 1). Zur Erteilung von Anweisungen 
ist lediglich die zuständige Staatsbehörde befugt. Die beauf-
tragte Stelle muß den Anweisungen entsprechen. Die anweisende 
Stelle ist filr den Inhalt der Anweisung verantwortlich. Zu den 
Auftrageangelegenbeiten gehören insbesondere die Verwaltung 
der Stadtpolizei und die Wahrnehmung der örtlichen Geschäfte 
der allgemeinen Landesverwaltung, sofern nicht besondere Be-
hörden dafür bestellt sind (Abs. 2 und 3 daselbst). 

Neben der Städteordnung ist auch eine Landgemeinde-
ordnung mit demselben Datum ergangen. Es kann hier nicht 
auf sie eingegangen werden. Nur sei hervorgehoben, daß das 
Staatsministerium Städte auf ihren Autrag nach Anhören der 
gesetzlichen Vertretung des beteiligten Genieindeverbandes zu 
Landgemeinden und in gleicher Weise Landgemeinden zu Städten 
erklären kann. Dies soll iu der Regel geschehen, wenn eine 
Landgemeinde Uberwiegend städtischen Charakter und mehr als 
50000 Einwohner hat (§ 3). 

Gemeindeangehörige sind die Keichsaugehörigen, die im 
Stadtgebiet ihren Wohnsitz haben. Ihre Gesamtheit ist Träger 
der öffentlichrechtlichen Gewalt der Stadt. Die Gemeinde-
angehörigen äußern ihren Willen u η mittelbar durch Abstimmung 
(Gemeindeentscheid, der in ausführlicher Weise geregelt ist 
§ § 20 Nr. 1, 23—29) und durch Wahl der Stadtverordneten, 
ferner mittelbar darch die verfassungsmäßig bestellten Organe 
der Stadt, das sind die S t a d t v e r o r d n e t e n v e r s a m m l u n g 
and der R a t der Stadt. Jene werden nach dem Wahlgesetz 
vom 19. März 1921 (GnVS. Nr. 20 S. 61) anf drei Jahre ge-
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w ä h l t Jeder nach diesem Wahlgesetz wahlberechtigte Genieinde-
angehörige ist zum Stadtverordneten wählbar. Die Zahl der 
Stadtverordneten beträgt bis zu 5000 Einwohnern neun, darüber 
hinaas fünfzehn, in der Stadt Braunschweig fUufunddreiüig, sie 
kann durch Ortsgesetz anders, jedoch nicht unter neun bestimmt 
werden und muß ungerade sein (§§ 30—32). Die Stadtver-
ordnetenversammlung wird von i h r e m V o r s i t z e n d e n , mich 
Neuwahl erstmalig vom Vorsitzenden des Kate spätestens zwei 
Wochen nach Ablauf des Tages der Feststellung des Wahl-
ergebnisses einberufen. Der Stadtverordneten Vorsitzende ist da-
her selbständiges Organ in dieser Gemeindeverfassung. 

Die Zuständigkeitsregelung der Stadtverordnetenversamm-
lung ist außerordentlich zerstreut. Vorangestellt sei der all-
gemeine Satz, daß sie Uber alle städtischen S e l b s t v e r w a l t u n g s -
angelegenheiten a l l e i n entscheidet, soweit sie dem Hate nicht 
ausschließlich Uberwiesen sind, oder soweit das Gesetz nichts 
anderes bestimmt. Sodann ist wichtig die Aufgabe der Stadt-
verordnetenversammlung, die städtische Verwaltung zu Uber-
wachen und ihre Befugnis, sich von der Ausführung ihrer Be-
schlüsse und von der Verwendung d?r Gemeindeeinnahineu zu 
Überzeugen. Ihr steht, soweit das Gesetz nichts anderes be-
stimmt, keine a u s f u h r e n d e Gewalt zu. Aber ihre Beschlüsse 
Uber die Durchführung der Geschäftsordnung, die Geltend-
machung von Ansprüchen der Stadt gegen den Hat oder ein-
zelne seiner Mitglieder und Uber die Bestellung eines besonderen 
Vertreters hat der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung 
auszuführen. . Neben diesen grundsätzlichen Befugnissen (§§ 131 
bis 139) sind dann einzelne besonders aufgeführt. Die Stadt-
verordnetenversammlung kann die zu beratenden Gegenstände 
<lurch Ausschüsse begutachten lassen, die aus ihrer Mitte zu 
wählen sind; sie kann zur Durchführung ihrer Aufgaben von 
anderen Einwohnern Auskunft und Gutachten einholen (§ 40). 
Sie kann die Verwaltung der gewerblichen Betriebe in einer 
von den sonstigen Vorschriften der Städteorduuug abweichenden 
Weise beweglicher gestalten (§ 115); sie kann Ortsgesetze be-
schließen, die allerdings der Genehmigung des Ministers des 
Innern bedürfen (§§ 119, 120). Durch solches Ortsgesetz kann 
einem Ausschuß fUr bestimmte Angelegenheiten sogar die Aus-
übung der Rechte der Stadtverordnetenversammlung Übertragen 
werden (§ 50). 

Was den Ha t d e r S t a d t angeht, so besteht er aus eiuem 
Vorsitzenden und mindestens zwei weiteren Mitgliedern. Der 
Vorsitzende des Rates fuhrt die Amtsbezeichnung „Bürgermeister", 
in der Stadt Braunschweig die Amtsbezeichnung „Oberbürger-
meister"; die übrigen Ratsmitglieder fuhren die Amtsbezeichnung 
„Stadtrat" . Nirgends ist eine besondere berufliche Vorbildnng 
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vorgesehen. Erforderlich ist Dnr Vollendung des 25. Lebens-
jahres und Wählbarkeit zum Stadtverordneten. Ehegatten and 
Personen, die im zweiten Grade oder näher verwandt oder ver-
schwägert sind, dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder des Sates 
sein. Aach können Stadtverordnete, in Abweichung auch hier 
vom preußischen Hechte, nicht gleichzeitig Mitglieder des Rates 
sein. Wird ein Stadtverordneter in den Rat gewählt, so scheidet 
er aas der Stadtverordnetenversammlung aus. Wenn er vom 
Amte eines Ratsmitglieds zurücktritt, wird er wieder Mitglied 
der Stadtverordnetenversammlung. Oer Vorsitzende des Rates 
ist stets als besoldeter Beamter anzustellen. Ein Stadtrat ist 
sein ständiger Vertreter. Die Zahl der besoldeten und un-
besoldeten Ratsmitglieder ist durch Ortsgesetz festzusetzen, die 
Zahl der unbesoldeten Ratsmitglieder muß größer sein als die 
der besoldeten. Der Vorsitzende des Rates und die übrigen 
besoldeten Ratsmitglieder werden von der Stadtverordneten-
versammlung auf sechs Jahre gewählt, Ortsgesetz kann die 
Dauer der Wahlzeit allgemein oder für den Einzelfall anders 
regeln, es kann auch Wahl oder Wiederwahl auf Lebenszeit 
des Gewählten bestimmen. Der Vorsitzende des Rates leitet 
und beaufsichtigt den gesamten Geschäftsgang und verteilt die 
Geschäfte unter die Mitglieder des Rates nach Anhören der 
beteiligten Stadträte. Die durch die Geschäftsverteilung be-
stimmten Ratsmitglieder haben die Beschlüsse des Rates vor-
zubereiten und auszuführen und die laufenden Geschäfte zu 
führen. Der Vorsitzende hat Beschlüsse des Rates, die das 
bestehende Recht verletzen, zu beanstanden. Was die Zuständig-
keit (den Geschäftskreis) des Rates in S e l b s t v e r w a l t u n g s -
angelegenheiten betrifft, so führt er innerhalb der von der 
Stadtverordnetenversammlung bereitgestellten Mittel und unter 
Beobachtung der von ihr aufgestellten Grundsätze die gesamte 
Verwaltung der Stadt. Er hat die Vorlagen der Stadtverordneten-
versammlung za unterbreiten und ihre Beschlüsse auszuführen,, 
soweit nicht die Ausführung Sache der Stadtverordnetenver-
sammlung selbst ist oder andere Bestimmungen entgegenstehen. 
Man erkennt hier eine außerordentliche Verwickeltheit in der 
Regelung des Verhältnisses der beiden städtischen Organe; es wird 
die reine Scheidung, die sonst besteht, daß die Stadtverordneten-
versammlung beschließt, der Magistrat aber ausführt, hier in 
eigenartiger Weise vermischt. Im Einzelnen hat der Rat ins-
besondere folgende Aufgaben: die Verwaltung der Anstalten, 
Einrichtungen und Betriebe und des gesamten Vermögens der 
Stadt; Führung des Haushalts nach dem von der Stadtverord-
netenversammlung festgestellten Haushaltsplan and Sorge für 
die Aufstellung der Jahresrechnnng ; Verteilung der städtischen 
Abgaben und der persönlichen Leistungen der Einwohner nach 
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den Gesetzen and den Beschlüssen der Stadtverordnetenver-
sammlung au! die Verpflichteten and grundsätzliche Sorge für 
ihre Beitreibung; Vertretung der Stadt nach außen usw. 

Sind die gegenseitigeu Beziehungen von Stadtverordnetenver-
sammlung und Hat keineswegs in einer jeden Zweifel unbedingt 
ausschließenden Weise von einander gesondert, so bedarf es 
der Hervorhebung einiger Punkte, bei denen eine Art von' 
Verzahnung ihrer Aufgaben stattfindet. Dem Rate der Stadt 
ist von allen Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und 
ihrer Ausschüsse unter Augabe der Gegenstände der Beratung 
Mitteilung za inachen. Der Eat kann an den Sitzungen teil-
nehmen oder sich durch einzelne Mitglieder vertreten lassen, 
er muß auf Verlangen der Stadtverordneten an den Stadtver-
ordnetenversammlungen oder Ausschußsitzungen teilnehmen oder 
Beauftragte entsenden. Die Katsmitglieder und die zugezogenen 
Beauftragten müssen auf Verlangen jederzeit das Wort erhalten. 
Alle Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung und ihrer 
Ausschüsse müssen dem Kate mitgeteilt werden und zwar auch 
solche, dereu Ausführung ihm nicht durch Gesetz übertragen 
ist. Der Kat macht die Ortsgesetze, die die Stadtverordneten-
versammlung beschlossen hat, unter Bezugnahme auf die Ge-
nehmigung der hierfür zuständigen Stellen in ortsüblicher Weise 
bekannt. Der Kat h a t auch Beschlüsse der Stadtverordneten, 
die das bestehende Kecht verletzen, zu beanstanden und er 
s o l l solche Beschlüsse, die nach seiner Ansicht wichtigen 
Interessen der Stadt zuwiderlaufen, beanstanden. 

Nur der Rat verwaltet dagegen die A u f t r a g s angelegenheiten, 
soweit nicht gesetzlich eine andere Stelle bestimmt ist. Er 
handelt hierbei unabhängig von der Stadtverordnetenversammlung 
(vgl. oben S. 168). Ist der Rat oder die sonst bestimmte städtische 
Stelle der Meinung, daß die Anweisung deshalb unberechtigt 
ist, weil sie nicht eine Auftrags-, sondern eine Selbstverwaltunge-
angelegenheit betrifft, so haben sie ihre Bedenken unverzüglich 
der anweisenden Stelle mitzuteilen. Hält diese trotzdem ihre 
Anweisung aufrecht, so steht der angewiesenen Stelle binnen 
zweier Wochen nach Ablauf des Tages des Empfangs der Ent-
scheidung in der Regel Klage beim Verwaltungsgerichtshof za. 
Soweit Vermögen, Einnahmen oder Einrichtungen der Stadt 
für die Ausführung von Auftragsangelegenheiten bereitzustellen 
sind, b i l d e t d i e B e s c h l u ß f a s s u n g h i e r ü b e r e i n e 
S e l b s t v e r w a l t u n g s a n g e l e g e n h e i t . Genau ist auch 
bestimmt, daß zum Vermögen der Städte alle Werte gehören, 
die nicht zum Verbrauche oder zur Deckung laufender Aus-
gaben und Bedürfnisse bestimmt sind (Wirtschaftsmittel). Weniger 
erfreulich ist die Bestimmung, daß die Stadt, soweit die Gesetze 
nichts anderes bestimmen, den durch die übertragenen Geschäfte 
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erwachsenden Aufwand za tragen haben; also gerade umgekehrt 
wie nach der sächsischen Gemeindeordnang. 

Dagegen erinnert an sie die Einrichtung der G e m e i η d e -
k a m m e r. Sie, deren Zusammensetzung und Verfahren der 
Regelung durch ein besonderes Gesetz überlassen ist, hat ins-
besondere Aufgaben auf dem Gebiete der E i η g e m e i η d u η g. 

Mit besonderer Sorgfalt hat die Städteordnung Aufgaben 
and rechtliche Stellang der verschiedenen A a s s c h U s s e , ins-
besondere d e r V e r w a l t a n g s a u s s c h ü s s e , die neben den 
b e s c h l i e ß e n d e n Ausschüssen eingerichtet sind, geregelt 
(§§ 78—81, 50). Von letzteren war schon die Rede; jene 
können sowohl zur dauernden Verwaltung oder Beanfsichtigung 
einzelner Verwaltungszweige, als auch zur Erledigung bestimmter 
Angelegenheiten und Aufträge eingesetzt werden. 

Die S t a a t s a u f s i c h t ist dadurch begrenzt, daß sie nur 
die in der Städteordnung vorgesehenen Befugnisse erhält, so 
daß diese erschöpfend geregelt sind. Freilich, „soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist". Immerhin ist auch hier 
wie bei der sächsischen Gemeindeordnung eine Einengung der 
Staatsaufsicht als Teudenz festzustellen. 

Eigenartig ist die Ordunng der S t ad tpo l i z e i . Die Stadt-
Polizeibehörde übt innerhalb des Stadtgebiets die Polizeigewalt 
aus, die Stadt trägt die Kosten; der Vorsitzende des Rats, bei 
seiner Behinderung die Stellvertreter, ist Leiter der S t a d t -
polizeibehörde, die wiederum der Aufsicht der L a η d e s Polizei-
behörde untersteht. Bei dieser Anerkennung des gemeindlichen 
Charakters der Stadtpolizei überrascht es nicht, daß die Stadt-
verordnetenversammlung mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
die Leitung der Stadtpolizeibehörde einem Stadtrat oder einem 
auderen Beamten der Studt widerrnflich Ubertragen und mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde einen besonderen Polizei-
beamten auf bestimmte Zeitdauer oder auf Lebenszeit als Leiter 
der Stadtpolizeibehörde anstellen kann. Ja noch mehr! Das 
Staatsministerium kann der Stadtpolizeibehörde auch die Ver-
waltung der L a η d e s polizei innerhalb des Stadtgebiets ganz 
oder teilweise gegen angemessene Vergütung widerruflich über-
tragen. Der Erlaß der Pol izeiverordnungen und das Hechts-
mittel gegen Polizeiverfügungen (Beschwerde) sind ebenfalls 
in der Städteordnung geregelt. Dem Rat ist auch ein eigen-
artiges O r d n u n g s s t r a f r e c h t zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung, auch bei Terminen und Verhandlungen, zur Ausführung 
•on Anordnungen und zur Erzwingung von Vorladungen gegeben. 

Alles in allem: eiu wohldurchdachtes, die Lehren anderer 
neuer Städteordnungen benutzendes Gesetz, mit ernstestem Willen 
wenn auch nicht restlosem Erfolg bei der Abgrenzung von Selbst-
verwaltungs- und Auftragsangelegenheiten ; einer Art von Magi· 
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stratsverfasRung, wie sie besonders durch den selbständigen 
Stadtverordnetenvorsitzenden einerseits and den Rat der Stadt 
andererseits gekennzeichnet ist nnd doch wiederum ein Ueber-
gewicht der Stadtverordnetenversammlung in grundsätzlicher 
Beziehung, nicht ohne eine etwas grundsatzwidrig durchgeführte 
Verbindung der Funktionen beider Organe der Stadt. In den 
Fragen des Stadtvermögens, der schärferen Herausarbeitung der 
Staatsaufsicht, der besonderen Regelung der ehrenamtlich tätigen 
Personen (abgesehen von der Stadtverordnetenversammlung) 
kommen, außer den letzterwähnten, besondere Eigenarten in 
diese jüngste aller deutschen Städteverfassungen. 

Nicht unerwähnt gelassen sollen zwei Einrichtungen bleiben. 
Bekanntlich ist der sog. A n s c h l u ß z w a n g an städtische Gas-, 
Wasser- u. Elektrizitätswerke in Preußen nicht besonderer ge-
setzlicher Regelung teilhaftig geworden. Die braunschw. Städte· 
Ordnung sieht vor, daß die Städte, wenn es die öffentliche Ord-
nung und Sicherheit oder die öffentliche Gesundheitspflege er-
fordern, durch Ortsgesetz für ihre g e m e i n n ü t z i g e n Einrich-
tungen vorschreiben können, daß unter den im Ortegesetze zu 
bestimmenden Voraussetzungen die Gemeindeangehörigen und 
sonstige natürliche Personen, die im Stadtgebiet ihren Wohnsitz 
haben oder sich dort aufhalten, sich dieser Einrichtungen be-
dienen müssen. 

Das letzte betrifft die Κ o m m u η a 1 i s i e r u η g, d. h. die 
auf Grund gesetzlicher Ermächtigung erfolgende Ueberführung 
privatwirtschaftlicher gewerblicher Unternehmen in die Gemein-
wirtschaft. Hierzu und z u a u s s c h l i e ß l i c h e n G e w e r b e · 
b e r« c h t i g u η g e η, d. h. zur Untersagung der Errichtung oder 
Fortführung privatwirtschaftlicher Unternehmungen zum Zwecke 
des ausschließlichen Betriebes eines Wirtschaftszweiges durch 
die Stadt werden die Städte als befugt erachtet und es wird 
nur bestimmt, sie mUssen den Betrieb so führen, daß das öffent-
liche Bedürfnis befriedigt wird. Ich halte die Kommunalisierung 
rechtlich zulässig, so we i t sie lokale Selbstverwaltungeangelegen-
heit bleibt, dagegen die Vorschrift Uber ausschließliche Gewerbe-
berechtigungen für ungültig, da sie sowohl den §§ 1, 7 der 
Gewerbeordnung als auch Art. Ιό Iff. RVerf. widerspricht 

XI. 
Sucht man sich den Kernpunkt der kommunalen Selbst-

verwaltung nach der jüngsten Entwicklung zu vergegenwärtigen, 
so kommt man auf die grundsätzliche Frage der Selbstverwal· 
tungs- und der Auftrageangelegenheiten zurück. Gibt es doch 
dreierlei Arten von Verwaltungsangelegenheiten: 

1. solche, die ausschließlich in die Zuständigkeit der komma-
nalen Selbstverwaltungeorgane als „eigene", gesetzlich um-
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hegte der Gemeinden gehören and n u r von i h n e n er-
ledigt werden dllrfen; die sog. reinen Selbstverwaltungs-
angelegenheiten; 

2. solche ausschließlich staatliche Angelegenheiten, die ledig-
lich in die Zuständigkeit der Staatsverwaltung gehören 
und nur von staatlichen Verwaltungsstellen bezw. Ver-
waltungsbeamten erledigt werdet). In Preußen hat sich aber 
schon seit langem — weil das Gebiet der Kommune meist 
einerseits Gemeindeverwaltungsbezirk, andererseits Staats-
verwaltungsbezirk ist — gesetzlich herausgebildet eine 

3. Art von Verwaltungsangelegenheiten. Bei diesen handelt 
es sich um solche Verwaltungsgeschäfte, die ihrer rechtlichen 
Natur nach r e i n s t a a t l i c h waren und geblieben sind, die 
aber nicht von rein staatlichen Verwaltungsstellen bezw. rein 
staatlichen Verwaltungsbeamten erledigt werden, sondern infolge 
gesetzlicher Regelung den kommunalen Selbstverwaltungsorganeu 
zur Besorgung und zwar meist in obligatorischer Weise über-
tragen werden. Das Kennzeichnende liegt also darin, daß die 
Eigenschaft dieser Angelegenheiten als daaernd staatlicher — 
also niemals kommunaler — sich verbindet mit der Rechtstat-
sache, daß diese au und für sich staatlichen Angelegenheiten 
k o m m u n a l e n Selbstverwaltungsorganen i n d i e s e r i h r e r 
Eigenschaft Ubertragen werden. Diese Angelegenheiten sind 
es, die man mit einem heute geläufigen Namen die A u f -
t r a g e a n g e l e g e n h e i t e n nennt. Vor allem gehört grund-
sätzlich hierher die P o l i z e i mit ihren einzejnen Zweigen (Ord-
naugs· und Sicherheitspolizei. Gewerbepolizei). Dagegen ist das 
Gebiet der K o m m u n a l s t e u e r n S e l b s t v e r w a l t u n g s -
a n g e l e g e n h e i t . Lediglich die Mitwirkung der Gemeinden 
in Reichs- oder S t a a t s s t e u e r s a c b e n ist eine Auftragsange-
legenheit. Von den S c h u l angelegenheiten sind die sogenannten 
ä u ß e r e n ebenfalls S e l b s t v e r w a l t u n g s a n g e l e g e n h e i t e n d .h . 
diejenigen, die die Errichtung der Schulen. Schaffung der Vor-
bereitungen fllr die Lehr- und Lerntätigkeit, Schulunterhaltung, 
Vermögensverwaltung betreffe». Höchstens könnten die i n n e r e n 
Schalangelegenheiten als A u f t r a g s a n g e l e g e n h e i t e n angesehen 
werden — es handelt sich hier um den Unterrichtsbetrieb: 
Lehrplan, Lehrziele, Lehrmittel, Methode, Schulzucht, Schul-
aufsicht. Es wird von vielen Seiten der Standpunkt ver-
treten, daß die inneren Schulangelegenheiten ebenfalls Selbst-
verwaltungsangelegenheiten sind. Zu beachten ist aber Art. 144 
Abs. 1 der RVerf.: „Das gesamte Schulwesen steht unier der Auf-
sicht des Staates; er k a n n die Gemeinden daran beteiligen." 
Diese Beteiligung erfolgt an der Unterrichts- und Schulverwaltung 
in dem soeben dargelegten Sinne zurzeit nach Maßgabe des 
Landesrechte. 
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Die A r m e n s a c h e n sind, wenigstens nach dem bisherigen 
Recht, das sich auf den Unterstützungswohnsitz in der Gemeinde 
aufbaut , mehr Selbstverwaltungs- als Auftragsangelegenheit. 
Die Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 12. Februar 1924 
hat an der grundsätzlichen Eigenschaft dieser Angelegenheiten 
nichts geändert. 

Straßen- und Wegepolizei sind zwar — als Polizeisachen — 
zweifellos Auftragsangelegenheiten. Im übrigen aber, d. h. so-
weit sie nicht Polizeisachen sind, ist Straßen- und Wegebau 
Selbstverwaltungsangelegenheit. Ebenso ist das G e s u n d -
h e i t s w e s e n an sich Selbstverwaltungsangelegenheit und nur 
soweit das Gebiet der G e s u n d h e i t s p o l i z e i reicht, Auftrags-
angelegenheit. Es kann ζ. B. daher zwar die Polizeibehörde 
eine Gemeinde, in der nicht genug Privatkrankenhäuser sich 
befinden, zwingen, ein Krankenhaus zu errichten; aber die Er-
richtung und der Betrieb des Krankenhauses sind wieder reine 
Selbstverwaltungsangelegenheiten. Dasselbe gilt von der Er-
richtung von Lungenheilstätten und Genesungsheimen durch die 
Gemeinden. 

Dagegen sind wieder Auftragsaugelegenheiten: die politi-
schen Wahlangelegenheiten, die Ausübung der Justizhoheit durch 
die Gewerbe- und Kaufmannsgericbte, die Verwaltungs- und 
gerichtliche Tätigkeit des Stadtausschusses, die Aufstellung der 
Urlisten für die Auswahl der Schöffen und Geschworenen, die 
Vorbereitung und Leitung der Reichs- und Landtagswahlen, 
Aufgaben auf Grund der Gewerbeordnung. Auch an die wäh-
rend des Krieges überwiesenen Aufgaben der Nahrungsmittel-
versorgung mag hier erinnert werden. Allgemein gesprochen 
liegen die staatlichen Aufgaben, die die Gemeinden im Staats-
auftrage zu erfüllen haben, überhaupt auf dem Gebiete der' 
inneren Verwaltung, der Finanz- und Vermögensverwaltung, 
ζ. T. auch der Justizverwaltung und der Justiz. 

Die S t a a t s a u f s i c h t ist im Grunde genommen nichts weiter 
als das Gegenstück und der Ergänzungsbegriff der Selbstver-
waltung. Daß neuere Städteordnungen diese beiden Begriffe 
fester umgrenzen wollten, habe ich bereits gezeigt. Zum Pro-
blem muß man von dem hier eingenommenen Standpunkt aus 
d i e Stellung einnehmen, daß die Gemeindeangelegenheiten 
grundsätzlich zum Wirkungskreise des Staates gehören, aber 
entweder den Gemeinden zur eigenen Betätigung überlassen^ 
oder, wie soeben dargestellt, übertragen werden. Der Inhalt 
des kommunalen Aufsichtsrechts ist in P r e u ß e n durch eine 
allgemeine Vorschrift im geltenden Städterecht nicht angegeben. 
Wenn § 139 c der preußischen Städteordnung von 1831 die Auf-
sichtsbehörde berechtigt wie verpflichtet, „dafür zu sorgen, daß 
die Verwaltung fortwährend in dem vorgeschriebenen Gange 
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bleibt and angezeigte Störungen beseitigt werden", so fuhrt dies 
ebensowenig za vollständiger Klärung des Begriffs der Staats-
aufsicht wie andere Vorschriften des preußischen Rechts und 
§ 7 des Zuständigkeitsgesetzes, der nur f o r m a l die Aufsichts-
i n s t a n z e n bezeichnet. Nach der Rechtslehre, Rechtsprechung 
nnd YerwaltungsUbung sind die Aufgaben der Aufsichtsbehörden 
aber n e g a t i v und positiv zu bestimmen. Der Staat hat dar-
über za wachen, daß die Verwaltung der Gemeinden nach den 
Gesetzen and Verordnungen sowie den Satzangen erfolgt und 
die Ueberschreitung der Zuständigkeit der Gemeinden verhütet 
wird. P o s i t i v ist der Staat verpflichtet, die Verwirklichung 
der kommunalen Zwecke zu Überwachen and hierauf nötigen-
falls hinzuwirken. Die Praxis mehr als eines Jahrhunderts 
hat gezeigt, daß man mit diesen Formeln wenigstens in Preußen 
nicht auskam und daß die Spannung zwischen Gemeindefreiheit 
und Staatsautorität, Selbstverwaltung nnd Staatsaufsicht immer 
wieder hervortrat, sich bald stärker, bald schwächer erwies 
nnd zu Reibungen zwischen den.Verwaltungsbehörden des Landes 
und den Gemeinden führte, die im höchsten Grade zu beklagen 
sind. Ës ist kein Zweifel, daß der den'.okratisch-republikanisch-
parlamentarische Staat aus den von mir oben dargelegten 
Grttnden jene Spannung keineswegs vermindert, sondern ver-
stärkt hat. Wollen wir aber nicht die Erkenntnisse benutzen, 
die ans eine Beschäftigung mit der Entwicklung der Selbst-
verwaltung geradezu aufdrängt? Tun wir dies, dann kann es 
uns nicht verborgen bleibeu, daß zwar der Selbstverwaltungs-
b e g r i f f mehr oder minder unverändert bleiben kann, daß 
aber, wie ich schon angedeutet habe, Maß u n d A r t d e r 
S e l b s t v e r w a l t u n g je nach den innen- and außenpolitischen 
Zuständen, den Verfassangseinrichtungen und nach der Staate-
and ge8ellschaftsphilosophiscben Auffassung der jeweiligen Zeit-
epoche über das Verhältnis des Staates za genossenschaftlichen 
Bildungen a u ß e r o r d e n t l i c h w e c h s e l t . Um nur einige 
Beispiele hierfür anzuführen: die starke finanzielle Bindung und 
druckende Schuldenlast des Reiches gegenüber den früheren 
Kriegsgegnern zwingt za einer äußersten Anspannung aller Kräfte 
and za einer Zentralisation des Stenerwesens, die auch den 
Ländern unmittelbar und mittelbar stark fühlbar werden muß. 
Es ist doch aber gänzlich unmöglich, hieran etwas W e s e n t -
l i c h e s za ändern, solange die außenpolitische Lage dieselbe 
bleibt. Liegt also hierin eine Beschränkung der Selbstverwal-
tung, so m a ß s i e von h ö h e r e n G e s i c h t s p u n k t e n 
a a s g e t r a g e n und gerechtfertigt werden. Jene erwähnte 
Grandansicht aber Uber das Verhältnis von Staut and Kommunen 
ist auch weltanschauungsmäßig begründet und wirkt sich selbst 
bei denjenigen aas, die sich dieser Sachlage nicht klar bewaßt 
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sind. .In Zeiten stark liberaler Strömungen, häufig als Gegensätze 
za einem bekämpften System der Ueberspannung der Staatskräfte 
entstanden, kommt man zar weitestgehenden Selbstverwaltung:; 
„die ZUgel der Staatsaufsicht werden aaf dem Boden geschleift." 
Dann gibt es wieder andere Zeiten, in denen das Maß der 
Selbstverwaltung zugunsten des Gemeinsohafts· und sozialen 
Gedankens zurückgedrängt wird. Wir befinden uns zweifellos 
in einer solchen Lage und auch die Bedeutung des Sozialismus, 
der sich hier mit deutschrechtlichen Genossenschaftsideen «eltsam 
verbindet, wird nicht za verkennen sein. 

Ebensowenig beruht es auf rein subjektiven Absichten und 
politischen Tendenzen and wird deshalb aach nicht darch ent-
gegengesetzte geändert werden können, daß Reich und Staat 
einen großen Teil ihrer Lebensbetätigung und Verwaltung auf 
Kommunen und Kommnnalverbände Ubertragen. Die Zahl der 
Auftrageangelegenheiten ist schon ganz enorm, wird aber 
wachsen und maß es tan, solange nicht das lieich seinen 
eigenen Verwaltungsorganismus auf dem Gebiete der inneren Ver-
waltung hat and die Länder wie die Gemeinden bis dahin hier 
eintreten müssen. Daß damit eine starke bürokratische Bindung 
und Abhängigkeit der kommunalen Organe von den staatlichen 
Zentralinstanzen sich einstellen maß, ergibt sich von selbst. Be-
sonders hart empfinden dies die Städte, soweit es sich um An-
gelegenheiten handelt, die zuerst der freiwilligen Initiative der 
Städte und ihrer weit ausschauenden Fürsorge entsprungen, 
nachher aber auf die Reichszuständigkeit Übernommen worden 
sind, wie Arbeitsnachweis, Erwerbslosenfürsorge, Fürsorgewesen, 
Jagendwohlfahrt. Die Gemeinde wird hier aus ihrer initiativ-
reichen und beschließenden Stellung zu einer bloßen Ausführungs-
behörde herabgedruckt. 

XII. 
Alle diese Erwägungen scheinen mir auch die neuerdinge 

stark hervorgetretene Tendenz, ein R e i c h s s t ä d t e r e c h t zu 
schaffen, nicht eben zu unterstützen. Denn die unitarische 
Tendenz, die sich den Gemeinden bereits so sehr nachteilig 
erwiesen hat, wUrde sich stärken, infolge dessen die Abhängig-
keit der Gemeinden vom Reiche vermehren. Denkt man sich 
aber das Reichsstädterecht nur als ein Rahmengesetz, dann würde 
ein ähnlicher Vorwurf wie der gegenüber dem neuen sächsischen 
Gemeindegesetz erhobene gerechtfertigt sein, daß die Haupt-
sache dann doch der Landes· oder Ortsgesetzgebung überlassen 
bliebe. Auf diese Weise kämen wir zu einer noch größeren 
Zersplitterung des kommanalen Rechtes als wir sie schon heute 
festzustellen haben. Insbesondere sind die Oberbürgermeister 
Blüher-Dresden und Dr. Luppe-Nürnberg in den Verhandlungen 
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des Deutschen Städtetags vom 25. and 26. September 1924 in 
Hannover (Tagungabericht a. a. 0 . S. 78 ff., 94ff.) für ein Reichs-
städterecht eingetreten. Freilich taten sie das in einer Weise, 
die mit Einschränkungen nnd Vorbehalten reichlich versehen 
war. Sie wollten keine vollständige Städteordnang fUr das 
Reich erlassen, sondern nur ein Reichsrahmengesetz, in dem 
uur gewisse Grundlagen festzulegen wären, auf denen die 
Länder ihre Städteordnungen aufbauen sollen. So frei war 
von ihnen innerhalb dieses Rahmengesetzes die Gestaltung der 
Städteordnung gedacht, dafi sie die Möglichkeit sowohl der 
Magistratsverfassung wie der Bttrgermeistereiverfassung, als 
auch schließlich der sogenannten süddeutschen Stadtratsver-
fassung vorsahen. In der Oeffentlichkeit und in dem in dieser 
Beziehung freilich kärglichen Schrifttum hat man sich mit 
Recht dieser Idee verschlossen. Nicht als ob es an und für 
eich unerwünscht wäre, die Städteverfassung filr ganz Deutsch-
land später einmal auf einheitliche Grundlagen durch Reichs-
gesetz zu stellen. Aber allzu sehr verkennt man, will man 
dieses Ziel in absehbarer Zeit erreichen, die unendlichen Schwierig-
keiten und die sicherlich nicht geringen Besonderheiten, welche 
die Landesgesetzgebungen aufweisen. Meine hentigen Dar-
legungen, die meiner Herren Mitberichterstatter und sicherlich 
auch die Aussprache Uber diese werden die nicht zu überbietende 
Mannigfaltigkeit der Gemeindeverfassungen in Deutschland 
klar vor Augen stellen. Sie sind aber, wie schon eingangs 
betont, nicht Zufall und Willkür, auch nicht unbegründeter 
Partikularismus, sondern die Folgen historischer Entwicklung 
und Schicksal wie Eigenart der verschiedenen deutschen Landes-
teile. Irgend ein Grund, diese Besonderheiten, falls sie ge-
schichtlich erwachsen und auch sonst berechtigt sind, zu be-
seitigen, liegt nicht vor. Im Gegenteil, ein solches gesetz-
geberisches Vorgehn würde zu großen Verwirrungen und Ver-
stimmungen führen. Es gibt nur den einen Weg der Verein-
heitlichung, zu dem sich a l l m ä h l i c h die Voraussetzungen 
bilden: Es muß sich in allen deutschen Ländern dnrch ihre Ge-
setze und ihre Verwaltung, durch Rechtegewohnheit, Verwaltungs-
praxis und Rechtsprechung in Bezug auf die wichtigsten Grund-
fragen nach und nach — und das kann vielleicht Jahrzehnte 
dauern — eine Uebereinstimmung hinsichtlich der wichtigsten 
Grundlagen herausbilden, so in Bezug auf Selbstverwaltungs-
und Auftragsangelegenheiten, rechtliche Stellung und Befugnisse 
der kommunalen Organe usw. Dann wird sich die Verein-
heitlichung als reife Frucht der Entwicklung selbst einstellen. 

Noch ein anderes sehr wesentliches Bedenken besteht 
gegen eine gewillkürte statt einer in dem eben bezeichneten 
Sinne natürlich sich mit der Zeit herausstellenden Vereinheit-
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lichung des Reichsstädterechts. Ës ist politischer Natur. Alle 
auf schärfsten Unitarismos abzielenden Rechtseinrichtungen im 
Reiche haben mit Zwangsläufigkeit Gegenströmungen hervor-
gerufen. Es ist wahrlich nicht erwünscht, noch weitere po-
litische Unstimmigkeiten zwischen Reich und Ländern in den 
deutschen Verfassungsstaat hineinzutragen. Durch weitere Ver-
folgung des Gedankens des Reichsstädterechts wurden sich die 
Kämpfe um die verschiedenen hier behandelten Systeme be-
sonders verschärfen und diejenigen Landesteile, die kenn-
zeichnende Besonderheiten aufzuweisen haben, in hervorragendem 
Maße an diesem Streit beteiligt sein, so vor allem die Rhein-
lande. Würde aber das Reichsstädterecht den Rahmen so weit 
spannen, daß al le vorhandenen Besonderheiten oder wenigstens 
die wichtigsten beibehalten werden könnten, so wäre der Sinn des 
Kampfes um eine b a l d i g e Vereinheitlichung nicht einzusehen. 

XIII. 
Ich komme zum Schlüsse. Nicht eine erschöpfende Dar-

legung städterechtlicher Einzelheiten, deren unendliche Reihe 
jeder Erörterungsmöglichkeit auf einer Tagung wie der unsrigen 
spotten würde, sondern eine Uberschauende Betrachtung war 
Gebot und Pflicht. Wie viel oder wie wenig Ueberzeugungs-
kraft auch die Beweisgründe in der einen oder anderen Frage 
für unbefangene Hörer haben mögen, e i n s steht mir unbedingt 
fest: Wir müssen erst aus der Erkenntnis der inneren Zusammen-
hänge der Entwicklung seit der Revolution von 1918 rechts-
politische Folgerungen ableiten. Haben sich einmal geschichtlich-
politische Strömungen geltend gemacht, sind verfassungsrecht-
liche Gestaltungen von größter Bedeutung vor sich gegangen, 
so bedarf es der Einsicht, daß alle ihre Auswirkungen auf die 
Gemeindeverfassung und Selbstverwaltung zwangsläufig waren. 
Wie begreiflich daher auch Klagen und Beschwerden Uber die 
Einengung der Selbstverwaltung seit der Revelation im einzelnen 
sein mögen, so steht uns doch als Männern der Wissenschaft 
die Erklärung und geistige Erfassung dieser soziologischen Tat-
sachen zunächst an erster Stelle. Wenn sich im Reich und 
Land auf absehbare Zeit die geschilderten historisch-politischen 
Strömungen und verfassungsrechtlichen Gestaltungen usw. nicht 
ändern, so wird auch der Ansturm gegenüber dem sich mehrenden 
Staatseinfluß in bezug auf die Gemeinden vergeblich sein. Erst 
wenn alle jene Einzelmomente, die zu einer unitarieohen und 
die Selbstverwaltung einengenden Richtung geführt haben, eich 
mindestens teilweise wandeln, dann erst kann eine freiere Ent-
wicklung der Selbstverwaltung anheben. Ihre Einschränkung 
ist, wir sahen es, nicht subjektive Willkür gewesen, sondern 
notwendige Folge der nur geistig erfaßbaren Ereignisse. 

T t f a n g dar SU«tar«ehtal*hr*r 1916. 1 2 
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Sachen wir aber nacb Formeln, die für rechtepolitische 
Forderungen einigermaßen braachbar sein sollen, so können 
wir, meine ich, za den folgenden Sätzen greifen: Gebt dem 
Staate was des Staates ist! Er maß gerade in der jetzigen Zeit 
politischer, gesellschaftlicher and religiöser Gährung, in anseren 
Tagen wirtschaftlicher and ethischer Not seine starke A u t o -
r i t ä t wieder a u f r i c h t e n a n d b e w a h r e n . E r kann 
anter keinen Umständen eine Gemeindepolitik dulden, die 
zentrifugal und bestrebt wäre, sich, auf Kosten von Staat and 
Reich, zu selbständigen and anabhängigen politischen Gebilden 
mit unbeschränkter wirtschaftlicher Macht auszugestalten. Die 
wirklichen gegebenen politischen Notwendigkeiten — Staats-
notwendigkeiten im ureigentlichsten Sinne des Wortes — , nicht 
aber irgendwelche subjektiv ausschweifende Vorstellungen 
von einem pouvoir municipal dürfen hier maßgend sein. Gebt 
dem Stante was des Staates ist — aber auch den Gemeinden 
darf ihre den lokalen Lebensaufgaben gemäße, der deutsch-
rechtlichen Genossenschaftsidee entsprechende Freiheit in Recht 
uud Kechtsanwendung nicht geschmälert werden. Zwei Probleme 
gilt es hier zu lösen: Es muli trotz aller Schwierigkeit rechtlicher 
Formulierung eine möglichst genaue Begrenzung der Staats-
aufsicht und der Selbstverwaltung, der obrigkeitlichen Mitver-
waltung besonders hinsichtlich der Auftragsangelegenheiten ver-
sucht werden. Alle Formulierungen, die die Gemeindeverfas-
sungen besonders auch der letzten Zeit gewählt haben, müssen 
zum Gegenstande einer sorgfältigen Untersuchung anter Berück-
sichtigung der Staatsnotwendigkeiteu gemacht werden. Das ist 
das eine. Das andere aber ist, daß den Gemeinden für ihre Selbst-
verwaltungsangelegenheiten und zur Durchführung der Auftrags-
angelegenheiten eine ausreichende finanzielle Sicherstellung zu 
gewähren ist. Wie, nach tragischen Versuchen, eine einseitige 
sozialistisch-kommunistische Weltanschauung in Deutschland zur 
dauernden politischen Geltung zu bringen sich als erfolglos er-
wies, so.sind auch einseitige Rückschläge in ein bürokratisoh-
autokratisches oder halbabsolutistisches Staatsleben unerwünscht. 
Ein Ausgleich aller Extreme ist zu erstreben. Aach aaf dem 
von uns hier erörterten Gebiete wird nur in einem Gleichgewicht 
der sozial-gemeinschaftmäßigen und der individual-freiheitlichen 
Tendenzen das Wohl des deutschen Volkes and Staates aas-
gewogen werden. S i e m ü s s e n u n s h ö h e r s t e h e n a l s 
j e d e r P r i η ζ i p i e η s t r e i t um S e l b s t V e r w a l t u n g a n d 
S t a a t s a u f s i c h t . 
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la. Leitsätze des ersten Berichterstatters. 
1. Die treibenden Kräfte der Entwicklung der Gemeinde-

Verfassungen sind nicht, oder jedenfalls nicht ausschließ-
lich, in der rechtlichen, Ausprägung durch Gesetze und 
Verordnungen zu finden. Sie bilden vielmehr nur den 
Niederschlag der historiseh-politischen Strömungen, der 
Gedanken und Richtungen der Demokratie und teilweise des 
Sozialismus. Sie sind Folgen des Verfassungsgi undsalzes 
der Volksscuveränität und der Verbindung von Paria-
mentsabsolutismus und zentraler Staatsregierung. 

2. Die unitarische Tendenz der Reichsverfassung im allge-
meinen und ihre besonderen Erscheinungsformen: die Avs-
dehnung der Gesetzgebtngszuständigkeiten des Reiches, d e 
Anpassung des Gemeindewahlrechts an das radikale Wahl-
recht zum Reichstag, die Folgen des sogenannten gemein-
samen Indigenats und die Ablehnung des pouvoir muni-
cipal haben den Umfang des Lebenskreises und die Be-
deutung der Wirksamkeit der Gemeinden unmittelbar und 
mittelbar eingeschränkt. {Art. 8, 10, 11, 17, 83, 84, 110, 
127 RV). 

3. Für die Länder drängen sich, soweit dort entsprechende 
Einrichtungen, Grundsätze und Strömungen wie im Reich 
vorhanden sind — und das ist. in weitgehendem Maße der 
Fall — dieselben Einsichten in die Eigenart der treibenden 
Kräfte auf wie im Reich. 

4. Die zwischen Staatsautorität und Gemeindefreiheit, Selbst-
verwaltung und Staatsaufsicht bestehende Spannung tritt 
in den Ländern in weit schärferer Form als im Reiche 
hervor. Ueberlieferung und Rechtslage lassen dies leicht 
begreiflich, wenn auch nicht wünschenswert erscheinen. 
Geschichtlicher Einsicht sollte nicht weiter verborgen 
bleiben, daß, wenn auch nicht der Selbstverwaltungs-
begriff, so doch Maß und Art der Selbstver-
waltung relativ sind. Außen- und innenpolitische 
Gesamtlage, Verfassungseinrichtungen, herrschende staats-
und gesellschaftsphilosophische Auffassung vom Verhält-
nis des Staates zu genossenschaftlichen Bildungen (und 
ähnliches mehr) sind hier wesentlich bestimmend und 
sollten von schematischen Vergleichen mit früher be-
währten Rechts- und Verwaltungsformen und von ent-
sprechenden Forderungen abhalten. 

J. Die Üebemahme vielfach zuerst in den Gemeinden aus-
gebildeter Einrichtungen auf Reich oder Staat entzieht 
jenen nicht nur wichtige Inhalte ihrer Lebensbetätigung, 
sondern führt zu einem sich immer mehr ausdehnenden 

1 » 
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Uebertragungssyslem (Auftragsangelegenheiten), das not-
wendigerweise zu stark bürokratischen Bindungen und zur 
Abhängigkeit der kommunalen Organe van den staatlichen 
Zentralinstanzen führen muß (z. B. Arbeitsnachweis, Für-
sorgewesen, Erwerbslosenfürsorge und Arbeitslosenver-
sicherung , JugendwohIfahrt). 

6. Die Gesetzgebung der Länder spiegelt die finanzielle und 
wirtschaftliche Abhängigkeit und teilweise Ohnmacht der 
Gemeinden, die Durchführung der demokratischen Grund-
sätze in der Organisation der städtischen Verwaltung, im 
Wahlrecht, in der Zulassung der Frauen, im Gemeinde-
beamtenrecht wieder (insbesondere Preußen, Bayern, 
Sachsen, Württemberg, Baden, Heesen, Braunschweig). 

7. Ein Reichsstädterecht würde die unitarische Ten-
denz stärken, die Abhängigkeit der Gemeinden vom Reich 
vermehren oder aber, nur als Rahmengesetz gedacht, die 
Vielfältigkeit stärken statt schwächen. 

8. Erst die Erkenntnis der inneren Zusammenhänge der Ent-
wicklung seit der Revolution von 1918 kann zu rechts-
politischen Forderungen führen. Insoweit sich die ge-
schilderten geschichtlich-politischen Bedingungen, verfas-
sungsrechtlichen Gestaltungen usw. nicht ändern — und 
daß sie sich ändern sollen, wird hier grundsätzlich nicht 
verlangt und nicht erwartet — werden sich die zwangs-
läufigen Auswirkungen auf die Gemeindeverfassung und 
Sdbstvenoaltuvg begreiflicherweise nie ht ausschalten lassen. 
Im Reich und im Lande wird auf absehbare Zeit mehr an 
Staatseinfluß gegenüber den Gemeinden verbleiben als es 
bis zur Revolution der Fall war. Wird dem Staate ge-
geben, was des Staates ist — immer als Folgerung aus 
den gegebenen und fortwirkenden Ursachen gedacht — 
so wird doch, bei aller großen Schwierigkeit rechtlicher 
Formulierung, eine möglichst genaue Begrenzung der 
Staatsaufsicht und der obrigkeitlichen Mitverwaltung zu 
versuchen sein. Den Gemeinden wird eine ihren lokalen 
Lebensaufgaben gemäße, der deutschrechtlichen Genossen-
schaftsidee entsprechende Freiheit in Recht und Rechts-
antoendung zu geben und die hierfür wie zur Durchführung 
der AuftragsangdegenheitenausreichendefinanzielleSicher-
stellung zu gewähren sein. 



Die Entwicklung des Gemeindeverfassungs-
rechts seit der Revolution in Württemberg, 

Baden und Hessen. 
2. Beriebt von Staatsminister a. D. Professor Dr. Ludwig von Köhler 

in Tübingen. 

Die politischen Umwälzungen der Jahre 1918/19 haben 
auch in Württemberg, Baden und Hessen eine Revision des 
Verfasanngsrechts der Gemeinden zar Folge gehabt. Während 
sie in W ü r t t e m b e r g und H e s s e n formell nur zur Er-
fassung von Abänderung»- und Ergänzungsgesetzen zu den be-
stehenden Gemeindeordnungen gefuhrt hat, hat sie in B a d e n 
eine Neukodifikation des Gemeindeverfassungs- und Verwaltungs-
rechts in einer neuen „Badischen Gemeindeordnung" gebracht. 
Ich stelle bei der Berichterstattung, die sich auf das für die 
Beurteilung der E n t w i c k l u n g Notwendige erstrecken und 
beschränken soll, Württemberg voniu, Baden an den Schluß. 

I. 
In W ü r t t e m b e r g hatte die G e m e i n d e - O r d n u n g 

v o m 28. J u l i 1906, Keg.-Bl. S. 323, die Verhandlungen und 
Kämpfe zum Abschluß gebracht, die Jahre lang um die Ileform 
der Gemeindererfassung geführt worden wareu. Die Gemeinde-
ordnung stellt eine zusammenfassende Kodifikation des Gemeinde-
verfassungs- und Verwaltungsrechte dar und hatte, unter Be-
seitigung veralteter Formen, der Gemeindeverfassung eine im 
Großen und Ganzen moderne Gestaltung gegeben. Die durch die 
drei ersten organischen Edikte vom 31. Dezember 1818, die Ge-
meindeverfassung, die Oberamtverfassung und die Verwaltung der 
Stiftungen betreffend (Reg.-Bl. 1919 S. 17) sowie das Verwal-
tungsedikt für die Gemeinden, Oberämter und Stiftungen vom 
1. März 1822 (Reg.-Bl. S. 131) festgelegte, verfassungsmäßig1) 
geschützte, im Wandel der Zeiten befestigte und erweiterte 
Selbstverwaltung der Gemeinden war weiter ausgebaut, und es 
war den Gemeinden ein zwar bestimmt umgrenztes, aber doch 

') Vgl. insbesondere §§ 65—69 der Verf&senngs - Urkunde fttr das 
Königreich Württemberg vom 25. September 1819. 
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allgemeines örtliches Gesetzgebungsrecht in dem Recht zar Er-
lassang ron Gemeiodeeatzangen eingeräumt worden, das bisher, 
von einzelnen Sonderregelungen abgesehen, nnr in gewissen 
Anfängen (vgl. Art. 61 des Gemeindeangehörigkeitsgesetzes 
vom 16. Juni 1885, Reg.-Bl. S. 257) vorhanden gewesen war. 
Die Befugnisse der staátlichen Aufsichtsbehörden waren ein-
geschränkt und genauer umgrenzt, und es war den Gemeinden 
gegen Eingriffe dieser Behörden in das Selbstverwaltongsrecht 
ein größerer verwaltungegerichtücher Schutz als bisher gewährt 
worden (Art. 8, Abs. 1 vgl. mit Art. 195, Abs. 2). Zur Mit-
wirkung bei der staatlichen Aufsichtsftthrung war in - dem 
B e z i r k s r a t ein Organ herangezogen, dai zugleich Organ 
der kommunalen Selbstverwaltung und bei dem das Laien-
element vertreteu ist. Die Selbständigkeit der größeren Stadt-
gemeinden war erweitert und so auf die Verschiedenheit der 
größeren und der kleinen Gemeinden mehr als früher Rück-
sicht genommen. Sodann ist auch eine nicht nur verwaltungs-
rechtlich, sondern auch kulturgeschichtlich interessante Ein-
richtung endgültig beseitigt worden (Art. 259), die auf einem Ge-
setz vom 24. Juni 1855 (Reg.-Bl. S .43) beruhende besondere Staats-
aufsicht Uber verwahrloste Gemeinden, kraft deren in Ge-
meinden, „welchc sich in sittlichem und ökonomischem Zerfall 
befinden1*, zum Zweck der Herbeiführung eines besseren Zu-
etandes zugleich mit eiuer finanziellen Unterstützung aus Staats-
mitteln eine weitgehende Uebernahme der Verwaltung durch 
den Staat, also eine teilweise Suspension der Selbstverwal-
tung wegen Unfähigkeit des Selbstverwaltungskörpers zu ihrer 
Ausübung, stattfinden konnte. Endlich — und das war das all-
gemeinpolitisch Wichtigste — war die Lebenslänglichkeit der 
Ortsvorsteher aufgehoben und deren Amtsdauer auf zehn Jahre 
bei Möglichkeit der Wiederwahl befristet worden (Art. 55). 
Neben die Einführung der periodischen Wahl der Ortsvorsteher 
war diejenige der Verhältniswahl für die Wahl der unbesol-
deten Mitglieder des Gemeinderats und der Mitglieder des 
Bürgerausechußes in deu großen und mittleren Städten getreten. 

Die von der Regierung gewollte d u r c h g r e i f e n d e 
Vereinfachung der Organisation der Gemeindeverwaltung, die 
Abschaffung des Bttrgerausschusses in den kleineren Gemeinden 
auf der einen Seite und die Einführung der Magistrats-
verfassung in den größeren Städten auf der andern Seite, 
gelangte allerdings nicht zur Einführung. Die diesbezüg-
lichen Vorschläge der Regierung wurden in der Abgeordneten-
kammer abgelehnt. Das Institut des Bürgerausschusses wurde 
eogar noch weiter ausgebildet, indem ihm ein allgemeines 
Initiativrecht, d. h. das Recht verliehen wurde, in allen Ge-
meindeangelegenheiten dem Gemeinderat Vorschläge zu machen, 
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Uber die dieser dann Beschluß za fassen verpflichtet war 
(Art 50, Abs. 4). 

Neben der Gemeindeordnung vom 28. Juli 1906 war als 
weiteres Grundgesetz fur die Gemeindeverwaltung das G e s e t z , 
b e t r e f f e n d d i e G e m e i n d e a n g e h ö r i g k e i t v o m 
16. J a n i 1886 (Reg.-Bl. S. 257) im wesentlichen unverändert 
bestehen geblieben. Es war das Gesetz, das die aus dem per-
sönlichen Gemeindeverband sich ergebenden Rechte und Pflichten 
regelte — konservativ, ja in gewissem Sinne reaktionär gerichtet 
Die Reichsgesetze Uber den Erwerb und Verlust der Bundes· 
und Staatsangehörigkeit, Uber die Freizügigkeit, Uber den Unter· 
stütznngswohnsitz und die Gewerbeordnung hatten das Gemeinde-
b U r g e r recht wesentlicher Teile seiner früheren Bedeutung 
entklèidet. Dennoch hatte das württembergische Gemeinde-
aDgehörigkeitsgesetz denUebergang von der alten Bttrgergemeinde 
zur reinen Einwohnergemeinde nicht vollzogen, vielmehr mit 
Rücksicht auf die Bedeutung der in zahlreichen Gemeinden des 
Landes bestehenden, an das sogenannte AktivbUrgerrccht 
geknttpften Gemeindenutzungen am Gemeindebürgerrecht fest-
gehalten. Ja, es hatte wieder einen Schritt rückwärts getan, 
indem es das Gemeindewahlrecht wieder von dem Besitz des 
Bürgerrechts abhängig machte, während die Verwaltuogsnovelle 
vom 6. Juli 1849 (Reg.-Bl. S. 277), die bis dahin gegolten 
hatte, für die Wahl des Gemeinderats wie für die des Bürger-
ausschusses das Wahlrecht sämtlicher volljähriger steuerzahlender 
O r t s e i n w o h n e r eingeführt hatte (Art. 1—3 daselbst). 

Nach derGemeindeordnuogunddemGemeindeangehörigkeits-
gesetz kennzeichnet sich die württ. Gemeindeverfassung zu 
Beginn des Weltkrieges in großen Zügen wie folgt: Die städtische 
und ländliche Gemeindeverfassaug sind in ihrem Aufbau grund-
sätzlich gleich gestaltet, wenn auch in den Einzelheiten den 
Verhältnissen der großen Städte durch Sondervorschriften 
Rechnung getragen ist. Die Vertretung der Gemeinde und die 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten kommt in allen Gemeinden 
des Landes dem Gemeinderat als dem Gemeindevorstand zu. 
Er ist der eigentliche maßgebende Träger des Gemeindewillens. 
Er besteht aas dem Ortsvorsteher und einer Anzahl weiterer 
Mitglieder. Der Ortsvorsteher ist Vorsitzender des Gemeinde-
rats und als solcher Leitender des Gemeindevorstands. Zugleich 
hat er die Leitung der Gemeindeverwaltung im engeren Sinne 
uüd endlich ist er ausführendes Organ der allgemeinen Staats-
verwaltung (Art. 9, 10, 63 Gde.O.). Neben den Gemeinderat 
und ihm gegenüber tritt der Bürgerausschuß als Bürgerschafts-
vertretung. Er hat die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten 
durch den Gemeinderat zu Uberwachen, in bestimmtem Umfang 
ein Mitverwaltungsrecht und auf den Gebieten der Zuständig-
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keit des Gemeinderate eia allgemeines Initiativrecht. (Art. 9 
Abs. 2, Art. 49, 50 Gde.O.). Beide Kollegien werden ebenso 
vrie der Ortsvorsteher von der Bürgerschaft in anmittelbarer 
Wahl gewählt (Art 11 ff., 4f>, B5 ff. Gde.O.). Die württ. Gemeinde-
verfassang nach der Gemeindeordnong von 1906 kommt aleo 
d e r M a g i s t r a t s v e r f a s s u n g insofern nahe als die Gemeinde-
verwaltung einem Kollegium, dem Gemeinderat, Ubertragen ist 
nnd neben demselben eine besondere Vertretung der Gemeinde-
burger, der Bürgerausschuß, besteht, dem auch das Recht zur 
Initiative zusteht. Der Unterschied liegt aber darin, daß die 
Gemeinderatsmitglieder gleichfalls auf verhältnismäßig kurze 
Amtsdauer unmittelbar von der Bürgerschaft gewählt werden, 
also auch ihrerseits eine Vertretung der Gemeindebttrger dar-
stellen.1) Eine Ausnahme machen hiervon wieder die 
b e s o l d e t e n Gemeinderäte, die in großen und mittleren 
Städten, d. h. Städten mit mehr als 10000 Einwohnern, bestellt 
werden können und welche nicht von den Gemeindebürgern, 
sondern durch Gemeinderat und Bürgerausschuß gewählt werden 
(Art. 87 f. Gde.O.). Aktiv und 'passiv wahlberechtigt sind nur 
Gemeinde b ü r g e r (Art. 11 Abs. 1 GdeO., Art. 1,12 ff. Gde.-Angeh.-
Ges.). Verhältniswahl besteht nur für die großen und mittleren 
Städte (Art. 11 ff., 73 ff. Gde.O.). An das Bürgerrecht ist auch 
grundsätzlich das Kecht zum Genuß der in der Gemeinde be-
stehenden öffentlichrechtlichen persönlichen Gemeindenutzungen 
geknüpft (Art. 1 Abs. 1 Ziff. 2, Art. 22 Gde.-Angeh.-Ges.). Die 
Gemeinden haben das Recht der S e l b s t v e r w a l t u n g und in 
bestimmten, genau festgesetztem Umfang das Recht der Selbst-
g e s e t z g e b u n g (Art. 8 Gde.O). Die Rechtsverhältnisse der 
Beamten und Unterbeamten der Gemeinden sind in Anlehnung an 
die Bestimmungen des für die Staatsbeamten geltenden wUrttem-
b ergischen Beamtengesetzes unter entsprechenderBerücksichtigung 
der besonderen Verhältnisse der Gemeinden geregelt (Art. 98 ff. 
Gde.O.). Die Festsetzung der den Gemeindebeamten zu 
reichenden Gehalte ist Sache der selbständigen Bestimmung 
der Gemeinden. Nur für die Bemessung der den Ortsvorstehern 
in kleineren Städten und Landgemeinden, d. h. den Gemeinden 
mit nicht mehr als 10000 Einwohnern, zu gewährenden Gehalte 
kann im Verordnungsweg ein Rahmen vorgeschrieben werden 
(Art. 105, Abs. 1 u. 2 Gde.O.). Bei der Aufsicht des Staates 
Uber die Gemeindeselbstverwaltung (IX. Abschnitt der Gde.O., 
Art. 185 ff.) geht die württembergische Gesetzgebung davon 
aus, daß die Regel die Selbstverwaltung bildet und daß die 
Vorschriften Uber die staatliche Aufsichtsführung den Charakter 
von Ausnahmebestimmungen haben mit dem Zweck, die 

J) Vergi, auch Begrtindang zum Entwarf einer Qemeindeordnung, 
Verh. der wttrtt. Kammer der Abgeordneten 1902, Beil. 193 S. 88. 
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Öffentlichen Interessen der Allgemeinheit gegenüber der Ge-
meindeverwaltang wahrzunehmen '). Im allgemeinen beschränkt 
sich daher die staatliche Aufsicht darauf, daß die gesetzlich 
den Gemeinden zustehenden Befugnisse nicht Uberschritten, 
die gesetzlich den Gemeinden obliegenden öffentlichen Ver-
bindlichkeiten erfüllt und die gesetzlichen Vorschriften Uber 
die Geschäftsführung bei der Verwaltung der Gemeinde-
angelegenheiten, insbesondere des Gemeinde- und Stiftungs-
vermögens beobachtet werden. Die Mittel, deren sich die 
höhere Behörde bei Ausübung der Aufsicht bedient, sind die 
auch in anderen Gemeindeverfassungen Üblichen, informatorischer, 
präventiver, repressiver Art unter Zulassung auch eines ent-
sprechenden Verwaltungszwangsverfahrens. Die Fälle, in denen 
die Beschlüsse des Gemeinderats der Genehmigung der Re-
gierung bedttrfen, sind gesetzlich bestimmt. Sie liegen vor-
nehmlich auf vermögensrechtlichem Gebiet. Sie betreffen vor 
allem die Veräußerung von Grundeigentum von einem bestimmten 
Wertbetrag an, Schuldaufnahmen, Uebernahme neuer bleibender 
Verbindlichkeiten, Verteilung von Vermögensteilen der Gemeinde 
und sollen die Sicherheit für eine gesunde ökonomische Ver-
waltung der Gemeinden verstärken. Das Genehroigungsrecht 
ist in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen unbeschränkt, 
die Genehmigung kann also auch aus ZweckmäßigkeitsgrUnden 
versagt werden. FUr die Aufsicht über die örtliche P o l i z e i -
v e r w a l t u n g gelten wesentlich weitergehende Vorschriften. 
Hinsichtlich der Aufsicht der Staatsbehörden Uber die B e -
w i r t s c h a f t u n g der G e m e i n d e w a l d u n g e n verbleibt es 
bei der besonderen gesetzlichen Regelung (Art. l86bisl97Gde.O.). 

Das durch die Gemeindeordnung vom 28. Juli 1906 ge-
schaffene Werk hat sich im ganzeD in der praktischen Hand-
habung bewährt, mochten auch in Einzelheiten Wunsche nach 
Abänderung der Gemeindeverfassung schon vor dem Kriege 
laut geworden sein. 

Der W e l t k r i e g hatte einschneidende Veränderungen 
naturgemäß auch im Gemeindeleben und in der Gemeindever-
waltung gebracht und ließ sie in mehrfacher Hinsicht in Be-
ziehung auf diejenigen tatsächlichen and rechtlichen Verhält-
nisse hervortreten, welche für die Gestaltung der Gemeindever-
fassung von Bedeutung sind. Es waren in erster Linie w i r t -
s c h a f t l i c h e Momente, die hier treibend wirkten. Die Kriegs-
wirtschaft in ihren verschiedenen Zweigen, vor allem die Maß-
nahmen zur Sicherung der Ernährung und der Versorgung mit 
den sonstigen Lebensbedürfnissen hatten den Gemeinden um-

') Vergi, auch M i c h e l , die Gemeindeordnung und die Bezirks-
ordnnng für das Königreich Württemberg nebet den hierzu ergangenen 
Vollzngebestimmungen. Stuttgart 1909 Anm. 1 zu Art. 186 GdeO. 
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fassende neue Aufgaben zugewiesen, deren Erfüllung in die 
Lebensverhältnisse der Gemeindegenossen tief eingriff nnd 
den Gemeinden und ikren Organen zugleich ein in dieser Art 
frllher nicht gekanntes Maß von selbständiger Verantwortung 
auferlegte. Aehnlich lag es auf dem Gebiet der Kriegsfllrsorge 
und der sonstigen Wohlfahrtspflege. Es ging nicht an, das zu 
ignorieren. Ein Lockern der Ztlgel der Staatsaufsicht ergab 
sich daraus als eine Selbstverständlichkeit, der um so mehr 
Rechnung getragen werden mußte, als die Forderung nach 
freierer Betätigung der Selbstverwaltung der Gemeinden in dem 
Vergleich mit dem immer mehr zunehmenden Einfluß kriegs-
wirtschaftlicher Organisationen neue Nahrung fand. Dazu kam 
mit fortschreitendem Kriege die Erkenntnis, daß selbst bei einem 
siegreichen oder doch nicht unglücklichen Ausgang des Krieges 
wenigstens zunächst mit einer erheblichen Schwächung der Be-
tätigungsmöglichkeit wiederaufbauender staatlicher Verwaltung 
za rechnen sei. Um so mehr mußten die „Grundlagen des 
Staatevereines"x) in sich gefestigt und aktionsfähig gemacht 
Jiezw. erhalten werden. 

Neben den Grundsatz „ g e s u n d e r f o r t s c h r i t t l i c h e r 
E n t w i c k l u n g " wurde nach den Worten des Ministers des 
Innern in seiner Programmrede von 1918 der „ G r u n d s a t z 
m ö g l i c h s t e r V e r e i n f a c h u n g " 2 ) gestellt. Mit in den 
Vordergrund hatte sich hier die Frage der Zusammenlegung 
kleinerer Gemeinden zu leistungsfähigeren Gemeinwesen ge-
schoben. Württemberg hat zahlreiche Zwerggemeinden, deren 
Leistungsfähigkeit gering ist, während der Verwaltungeapparat 
in ihnen ein umständlicher und kostspieliger ist. Die Regierung 
hatte ihre Zusammenlegung zu einfachen oder, wenn es nicht 
anders ginge, zu zusammengesetzten Gemeinden auf ihr Pro-
gramm geschrieben3). 

E i n e Erscheinung allerdings, die im Lauf des Krieges 
zutage getreten war, konnte sich — und zwar aus allgemein 
politischen Gründen — gesetzgeberisch nicht oder nur vorüber-
gehend und beschränkt auswirken. Die Sorge, nicht wieder 
gewählt zu werden, hat manchen Ortsvorsteher abgehalten, mit 
der nötigen Energie, Strenge und Unparteilichkeit auf die 
Durchführung der kriegswirtschaftlichen Vorschriften, nament-
lich derjenigen Uber die Lebensmittelversorgung zu dringen. 
Die Abhängigkeit des Gemeindeleiters von der Wählerschaft 
hat hier zweifellos bedenkliche Folgen gezeitigt und drängte 

') Verfassungsurkunde für das Königreich Württemberg vom 25. Sep-
tember 1819 § 62. 

*) 296. Sitzung der Wttrtt. zweiten Kammer vom 16. Mai 1918, 
Prot Bd. 101 von 1918, S. 5603. 

*) Verhandlungen der Württ. zweiten Kammer a. a. 0 . S. 5606. 
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die Frage auf, ob die Abschaffung der Lebenslänglichkeit der 
Ortsrorsteher wirklich zum Vorteil der Allgemeinheit gewesen 
ist. Allein ein Zurückkehren za der Lebenslänglichkeit der 
Ortsvorsteher, die dnrch Einzelfälle schwer diskreditiert, in den 
Gemeindeverfassungskämpfen schließlich von allen politischen 
Parteien verworfen worden war, wäre, vollends in der damaligen 
Zeit, ein Ding der Unmöglichkeit gewesen. 

Die Kriegswirtschaft und ihre Begleitumstände hatten noch 
in anderer Richtang auf die Verhältnisse der Gemeinden ein-
gewirkt. Die Umstellung der Industrie auf Kriegsarbeit, die 
Konzentration der Betriebe, die Verteilung des vorhandenen 
Arbeiterkontingente hatten neben anderen Umständen eine Ver-
schiebung der Bevölkerung, den Zuzug neuer Einwohner, zum 
Teil in beträchtlichem Umfang, namentlich in die industriellen 
Gemeinden gebracht. Das ließ die möglichst baldige Inangriff-
nahme einer Revision des Gemeindeangehörigkeitsgesetzes 
von 1885 und die Erwägung geboten erscheinen, „ob nicht 
in den für die Erwerbung des Bürgerrechts . . . erforderlichen 
Voraussetzungen Erleichterungen geschaffen werden könnten" '). 

In s o z i a l e r Hinsicht war die Zweckmäßigkeit einer er-
höhten Mitarbeit der F r a u e n , gerade auch in Gemeinde-
angelegenheiten, während des Krieges augenfällig geworden. 
In Betracht kam vor allem die Armenpflege, die soziale Für-
sorge und die Bevölkerungspolitik, Kinderschutz, Jugendfürsorge, 
Wohnungswesen, Krankenfürsorge und ähnliches1). Bei Re-
gierung und Parlament war Ubereinstimmende Geneigtheit vor-
handen, „den Einfluß, der nach den Erfahrungen der Kriegszeit 
den Frauen im Interesse der Allgemeinheit gewährt werden 
könne und solle" zu erweitern. Aber man wollte nicht hinaus-
gehen Uber die weitere Heranziehung von entsprechend vor-
gebildeten Frauen als sachverständige Beiräte zu den Aus-
schüssen der Gemeindevertretungen, sowie als Mitglieder zu den 
für einzelue Zweige der Gemeindeverwaltung zu bildenden 
besonderen Kommissionen, „insoweit in ihnen spezifische Frauen-
angelegenheiten berührendeMaßnahmen beraten werden,"und man 
lehnte die nur von der Sozialdemokratie unterstützte Forderung 
auf Einführung des kommunalen Wahlrechts der Frauen ab') . 

So hatte sich während des Krieges eine Reform der württ 
Gemeindeverfassung vorbereitet, deren Einzelheiten naturgemäß 

>) Staatsminister des Innern Dr. von Köhler in der 296. Sitzung der 
Württ. zweiten Kammer vom 16. Mai 1918, Prot Bd. 101, Jahrgang 1918, 
S. δ 60S. 

*) Vgl. insbesondere Bericht des Staatsrechtlichen Ausschusses Uber 
16 Eingaben von wttrttembergischen Frauen-Vereinen, betreffend die Mit' 
Wirkung der Frau im öffentlichen Leben. Verhandlungen der Württ. 
zweiten Kammer 1913/18, Beil. Bd. 118, Beil. 468 S. 358f . 
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noch nieht fest umschrieben waren, deren Tendenz sich aber 
deutlich erkennen ließ: weitere Absohwächung des Grundsatzes 
der Bürgergemeinde, Förderung der Leistungsfähigkeit der Ge-
meinden auch durch organisatorische Maßnahmen, fortschrittliche 
Entwicklung und Vereinfachung der Gemeindeverfassung, nament-
lich auch in Hinsicht auf das staatliche Aufsichtsrecht Die 
Frage der organschaftlichen Beteiligung der Frau am gemeinde-
bttrgerlichen Leben war in der Hauptsache in negativer Rich-
tung beantwortet worden. 

Mit der R e v o l u t i o n hat die zunächst herrschende Dik-
tatur des Proletariats auch in der Gemeindeverwaltung sich 
durchzusetzen und die Verfassung der Gemeinden durch eine je 
nach den Verhältnissen mehr oder minder wirksame und weit-
gehende Ν e b e n r e g i e r u n g d e r A r b e i t e r - , B a ñ e r o · 
u n d S o l d a t e n r ä t e in ihrem Kern, dem Selbstverwaltungs-
recht, za treffen versucht. Diese Nebenregierung und die Maß-
nahmen, die von der schon wenige Tage nach der Revolution 
durch bürgerliche Mitglieder verstärkten provisorischen Regierung 
ergriffen wurdeu, DIU ihr eine nachhaltig schädigende Wirkung 
¡en nehmen, sind, so interessant sie in rechts- und kulturgeschicht-
licher Hinsicht sein mögen, für die Entwicklung des württem-
bergischen Gemeindeverfassungsrechts belanglos geblieben. 

Positiv neu gestaltend hatte die Revolution zuerst in Be-
ziehung auf das F r a u e n W a h l r e c h t gewirkt. Das könig-
liche Manifest vom 9 . November 1918, gegengezeichnet von den 
Ministern des am 9. November ernannten parlamentarischen 
Eintagsministeriums, ordnete die Einberufung einer konstitu-
ierenden Landesversammlung an, die durch aligemeine, gleiche, 
direkte, geheime Wahl der württ. Staatsangehörigen Uber 24 
Jahren, b e i d e r l e i G e s c h l e c h t s , gebildet werden sollte. 
Die Forderung der Sozialdemokratie hinsichtlich der Erweite-
rung der politischen Rechte der Frauen war also noch von 
dem Monarchen in dem wichtigsten Punkt erfüllt worden. 
Daraus mnßten in jedem Fall für das Gemeindeverfassungs-
recht die entsprechenden Folgerungen um so mehr gezogen 
werden, als jene oben erwähnten von der sozialdemokratischen 
Partei unterstützten Eingaben der Fraaenverbände gerade die 
Einführung des k o m m u n a l e n Wahlrechts der Frauen ge-
fordert hatten. 

Inzwischen hatte der Aufruf des Rats der Volksbeauftragten 
vom 12. November 1918 (RGBl. S. 1303) die künftige Vornahme 
aller Wahlen zu öffentlichen Körperschaften, d. h. der Vertre-
tungen der Staaten nnd Gemeinden,1) nach dem gleichen, ge-

' ) Bekanntmachung, betr. Wahlen za öffentlichen Körperschaften, 
vom 99. Jannar 1919, BGBl. S. 123. 
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heimen, direkten, allgemeinen Wahlrecht auf Grand des propor-
tionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten männ-
lichen and weiblichen Personen angeordnet. Die wtlrttembergische 
provisorische Regierung war in der Lage, schon anter dem 
28. Januar 1919 d e n E n t w u r f e i n e s G e s e t z e s , b e t r e i -
f e n d d a s G e m e i n d e w a h l r e c h t und d i e G e m e i n d e -
v e r t r e t u n g vorzulegen, das zunächst als ein Notgesetz für 
die Uebergangszeit bis zur Erlassung einer neaen Gemeinde-
ordnung gedacht war (Begr.). Es wurde von der Landes-
versammlung am 8. März 1919 mit großer Mehrheit angenommen 
und anter dem 15. März 1919 verkündet1). 

Wie schon der Titel besagt, beschränkt es sich nicht darauf, 
die bisherigen Grundlagen für das Gemeindewahlrecht and das 
Gemeindewahlverfahren mit den Forderungen des Aufrufs der 
Yolksbeauftragten in Einklang zu bringen, sondern es geht 
darüber hin aas. Es greift, wie wir sehen werden, noch in 
einem weiteren Punkt in das Gemeindeverfassungerecht ein. 

Was das Gemeindewahlrecht betrifft, so erfaßt die Neu-
regelung das Wahlrecht and die Wählbarkeit. Anlangend zu-
nächst das (aktive) Gemeindewahlrecht werden formalrechtlich 
die vom Stimm- und Wahlrecht handelnden Vorschriften der 
Art. 1*2 bis 14 des Gemeindeangehörigkeitsgesetzes vom 16. Juni 
1885 durch Art. 1 des neuen Gesetzes ersetzt. Weitere mit 
der Neuregelung in Widersprch stehende Vorschriften des Ge-
meindeangehörigkeitsgesetzes (Art. 1 Abs. 1 Ziff. 1 and Abs. 2) 
sowie der Gemeindeordnang (Art. 11 Abs. 1) werden aafge-
gehoben. Materiellrechtlich befaßt sich das Gesetz vor allem 
mit dem Wablalter and den staatsrechtlichen and sonstigen ver-
waltungsrechtlichen Voraussetzungen fttr die Wahlfähigkeit and 
die Wählbarkeit. Das aktive Wahlrecht, d. h. nach dem an 
die alte Fassung sich anschließenden Art. 1 „das Recht· der 
Teilnahme an den Wahlen za den Gemeindeämtern and das 
Stimmrecht in sonstigen Gemeindeangelegenheiten" steht nun-
mehr „allen württembergischen Staatsbürgern ohne Unter-
schied des Geschlechts za, welche das 20. Lebensjahr vollen-
det and im Gemeinde- oder Teilgemeindebezirk ihren Wohn-
sitz haben". (Ziff. 1 Satz 1.) Als Gemeindeämter, die durch 
direkte Wahl der Gemeindeeinwohner besetzt werden, kommen 
in Betracht die Stellen der Mitglieder des Gemeinderats, 
das Ortsvorsteheramt sowie das Amt des Anwalts in Teil-
gemeinden mit mindestens 10 wahlberechtigten Gemeindeein-
wohnern. Ein Stimmrecht in sonstigen Gemeindeangelegenheiten 
kommt nar in kleinen Teilgemeinden, in denen die Verwaltung 
der Ortlichen Angelegenheiten der Teilgemeindeversammlang als 

') Veröffentlichung im Reg.Bl. auf S. 25 ff. 
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der Gesamtheit der stimmberechtigten Gemeindeeinwohner zu-
steht, vor (Art. 176 Abs. 3, Art. 173 Abs. 3 GdeO.). Ziffer 2 
regelt die Tatbestände, welche zum Rahen des Wahlrechts 
führen: Das Wahl- oder Stimmrecht ruht für den an sich 
Wahlberechtigten in den Üblichen Fällen (Nichtbeeitz der bürger-
lichen Ehrenrechte, Entmündigung, Stellung unter vorläufige 
Vormundschaft oder wegen geistiger Gebrechen unter Pfleg-
schaft). Und endlich ist in Ziffer 3 die Wählbarkeit für den 
Gemeinderat allen danach wahlberechtigten Personen eingeräumt, 
welche das 25. Lebensjahr vollendet haben. Bezüglich der 
übrigen Gemeindeämter verbleibt es bei den bisherigen Vor-
schriften. 

Das Gesetz ist hiernach dem Grundsatz der Einwohner-
gemeinde in dem wichtigsten Punkte entgegengekommen: das 
Wahlrecht ist nicht mehr Ausfluß des Gemeinde b ü r g e r rechts 
als eines Hechts, das nur einem engeren Kreis der Gemeinde-
angehörigen zusteht, sondern ist an den Wohnsitz geknüpft. 
Und dabei ist grundsätzlich davon auszugeben, daß eine Person 
in dem Gemeindebezirk dann ihren Wohnsitz hat, wenn sie 
dort ihren Aufenthalt hat und beabsichtigt, diesen Aufenthalt 
dauernd beizubehalten1). Von Festsetzung einer Wartezeit fur 
die Ausübung des Wahl- oder Stimmrechts ist abgesehen. 
Dagegen ist an der Forderung der württembergischen Staats-
angehörigkeit als Voraussetzung festgehalten. Ausgehend von 
der richtigen Erwägung, daß die Verwaltung einer Gemeinde 
als die Verwaltung von öffentlichen Angelegenheiten vorwiegend 
lokaler Bedeutung nur von denjenigen richtig beurteilt werden 
kann, die in einer entsprechenden Interessenverbindung zur 
Gemeinde stehen, war zunächst eine Fassung angenommen 
worden, welche die Ausübung des Wahl- oder Stimmrechts 
an die Voraussetzung einer mindestens einjährigen Wohn-
sitzdauer knüpfte, anderseits aber sich mit dem Nachweis der 
Reichsangehörigkeit begnügte. Mit Rücksicht auf die Kriegs-
teilnehmer, welche die Forderung einjährigen Wohnsitzes vie.-
fach nicht hätten erfüllen können, sollte diese Bestimmung erst 
für die Zeit nach dem 1. April 1920 wirksam werden. — Man 
sieht deutlich das Vorwalten zweier Tendenzen, der konser-
vativen in dem Ersatzschaffen für die mit der Aufgabe 
des Bürgerrechts als Wahlrechtsvoraussetzung weggefallene 
wünschenswerte Kautel und der radikalen, die den durch die 
Revolution mit ihren Folgen verstärkten Reichsbürgergedanken 
auch im Gemeindeverfassungsrecht zur Geltung bringen wollte. 

') Vergi, M i c h e l , Die Gemeindewahlen in Württemberg nach den 
Bestimmungen der Gemeindeordnung in der Fassung des Gesetzes vom 
15. März 1919, betr. das Gemeindewahlrecht und die Gemeindevertretung, 
zweite ergänzte Auflage, 1919, S. 3. 
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ID der dritten Lesung wurde der Regierungsentwarf in diesem 
Punkte wiederhergestellt. Man wollte keine Bindnng für die 
Znknnft festlegen, um so weniger, als die baldige Vorlage 
einer neuen Gemeindeordnung in Aussicht gestellt worden war. 
Der von radikal-sozialistischer Seite gestellte Antrag, statt der 
wücttembergischen Staatsangehörigkeit allgemein, also ohne 
irgend welche Wartezeit, die Reichsangehörigkeit gentlgen za 
lassen, fand keine Mehrheit. Er war auch von dem sozial-
demokratischen Minister des Innern bekämpft worden1). So 
war denn das Aequivalent für die im Gemeindebürgerrecbt 
liegende Yerbindnng mit der Gemeinde dnreh die Kombination 
„Württembergische Staatsangehörigkeit und Wohnsitz" geschaffen 
worden. 

Die Gewährung des Wahlrechte an die F r a u e n war nach 
dem Vorausgegangenen eine von keiner Seite angefochtene Selbst-
verständlichkeit. Die Herabsetzung des W a h i a l t e r s von bis-
herigen 25 Jahren (Art. 12 Abs. 1 GAGes.) auf 20 Jahre stellte 
eine Konzession an die Sozialdemokratie und an die Vorgänge 
in anderen Wahlgesetzen und anderen Bundesstaaten dar, auf 
die sich die Mehrheit in zweiter Lesung der Ausschußberatung 
einigte, nachdem die erste Lesung die Festsetzung des Wahl-
altere auf das vollendete 21. Lebensjahr ergeben hatte2). 

Die Verminderung der Fälle, in denen das Wahlrecht r u h t , 
Aosscheidung des Falls der Konkurseröffnung, des Bezugs öffent-
licher Armenuntersttttzung und der Stenerrllckständigkeit (Art. 14 
Ziff. 4 — 6 GAGes.) aus ihnen, entspricht neuzeitlichen Forde-
rungen, die längst vor der Revolution erhoben worden waren 
und deren Verwirklichung auch eine unter anderen Umständen 
vorgenommene Revision des Gemeindeverfassungsrechts hätte 
bringen mUssen. 

Die Neuregelung der W ä h l b a r k e i t bezieht sich zunächst 
lediglich auf die Wahl in den Gemeinderat, die früher (Art. 1 
Abs. 2 GAGes.) an den Besitz des Gemeindebtlrgerrechts ge-
knüpft war. Die Wählbarkeit zu dem Amt des Ortsvorstehers 
ist nicht geändert worden. Sie war schon bisher nicht Ausflnß 
des Gemeindebürgerrechts (Art. 57 Gde.O.) und im übrigen 
worde bei ihr kein Anlaß zur Aenderung gefunden. Die 
Regelung dçr Wählbarkeit zum Gemeinderat bleibt nach dem 
nenen Gesetz wie bisher (Art. 12 GAGes.) im engen Zusammen-
hang mit derjenigen des aktiven Wahlrechts. Sie ist e n t -
s p r e c h e n d erfolgt: Alle Wahlberechtigten sind mit einer 

') Verhandlungen der Verfassunggebenden wttrttembergischep Landes-
•ersaurmínng, 10. Sitzung vom 5. März 1919. Prot. Bd. 1 von 1919 
S. 225, 226. 

*) Verbandlangen der Verfassunggebenden wttrtt. Landesveraamm-
long, 10. Sitzung vom 6. März 1919, Prot. Bd. 1 von 1919, S. 222. 
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gleich za erwähnenden Einschränkung auch wählbar. Gdwisse 
Schranken, die nach der Gemeisdeordnung (Art. 26 Abs. 4 und 
Art. 100 Abs. 2 Satz 3) für die Gemeindebeamten und -Unter-
beamten in Beziehung auf die Wählbarkeit bestanden und die 
in dem dienstlichen Abhängigkeitsverhältnis der Gemeinde-
beamten einerseits, dem Ueberwachungsrecht der Gemeinde-
vertreter andererseits ihre Begründung gefunden hatten, wurden 
als nicht mehr zeitgemäß und dem Grundsatz der politischen 
Gleichberechtigung aller Staatsbürger widersprechend beseitigt. 
Die Neuregelung brachte also Loslösung auch der Wählbarkeit 
vom Gemeindebtlrgerrecht und Anknüpfung an den Besitz der 
wilrtt. Staatsangehörigkeit und den Wohnsitz in der Gemeinde, 
Einräumung der Wählbarkeit auch an die Frauen. Dagegen 
wurde aus der Herabsetzung des Wahlalters die Folgerung für 
die Wählbarkeit nicht gezogen. Ein Antrag, das Wählbarkeits-
alter ebenfalls auf 20 Jahre herabzusetzen, wurde abgelehnt.1) 
An dem bisherigen Erfordernis der Vollendung des 25. Lebens-
jahres war also festgehalten. Zur Vermeidung von Unstimmig-
keiten wurde als Ergänzung zu den Bestimmungen Uber 
Wahlrecht und Wählbarkeit bestimmt, daß alle Vorschriften 
der Gemeindeorduung, des Gemeindeangehörigkeitsgesetzes uud 
anderer Gesetze, die das Recht zur Teilnahme an der Wahl 
zu einem Amt, die Wählbarkeit und die Verpflichtung zur 
Annahme eines Amts von dem Besitz des Gemeindebürgerrechts 
abhängig machen — besonders Bezug genommen wurde in den 
Verhandlungen auf die Mitglieder des Ortsschulrats2), — als 
durch die entsprechend anzuwendenden Bestimmungen des 
Art. 1 abgeändert gelten (Art. 2 Abs. 2). 

Die durch das Gesetz vom 15. März 1919 bewirkte 
Aenderung des Wahl v e r f a h r e n s besteht unter formeller 
Aenderung einer Anzahl Artikel der Gemeindeordnung in der 
grundsätzlichen Erstreckung des V e r h ä l t n i s w a h l Verfahrens 
auf die Gemeinderatswahlen in allen Gemeinden mit mehr als 
500 Einwohnern (Art. 5 Abs. 2) und in der gesetzlichen Fest-
legung der S o n n t a g s w a h l und zwar filr die Gemeinderats-
wahl wie für die Ortsvorsteherwahl (Art. 9). Beide Aenderungen 
eind durch die Revolution unter unmittelbarem Einfluß des 
Aufrufs der Volksbeauftragten veranlaßt. Und bei der weit-
gehenden Verallgemeinerung des Grundsatzes der Verhältnis-
wahl ist, wenn dies auch nicht ausdrücklich mit diesen Worten 
ausgesprochen wurde, der uns in dieser Zeit fast schlagwort-
artig immer wieder begegnende Gedanke maßgebend gewesen, 
den Volkswillen in reiner und unverfälschter Gestalt auch im 

l) A. a. 0.10. Sitzung 8. 226. 
') A. a. 0.10. Sitsnng S. 238. 
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Gemeiodeverfassungsleben zum Ausdruck zu bringen. Aber 
die Festsetzung der Verhältniswahl als einzig zugelassenes 
Wahlverfahren ist doch wiederum nichts völlig Neues in der 
wttrtt. Gemeindeverfassung, sondern knüpft an eine Regelung 
an, die wenigstens für die großen und mittleren Städte, d. h. 
die Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern, bereits durch 
die Gemeindeordnung von 1906 (Art. 73 if.) eingeführt worden 
war. Freilich ist die dort erfolgte Regelung nicht unverändert 
übernommen worden. Die letztere hatte trotz und innerhalb 
des Proportionalwahlverfahrens dem einzelnen Wähler völlige 
Freiheit unter den Kandidaten gelassen. Nicht nur das 
„Panachieren", sondern auch die Wahl von „Wilden" war 
ihm gestattet. Beides wurde durch das neue Gesetz fllr die 
großen Städte ausgeschlossen, also die „gebundene Liste" an 
die Stelle der „freien Liste" gesetzt (Art. 5 Abs. 2 Buchst. A), 
während für die Gemeinden mit mehr als 500 bis zu 50000 Ein-
wohnern zwar auch die Wahl von „Wilden" ausgeschlossen, 
die Zulässigkeit des „Panachierens" aber beibehalten wurde 
(Art 5 Abs. 2 Buchst B). Die Möglichkeit der beschränkten 
Stimmenhäufung (des Kumulierens) war für alle Gemeinden, 
in denen nach dem Verhältniswählverfahren gewählt wurde, 
vorgesehen, wie sie auch schon bisher bei dem Verhältniswahl-
verfahren in den großen und mittleren Städten gegeben war. 
Auch hier wiederum Anknüpfung an Bestehendes unter Nutzbar-
machung der gemachten Erfahrungen und unter Durcbtränkung 
mit dem Geist der neuen Zeit. Die Regelung so, wie sie 
durch das Gesetz erfolgt ist, ist erst nach lebhaften Auseinander-
setzungen in Ausschuß und Plenum der Landesversammlung 
zustande gekommen. Sie geben ein anschauliches Bild des 
Kampfes des Alten mit dem Neuen auf diesem wichtigen 
Gebiet des Gemeindeverfassungslebens. Die leitenden Gesichts-
punkte für die in der schließlichen Regelung getroffene 
AeDderung der bisherigen Vorschriften lassen sich in folgendem 
zusammenfassen1): Die Zulassung der Aufstellung von Wilden 
könne die Durchführung des Grundsatzes der Verhältniswahl 
insofern störend beeinflussen als die Ersatzmöglichkeit eines 
etwa gewählten aber aus irgendeinem Grunde im Laufe der 
Wahlperiode aus dem Kollegium wieder ausscheidenden Wilden 
nicht gegeben sei, während der auf der Parteiwahlliste Gewählte 
bei seinem Ausscheiden selbsttätig durch den ihm auf den 
Wahlvorechlag folgenden ersetzt werde. Das Panachieren 
habe in denjenigen Städten, in welchen die Verhältniswahl schon 
bisher bestand, zu Mißständen, auch zu Intriguen innerhalb 

l) Vgl. Verhandlungen der verfassunggebenden wttrtt Landesver-
sammlung 11. Sitzung, Prot. Bd. 1 von 1919, S. 244ff. 
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der eigenen Partei geführt. In Stattgart sei es „für alle 
Parteien zweifellos eine Quelle des Zwistes, der Unzaverlässig-
keit und von Streitigkeiten gewesen" *). Das Mischen bedeute 
„eine politische Unehrlichkeit" nnd führe zu „politischer 
Korruption, Mandatsjägerei und Unehrlichkeit unter den Wählern 
selber"2). Deshalb sei es in den großen Städten, wo auch 
bei den Gemeindewahlen politische Gesichtspunkte mehr oder 
weniger hereinepielen, abzuschließen. Das sei um so eher 
möglich, als in den großen Städten „der Kreis derer, die sich 
auf eine Liste zu vereinigen in der Lage sind, in der Kegel 
so groß sein wird, daß er auch für sich allein einen besonderen 
Wahl Vorschlag einreichen kann". Bei den anderen Gemeinden 
dagegen sei „dieser Kreis nicht so groß und deshalb besteht 
d o r t . . . . ein Bedürfnis dafür, daß man nötigenfalls im Wege 
des Panachierens diejenigen Leute auf das Rathaus bringt, die 
dazu nach der Meinung des betreffenden Wählers und der 
Wählerin besonders geeignet sind"8). Die Stimmenhäufang 
solle dem Wähler eine gewisseiFreiheit innerhalb der gebundenen 
Liste lassen, ihm gestatten, den Mann seines besonderen Ver; 
trauens zu bevorzugen. Bei den kleinen und kleinsten Gemeinden 
stoße die Durchführung der Verhältniswahl auf praktische 
Schwierigkeiten. Die notwendige Zahl von Unterzeichnern 
für die Wahlvorschläge werde oft nicht vorhanden sein. Viel-
fach werde überhaupt nur e i n Wahl Vorschlag eingereicht 
werden. Dann kemme es im Grunde auf das alte Wahlsystem 
heraus. In zusammengesetzten Gemeinden mit einer Mehrzahl 
von Teilgémeindéü, bei denen die Gemeinderatsstellen zugleich 
auf die Angehörigen der einzelnen Teilgemeinden verteilt 
werden müssen, werde- die Schwierigkeit der praktischen 
Durchführung noch erhöht. 

Die E r n e u e r u n g des Gemeinderatskollegiums hat bei 
einer Wahldauçr von sechs Jahren jetzt j e nach drei Jahren zur 
Hälfte statt wie bisher je nach zwei Jahren zu einem Drittel 
zu erfolgen — eine Aenderung, erst von dem Landtagsausschuß 
und zwar auf einstimmigen Beachluß4) eingefügt, die wiederum, 
weil die Stetigkeit der gemeindlichen Entwicklung unterstützend 
eines gewissen konservativen Charakters nicht entbehrt, im 
Uebrigen aber ohne grundsätzliche Bedeutung ist. 

Die in dem Gesetz vom 15. März 1919 über das Gemeiude-
wahlrecht und das Gemeindewahlverfahren getroffene Regelung 
konnte nicht durchaus aufrecht erhalten werden, nachdem die 
Reichsverfassung in Art. 110 Abs. 2 die völlige Gleichstellung 

') Abg. Hanser a. a. 0. S. 247. 
·) Abg. Vorhölzer a. a. 0. S 248. 
») Abg. Scheef a. a. 0, "13. Sitzung S. 281/82. 
') Berichterstatter v. Mtthlberger a. a. 0. 11. Sitzung S. 240. 
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der landesfremden Reichsangehörigen mit den Angehörigen 
des Aufenthalten des ausgesprochen and in A r t 17 Richtlinien 
aufgestellt hatte, mit denen die wlirtt. Hegelang nicht durch-
weg im Einklang stand. Nach A r t 17 Abs. 2 Satz 1 gelten die 
Grandsätze für die Wahlen zar Volksvertretung auch für die 
Gemeindewahlen. Und der zwingenden Vorschrift von Art. 17 
Abs. 1 Satz 2 and A r t 110 Abs. 2, daß wahlberechtigt and wähl-
bar alle reichedentschen Männer and Fraaen sind, war nach 
dem wttrtt. Wahlgesetz fttr die Gemeindevertretung nicht ent-
sprochen, die Forderang der Verhältniswahl nicht restlos für 
die Vertretungen aller Gemeinden erfüllt. Die Frage, deren 
Stellang möglich gewesen wäre, ob nämlich die Vorschrift in 
Art. 17 Abs. 2 Satz 1 der RV. auf die Wahlen der wttrtt. Ge-
meideräte überhaupt Anwendung zu finden habe, ist von Re-
gierang and Volksvertretung nicht ausdrücklich gestellt und 
erörtert, sondern ohne weiteres bejaht worden. Nach der eigen-
tümlichen Struktur der wUrtt. Gemeindeverfassung, nach der 
der Gemeinderat nicht nur den Gemeindevorstand bildet, son-
dern jetzt aach — darauf komme ich noch — die Gemeinde-
vertretung, das Gemeindeparlament darstellt, ist dem beizutreten. 
D a s G e s e t z v o m 20. O k t o b e r 1922 ü b e r A e n d e r u n g 
d e s G e m e i n d e w a h l r e c h t s (Reg.Bl. S. 431 ) zieht die sich 
ergebenden Folgerangen: Die Bindang des Gemeindewahlrechts 
und der Wählbarkeit an den Besitz der württ. Staatsangehörig-
keit wird aufgehoben. Allen D e u t s c h e n steht jetzt das 
Wahlrecht und die Wählbarkeit zu. Aber nunmehr kehrt man 
unter Ausnutzung des Vorbehalts in Art. 17 Abs. 2 Satz 2 RV. 
zu dem schon 1919 erörterten Gedanken, allerdings in abge-
schwächter Form zurück and stellt in bewußter Ueberein-
Stimmung1) mit dem badischen Gesetz vom ä. Oktober 1921 
als weitere Voraussetzung des aktiven and passiven Gemeinde-
wahlrechts das „Wohnen im Gemeinde- oder Teilgemeinde-
bezirk seit sechs Monaten" auf (Art. 1 , 1 Ziff. 1 Satz 1). Dabei 
ist unter „wohnen" za verstehen, daß die betreffenden daselbst 
ihren nicht bloß vorübergehenden Aufenthalt haben (§ 2 Abs. 1 
der Vollzagsverfügung des Ministeriums des Innern vom 30. Ok-
tober 1922, Reg.Bl. S. 443, in Uebereinstimmung mit der Begrün-
dung zam Gesetzentwarf). Der Aasschuß hatte sich für die 
Bemessung der Aufenthaltsfrist auf ein Jahr entschieden, der 
schließliche Beschluß des Landtags bedeutete ein Zugeständnis 
an die Sozialdemokratie, die eine solche Frist überhaupt nicht 
wollte, weil zu befürchten sei, daß dadurch „gerade die Arbeiter-
schaft am ihr Gemeindewahlrecht käme" *). Die Betonung des 

') Vgl. die Begründung za dem Oes.-Entw. 
*) Verhandlangen dee wttrtt Landtags 1930/82, Prot. Bd. 5, S. 3964. 

18* 
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Momento der Interessenverbindung, dee Zusammenhange zwischen 
Wähler and Gemeinde kehrt auch in der, ebenfalls einen Vor-
gang in der badischen Gemeindeordnung findenden Bestimmung 
•wieder, daß derjenige, welcher infolge Wegzugs das Wahlrecht 
verloren hat, jedoch vor Ablauf von zwei Jahren in die Ge-
meinde zurückkehrt, mit der Rückkehr das Wahlrecht (das 
aktive wie das passive) wieder erlangt (Art. 1 , 1 Ziff. 1 Satz 2 
verb, mit Ziff. 4). Die Beschränkung der Verhältniswahl auf 
die Gemeinden mit mehr als 500 Einwohnern entfällt (Art. 1 
11 und III), das Ministerium des Innern hat aber die Möglich-
keit, insbesondere bezüglich der Durchführung der Verhältnis-
wahl in Teil gemeinden, von den Vorschriften der Gemeinde-
ordnung abweichende Bestimmungen zu erlassen (Art. 1, IV). 
Auch ist — wiederum im Interesse der kleinen Gemeinden — 
zur Vermeidung von Einseitigkeiten außer in den großen Städten 
dann, wenn nur e i n gültiger Wahlvorschlag eingekommen ist, 
die Wahl von „Wilden" zugelassen (Art. 1, IV). Von den 
sonstigen Bestimmungen des Gesetzes, das u. a. auch die Tat-
bestände für die rechtliche und tatsächliche Einschränkung des 
Wahlrechts in Anlehnung an das Landtagswahlgesetz vom 
15. Mai 1920 (Reg.Bl. S. 243) neu ordnet, sind als für die Ent-
wicklung des Gemeindeverfassungsrechts von Interesse hervor-
zuheben das Ruhen des Wahlrechts für die Soldaten während 
der Dauer ihrer Zugehörigkeit zur Wehrmacht und die Zu-
lassung der Samstags wähl statt derSonntagswahl durch Gemeinde-
ratsbeschluß und unter der in Berücksichtigung der Interressen 
der Arbeiterschaft festgesetzten Bedingung der Ausdehnung der 
Wahlzeit bis 8 Uhr abends. 

Bei diesen Bestimmungen über das Gemeindewahlrecht ist 
es bis jetzt geblieben. 

Nicht minder einschneidend war der Eingriff in die Ge-
meindeverfassung, der durch das Gesetz vom 15. März 1919 in 
der A b s c h a f f u n g d e s B U r g e r - A u s e c h u s s e s bewirkt 
wurde. Und doch war auch er nur das Ergebnis einer Ent-
wicklung, die sich im Lauf der Zeit, namentlich der letzten 
Jahre vor der Revolution, vorbereitet hatte. Noch bei der 
Etatsberatung im Jahre 1918 war durch Beschlüsse beider 
Kammern die Regierung ersucht worden, „in Erwägung darüber 
einzutreten, ob nicht den Gemeinden, insbesondere den größeren 
Gemeinden, das Recht eingeräumt werden könne, das Ein-
kollegial-System einzuführen" '). Der Minister des Innern hatte 

') Dritte Zusammenstellung: von Beschlüssen der zweiten Kammer 
za dem Entwurf des Staatshaltsplans für das Rechnungsjahr 1918, Ziff. 3 
zu Kap. 20 Tit 1 — Verhandlungen der wiirttembergiscben zweiten 
Kammer 1917/18, Beil-Bd. 118, Beil. 480 und Anlage zu Beil. 608 der 
Verhandlangen der Ersten Kammer 1913/18 Beil. Bd. 29. 
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Erwägungen Uber die Frage zugesagt *). Wie schon erwähnt, 
war in dem Entwarf zar Gemeindeordnung von 190S yon der 
Regierang selbst die Beiseitigang des Bürgerausschusses in 
bestimmtem Umfang gefordert worden. Damals war der Landtag 
der konservativere Teil gewesen. Die Revolution hat das 
Tempo beschleunigt. Wie in der Staatsverfassung, so ist man 
auch in der Gemeindeverfassang Uber das „Zweikammersystem" 
hinweggeschritten. Die tieferen inneren Gründe lagen in der 
Entwicklung, welche die Einrichtung genommen hatte. Der 
Bürgerausschuß, dessen erste Anfänge in den von der Bürger-
schaft za wählenden Gemeindedeputierten der absoluten Zeit 
zu suchen sind, welche die Gemeinde gegenüber dem aus 
Gericht und Rat zusammengesetzten, die Verwaltung ausübenden 
Magistrat za vertreten hatten, war ursprünglich gedacht als ein 
Gegengewicht gegen die damals im Grundsatz *) noch lebens-
länglich bestellten Mitglieder des Gemeinderate. Als eine alle 
Jahre hälftig durch geheime Wahl zu erneuernde Vertretung 
der Bürgerschaft bildete sie gegenüber der durch den Gemeinde-
rat repräsentierten stabilen Gemeindeverwaltung das beweg-
liche Element, durch das die in der Gemeinde jeweils herr-
schenden Anschauungen und Auffassungen über die Besorgung 
der Gemeindeangelegenheiten zum entsprechenden Ausdruck 
gelangen konnten. Seine Zustimmung war zu einer Reihe 
wichtiger Beschlüsse des Gemeinderats erforderlich, wenn diese 
in Vollzug gesetzt werden wollten. Der Bürgerausschuß war 
also ein Kontrollorgan. Er sollte, wie der Berichterstatter in 
der verfassunggebenden württembergischen Landesversamralang 
zutreffend sich ausdruckte „etwa eingesessenen Gewohnheiten 
des Gemeindekollegiums, einer Familienherrschaft oder sonstigen 
Herrschaft des Gemeinderats gegenüber eine ausgleichende 
Tätigkeit" ausüben 8). Ueber diese Funktion war der Bürger-
ausschuß, der — namentlich parteipolitisch — wohl auch als 
Vorschule für das Amt eines Gemeinderats angesehen wurde4), 
längst hinausgewachsen. Nicht nur, daß die Zahl der Fälle, 
in denen seine Zustimmung zur Vollziehbarkeit der Gemeinde 

l) Verhandinngen der zweiten Kammer 1913/18, 249. Sitzung vom 
17. Juli 1918, Prot. Bd. 102 von 1918 S. 6126. 

*) Sie maßten sich nach Verfluß von zwei Jahren seit ihrer ersten 
Wahl einer wiederholten Wahl unterziehen UQd waren dann im Fall der 
Wiederwahl auf Lebenszeit bestellt. 

') Verhandlungen des württembergischen Landtags 1919/30, Prot. 
Bd. 1 S. 150. Vgl. auch die Begründung zu dem Entwarf einer Oemeinde-
ordnung. Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 1902. Beil. 193, 
S. 78. 

4) Adolf Scheef, Mitglied der Landesversammlnng, Die nene Ver-
fassung der Württembergischen Gemeinden. Sonderabdruck aus dem 
.Reutlinsrer Generalanzeiger" S. 6. 
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ratsbeschlüsse erforderlich war, beträchtlich vermehrt worden 
war, — durch das in Art. 50 Abs. 4 der Gemeindeordnung 
neu eingeführte Initiativrecht war er in wesentlichen Be-
ziehungen dem Gemeinderat gleichgestellt. Dazu kam, daß in 
der Praxis der Bürgeraueschuß in den seiner Zustimmung be-
dürfenden Fällen schon von Anfang an zu allen Beratungen 
in den Kommissionen herangezogen zu werden pflegte1), die 
Kontrolle also zu einet regelrechten Mitarbeit geworden war 
und die durch die Gemeindeordnung für gewisse Fälle vor-
geschriebene Durchzählung der Stimmen innerhalb beider 
Kollegien etwaigen au! das Einheitekollegium gerichteten Ten-
denzen Vorschub leistete. Auf der anderen Seite wurden die 
Gemeinderatsmitglieder seit der Verwaltungenovelle vom 6. Juni 
1849 (Heg. Bl. S. 277) nicht mehr auf Lebenszeit, sondern auf 
sechs Jahre gewählt. Zwei Kollegien aber, von demselben 
Wahlkörper, auf dieselbe Zeit gewählt mit weitgehend den-
selben Aufgaben nebeneinander bestehfen zu lassen, war in 
der Tat nicht begründet. So war es erklärlich, daß die ver-
fassunggebende Ländesversam'mlung im Jahre 1919, die im 
Begriff stand, für die Lan des Vertretung endgültig die erste 
Kammer zu beseitigen, ohne weiteres dazu überging, in 
der Gemeindeverwaltang den Bürgerausschuß abzuschaffen 
und diejenigen Befugnisse, die bisher dem Gemeinderat und 
Bürgerausschuß und den beiden Kollegien zusammen zugewiesen 
waren, unter formeller Aufhebung der entgegenstehenden ge-
setzlichen Bestimmungen dem Gemeinderat übertrug (Art. 3). 
Eine Vertretung der Bürgerschaft oder Einwohnerschaft 
g e g e n ü b e r der Gemeindeverwaltung gibt es jetzt nicht 
mehr, die von dem „Gemeindevolk" gewählte Gemeindeverwal-
tung ist eben diese Vertretung oder umgekehrt das Gemeinde-
volk ist es, das durch die von ihm unmittelbar gewählte Ver-
tretung zusammen mit dem gleichfalls unmittelbar von ihr 
gewählten Ortsvorsteher die Gemeinde verwaltet, — eine 
Konstruktion durchaus demokratisch gedacht, den Zeitverhält-
nissen und Zeitanschauungeii, dem Drang nach Vereinfachung 
der Verwaltung und dem württembergischen Empfinden ent-
sprechend, Gleichzeitig — das erschien als Ausgleich und im 
Interesse einer möglichst weitgehenden Vertretung der ver-
schiedenen Berufsstände wünschenswert und auch für die 
Durchführung der Verhältniswahl zweckmäßig — wurde die 
Zahl der Mitglieder des Gemeinderats erhöht (Art. 4 des Ge-
setzes vôm 15. März 1919). Im übrigen blieb es bei der 
bisherigen Gemeindeverfassung, auch für die großen Städte. 

*) Abg. Dr. v. Hühlberger, Verh. der verfassunggebenden württem-
bergischen Landesvereammlung, 7. Sitzung. Prot. Bd. 1 von 1919. 
8. 150/151. 
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An der rechtlichen Stellang des Ortsvorstehers and der Ver-
teilung der Zuständigkeiten zwischen ihm and dem Gemeinderat 
insbesondere ist nichts geändert. Damit stellt die württem-
bergisohe Gemeindeverfassung einen Typus dar, der sich in die 
alten Systeme nicht eingliedern läßt. Er wird mit Kecht als 
„Gemeinderateverfassung" bezeichnet. 

Aof entgegengesetzter Bahn als die bisher besprochenen 
Aendernngen scheint zunächst eine nicht unwesentlich in das 
Verfass tragsrecht der Gemeinden eingreifende Maßnahme sich 
zu bewegen, die noch vor der letzten Gemeindeordnungsnovelle 
eingeleitet and durch das P o l i z e i v e r w a l t u n g s g e s e t z 
vom 16. Dezember 1921 (Reg.Bl. von 1922, S. 15) zum Abschluß 
gebracht worden ist1). Nach der Gemeiudeordnung vom 28. Joli 
1906 hat die Gemeinde die Verwaltung der O r t s p o l i z e i . 
Ob im Rahmen des eigenen oder des Übertragenen Wirkungs-
kreises ist streitig. Die geschichtliche Entwicklung läßt die 
erstere Ansicht als die richtige erscheinen. Die GrUnde für 
eine neue gesetzliche Regelung lagen nun nach der Begründung 
des Gesetzentwurfs einmal in den Nachwirkungen des Krieges, 
der gesteigerten Kriminalität, dauernden Zunahme schwerster 
Verbrechen gegen Person und Eigentum and der stets drohenden 
Gefahr von Aufruhr und Putschen, welche die bestehenden Voll-
zugsorgane der Polizei als ungenügend erscheinen ließen, and 
sodann in der Notwendigkeit einer organischen Eingliederung 
der staatlichen Ordnungspolizei. Sie führten zu einer V e r -
s t a a t l i c h u n g der Ortspolizei unter Uebertragung ihrer Ver-
waltung an neue selbständige lokale Fachbehörden, an staat-
liche Polizeiverwaltungsstellen (Polizeiämter), freilich anter Be-
schränkung auf bestimmte Zweige der Ortspolizei und auf be-
stimmte Klassen von Gemeinden, für die ein Bedürfnis nach 
Verstaatlichung anzuerkennen ist. Soweit die Ortspolizei nicht 
durch Gesetz oder Verordnung verstaatlicht wird, verbleibt sie 
der Gemeinde. An dem grundsätzlichen Recht der Gemeinde 
auf die Verwaltung der Ortspolizei wollte nichts geändert 
werden. Der Plan einer Verstaatlichung der Polizei, auch in 
beschränktem Umfang, ist vor dem Kriege beim wttrtt. Landtag 
stets anf Widerstand gestoßen. Die in dem Gegenüberstehen 
von Obrigkeit und Untertan begründet gewesenen Hemmungen 
ließen ihn nicht durchdringen. Mit dem Aufkommen des neuen 
Staategedankens blieb für sie kein Raum mehr. 

In dep besprochenen drei Gesetzen hatte sich die Reform 
der württ. Gemeindeverfassung vorläufig erschöpft. Aber sie 
sollten nur eine Abschlagszahlung bilden auf eine fast bei jeder 

*) Vgl. darüber im einzelnen L n d w i g v o n Kühler, Die Polizei-
reform in Württemberg, Archiv dea öffentlichen Recht« Bd. XLII, Heft 8 
8. 806. 
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Beratung des Staatshaushaltsplans in nahe Aussicht gestellte 
durchgreifende Revision der Gemeindeordnung. Inzwischen hat 
neuerdings das wllrtt. Staatsministerium auf Grund des wtlrtt. 
Ermächtigungsgesetzes vom 24. Dezember 1923 (RegJBl. S. 525) 
unter dem 29. März 1924 (Reg.Bl. S. 192) im Verordnungswege 
eine Anzahl von Aenderungen der Gemeindeordnung vor-
genommen, die der V e r e i n f a c h u n g d e r V e r w a l t u n g 
mit dem Ziel der Ersparung von Ausgaben dienten. In der 
Hauptsache sich auf Vereinfachungen in der Geschäftsführung 
beziehend, greifen einzelne der Aenderungen doch auch in das 
Gemeindeverfassungsrecht ein. Die Fälle der v o r b e h a l t e n e n 
M i t w i r k u n g d e r S t a a t s a u f s i c h t s b e h ö r d e durch Ge-
nehmigung der Beschlüsse des Gemeinderats sind eingeschränkt. 
Vor allem aber hat die Verordnung versucht, das bereits er-
wähnte Problem der E r h ö h u n g d e r L e i s t u n g s f ä h i g -
k e i t der Gemeinden durch organisatorische Maßnahmen wenig-
stens einer vorläufigen Lösung entgegenzufuhren. Während die 
Vereinigung zweier oder mehrerer benachbarter Gemeinden zu 
e i n e r Gemeinde gegen den Willen der beteiligten Gemeinden 
bisher (vgl. Art. 3 und 5 Gde.O.) nur im Wege des Gesetzes er-
folgen konnte, kann sie jetzt aus Gründen des Gemeindewohls, 
insbesondere zur Schaffung leistungsfähiger oder zur Beseitigung 
leistungsunfähiger Gemeinden im Wege der Verordnung an-
geordnet werden (Art. 3 a Abs. 1 Gde.O. in der Fassung der VO. 
vom 29. März 1924). Und die Verordnung geht noch einen 
Schritt weiter, indem sie denselben Grundsatz auch auf die 
Vereinigung von Gemeinde v e r b ä n d e n oder deren Angliede-
rung an Bezirksverbände oder deren Umwandlung zu solchen 
Anwendung finden läßt (Art. 3 a Abs. 2 a. a. 0.). Sodann können 
jetzt zum Zweck der Vereinfachung und Verbilligung der Ver-
waltung von den Vorschriften der Gemeindeordnung über die 
Sondergebilde der z u s a m m e n g e s e t z t e n G e m e i n d e n 
und ihre Verfassung (VII. Abschnitt) abweichende Bestimmungen 
im Verordnungswege getroffen worden. 

II. 
In H e s s e n hat d i e V e r f a s s u n g v o m 12. D e z e m b e r 

1919 (Reg.Bl. S. 439) nach dem Vorbild der badischen Ver-
fassung (§ 20 Abs. 3) die Gewährleistung der Gemeinden in 
ihrem dermaligen Bestand unter ihre Bestimmungen aufgenommen 
und damit die Bedeutung der Gemeinden für das ganze Staats-
leben zum Ausdruck gebracht (Art. 62). Zugleich hat sie das 
bestehende Recht insofern abgeändert als sie die Bildung einer 
neuen Gemeinde erschwert hat. Sie kann jetzt nur noch auf 
dem Wege des Gesetze» geschehen, während sie bisher mit 
Genehmigung der Staateregierung erfolgen konnte (Art 62 der 
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hessischen Verfassung vgl. mit Art. 9 der Städteordnung and der 
Landgemeindeordnung). Im Übrigen ist die Revision der 
hessischen Gemeindeverfassung im wesentlichen enthalten in den 
G e s e t z e n v o m 15. A p r i l 1919, d i e A b ä n d e r u n g d e r 
L a n d g e m e i n d e o r d n n n g v o m 8. J u l i 1911 be tre f f end 
a n d d i e A b ä n d e r u n g d e r S t ä d t e o r d n u n g v o m 
8. J u l i 1911 b e t r e f f e n d . (Reg.Bl. S. 150 und S. 137). Einige 
wenige Aenderungen und Ergänzungen haben diese Gesetze 
gefunden durch s o l c h e v o m 23. Mai 1919, d i e A m t s -
z e i t d e r B ü r g e r m e i s t e r u n d b e s o l d e t e n B e i -
g e o r d n e t e n d e r S t ä d t e b e t r e f f e n d (Reg.Bl. S. 258), 
v o m 22. J u l i 1919, d i e E r g ä n z u n g d e r G e s e t z e , 
d i e A b ä n d e r u n g der L a n d g e m e i n d e o r d n u n g , d i e 
A b ä n d e r u n g d e r S t ä d t e o r d n u n g u n d d i e A b ä n d e -
r u n g d e r K r e i s - u n d P r o v i n z i a l o r d n u n g b e t r e f -
f e n d (Reg.Bl. S. 300) und v o m 18. O k t o b e r 1921 Uber 
d i e E r g ä n z u n g d e s A r t i k e l s 181 d e s G e s e t z e s , 
d i e L a n d g e m e i n d e o r d n u n g b e t r e f f e n d , v o m 
8. J u l i 1»11 (Reg.Bl. S. 215). Dazu tritt dann noch dae 
G e s e t z ü b e r d i e O r t s p o l i z e i vom 14. Juli 1921 (Reg.Bl. 
S. 191). 

Die Gesetze vom 15. April 1919 stellen formell im wesent-
lichen eine Aenderung und Ergänzung einer Anzahl von Arti-
keln der genannten Gemeindeverfassungsgesetze vom 8. Juli 1911 
(Reg.Bl. S. 445 und 367) dar. Materiell beschränkt sie sich auf 
eine Neuordnung des kommunalen W a h l r e c h t s und eine 
Anzahl zum Teil einschneidender Neuerungen, „die den Zweck 
verfolgen, dem Volkswillen einen stärkeren und unmittelbareren 
Einfluß auf die Verwaltung in Stadt- und Landgemeinden unter 
Aufhebung der aus früheren Zeiten noch überkommenen Privi-
legien einzelner Volksteile zu sichern" (Begr.1). Damit ist die 
Revision eine ausgedehntere geworden als in Württemberg. 
Aber auch in Hessen ist aaf eine weitere Umgestaltung der 
bestehenden kommunalen Gesetzgebung vorerst verzichtet. Sie 
hätte einer sehr eingehenden und langwierigen Vorbereitung 
bedurft, „die eine Lösung der dringenderen Aufgabe, das kommu-
nale Wahlrecht auf eine freiheitliche Grundlage im Einklang 
mit den Aenderungen des Wahlrechts im Reiche und den Einzel-
staaten zu stellen, auf nicht absehbare Zeit hinausgezögert hätte". 
(Begr. S. 35). Es bleibt also vorerst auch bei der formell ge-
trennten Behandlung einer Stadtverfassung und einer Gemeinde-
verfassung in zwei besonderen Gesetzen. 

Was zunächst die W a h l r e c h t s r e f o r m betrifft, so 
bietet sie in ihrem Ergebnis gegenüber der Entwicklang in 

') Verbandlangen der Volkskammer der Republik Hessen im Jahre 
1919. Erster Landtag 1919—1921. Dracksaohen I Nr. 64. 
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Württemberg im Ganzen genommen wenig grundsätzlich Neues. 
Dos ist natürlich, da es die gleichen von innen wie ron anßen 
treibenden Kräfte sind, die sie hervorrufen. Der Wunsch nach 
einer Aendernng des alten Wahlsystems hatte nach der Begrün-
dung zu den Hevisionsgesetzen (Drucks. Nr. 64 S. 33) sich schon 
vor der Novemberrevolution geltend gemacht. In seiuer Durch-
führung ist Hessen radikaler als Württemberg. Wir begegnen 
auch bei der hessischen lievisiou der Gemeindeverfassung der 
H e r a b s e t z u n g d e s W a h l a l t e r s auf das vollendete 
20. Lebensjahr (vom bisherigen 25.), der E i n f ü h r u n g d e s 
a k t i v e n u n d p a s s i v e n F r a u e n w a h l r e c h t s , der 
F e s t s e t z u n g d e r S o n n t a g s w ä h l und der a l l g e -
m e i n e n D u r c h f ü h r u n g d e r V e r h ä l t n i s w a h l nach 
dem System der gebundenen Listen, an Stelle der bisherigen 
reinen Mehrheitswahl, für die Wahlen zum Gemeinderat und 
zur Stadtverordnetenversammlung (Ziff. 4, 6, 9, 13, 19 der neuen 
Gesetze vgl. mit Art. 38, 40, 43, 47 der Städteordnung und der 
Laudgemeindeordnung.) Aber während Württemberg das Alter 
für die Wählbarkeit zum Gemeinderat auf das vollendete 
25. Lebensjahr festsetzt, begnügen sich die neuen hessischen Ge-
meindegesetze mit de::: Volljährigkeitsalter (Ziff. 6 der Gesetze 
vom 15. April 1919 vgl. mit Art. 40 der Städteordnung und der 
Landgemeiudeorduung). Und während die neue württ, Gesetz-
gebung den Frauen die Wählbarkeit nur für den G e m e in d e -
r a t einräumt, es im übrigen aber bei den bestehenden Vor-
schriften beläßt und danach die Wahl von Frauen zum Ortevorsteher-
amt in Württemberg ausgeschlossen ist, bringen die hessischen 
Gesetze den Frauen auch die Wählbarkeit zum Bürgermeister-
und zum Beigeordnetenamt sowie zum Amt des Gemeinde-
rechners und bewilligen ihnen damit auf diesem Gebiet die 
gleichen Hechte, die den Mäunern zustehen. (Ziff. 35, 44, 51 
des Ges. vom 15. April 1919 vgl. mit Art. 70, 88, 155 der Land-
gemeindeordnung, Ziff. 35 des Ges. vom 15. April 1919 vgl. mit 
Art. 70 der Städteordnung). An das Ortsbürgerrecht, war die 
Wahlberechtigung und die Wählbarkeit schon bisher nicht mehr 
geknüpft (vgl. Art. 38, 40 der Städteordnung und der Land-
gemeindeordnung), der Uebergang zur Einwohnergemeinde in 
dieser Beziehung also schon früher erfolgt als in Württemberg. 
Jetzt wird in Heesen wiederum ein Schritt vorausgetan. Mit 
der Beseitigung derjenigen Bestimmungen, welche das Gemeinde-
wahlrecht an die Gemeindesteuerpflicht knüpften und seine Aus-
übung unter bestimmten, den Anschauungen einer früheren Zeit 
angehörenden Voraussetzungen, wie Bezug von Armenunter-
ettttzung und Vorliegen von Steuerrückständen hemmten, wird 
zugleich das Erfordernis einer Wohndauer von bisherigen drei 
J a h r e n auf eine solche von drei M o n a t e n herabgesetzt 
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(Ziff. <4, δ der Gesetze vom 15. April 1919 vgl. mit Art. 38, 39 
der Städteordnung and der Landgemeindeordnung). Die W ä h 1 -
b a r k e i t ist auf eine dementsprechend breitere Grundlage ge-
stellt. Besonders hervorzuheben ist folgendes: Das Erfordernis 
dee Besitzes der hessischen Staatsangehörigkeit ist aoch ftlr die 
Wählbarkeit zum Bürgermeister in den Landgemeinden odei 
zum unbesoldeten Beigeordneten, für die es bisher noch bestand, 
beseitigt. Der Besitz einer deutschen Staatsangehörigkeit genügt. 
(Ziff. 35, 44 des nenen Gesetzes vgl. mit Art. 70, 88 der Land-
gemeindeordnung, Ziff 35 des -nenen Gesetzes vgl. mit Art. 70 
der Städteordnnng). Beseitigt ist das bisherige Vorrecht der 
Höchstbesteuerten, wonach sie mindestens die lliilfte der Mit-
glieder der Gemeindevertretung zu stellen hatten, sowie das 
Sitz- nnd Stimmrecht des höchstbesteuerten Grundbesitzers in 
den Landgemeinden (Zifi. 2 der Gesetze vom 15. April 1919 
vgl. mit Art. 36 der Städteordnung nnd der Landgemeinde-
ordnung, Ziff. 54 des neuen Gesetzes vgl. mit Art. 216 der 
Landgemeindeordnung und Gesetz vom 3. Mai 1858, die Bildung 
der Ortsvorstände betreffend). Die Beschränkungen, denen 
Staatsbeamte, Richter, Geistliche, Volksschullehrer und die Ge-
meindebeamten hinsichtlich der Wählbarkeit oder der Mitglied-
schaft in der Stadtverordnetenversammlung bezw. im Gemeinde-
rat unterworfen waren, sind gefallen. (Ziff. 6, 8 der neuen 
Gesetze vgl. mit Art. 40, 42 der Städteordnung und der Land-
gemeindeordnung). Das System der gebundenen Listen bei 
der Verhältniswahl ist insofern noch strenger durchgeführt als 
in Württemberg, als das Kumulieren nicht zugelassen ist. 

Die A m t s d a u e r der Mitglieder der Stadtverordneten-
versammlung und des Gemeinderats ist erheblich verkllrzt 
worden, von neun auf drei Jahre. Alle drei Jahre findet eine Er-
neuerung des g a n z e n Kollegiums statt, während bisher alle 
drei Jahre nur eine T e i l ernenerung von je einem Drittel der 
Mitglieder erfolgte (Ziff. 9, 10 der nenen Gesetze vgl. mit 
Art. 43, 44 der Städteordnnng und der Landgemeindeordnung). 
Durch die Verkürzung der Wahlperiode soll in nicht zu langen 
Zeiträumen der Wählerschaft Gelegenheit gegeben werden, „ein 
politisches Werturteil Uber die Tätigkeit der gewählten Vertreter 
der Gemeinden abzugeben, durch ihre Wiederwahl oder die 
Neuwahl anderer Gemeindevertreter, denen sie an Stelle der 
früheren ihr Vertrauen zuwenden will" (Begr.). Die Gefahr 
einer Störung der Stetigkeit der gemeindlichen Entwicklung 
durch die häufigere Gesamterneuerung der gemeindlichen Ver-
tretung wird nicht befürchtet. Gerade in der Verhältniswahl 
wird vielmehr eine Gewähr gegen allzustarke Schwankungen 
in der Zusammensetzung der gemeindlichen Vertretungen 
erblickt (Bgr.). Ebenso ist die Amtsdauer des Bürgermeisters, 
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soweit er im Ehrenamt tätig ist, und der Beigeordneten in den Land-
gemeinden von neun auf sechs Jahre herabgesetzt(Ziff.39des neuen 
Gesetzes vgl. mit Art. 75 der Landgemeindeordnung). Für die 
besoldeten Bürgermeister bleibt die Amtsdauer von neun Jahren. 
Die Einwohnergrenze, von der ab in den Landgemeinden nach 
Ortssatzung an Stelle eines ehrenamtlichen Bürgermeisters ein 
besoldeter (Berufs-) Bürgermeister gewählt werden kann, ist 
von 3000 auf 2000 Einwohner herabgesetzt. Und während 
der b e s o l d e t e Bürgermeister auch in den Landgemeinden 
bisher durch den Gemeinderat gewählt wurde, wird er jetzt 
wie der unbesoldete unmittelbar von den zur Gemeinderatswahl 
stimmbererechtigten Angehörigen der Gemeinde gewählt (Ziff. 44 
des neuen Gesetzes vgl. mit Art. 88 der Landgemeindeordnung). 
Auch hier wiederum das Bestreben, nach möglichster Be-
teiligung des „Gemeindevolks". In den Städten hat man das 
sritheripe System der indirekten Wahl von Bürgermeister und 
Beigeordneten beibehalten, um zu vermeiden, daß diese Stellen 
lediglich nach parteipolitischen Gesichtspunkten besetzt würden 
und um ein ersprießliches Zusammenarbeiten mit der Stadt-
verordnetenversammlung zu fördern1). 

Im übrigen bleibt für die Stadtgemeinden der Städteordnung 
wie für die Landgemeinden der Landgemeindeordnung die 
bisherige, in den Einzelheiten mehrfach voneinander abweichende 
aber grundsätzlich einander gleiche und der württ. Gemeinde-
organisation in ihrer jetzigen Gestalt ähnliche, jedoch der 
Bürgermeistereiverfassung sich mehr nähernde Gemeinde-
organisation in ihrem Wesen unberührt. Für die Stadtver-
ordneten versammlang in den Stadtgemeinden, den Gemeinde-
rat in den Landgemeinden wird die Gründlage insofern 
erbreitert, als die Zahl der Mitglieder des Kollegiums erhöht 
wird (Ziff. 1 der Gesetze vom 15. April 1919 vgl. mit Art. 35 
der Städteordnung und der Landgeiueindeordnung). Soweit 
in hessischen Städten die M a g i s t r a t s ν e r f a s s u η g ein-
geführt werden will (Art. 202 der Städteordnung), werden für 
sie die besprochenen Aenderungen insoweit wirksam, als es 
sich um Aenderung von Vorschriften handelt, die nach der 
Städteordnung auf die Städte mit Magistratsverfassung ent-
sprechende Anwendung finden (Ziff. 46 des neuen Gesetzes vgl. 
mit Art. 210 der Städteordnung). 

Dem Zweck, dem Volkswillen einen stärkeren und unmittel-
bareren Einfiuß auf die Verwaltung zu sichern, dient auch die 
— übrigens schon durch eine Verordnung vom 16. Dezember 1918 
(RegBl. S. 283) eingeführte — allgemeine Festlegung der 

') Min. d. Innern Dr. Fulda in der Sitznng vom 9. April 1919, Verhdlgen. 
der Volkskammer der Republik Hessen im Jahre 1919, Erster Landtag, 
Prot Bd. 1, S. >28. 
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O e f i e n t l i c h k e i t d e r S i t z u n g e n d e s G e m e i n d e -
rate im Gesetz und die Bestimmung, daß diese Sitzungen i. d. K. 
auf solche Stunden anzuberaumen sind, daß die werktätigen 
Gemeinderatsmitglieder daran teilnehmen können und die werk-
tätigen Gemeindemitglieder die Möglichkeit haben, ihnen als 
Zuhörer beizuwohnen (Ziff. 47 des neuen Gesetzes vgl. mit 
Art. 111 der Landgemeindeordnung). Und in derselben Absicht 
hat die Reform auch die S t a a t s a u f s i c h t in den Kreis der 
von ihr berührten Gegenstände gezogen. Die bisherige Be-
stätigung des Bürgermeisters und der Beigeordneten durch das 
Ministerium des Innern bezw. den Kreisdirektor (Art. 78 der 
Landgemeindeordnung, Art. 77 der Städteordnung) entfällt, 
vorbehaltlich der sachlich im wesentlichen unverändert ge-
bliebenen besonderen Bestimmungen der Landgemeindeordnung 
ittr den Fall des Betriebs einer Gast- oder Schankwirtschaft 
durch den Gewählten. Es bleibt lediglich ein eng begrenztes 
nachträgliches Beanstandnngsrecht des Kreisdirektors (Ziff. 39 
des neuen Gesetzes vgl. mit Art. 77 der Städteordnung, 
Ziff. 42 des neuen Gesetzes vgl. mit Art. 78 der Landgemeinde-
ordnung). 

Das hessische G e s e t z U b e r d i e O r t s p o l i z e i vom 
14. Juli 1921 enthält die grundsätzliche Uebernahme der Orts 
polizei auf den Staat für Gemeinden mit mehr als 10000 Ein-
wohnern und solche Gemeinden, in denen bei Inkrafttreten des 
Gesetzes eine organisierte Schutzmannschaft bestand, sowie die 
Ermächtigung zur Verstaatlichung auch in kleineren Gemeinden, 
wo besondere Verhältnisse dies notwendig erscheinen lassen. 
Veranlaßt wurde das Gesetz nach der Begründung zum Ent-
wurf1) durch Umstände, die auf dem finanziellen Gebiet liegen. 
Um den nach § 55 des Landessteuergesetzes vom 30. März 1920 
(RGBl. S. 402) vorgeschriebenen Lastenausgleich unter den Ge-
meinden und Gemeindeverbänden durchzuführen, hatte das hes-
sische Ausftthrungegesetz vom 7. August 1920 (Reg.Bl. S. 237) 
Art. 14 Ziff. 3 bestimmt, daß der Ausgleich auf dem Gebiet der 
Polizeilasten nach näherer Maßgabe eines noch zu erlassenden 
Gesetzes durch Uebernahme des örtlichen Polizeidienstes in die 
staatliche Verwaltung zu erfolgen habe. Die Bedeutung der 
neuen Regelung für die E n t w i c k l u n g des Gemein dever-
fassungsrechts ist im Vergleich zu Württemberg hier insofern 
eine geringere als schon die hessische Städteordnung (Art. 129 a 
bis 129 c) und ebenso die Landgemeindeordnung (Art. 128 a, 
128 b) eine Uebertragung der sonst von dem Bürgermeister als 
Teil der ihm obliegenden örtlichen Geschäfte der allgemeinen 
Staatsverwaltung zu besorgenden Handhabung der Ortspolizei 

') Druck·. Nr. 699 dei I. Landtage des Volksetutea Hessen 1919/31. 
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an einen besonderen staatlichen Beamten vorsah. Der Stadt-
verordnetenversammlung steht eine Mitwirkung in Sachen der 
Ortspolizei mit Ausnahme der Notwendigkeit ihrer Anhörung 
beim Erlaß von Ortspolizeiverordnungen nach wie vor nicht zu 
(Art. 3 des Ortspolizeigesetzes vergi, mit Art. 129 b der Städte-
ordnung). 

III. 
Die letzte umfassende Reform des b a d i s c h e n Gemeinde-

rechts vor dem Kriege war durch die Gesetzgebung des Jahres 
1910 erfolgt. Durch Bekanntmachung des Großherzogl. Mini-
steriums des Innern vom 18. Oktober 1910 (Ges. und VOB1. 
S. 597ff., 652ff.) war die G e m e i n d e o r d n u n g und die 
S t ä d t e o r d n u n g neu herausgegeben worden. Sie bildeten 
zusammen mit dem B ü r g e r r e c h t s g e s e t z vom 31. De-
zember 1831 (Reg.Bl. 1832 S. 117) ^ die rechtliche Grundlage 
der Gemeindeverfassung in Baden vor dem Kriege. Die Städte-
ordnung erstreckte sich kraft Gesetzes auf sieben Städte; andere 
Städte mit mehr als 3000 Einwohnern konnten sich ihr frei-
willig unterstellen; flir die Übrigen war die Gemeindeordnung 
maßgebend. Materiell war eine immerhin weitgehende Gleich-
heit der Grundlagen der Verfassungen hergestellt Die Lösung 
der politischen Rechte von dem besonderen OrtsbUrgerrecht, die 
Ersetzung (1er alten Ortsbttrgergemeinde durch die Einwohner-
gemeinde in dieser Beziehung war nahezu vollständig durch-
geführt. Als unmittelbare Gemeindeorgane fuhrt das Gesetz den 
G e m e i n d e v o r s t a n d und die G e m e i n d e v e r t r e t u n g 
auf. Gemeindevorstand ist der G e m e i n d e r a t , dem grund-
sätzlich die Führung der gesamten Gemeindeverwaltung und die 
Vertretung der Gemeinde nach außen obliegt, in den Städten 
der Städteordnung S t a d t r a t genannt. Sein Vorsitzender ist 
der Β U r g e r m e i s t e r , in den Städten der Städteordnung der 
O b e r b ü r g e r m e i s t e r , dem für seine Person allein eine 
Seihe von Zuständigkeiten zugewiesen sind. Die Gemeinde-
vertretung im Sinne einer Repräsentation der Gemeindeein-
wohnerschaft bildet in den Gemeinden mit mindestens 500 Ein-
wohnern der B t t r g e r a u s s c h u ß , an dessen Stelle in den 
kleineren Gemeinden die aus den OrtsbUrgern und den wahl-
berechtigten Einwohnern gebildete G e m e i n d e v e r s a m m l u n g 
tritt. Die Wahl der nicht dem Gemeinderat (Stadtrat) ange-
hörenden Mitglieder des Bürgerausschusses erfolgte in geheimer 
Wahl nach einem eigenartigen durch die Höhe der direkten 
Gemeindesteuerleistung bestimmten Dreiklassensystem und, wie 
die Wahl der Gemeinderäte, in allen Gemeinden mit mindestens 

l) Genauer: Gesetz, die Rechte der Gemeindebürger und die Er-
werbung des Bürgerrechte betreffend. 
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2000 Einwohnern nach den Grandsätzen der Verhältniswahl 
mit gebundenen Listen. Von dem alten w U r t t . BUrgerausschuß 
unterscheidet sich das badische Kollegium gleichen Namens da-
durch, daß es neben einer Anzahl von den wahlberechtigten 
Gemeindeeinwohnern unmittelbar gewählten Personen die Mit-
glieder des Gemeinderats (Stadtrate) mitumfaßt, also tatsächlich 
eine Ergänzung des letzteren darstellt. Seine Zuständigkeiten 
sind teils größer, teils geringer als die des ehemaligen wtlrtt. 
Bürgerausschusses, größer insofern, als ihm ein Wahlrecht zu-
kommt, der badische BUrgerausschuß nämlich in den Gemeinden 
mit mindestens 4000 Einwohnern und in den Städteordnungs-
städten die Mitglieder des Gemeinderats (Stadtrats) wählt, kleiner 
insofern sein Kontrollrecht wie sein Initiativrecht enger um-
grenzt ist. 

Schon im Jahre 1912 wurde seitens der Sozialdemokra-
tischen Partei Uber den trotz der Reform von 1910 noch ge-
bliebenen plutokratischen Charakter des Gemeindewahlrechts 
geklagt und bei Eröffnung des Landtags 1913 wurde ein An-
trag eingebracht, die Regierung zu ersuchen, dem Landtag 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch welchen die Klassen-
wahl beseitigt und durch die allgemeine, gleiche, geheime 
und direkte Wahl unter Anwendung des Proporzes ersetzt 
würde. Dieser Antrag fand jedoch keine genügende Unter-
stützung. Die Regierung erklärte, daß sie die Gemeindegesetz-
gebung auf absehbare Zeit als abgeschlossen betrachte1). 
Während des Krieges — im Sommer 1917 — wurde bei Be-
ratung des Staatshaushaltsetats durch den Berichterstatter die 
Neuregelung der Gemeindeverfassung in Anregung gebracht: 
die Fragen der Abschaffung der Klassen wähl, der Einführung 
des Frauenstimmrechts und der Einschränkung der Staats-
aufsicht standen im Vordergrund. Die Bestrebungen, die Re-
gierung zur Vorlage eines Gesetzentwurfs Uber die Abänderung 
der Gemeinde- und Städteordnung zu veranlassen, setzten sich 
im Spätjahr 1917 fort. Einigkeit bestand bei den verschiedenen 
Antragstellern darin, daß die durch den Krieg geschaffenen 
Verhältniese und die gleichmäßige Inanspruchnahme des Volkes 
für die schwersten Lasten die alsbaldige Beseitigung des Klassen-
wahlrechts verlangten. Auch der Minister des Innern gab am 
9. Januar 1918 in der Zweiten Kammer die Erklärung ab, 
daß die Regierung an der Klassenwahl nicht anbedingt fest-
halte. In der Frage des Fraaenstimmrechts war eine Ueber-
einstimmung nicht zustande gekommen, wenngleich der Wider-
stand gegen dessen Einführung sich angesichts der außerordent-

*) Begr. zu dem Entw. einer badischen Qemeindeordnnng, Landtage-
Drucks. Nr. 88, Beil. zar Niederschrift über die 97. öff. Sitzung vom· 
86. März 1980, S. 87. 
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lieben Inanspruchnahme and der Leistungen der Frauen während 
des Krieges in früher den Männern vorbehaltenen Berufen ge-
mildert hatte. Die zweite Kammer dee Landtags beschloß 
schließlich, die Regierung zu ersuchen, dem nächsten Landtag 
einen Gesetzentwurf, betreffend Abänderung der Gemeinde-
und Städteordnung vorzulegen, wobei eine Anzahl von der 
Kammer beschlossener Richtlinien Beachtung finden sollten, 
vor allem : die Aufhebung der Klassenwahl und die Einführung 
des gleichen Wahlrechte für alle Wahlberechtigten, die Auf-
nahme besonderer Bestimmungen für die großen Städte in die 
Städteordnung und ebenso solcher für die mittleren Städte in 
die Gemeindeordnung, Einschränkung der Staatsaufsicht, Stärkung 
der Stellung des Bürgerausschusses durch Zuteilung weiterer 
Beratungsgegenstände, Entlastung von Unwesentlichem und Aus-
scheiden des Stadtrats aus dem Bürgerausschuß der Städte-
ordnungsstädte. Die Erste Kammer stimmte weitgehend zu1). 

Die Staatsumwälzung machte eine Reform des Gemeinde-
rechts, insbesondere die Abschaffung des Klassenwahlrechte 
noch dringender. Gemeinde- und Städteordnung von 1910 
erfuhren schon kurz nach der Revolution durch verschiedene 
Bestimmungen, insbesondere das Gesetz vom 13. März 1919 
(Ges. und VOBlatt S. 203) eine Aenderung zahlreicher Einzel-
vorschriften. Wie in Württemberg und Hessen hat dieses Ab-
änderungsgesetz vor allem in Anpassung an die staatsrechtliche 
Neugestaltung und im Anschluß an die Wahlen zur badischen 
und zur deutseben verfassunggebenden Nationalversammlung das 
aktive und passive Gemeindewahlrecht auf breitere und zwar 
freieste Grundlage gestellt, den Frauen dieses Recht gewährt 
und die Verhältniswahl verallgemeinert. Die Gewährung einer 
Vergütung au die Mitglieder der Gemeinde- und Stadträte „sollte 
auch den Angehörigen der auf den täglichen Ertrag ihrer 
Arbeit angewiesenen Volksschichten die Uebernahme dieser 
Aemter ermöglichen" (Begr. a. a. 0 . S. 42). Mit Wirkung vom 
1. April 1922 ist dann die B a d i s c h e G e m e i n d e o r d n u n g 
v o m 5. O k t o b e r 1 9 2 1 (Ges. u. VOB1. 1921 S. 347, 1922 
S. 183) in Kraft getreten. Sie hat inzwischen wiederum und 
zwar durch das Gesetz vom 30. Juni 1922 (Ges. u. VOB1. 
S. 483) und die Badische Kreisordnung vom 19. Juni 1923 
(Ges. u. VOB1. S. 249) Abänderungen in Einzelpunkten erfahren. 
Sie hat die formelle Verschiedenheit der Gesetzesgrundlage 
beseitigt und ein einheitliches Gesetz an Stelle einer Gemeinde-
ordnung und einer besonderen Städteordnung gesetzt. 

Die badische Gemeindordnung vom 5. Oktober 1921 gilt 
für a l l e Gemeinden des Landes, wenngleich sie nicht in 

') Vgl. Begr. a. a. 0 . S. 39/41. 
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jeder Beziehung gleich behandelt werden, sondern ihre Größe 
entsprechend berücksichtigt wird. Dieser Umstand machte eine 
Gliederung der Gemeinden notwendig. Nach ihrer Einwohner-
zahl werden sie in „Kleine Gemeinden", „Mittlere Gemeinden", 
„Große Gemeinden" und „Städte" im Sinne der Badischen 
Gemeindeordnung eingeteilt. (§ 3). Dabei geht aber die Ge-
meideordnnng davon ans, „daß die Aufgabe und Stellung aller 
Gemeinden im modernen Staat grundsätzlich die gleiche ist 
und Unterschiede in der gesetzlichen Regelung ihrer Verhältnisse 
deshalb nur einzutreten haben, soweit hierfür besondere Gründe 
vorliegen" (Begr. a. a. 0 . S. 45). 

Nach Form und Inhalt als ein Gemeindeverfassungs- und 
Verwaltungsgrundgesetz angelegt, enthält die badische Gemeinde-
ordnung neben den grundlegenden allgemeinen Bestimmungen, 
die sich mit der Rechtsstellung und den Aufgaben der Gemeinden 
im allgemeinen und dem dinglichen Gemeindeverband befassen 
(§§ 1 — d i e gesetzlichen Vorschriften Uber die Angehörigen 
der Gemeinde, ihre Rechte und Pflichten, Uber die Vertretung 
und Verwaltung der Gemeinden, die Rechtsverhältnisse der 
Gemeindebeamten und Gemeindebediensteten, Uber Dienst-
strafrecht und Zwangsmaßnahmen und den Gemeindehaushalt. 
Endlich befaßt sie sich mit dem „BUrgergenuß", den Bürger-
nutzungen wie sie im wUrtt. Recht lauten, und den Gemeinden, 
welche aus mehreren Orten zusammengesetzt sind. Gesetzes-
technisch (in Aufbau und Formulierung) in neuem und modernem 
Gewände erscheinend schließt sich die badische Gemeinde-
ordnung in dieser Hinsicht mehrfach an andere Gemeinde-
Ordnungen an, so auch an die württembergische vom 
28. Juli 1906, deren Einfluß auch in materieller Hinsicht bis-
weilen zutage tritt. Trotzdem wahrt sie durchaus die Eigen-
art und hält an dem spezifisch Badischen fest, ohne doch den 
Charakter ihrer Zeit zu verleugnen. Die programmatische Be-
tonung des Gemeinschaftsgedankens im Eingangsparagraphen 
(§ 1 Abs. 3) bei der Bestimmung der allgemeinen Aufgaben 
der Gemeinde: „ — Aufgabe der Gemeinde ist die Pflege des 
geistigen, sittlichen, körperlichen und. wirtschaftlichen Wohles 
der Einwohner und deren Erziehung zur Gemeinschaft des 
Volkes — " entspricht dem Geist der Reichsverfassung und 
klingt an Wendungen in ihr an. Und ebenso ist es der Geist 
der Reichsverfaesung, der sich in der Betonung und Verbriefung 
des Selbstverwaltungs- und Selbstbestimmnngsrechts innerhalb 
der Schranken der Gesetze in der badischen Gemeindeordnuug 
wiederfindet (§§ 6—10). Uebrigens hatte die schon vorher 
erlassene badische Verfassung (§ 20) das Recht der Selbst-
verwaltung und Selbstbestimmung unter einem Uber die Reichs-
verfaesung hinausgehenden besonderen Schutz der Verfassung 

T*cang dar StwtanehUlehru 1«3(. |4 
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gestellt durch die Bestimmung, daß eine Beschränkung in diesen 
Rechten oder eine Auferlegung ron Pflichten über die derzeit 
bestehenden Gesetze hinaus nur unter Einhaltung der für Ver-
fassungsänderungen gegebenen Vorschriften beschlossen werden 
kann. Die Gemeindeordnung nimmt dabei die im badischen 
Recht schon bisher anerkannte Unterscheidung zwischen dem 
„eigenen Wirkungskreis" und dem „Übertragenen Wirkungskreis" 
auf (vgl. § 1 Ziff. 3 und § 6 Ziff. 1 sowie § 8) und fuhrt sie 
im Gegensatz zur württ. Gemeindeordnung, welche die Scheidung 
mehr oder minder ablehnt ohne doch zu einer klaren Gestaltung 
zu kommen, im ganzen folgerichtig durch. Der eigene Wirkungs-
kreis wird in jenen schon erwähnten Eingangsworten in § 1 
Abs. 2 im allgemeinen umschrieben und in § 6 Abs. 1 wird das 
Recht und die Pflicht der Gemeinde „ihre" Angelegenheiten 
selbst zu verwalten, festgestellt, während § 1 Abs. 3 der Gemeinde 
rnls Glied der Staatsverwaltung" die Aufgabe zuweist, „nach 
näherer Bestimmung der Reichs- und Landesgesetze und der 
auf Grund dieser Gesetze erlassenen Verordnungen bei der 
allgemeinen Staatsverwaltung mitzuwirken". Abweichend von 
dem bisherigen Rechts;:ustand rechnet die Gemeindeordnung 
zum eigenen Wirkungskreis der Gemeinde die Handhabung 
der Ortspolizei, die ihr bisher von der Staatsbehörde nur über-
tragen war, d. h. „derjenigen Zweige polizeilicher Tätigkeit, 
deren Aufgabe es ist, die Gemeininteressen der örtlichen Ge-
meinschaft zu befriedigen" (§ 7). Die Regelung ist grundsätzlich 
bemerkenswert. Sie erstrebt eine s y s t e m a t i s c h e Lösung 
und geht davon aus, daß „im modernen Staat, in dem alle 
Hoheitsgewalt nur vom Volk" ausgeht, „die Ortspolizei als ein 
aus dem Wesen der örtlichen Gemeinschaft entspringendes 
Recht zu betrachten" ist1). Aber in der vorliegenden Beziehung 
durchbricht die badische Gemeindeordnung ähnlich der Regelung 
in der wUrtt. Gemeiudeordnung, jedoch weitergehend als diese, 
aus staatspolitischen Gründen die sonst geltenden Grundsätze 
über die Verwaltung innerhalb des eigenen Wirkungskreises 
und das Verhältnis der Staatsverwaltungsbehördeu zu ihnen. 
Bei der Verwaltung der Polizei sind die Gemeinden nicht nur 
an die durch Gesetz oder Verordnung erlassenen Vorschriften, 
sondern auch an die ihnen von der Staatsverwaltungsbehörde 
erteilten Weisungen gebunden2). Die Grenzen zwischen Staats-
aufsicht und Dienstgewalt der Staatsbehörden sind also hier 

x) Bericht des Ausschusses für Rechtspflege und Verwaltung Uber 
den Gesetzentwurf einer badischen Gemeindeordnung, Landtagsdrucke. 
Nr. 95, Beil. zur Niederschrift über die 60. Sitzung vom 26. Juli 1921 
S. Ü9). 

*) Vgl. übrigens auch § 3 des badischen Folizeigesetzes vom 
31. Januar 1923, Ges. u. VOBlatt S. 29. 
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verwischt. Dazu tritt der auch in Baden gesetzlich vorgesehene, 
hier in tatsächlicher Beziehang keine grundsätzliche Neuerung 
bedeutende Vorbehalt einer V e r s t a a t l i c h n n g einzelner 
Zweige der Ortspolizei. Die nähere Begelang ist in einem 
besonderen F o l i z e i g e s e t z ( G e s e t z vom 3 1 . J a n a a r 
1 9 2 3 ü b e r d i e P o l i z e i v e r w a l t u n g , d a s P o l i z e i -
s t r a f g e s e t z b a c h a n d d a s P o l i z e i s t r a f v e r f a h r e n , 
[Ges. α. VOBlatt S. 29]) erfolgt. 

Das Recht der S e l b s t g e s e t z g e b a n g durch Erlassang 
Ortlicher Satzangen, das den Gemeinden in § 6 Abs. 2, 3 ein-
geräumt ist, ist klarer umgrenzt, anf eine breitere Grundlage 
gestellt und freier gestaltet als bisher1). Besonders hervor-
zuheben ist der Umfang des Selbstgesetzgebnngsrechts der 
Gemeinden : Die Gemeinden sind zur Erlassang von Gemeinde-
satzangen aach Uber solche Angelegenheiten der Gemeinde sowie 
Uber solche Rechte und Pflichten ihrer Angehörigen gesetzlich 
ermächtigt, hinsichtlich deren das Gesetz Verschiedenheiten 
gestattet oder keine ausdrücklichen Bestimmungen enthält. (§ 6 
Abs. 2 Buchst, b). Den Verbältnissen der größeren Gemeinden 
ist hier namentlich insofern Rechnung getragen als die dem 
Staate eingeräumte notwendige vorbeugende Mitwirkung in den 
Städten und den mittleren Stadtgemeinden nicht in einem Ge-
nehmigungsrecht, wie in den übrigen Gemeinden (§ 65 Abs. 4), 
sondern nar in einem Beanstandangsrecht besteht. 

Der in der Nachkriegszeit noch mehr als früher zutage 
tretenden Erscheinung, dafi den erhöhten Anforderungen an die 
Gemeinden aaf wirtschaftlichem Gebiet bei einzelnen Aufgaben 
in ersprießlicher Weise nur im Wege g e m e i n s a m e r Er-
füllung genügt werden kann, ist durch die allgemeine and im 
Gesetz näher geregelte Zulassung der B i l d u n g v o n Z w e c k -
v e r b ä n d e n durch die Gemeinden Rechnung getragen. Bisher 
war sie für die Gemeinden nar iu einzelnen gesetzlich bestimmten 
Fällen möglich gewesen®). Die Kriegs- und Nachkriegszeit 
hatte ihre Notwendigkeit dringend dargetan and insbesondere 
in der Bildung der Kommunalverbände für die Zwecke der 
Kriegswirtschaft, namentlich der Ernährung, ein Vorbild ge-
schaffen. Die Bildung von Zweckverbänden hängt von der 
Entschließaug der beteiligten Gemeinden ab, eine zwangsweise 
Bildung ist nicht vorgesehen. 

An dem A u f s i c h t s r e c h t des Staates den Gemeinden 
gegenüber ist festgehalten. Es ist, von der besonderen Regelung 
bei der Polizei abgesehen, anter Ausschlaß einer allgemeinen 

») Vgl. insbesondere § 13 der Städteordnang. 
*) Ë. G t i n d e r t , badische Gemeindeordnung vom 5. Oktober 1921, 

3. Aufl. 1924, Anm. 2 zu § δ, S. 61. 

14» 
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nach freiem Ermessen auszuübenden Aufsicht fest amgrenzt 
and seinem Inhalt nach bestimmt. Die Wahrung der Selbst-
verwaltung auf der einen, der Ausschluß einer Gefährdnng des 
Staatszwecks auf der anderen Seite wollen in gegenseitige Be-
ziehungen gesetzt werden, die dem Verhältnis zu einander ent-
sprechen. Demgemäß ist in § 9 als oberster Grundsatz auf-
gestellt, daß die Gemeinden der Aufsicht des Staates nur nach 
Maßgabe der Gesetze unterstehen. Die Staatsaufsicht im engeren 
Sinne beschränkt sich — in Uebereinstimmung mit Art. 186 
Abs. 1 der wUrtt. Gemeindeordnung — auf eine Ueberwachung 
darüber, daß die öffentlich rechtlichen Verpflichtungen von der 
Gemeinde erfüllt, die ihr gesetzten Schranken eingehalten und 
die Bestimmungen Uber das Verfahren beachtet werden. Als 
Hilfsmittel zur wirksamen Ausübung des Aufsichtsrechts sind 
der Staatsaufsichtsbehörde die üblichen Befugnisse in der Ge-
währung eines Unterrichtungerechts, eines Besichtigungsrechts, 
eines Aufschiaßrechts gegeben. Die gesetzliche Regelung des 
Einschreitens der Staatsaufsichtsbehörde im gegebenen Fall, das 
wenn erforderlich bis zur Zwangsetatisierung (Zwangseinschrei-
bung) gehen kann und des der Gemeinde gewährten Rechts-
schutzes bietet keine Besonderheiten. Dem Selbstverwaltungen 
recht der größeren Gemeinden, insbesondere der Städte, sind 
durch entsprechende Einschränkung der einzelnen Aufsichts-
befugnisse weitere Grenzen gesetzt als den übrigen Gemeinden. 
Die Fälle, in denen eine Mitwirkung der Staatsaufsichtsbehörde 
bei der Willensbildung der Gemeinde vorbehalten ist, m. a. W. 
GemeindebeschlUsse zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung der 
Staatsaufsichtsbehörde bedürfen, sind nach der Größe der Ge-
meinden abgestuft. Ihre Auswahl ist frei von Engherzigkeit und 
von Tendenzen einer der modernen Auffassung widersprechen-
den Bevormundung. Sie erscheint als eine Maßnahme, die in 
gesundem Sinn vorbeugend wirkt ohne doch die Betätigung 
der Gemeindeverwaltung uud die freie Entfaltung der in ihr 
wirksamen Kräfte in ungeeigneter Weise zu hemmen. In den 
Städten und den mittleren Stadtgemeinden beschränkt sich das 
Genehmigungserfordernis abgesehen von den Fällen der Aende-
rung der Art der Gemeinde und der Veränderung des Gemeipde-
bezirks auf die außergewöhnlichen Belastungen und Verpflich-
tungen der Gemeinde, wie sie durch außerordentliche Holzhiebe 
und Waldauestockungen und durch Aufnahme von Anlehen, 
Uebernahme von Bürgschaften oder Abschluß von Garantie-
verträgen in bestimmter Höhe bewirkt werden (§ 65 Abs. 4) . 
Eine Bestätigung der Bürgermeister oder der besoldeten Ge-
meinderäte durch die Regierung findet wie bisher nicht statt. 
Darüber ob die Staatsaufsicht nicht n o c h weiter einzuschränken, 
insbesondere jede Nachprüfung der Beschlüsse der Gemeinde-
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Verwaltung lediglich auf ihre Zweckmäßigkeit abzulehnen wäre, 
mögen die Ansichten anseinandergehen. Ich meinerseits würde 
es für verfehlt halten, über diese Frage aas der Theorie her-
aas allgemeine, irgendwie schematisch wirkende Grundsätze 
aufzustellen und der Berücksichtigung der besonderen Verhält-
nisse des einzelnen Landes, wie sie nur aus genauer Kenntnis 
derselben erfolgen kann, eine ausschlaggebende Bedeutung 
beimessen. 

Für die rechtliche Gestaltung des d i n g l i c h e n G e -
m e i n d e v e r b a n d s sind aus der durch die Staatsumwälzung 
mit ihren Folgen gegebenen Rechtslage die Konsequenzen ge-
zogen: Die Ausdehnung des Gemeindeverbande auf alle Teile 
des Staatsgebiete, in Württemberg schon 1849') vollzogen, ist 
zwingend durchgeführt: „Jeder Teil des Landes muß einem 
Gemeindebezirk angehören" (§ 2). Gemeindefreie Landesteile 
und Sonderstellungen von deren Inhabern soll es nicht mehr 
geben. Die im Eigentum des Grundadels und des Domänen-
ärars stehenden bisherigen „abgesonderten Gemarkungen" sollen 
bis 1. Januar 192& mit benachbarten Gemeinden vereinigt 
werden, wofern nicht etwa die Bildung einer neuen Gemeinde 
im Gesetzgebungsweg erfolgt (§ 105). Die letztere Bestimmung 
hält sich wiederum in Uebereinstimmung mit der badischen 
Verfassung (§ 20 Abs. 3), welche die Gemeinden als ein aner-
kanntes notwendiges Glied der Staatsorganisation in ihrem 
dermaligen Bestand gewährleistet, entsprechend dem bisherigen 
Recht1) die Bildung einer neuen Gemeinde ebenso wie die 
Auflösung einer Gemeinde der Gesetzgebung vorbehält (vgl. auch 
§ 4 Abs. 2 der badischen Gemeindeordnung). An der Notwendig-
keit eines die Gebietsänderung bewirkenden staatlichen Hoheits-
akts für die Eingemeindung wird in jedem Falle festgehalten 
aber der Selbstbestimmung der Gemeinden wird über das bis-
herige Recht hinausgehend im Gesetz eine Einräumung gemacht, 
welche der bisherigen tatsächlichen Gestaltung der Vorgänge 
entgegenkommt und zugleich eine Vereinfachung gegen früher 
enthält. Bei Vereinigung zweier oder mehrerer Gemeinden zu 
e i n e r Gemeinde, ebenso bei Abtretung eines Teils eines 
Gemeindebezirks sollen nach § 4 der badischen Gemeinde-
ordnung für die Regel übereinstimmende Beschlüsse der Ge-
meinden vorliegen, zu denen dann „die in das freie pflicht-
mäßige Ermessen gestellte Genehmigung des Ministeriums des 
Innern mit ihrem konstitutiven (rechtserzeugenden) Charakter 

]) Geietz, betreffend die Ausdehnung des Amts- und Gemeinde-
Verbands auf sämtliche Teile des Staatsgebiets, vom 18. Juni 1849, 
Beg.Bl. S. 207. 

*) § 4 der Qemeindeordnang und der Städteordnung. 
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in jedem Fall hinzutreten m ufi1)." Nnr dann, wenn eine 
Einigung der Gemeinden nicht zustande kommt, kann unter 
der Voraussetzung, daß Gründe des öffentlichen Interesses dies 
erfordern, die Aenderung auch gegen den Willen der Gemeinden 
erfolgen, aber nur darch Gesetz. 

Was die Ordnung des p e r s ö n l i c h e n Gemeindeverbands 
betrifft, so beruht sie auf dem Grundsatz der Einwohnergemeinde. 
Die auf der Gemarkung der Gemeinde Wohnenden, die als 
„Gemeindeangehörige" bezeichnet werden, sind bei Erfüllung 
der Voraussetzungen zur Benutzung der öffentlichen Einrichtungen 
und Anstalten der Gemeinde berechtigt und zur Teilnahme an 
den öffentlichen Lasten verpflichtet (§ 11). Gleichwohl besteht 
die BUrgergemeinde als engerer Kreis und das Bürgerrecht mit 
dem Bürgergenuß fort, aber nunmehr restlos entkleidet der ge-
raeindepolitischen Vorrechte. Die wirtschaftliche Bedeutung des 
Bürgerrechts ist also geblieben, wenn auch beschnitten worden. 
Der Gesetzgeber konnte sich nicht dazu entschließen, den 
Bürgergenuß sofort vollständig aufzuheben mit Rücksicht auf 
seine volkswirtschaftliche und soziale Bedeutung. Jedoch hat 
er eine Neubegründung oder eine Erweiterung des Bürger-
genusses ausgeschlossen, seine mißbräuchliche und unwirtschaft-
liche Verwendung zu verhindern und seine Einschränkung wie 
den allmählichen Abbau durch gesetzliche Vorschriften und in 
einer Form, welche die öffentlichen Interessen mit den berech-
tigten Ansprüchen der Aktiv bürger in billiger Weise in Ein-
klang bringen will, zu erleichtern versucht ( § § 8 5 — 94). 

Das aktive G e m e i η d e w a h 1 r e c h t ist auf die bekannte 
breite Basis gestellt. Staatsangehörigkeit in einem deutschen 
Lande, Vollendung des 20. Lebensjahrs, Wohnen (oder wie die 
badische Gemeindeordnung sich ausdrückt, „Wohnort haben") 
im Gemeindebezirk seit sechs Monaten vor dem Wahltag (§ 12). 
Uebrigens werden nur die Gemeindeverordneten, von denen 
gleich noch zu reden sein wird, in allen Gemeinden unmittelbar 
von den Wahlberechtigten gewählt, die Bürgermeister und die 
besoldeten Gemeinderäte nur in Gemeinden mit höchstens 
2000 Einwohnern, die ehrenamtlich tätigen Gemeinderäte nur 
in den kleinen und mittleren Gemeinden, während in den 
anderen Gemeinden Bürgermeister und besoldete Gemeinderäte 
durch die Mitglieder des Bürgerausschusses, die ehrenamtlich 
tätigen Gemeinderäte durch die Gemeindeverordneten gewählt 
werden (§§21 ,32 ) . Die W ä h l b a r k e i t zu den Gemeinde-
ämtern, die im übrigen allen Wahlberechtigten eingeräumt ist, 
deren Wahlrecht nicht ruht, ist weiterhin von der Vollendung 

l) O ü n d e r t a.a.O. kam. l b zu §4 ,8 .60 . Siehe daselbst auch 
Nähere» wegen des früheren Rechtssnstands. 
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des. 26. Lebensjahrs abhängig gemacht. Für die Wählbarkeit 
als Bürgermeister oder besoldeter Gemeinderat gilt die Besonder-
heit, dafi das Erfordernis des mindestens sechsmonatigen Woh-
nens in der Gemeinde für sie nicht gilt, andererseits aber Besitz: 
oder Erwerb der badisohen Staatsangehörigkeit verlangt wird 
(§ 16). Den Fraaen ist Wahlrecht and Wählbarkeit im gleichen 
Umfang nnd unter den gleichen Voraussetzungen eingeräumt 
wie den Männern. Sie können also auch das Amt eines Bürger-
meisters oder besoldeten Gemeinderats bekleiden. Bei der im 
Gesetz (§ 16) erfolgten Regelung der gemeindebttrgerlichen 
Pflicht zur Uebernahme gemeindlicher unbesoldeter Ehrenämter, 
vor allem also des Amts eines Gemeinderats und eines Gemeinde-
verordneten, ist den besonderen Verhältnissen der Frau insofern 
Rechnung getragen, als Frauen, welche Kinder erziehen oder 
einen größeren Haushalt zu führen haben, zur Ablehnung eines 
solchen Amts berechtigt sind. 

Was die F o r m d e r * G e m e i n d e w a h l e n betrifft, so 
erfolgt die Wahl der ehrenamtlich tätigen Mitglieder der Ge-
meindekollegien, d. h. der Gemeinderäte und der Gemeindever-
ordneten sowie der Mitglieder des Gemeindeverordnetenvorstands 
und dee unten zu erörternden gemischten beschließenden Aus-
schusses nach den Grundsätzen der Verhältniswahl und dem 
System der gebundenen Wahlvorschlagslisten (§§ 32, 36, 38, 
61 Abs. 1. § 68 Abs. 1). Die Wahl der Bürgermeister und der 
besoldeten Gemeinderäte erfolgt nach dem Grundsatz der ein-
fachen Stimmenmehrheit (§21 Abs. 3). Der beherrschende Grund-
satz der Parteimäßigkeit der Wahl, die Absicht, „den partei-
politischen Grundsätzen und Zielen sowie dem Stärkeverhältnis 
der Parteien in ununterbrochener Folge ausschlaggebenden Ein-
fluß einzuräumen"l), erhält seine äußerste Eonsequenz in der 
gesetzlichen Vorschrift, daß, wer aus der Partei oder Wähler-
gruppe; auf deren Vorschlag er gewählt wurde, ausscheidet, 
das ihm übertragene Amt verliert (§ 17). Dem wiederholt aus-
gesprochenen Grundsatz, daß die Gewählten an Aufträge nicht 
gebunden sind und nur das Wohl der Gemeinde und der Ein-
wohnerschaft nach Maßgabe ihrer freien Ueberzeugung bei ihrer 
Tätigkeit bestimmend sein lassen dürfen (§61 Abs. 4, § 66 Abs. 1) 
soll dadurch nicht zu nahe getreten werden. 

Der o r g a n i s a t o r i s c h e A u f b a u der badischen 
Gemeinden nach der Gemeindeordnung vom 6. Oktober 1921 
knüpft an das historisch gewordene an und der Gesetzgeber 
hat bei dem Festhalten hieran auch die Nachteile nicht ge-
scheut, die daraus hervorgehen könnten. Die Einführung der 
Magistrateverfassung sowohl wie die Annahme der Bürger-

>) G lindert a. a. 0. Anm. 1 in 9 17, Seite 107/108. 
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meistereiverfassung hat er abgelehnt. Von ereterer befürchtete 
er eine Verschärfung des Gegensatzes zwischen Gemeinde-
verwaltung und Gemeindevertretung, von letzterer eine nicht 
erwünschte Stärkung des Einflusses des beamteten Elements. 
Auch dazu konnte er sich nicht entschließen, den größeren 
Städten etwa die Wahl der Gemeindeverfassung zuzugestehen, 
da eine solche Möglichkeit erfahrungsgemäß zwar die Grund-
lage erbitterterter Kämpfe zu werden, erhebliche praktische 
Bedeutung aber nicht zu gewinnen pflege1). Immerhin hat 
der Gesetzgeber die Mängel der alten badischen Gemeinde-
verfassung, die sich nicht zum wenigsten aus der Größe und 
Umständlichkeit des Apparats ergaben, durch Einführung einer 
Reihe von zweckmäßigen Vereinfachungen abzuschwächen ver-
sucht. Das Charakteristische der badischen Gemeindeverfassung 
liegt in dem althergebrachten eigenartigen Verhältnis der beiden 
sich in die Gewalten teilenden Körperschaften za einander, 
des Gemeinderats und des Bürgerausschusses. Die Ver-
tretung der Gemeinde und die Verwaltung ihrer Angelegenheiten 
kommt dem Gemeinderat zu (§ 18 Abs. 1). Eine Ausnahme 
macht die Verwaltung der Ortspolizei, die namens der Gemeinde 
von dem Bürgermeister verwaltet wird. Das Polizeipersonal 
ist ihm und nicht dem Gemeinderat unterstellt. Zu polizeilichem 
Aufwand fUr die Gemeindekasse, der nicht im Voranschlag 
vorgesehen ist, bedarf er jedoch, von dringenden Fällen abge-
sehen, der Zustimmung des Gemeinderats (§ 43). Dieser besteht 
aus dem auf neun Jahre gewählten Bürgermeister als Vor-
sitzendem, den etwaigen auf die Dauer von vier Jahren gewählten 
stellvertretenden Bürgermeistern und besoldeten Gemeinderäten 
sowie aus ebenfalls auf vier Jahre gewählten 6 bis 24 ehren-
amtlich tätigen Gemeinderäten (§§ 19, 21, 31). In den Städten 
führen die Gemeinderäte die Amtsbezeichnung Stadträte (§ 107). 
Die Stellung des Bürgermeisters, der die gesamte Gemeinde-
verwaltung leitet, und da, wo stellvertr. Bürgermeister bestellt 
sind, die Amtsbezeichnung „Oberbürgermeister" führt, ist nicht 
wesentlich geändert und jedenfalls eher verstärkt als herab-
gemindert. Neben den Gemeinderat tritt nun in den kleinen 
Gemeinden die aus den Wahlberechtigten sich bildende G e -
m e i n d e v e r s a m m l u n g (§ 69), in mittleren und großen 
Gemeinden sowie in den Städten ein B ü r g e r a u s s c h a ß , 
der sich historisch eben aus der Gemeindeversammlung ent-
wickelt hat. Und dieser Bürgerausschuß setzt sich aus dem 
Gemeinderat und den ebenfalls auf vier Jahre aber durchaus 
von den wahlberechtigten Gemeindeeinwohnern gewählten 
ehrenamtlichen G e m e i n d e v e r o r d n e t e n zusammen, welche 

') Vgl. Begr. a. a. 0. S. 54. 
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ilie V-ertreter der gesamten Einwohnerschaft sind. In den 
Städten führen sie die Amtsbezeichnung „Stadtverordnete" 
(§§ 18 Abs. 2, 35, 36, 39, 40, 65 Abs. 1, 107). Ihre Zahl ist 
gesetzlich genau festgelegt and beträgt in den kleinsten Ge-
meinden 24, in den Gemeinden mit Uber 20 000 Einwohnern 84. 
Ihre Zahl ist also recht groß. Der Bürgeransschuß nnter dem 
gesetzlich vorgeschriebenen Vorsitz des Bürgermeisters, ist wie 
bisher tatsächlich eine Erweiterung des Gemeinderats, rechtlich 
eine Zusammenfassung von zwei rechtlich verschieden gearteten 
Gruppen zu einer einheitlichen Körperschaft, in der aber die 
Mitglieder der Gruppen ihre verschieden gestaltete rechtliche 
Stellung behalten. Der Bürgerausschuß ist berufen, „bestimmten 
Beschlüssen des Gemeinderate von besonderer Tragweite" 
(§ 65 Abs. 3) „die Sanktionierung1)" als Vertreter der Gesamt-
einwohnerschaft zu erteilen. Die Mitglieder des Gemeinderate,, 
die also in dieser Körperschaft über einen Gegenstand Beschluß 
gefaßt haben, nehmen an der Abstimmung des Bürgerausschusses 
über ihren eigenen Beschluß teil, stimmen also über denselben 
Gegenstand nochmals ab, ohne dnrch die voraufgegangene 
Abstimmung im Gemeinderat ihrerseits rechtlich gebunden zu 
sein. Der Bürgerausdchuß darf die Zustimmung nicht an Be-
dingungen knüpfen, welche die Zuständigkeit des Gemeinderats 
beschränken. Sonst gilt sie als verweigert. Durch die Zu-
stimmung des Bürgeransschusses zu einem Beschluß des Gemeinde-
rate entsteht e i n G e m e i n d e b e s c h l u ß (§65 Abs. 1), dessen 
Vollzug von den Gemeindeverordneten als der Repräsentation 
der Einwohnerschaft kontrolliert aber vom Bürgerausschuß 
nicht verlangt werden kann (§§ 63,66). Ein Recht der Gemeinde-
verordneten zur Kontrolle auch solcher Beschlüsse, bei denen 
der Bürgerausechaß nicht mitgewirkt hat, steht den Gemeinde-
verordneten nicht zu. Ein Anfragerecht und Initiativrecht ist 
ihnen in bestimmtem Umfang gegeben (§ 64). Im ganzen 
ergibt sich eine beschränkte Zuständigkeit des unmittelbar von 
dem Gemeindevolk gewählten Körpers. Hier hat nun die nene 
Gemeindeordnung insofern eingesetzt, als sie die Zuständigkeit 
des Bürgerausschusses fakultativ erweitert hat durch die Be-
stimmung, daß Gemeinderat und Bürgermeister aus freier Ent-
schließung j e d e n Beschluß des Gemeinderats der Zustimmung 
des Bürgeransschasses unterstellen können und u. U. auch die 
Staateaufsichtsbehörde anordnen kann, daß ein Beschluß de» 
Gemeinderats dem Bürgerausschuß zur Beschlußfassung vor-
gelegt wird (§ 65 Abs. 2). Auf der anderen Seite hat man ver-
sucht, durch die der Gemeindesatzung vorbehaltenen Bildung-
eines „gemischten beschließende^ Ausschusses," die Gemeinde-

>) OOndert a. a. O. S. 113 Ziff. 8· . 
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Verwaltung beweglicher za machen. Dieser Ausschuß, dem 
doppelt soviel Gemeindeverordnete angehören müssen als ehren-
amtliche Mitglieder des Gemeinderats, vereinigt für bestimmte 
Arten von Geschäften oder für solche Geschäfte, deren Dring-
lichkeit die Anhörung des BUrgeransschnsses nicht gestattet, 
die Zuständigkeit des Gemeinderats ond des Bilrgerausschnsses, 
bringt aleo in dieser Beschränkung das „Einkammersystem" zur 
Geltung (§ 68). Der Gesetzgeber hat sodann fttr notwendig 
erachtet, nach dem Vorgang des bayerischen Rechts und des 
Städterechts amerikanischer Staaten1), auch Vorschriften Uber 
«ine vorzeitige Auflösung des Btlrgerausschusses und damit 
auch des Gemeinderate vor Ablauf der vierjährigen Amtszeit 
zu treffen. Sie kann auf dem Weg der Volksabstimmung er-
folgen, die wiederum entweder durch Volksbegehren oder durch 
«ine Anordnung des Ministeriums des Innern herbeigeführt 
werden kann (§ 77). Zur Erreichung des aus dem Aufbau der 
badischen Gemeindeverfassung heraus folgerichtigen Ziels, die 
fortdauernde Uebereinstimmung der Tätigkeit der Vertreter der 
Gesamteinwohnerschaft in Üer Gemeindeverwaltung mit dem 
Willen und den Anschauungen der Mehrheit der Gesamtein-
wohnerschaft selbst sicher zu stellen, ist ein umständlicher Weg 
gewählt Aber mit Recht ist davon ausgegangen, daß eben nur 
aus schwerwiegenden Gründen zur Auflösung jener Vertretung 
geschritten werden soll. Die Ausnutzung der Einrichtung zu 
Parteiintriguen muß vermieden werden. Fragen ließe sich 
allerdings, ob ein Bedürfnis für die Auflösung des Bürger-
ausschusses Uberhaupt bejaht werden soll, während man in der 
badischen Verfassung ein solches beim Landtag nicht für gegeben 
erachtet hat. Von der Gemeindeversammlung in den kleinen 
Gemeinden abgesehen ist der eben besprochene der einzige 
Fall einer unmittelbaren Beteiligung der Gemeindeangehörigen 
an der Willensbildung der Gemeinde. 

Bedeutsam und fUr die Entwicklung des Gemeindever-
(assungerechts wichtige Neuerungen hat die badische Gemeinde-
Ordnung auf dem Gebiet des G e m e i n de b e a m t e n r e c h t s 
gebracht (Abschnitt IV). Sie lassen sich in Anlehnung an die 
Begründung des Regierungeentwurfs (a. a. O. S. 101) in fol-
gendem zusammenfassen : 

a) Scharfe Umschreibung des Begriffs der „Gemeinde-
beamten" und der „Gemeindeangestellten und Gemeinde-
arbeiter " (in der Begründung als „Gemeindebedienstete" 
bezeichnet). 

b) Grundsätzliche Anerkennung eines Anspruchs der Ge-
meindebeamten auf eine angemessene Besoldung und der 

») Begr. a. a. 0. S. 67. 



Die Entwicklung dee Gemeindeverfassnngsreciite seit der Revolution. 219 

hauptberuflich beschäftigten auf Ruhegehalt und Hinter-
bliebenenversorgung. Als Ergänzung der Gemeinde-
ordnung ist in diesem Zusammenhang das Fllrsorge-
gesetz für Gemeinde- und Körperschaftsbeamte in der 
Fassung vom 26. Juli 1921 (Ges. u. YOBlatt S. 175) zu 
nennen, auf das im übrigen hier nicht nicht näher ein-
gegangen werden kann. 

c) Anerkennung des Anspruchs der hauptberuflich beschäf-
tigten Beamten auf u n w i d e r r u f l i c h e Anstellung 
mit Eintritt der Ruhegehaltsberechtigung, spätestens aber 
nach zehnjähriger Dienstzeit, und Schutz der widerruflich 
angestellten Beamten gegen Härten bei der Entlassung 
durch entsprechende Regelung der Kündigung. 

d) Anspruch auf Anhörung der Beamten Vertretungen bei 
Regelung der Verhältnisse der Beamten. 

e) Vorschriften über die Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
der Gemeindeverwaltung und ihren Gemeindebeamten aus 
dem Dienstverhältnis — unbeschadet der Zulässigkeit des 
Rechtswegs vor den ordentlichen Gerichten in den dafür 
vorgesehenen Fällen — durch S c h l i c h t u n g s a u s -
s c h ü s s e , die in beiden Instanzen aus Vertretern der 
Gemeinden und der Gemeindebeamten als Beisitzer und 
einem Vorsitzenden bestehen. 

Im übrigen ist die Stellung der Gemeindebeamten durch 
die im Gesetz erfolgte Regelung derjenigen der Staatsbeamten 
angenähert und damit die ganze „Stellung des Berufsbeamten-
tums der Gemeinde erheblich gefestigt worden" *), — eine Not-
wendigkeit bei der Ausdehnung und freieren Gestaltung der 
Selbstverwaltung, deren Erkenntnis durch den Gesetzgeber hier 
besonders hervorgehoben werden mag. 

IV. 
Wenn wir in Vorstehendem einen Ueberblick gegeben 

haben Uber die Entwicklung des Gemeindeverfassungsrechts in 
Württemberg, Baden und Hessen seit der Revolution, unter 
Hervorhebung dessen, was uns für diese Entwicklung wesentlich 
und charakteristisch erscheint, so läßt sich als Ergebnis der 
Untersuchung das Nachfolgende feststellen. Dabei darf rück-
blickend bemerkt werden, daß von einer Berücksichtigung der 
durch die Personalabbauverordnung und einen Teil der neueren 
Finanzgesetze des Reichs und der Länder sei es unmittelbar 
oder mittelbar in das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden 
bewirkten Eingriffe aus naheliegenden Gründen abgesehen wurde. 
Nicht berücksichtigt sind sodann auch die durch gewisse Neu-

*) Gliedert a. a. 0. Anm. 18 za § 71, S. 977. 
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regelangen in der Organisation der Staatsverwaltungen herbei-
geführten Verschiebungen und Veränderungen in der Anständig-
keit zar Ausübung der Staatsaufsicht, welche insbesondere in 
der Ausschaltung von Zwischengliedern zwischen der Landes-
zentralinstanz und der Gemeindebehörde oder in der veränderten 
Art der Zusammensetzung der Staatsaufsichtsorgane zum Aus-
druck gelangen. Wenn sie auch mittelbar die Gemeinde-
Verfassung selbst berühren, insofern sie zum Teil eine Stärkung 
der Selbstverwaltung bedeuten, so betreffen sie doch zunächst 
and vorwiegend die Stellang der Gemeinde im G e s a m t organismos 
der Staatsverwaltung. 

In allen drei Ländern hat das Gemeindeverfassungerecht 
seit der Revolution einschneidende Aenderungen erfahren, die 
mit der durch Krieg und Revolution herbeigeführten Umgestal-
tung der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
in unmittelbarem Zusammenhang stehen. Aber diese Aende-
rungen sind doch nicht grundstürzender Ar t Sie knüpfen viel-
mehr an die gegebene Form· der Gemeindeverfassung an and 
beschränken sich daraaf, möglichst innerhalb derselben einer-
seits aus den Erfahrungen und Gestaltungen während der 
Kriegezeit die Folgerungen zu ziehen und andererseits die 
Gedanken znm Ausdruck za bringen, die sich teils aus dem zur 
Herrschaft gelangten demokratischen Prinzip und den Vor-
schriften der Reichsverfassung ohne weiteres ergaben, teils 
Programmpunkte der Partei bildeten, die mit der Revolution 
weitgehend ausschlaggebend geworden war. Die breite Basis 
für das Wahlrecht und die Wählbarkeit, die Zulassung der 
Frauen za beiden, die Verallgemeinerung der Verhältniswahl, 
die Beseitigung von Vorrechten einer vergangenen Zeit auch 
abgesehen vom Wahlrecht gehören hierher. In vielem ein 
radikales Vorgehen. Und doch lassen sich konservative Züge 
nicht verkennen, die in einem Festhalten an der Eigenart, an 
der Bodenständigkeit der Gemeindeverfassung, unbekümmert 
um Theorien und Systeme, und in der Einstellung zur wirt-
schaftlichen Seite des Bürgerrechts, ja, auch in der Beibehaltung 
der indirekten Bürgermeisterwahl in Baden and Hessen ihren 
Aasdrack finden. Das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden 
als s o l c h e s in seiner anerkannten Gestaltung ist nicht ange-
tastet. Wo wie in Baden eine umfassende Neuordnung des 
Gemeindeverfassungsrechts stattgefunden hat, hat sie zu einer 
Festigung und freieren Regelung unter Berücksichtigung auch 
der Bedürfnisse der größeren Städte geführt. Die Verstaat-
lichung der Ortspolizei, grundsätzlich neu nur für Württemberg, 
fällt nicht aus dem Rahmen heraus, insofern sie, letzten Endes 
durch änfiere Umetände veranlaßt, durch Rücksichten an! das 
Wohl des Staatsganzen geboten war. Ihnen gegenüber hat 
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die Rücksicht auf den Selbstverwaltungskörper zurückzutreten. 
Dem Bedürfnis nach Vereinfachung der Verwaltung, wesentlich 
mit hervorgerufen durch die ungünstige Gestaltung der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit der Gemeinden, wird im organisa-
torischen Aufbau (vgl. vor allem den Uebergang zum Ein-
kollegialsystem in Württemberg) aber auch auf anderem Wege 
zu begegnen gesucht. So kann mit Grund von einer Ε η t · 
W i c k l u n g des Gemeindeverfassungsrechts in den genannten 
Staaten gesprochen werden, von einer F o r t b i l d u n g , die 
in Baden zu einem Abschluß gelangt ist 1) , in Württemberg 
und Hessen dessen noch harrt. Und diese Feststellung wird 
als ein befriedigendes Ergebnis verzeichnet werden dürfen, 
gleichgültig wie man sich als Jurist oder als Politiker zu der 
Entwicklung im einzelnen stellen mag, nnd ohne Rücksicht 
darauf, daß es auch an völlig neuen Einrichtungen nicht fehlt, wie 
die Einführung eines Schlichtangsverfahrens für Streitigkeiten 
aus dem Dienstverhältnis, das wohl noch zu kurze Zeit besteht, um 
ein einigermaßen sicheres Urteil darüber gewinnen zu können. 

Die Beantwortung der Frage, ob eine Gemeindeverfassung 
den Anforderungen, die an sie zn stellen sind, entspricht, kann 
nicht allein oder vorwiegend aus der Theorie heraus beantwortet 
werden. Den Erfahrungen derer, die sie handhaben, und den 
Empfindungen derer, die unter ihr zu leben haben, dem Umstand, 
daß Gemeindererfassungen im allgemeinen etwas historisch 
Gewordenes, in dem Charakter, der Sinnesart des Volkes, den 
gesamten politischen, wirtschaftlichen, sozialen Verhältnissen 
des Landes Begründetes sind, ist ein besonderes, wenn nicht 
ein ausschlaggebendes Gewicht beizumessen. Deshalb möchte 
ich auch davon absehen, Werturteile oder Forderungen in 
die Thesen aufzunehmen und mich darauf beschränken, folgende 
L e i t s ä t z e Ihnen zu unterbreiten: 

1. Die Entwicklung desGemeindeverfassungsrechts in Württem-
berg, Baden und Hessen seit der Revolution weist in allen 
drei Staaten eine Fortbildung auf, die in Baden zu 
einer Neukodifikation des Gemeindeverfassungsrechts, in 
Württemberg und Hessen unter Aufschiebung einer um-
fassenden Revision zu teilweisen Aenderungen der bis-
herigen Gemeindeverfassungsgesetze geführt hat. In Baden 
sieht die Neuordnung im Gegensatz zur letztmaligen Rege-
lung von einer gelrennten gesetzgeberischen Behandlung 
der für die Städte geltenden Vorschriften ab und umfaßt 
in der „Badischen Gemeindeordnung" alle Stadt- und 
Landgemeinden des ganzen Landes. 

1 ) Soweit auf diesem Gebiet überhaupt von einem solchen gesprochen 
werden kann. 
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2. Die Aenderungen, zum Teü schon während des Krieges 
vorbereitet, sind in allen drei Ländern einschneidend aber 
nicht grundstürzend. Sie ergeben sich aus der staats-
rechtlichen Neugestaltung, aus der Umwälzung der poli-
tischen, wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse durch 
Krieg und Revolution und entsprechen dem damit ver-
bundenen Wandel der Anschauungen. 

3. Unter dem Einfluß der Reichsverfassung sind die Ger 
meindeverfassungen zu einer weitgehend gleichmäßigen 
Gestaltung der Voraussetzungen des Wahlrechts und der 
Formen seiner Ausübung sowie der Wählbarkeit auf 
breitester Grundlage unter möglichster Beseitigung aller 
Vorrechte und unter starker Betonung der Parteimäßigkeit 
des politischen Gemeindelebens gelangt. 

4. Im organisatorischen Aufbau der Gemeindeierfassung 
haben die drei Staaten ihre voneinander ime von den 
Systemen der preußischen Gemeindeverfassungen ab-
weichende Eigenart gewahrt. Jedoch macht sich überein-
stimmend in der Organisation das Streben nach Verein-
fachung der Verwaltung und größerer Beweglichkeit in 
ihrer Handhabung bemerkbar. 

5. Das Selbstverwaltungs- und Selbstgesetzgebungsrecht ist, 
wo es von den Aenderungen der Gemeindeordnungen be-
rührt worden ist, freier und gefestigter, die Staatsaufsicht 
klarer und einfacher gestaltet, ohne daß doch der not-
wendigen Eingliederung des Selbstverwaltungskörpers in 
den Staatsorganismus Abbruch getan wäre. Diesem Ge-
sichtspunkt trägt auch die in allen drei Ländern durch-
geführte, wenn auch aus verschiedenem Anlaß erfolgte 
Neuordnung der Verwaltung der Ortspolizei Rechnung. 
Die Gestaltung des Gemeindebeamtenrechts ist, wo Neue-
rungen stattgefunden haben, im Sinne einer Festigung der 
Stellung des Berufsbeamtentums der Gemeinde erfolgt. 



Die Entwicklung des Gemeindeverfassungs· 
rechts seit der Revolution. 

8. Zweiter Mitbericht von Geh. Regierungsrat Professor Dr· Hans Helfritz 
in Breslau. 

A. Die neueste Entwickdung des Gemeindeverfassungsrechts 
in Deutschland steht unter einer dem Grundgedanken der 
kommunalen Selbstverwaltung entgegenstehenden Tendenz. 

Wie der erste Herr Berichterstatter bereits angedeutet hat, 
fällt mir in der Hauptsache die Aufgabe zu, den Gegenstand 
der Beratung unter dem Gesichtspunkt der Kommunalpolitik 
zu behandeln, und zwar unter besonderer Berücksichtigung der 
Verhältnisse in Preußen. So komme ich in der Grundlage auch 
auf das von ihm berührte Problem des Verhältnisses zwischen 
Staat und Gemeinde zurtlck. Im Ergebnis Ubereinstimmend, 
möchte ich es nur aus einem anderen Gesichtspunkte heraus 
betrachten. Die Frage nach einem „Recht" der Gemeinden 
auf Selbstverwaltung fuhrt historisch in eine Zeit zurUck, die 
gar keine Zweifel aufkommen läßt. Man denke allein an die 
Zeiten, in denen einer nur schwach entwickelten Staatsgewalt, 
Städte mit kraftvoller, eigenständiger öffentlicher Gewalt gegen-
überstanden, oder an die zeitlich noch weiter zurückreichenden 
freien Bauerngemeinden auf dem Lande. Während diese in 
ihrer Uberwiegenden Zahl schon frühzeitig an Selbständigkeit 
einbüßten, schwindet die selbständige Stellung der Städte erst 
mit der Herausbildung der einheitlichen Staatsgewalt des abso-
luten Staates. Berücksichtigt man aber die damals in den 
Städten herrschenden Zustände, so ist in der Ueberwindung 
ihrer Selbständigkeit zunächst kein Fehler zu erblicken. Die 
Herrschaft der Katsgeschlechter war zu einer oligarchischen 
Interessengemeinschaft ausgeartet. Wo sie durch die Macht der 
erstarkenden Zünfte gebrochen wurde und diese die Ueberhand 
Uber den Rat gewannen, kam es zu einer nicht minder ver-
werflichen Mißwirtschaft. So war es kein Akt der Unterdrückung 
bürgerlicher Freiheit, sondern ein Gebot der Gerechtigkeit 
gegenüber allen Unterdrückten, wenn der absolute Staat alle 
obrigkeitliche Gewalt für sich in Anspruch nahm, um in erster 
Linie wieder Ordnung, Redlichkeit und Sparsamkeit in die 
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Verwaltung der Städte za briogen. In Preußen geschah dies 
in tatkräftiger, filr andere Staaten vorbildlicher Weise noter 
Friedrich Wilhelm I1). Nur so konnte der Boden bereitet werden 
illr eine freudige Mitarbeit der gesamten Bürgerschaft im Sinne 
des Steinschen Reformwerkes. 

Hat aber der Staat in jener Periode der Ueberwinduug 
des ständischen Dualismus auch die eigenständische Gewalt 
der Gemeinden aufgesogen, so kann es, gleichviel was nachher 
geschehen ist, gar keine eigentliche Streitfrage um ein R e c h t 
der Gemeinden auf Selbstverwaltung geben. Der Staat als 
Gesetzgeber hat die Allgewalt, die Rechtsordnung so zu gestalten, 
wie er es will. Niemand im Staate, auch nicht die Gemeinde, 
hat einen Rechtsanspruch auf den Erlaß von Rechtsnormen 
bestimmten Inhalts. So lautet also die Frage nicht „gibt es 
ein Recht der Gemeinden auf Selbstverwaltung?" sondern, „ist 
es zweckmüßig, daß die staatliche Rechtsordnung die Selbst-
verwaltung erhält?" Die Streitfrage löst sich damit auf nach 
der Richtung des positiven Rechts und nach der der Rechts-
politik. Die rechtserkefinende Betrachtung des positiven Rechts 
läßt an dem Bestehen der Selbstverwaltung, auch wenn sie auf 
staatlicher Einräumung beruht, keinen Zweifel. Die rechts-
politische Betrachtungsweise aber weist nicht aus GrUnden des 
Rechts sondern ans denen der Zweckmäßigkeit dahin, die 
Selbstverwaltung der Gemeinden zu erhalten und zu stärken. 

Damit ist der Zusammenhang zu dem, was man als 
K o m m u n a l p o l i t i k bezeichnet, gegeben. Diese kann uns 
als Rechts- wie auch als Verwaltungspolitik begegnen. In 
allem aber fasse ich den Begriff der Politik nicht als eine 
Wissenschaft auf, sondern als eine von Zweckmäßigkeitserwä-
gungen geleitete Tätigkeit im öffentlichen Leben, gleichviel ob 
hierbei die Handlungen oder die Erwägungen im Vordergrunde 
des Interesses stehen. Ist diese Tätigkeit auf die Gestaltung 
der Rechtsordnung gerichtet, mit anderen Worten: haben wir 
es mit Rechtspolitik zu tun, so liegen die Dinge anders im 
privaten als im öffentlichen Recht. Während es sich dort um 
die Ordnung der Lebensbeziehungen gleichgeordneter Rechte-
subjekte handelt, vollzieht hier der Staat kraft Ubergeordneter 
Gewalt seine Tätigkeit an den ihm unterstellten phyeischen 
und juristischen Personen. Diese Tätigkeit spielt sich auf den 
verschiedensten Gebieten ab. Man denke, um beliebige Bei-

') Vgl. S c h m o l l er , das Städtewesen unter Friedrich Wilhelm I, in 
der Zeitschrift für preußische Geschichte und Landeskunde Jahrgang VIII. 
Berlin 1871 S. 521 ff., Jahrgang X, 1873 S. 275ff., 537ff., Jahrgang XI, 1874 
S. 513ff. sowie die bei H e l f r i t z , die Finanzen der Stadt Greifewald, 
Sohmollers Staats- und Sozialwissenechaftliclien Forschungen Heft 161, 
Leipzig 1912, S. 267 ff. angegebene Literatur. 
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spiele herauszugreifen, an Gesetze auf dem Gebiete des Schutz-
zollwesens, der Siedlang, der sozialen Fürsorge, der Finanz-
verwaltang, der Volksschulunterhaltung. Hier Uberall liegt das 
eigentlich Bestimmende nicht in dem, was wir Hecht neonen, 
sondern in den wirtschaftlichen, sozialen, finanziellen oder kul-
turellen Maßnahmen des Staates. Demgemäß liegen den Ge-
setzen Erwägnngen wirtschaftspolitischer, sozialpolitischer, finanz-
politischer and kulturpolitischer Art zagrande, während eigent-
lich rechtspolitische Erwägungen nur die äußere Form betreffen, 
in die sich jene Maßnahmen des Staates kleiden. Aber die 
hieraus entstehenden Gesetze enthalten, ganz abgesehen von 
den formellen Gesetzen wie dem Etat, vielfach nur scheinbar 
allgemeinverbindliche Rechtsnormen. In Wirklichkeit fehlt ihnen 
oft das Abstrakte und Wiederkehrende, das die Rechtsnorm von 
der Allgemeinverfiigung unterscheidet. So ist der Beamtenabbaa 
in Wahrheit ein konkreter Verwaltungsakt in größestem Stil. 
Ihm liegen aach nicht Erwägungen rechtspolitischer, sondern 
finanzpolitischer and organisatorischer Art zugrunde. 

Damit ergibt sich die Frage: in welcher Beziehung steht 
unser Thema „Die neueste Entwicklung des Gemeindeverfassungs-
rechts" zu dem, was wir Kommunalpolitik nennen? In Betracht 
kommt hierbei r e c h t l i c h das Ueberorduungsverhältnis des 
Staates über die Gemeinde und der Gemeinde über ihre Ange-
hörigen, i n h a l t l i c h aber die Frage, welche Aufgaben den Ge-
meinden zufallen, und wie sie zweckmäßig zu erfüllen sind. 

Bekanntlich gibt es keine ausdrückliche gesetzmäßige Ab-
grenzung des Tätigkeitsbereichs zwischen Staat und Gemeinden. 
Nur im übertragenen Wirkungskreise sind die den Gemeinden 
zufallenden Aufgaben durch die einschlägigen Gesetze fest-
gelegt. Im eigenen Wirkungskreise haben die Gemeinden 
weitesten Spielraum1). Von grundsätzlicher Bedeutung ist für 

l ) Die Terminologie der neaeren Gesetzgebung, die an die Stelle 
des eigenen und übertragenen Wirkungskreises oder der eigenen und 
übertragenen Angelegenheiten der Gemeinden die Bezeichnungen „Selbst-
verwaltungsangelegenheiten" und „Auftragsangelegenheiten" setzt, er-
scheint, namentlich was die ersteren anlangt, wenig glücklich. Selbst-
verwaltung kann im weitesten Sinne jede Verwaltung öffentlichrechtlicher 
Körperschaften innerhalb des Staates sein. In engerem Sinne denkt 
man bei Selbstverwaltung an die der Kommunen. Nunmehr wird durch 
die gesetzliche Terminologie ein noch engerer Wortsinn, den eigenen 
Wirkungskreis der Kommunen bedeutend, geschaffen. Berücksichtigt 
man aber, daü die „Auftragsangelegenheiten" ausdrücklich nach der 
preuß. Verf. A r t 72 den Provinzen und nach § 1 der Entwürfe der 
Städteordnung und der L&ndgemeindeordnung den Städten und Land-
gemeinden, nicht aber unmittelbar ihren Organen übertragen werden, so 
fallen sie mit unter den Begriff der kommunalen Selbstverwaltung. Es 
lassen also die Begriffe „Selbetverwaltungs-" and „Auftragsangelegen-
heiten" das Gegensätzliche nicht genügend erkennen, wenn beide unter 
den gemeinsamen Oberbegriff der kommunalen Selbstverwaltung fallen. 

Tagung dar Btutir«oht»lehru 1996. 15 
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Preußen die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Bd. 12 
S. 158, wo es heißt: „Die Gemeinde kann hiernach alles in 
den Bereich ihrer Wirksamkeit ziehen, was die Wohlfahrt des 
Ganzen, die materiellen Interessen nnd die geistige Entwicklang 
des einzelnen fördert. Sie kann gemeinnützige Anstalten, welche 
hierzu dienen, einrichten, übernehmen und unterstützen. Die 
Autonomie der Gemeinde wird auf allen diesen Gebieten nor 
durch das staatliche Aufsichtsrecht beschränkt." 

Hiernach löst sich die abstrakt gestellte Frage nach den 
eigenen Aufgaben der kommunalen Gemeindeverfassung auf 
in eine Mosaik ron konkreten EiDzelfragen, die nur nach den 
besonderen Verhältnissen jeder einzelnen Gemeinde unter Be-
rücksichtigung der jeweiligen wirtschaftlichen Gesamtlage 
beantwortet werden können. Von bestimmendem Einfluß sind 
hierbei die Finanzen der Gemeinde. So ist auch die Finanz-
politik nicht ein einzelner Zweig der Kommunalpolitik, denn 
sie befaßt sich nicht nur mit der Sorge um die Beschaffung 
der Mittel, sondern sie wirkt bestimmend auf die gesamte Ge-
meindeverwaltung, diese gewissermaßen durchdringend, ein. 
Da aber, wie alle übrigen Verhältnisse, auch die finanzielle 
Leistungsfähigkeit bei den einzelnen Gemeinden eine sehr ver-
schiedene sein kann, ist es auch aus diesem Grunde der 
Wissenschaft nicht möglich, den Kreis der eigenen Aufgaben 
der Gemeinden genau festzulegen. Sie kann nur die 
geschichtlichen Erfahrungen sammeln, die praktischen Bedürfnisse 
der Gegenwart ermitteln und aus beidem in großen Zügen den 
eigenen Wirkungskreis der Gemeinden bestimmen. Darnach 
aber kleiden sich die Beziehungen zwischen Kommunalpolitik 
und Gemeindeverfassungsrecht in die sehr einfache F r a g e : 
„Bedingen die kommunalen Aufgaben des eigenen Wirkungs-
kreises der Gemeinden eine Neugestaltung des Gemeindever-
fassungsrechts?" 

Das Ergebnis sei hier vorweg genommen: mißt man die 
Erscheinungen der Gegenwart an den Erfahrungen der Ge-
schichte, so befinden wir uns im Zustande der Abwehr, nicht 
aber in dem der schöpferischen Neugestaltung. Es ist bekannt, 
daß der vom Worte „Demokratie" umfaßte Gedankenkomplex, 
den man übrigens als einen in sich geschlossenen Rechts-
begriff schwerlich wird verwenden können, in seiner praktischen 
Auswirkung der kommunalen Selbstverwaltung ungünstig ist. 
Zu Beginn des 19. Jahrhunderts war es der ausgesprochen 
aristokratisch denkende Freiherr von Stein, der durch eine 
Reform von oben her die Selbstverwaltung zu neuem Leben 
erweckte. In unseren Tagen ist es die demokratische Republik, 
die immer enger und enger den Ring staatlichen Zwanges um 
die Selbstverwaltung der Städte und Landgemeinden legt, ob· 
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wohl 'za den Losungen der Revolution die Befreiung der Städte 
von der staatlichen Aufsicht gehörte x). 

2. Die Zusammenfassung selbständiger kommunaler Einheiten 
zu einem einheitlichen Kommunalverbande, wie sie im Ge-
setz über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin 
vom 27. April 1920 {GS. S. 123) erfolgt und im Regierungs-
entwurf für eine preußische Landgemeindeordnung vom 
27. Juli 1922 [Drucksache des preußischen Staatsrais 
Nr. 254) §§ 87 f f . in Aussicht genommen ist, ist aus 
rechtspolitischen und kommunalpolitischen Gründen zu 
verwerfen. 

Die Beeinträchtigung der bisherigen Selbstverwaltung be-
trifft aber nicht allein das Verhältnis zwischen Staat und Ge-
meinden , sondern auch die Steinschen Grundgedanken der 
Selbstverwaltung im Verhältnis der Gemeinde zu ihren Gliedern. 
Es zeigt sich hier neuerdings ein unglückseliger Hang zu 
einem Zentralisieren, wie er dem französischen Munizipalsystem 
entgegenfuhrt. Den ersten praktischen Fall bietet das Gesetz 
vom 27. April 1920 Uber die Bildung einer Stadtgemeinde 
Berlin. Wenn hiernach 8 Städte, 59 Landgemeinden und 
27 Gutsbezirke, znsammen 94 kommunale Einheiten, zu einer, 
wie ich sie nennen möchte, E i n h e i t s g e m e i n d e zu-
sammengelegt werden, auf die im Wege der Gesamtrechtsnach-
folge alle Rechte und Pflichten der bisherigen Gemeinwesen 
Übergehen, so ist dies gleichbedeutend mit der Entziehung der 
Selbstverwaltung. Gerade in diesem Falle zeigt sich, wie wenig 
von einem Recht auf Selbstverwaltung die Rede sein kann, 

') Freilich will es wie ein Widersprach erseheinen, daß die Demo-
kratie der Selbstverwaltang ungünstig sei, wenn man diese selbst als eine 
demokratische Einrichtung auffassen will. Dieser scheinbare Widersprach 
löst sich, wenn man zunächst berücksichtigt, daß überhaupt die „Herr-
schaft" des Volks (streng genommen der Stimmberechtigten) in einem 
großen Staatswesen sich erschöpft in der Einsetzung der Organe durch 
die Wahlen zum Parlament, dessen Mitglieder von Weisungen der Wähler 
unabhängig sind. (Mit einem Volksentscheid als Ausdruck der dem Volke 
zustehenden Herrschaft kann im regelmäßigen Verlauf der Dinge be-
kanntlich nicht gerechnet werden.) Als zweites kommt in Betracht, da£ 
bei der kommunalen Selbstverwaltung, in der doch der Kreis der eigenen 
Angelegenheiten der Gemeinden das eigentlich Bestimmende ist, der Ge-
danke des Herrechens und des Beherrschtseins, wie er der Staatsgewalt 
und somit auch der Demokratie innewohnt, überhaupt nicht in Frage 
kommt. Während die Staatsgewalt, gleichviel welcher Staatsform, in 
in erster Linie die Person erfaßt, handelt es sich bei der Verwaltung dei 
eigenen Angelegenheiten der Gemeinden um eine Gemeinwirtschaft, di< 
Sach- und andere Vermögenswerte zum Gegenstande hat. Mithin ist dei 
Staat, auch der demokratische, ein o b r i g k e i t l i c h e r , die Gemeind« 
aber ein g e n o s s e n s c h a f t l i c h e r Verband. Daher kann auf dit 
Gemeinde auch nicht der Begriff der Demokratie angewandt werden. 

15» 
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nod wie die Allgewalt des Gesetzgebers selbst gegen den aus-
gesprochenen Wunsch zahlreicher davoo betroffener Gemeinde-
verbände Uber das Bestehen oder Nichtbestehen der Selbst-
verwaltung verfugt. Auf jeden Fall ist das persönliche 
Band zwischen dem einzelnen Gemeindeangehörigen und der 
Gemeindeverwaltung zerschnitten. Dies aber ist bekanntlich 
gerade der genossenschaftliche Grundgedanke, der die kor-
porative Selbstverwaltung tragen, seinerzeit auch darüber hinaus 
das Interesse der in Teilnahmlosigkeit versunkenen Bürger an 
den öffentlichen Dingen Uberhaupt erwecken sollte. Daß 
gerade die Ortsgemeinde in ihrer wirtschaftlichen Geschlossen-
heit und bei dem starken Ineinandergreifen der Interessen 
des Einzelnen mit denen des Gemeinwesens hierzu besonders 
geeignet ist, bedarf wohl keiner näheren Begründung. Doch 
sei es an einem Beispiel verdeutlicht: beim Zustandekommen 
des Gemeindehaushalts konnte zur Zeit der Gemeindezuschläge 
zur Staatseinkommensteuer jeder Beteiligte die Wirkung jeder 
Mehrausgabe auf seine eigene Tasche berechnen. So konnte 
man z. B. annehmen, daß bei einer mittleren Provinzialstadt 
von 2 5 0 0 0 Einwohnern in Friedenszeiten 2000 M. Ausgabe 
gleich 1 v. H. Zuschlag zur Einkommensteuer bedeutete. Be-
schloß also die Stadt ein neues Beamtengehalt von 6000 M. 
in den Hanshalt einzustellen, so war dies einer Mehrbelastung 
von 3 v. H. des Zuschlages gleich. Bei der Gemeinde Groß-
berlin entfalleij derartige Erwägungen. Bei ihr ist die Be-
teiligung des einzelnen, der in den früheren Ortsgemeinden 
zur Geltung kam, zum Tropfen im Meer geworden. 

Dabei hat das Gesetz vom 27. April 1920, das den Schwer-
punkt der Verwaltung in die Zentralorgane (Stadtverordneten-
versammlung, Magistrat, Bürgermeister) der Einheitsgemeinde 
legt, es nicht verstanden, eine Dezentralisation zu schaffen, die 
den örtlichen Verhältnissen Rechnung trägt. Die Einteilung in 
20 Verwaltungsbezirke, die, soweit sie nicht einzelne Teile der 
bisherigen Stadt Berlin umfassen, sich aus einer Reihe von 
bisherigen Gemeinden und Gutsbezirken zusammensetzen, ist 
eine sehr ungefüge Maßnahme, die keineswegs dem örtlichen 
Gemeindeleben genügend Rechnung trägt1). Der Anteil der 
Bezirksverwaltungen an der Gesamtverwaltung ist ein nur 
geringer. Dazu kommt, daß diese Dezentralisation nach ört-
lichen Bezirken durchkreuzt wird von einer Dezentralisation 
nach Materien, nämlich den gemischten Verwaltungsdeputationen 
der Einheitsgemeiude. Nach den Erfahrungen, die man mit 
der preußischen Städteordnung von 1808 gemacht hat, hätte 

*) Es ist nicht uninteressant, daß man schon bei der ersten Etat-
anfstellung die Verwaltungsbezirke überging und Einzelentwürfe von den 
bisherigen Ortsgemeinden aufstellen ließ. 
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man diesen Fehler vermeiden können. Dort ist ebenfalls neben 
der Dezentralisation nach Materien eine solche nach örtlichen 
Bezirken vorgesehen. Da der Inhalt der Tätigkeit beider nicht 
näher festgelegt, vielmehr der Ausgestaltung in der Praxis 
überlassen wurde, beide aber in gleicher Stärke schwerlich 
nebeneinander bestehen konnten, maßte eine von ihnen stark 
ih den Hintergrund gedrängt werden. Dies waren die Orts-
bezirke, die bei der Verwaltung der eigenen Angelegenheiten 
der Stadt so gat wie gar nicht beteiligt sind. Die Rückschlüsse 
auf Großberlin sind leicht zu ziehen '). Dessen Organisation 
wird aber dadurch noch komplizierter, daß auch die Verwal-
tungsbezirke neben der Bezirksversammlung (Stadtverordneten-
versammlung), dem Bezirksamt (Magistrat) und dem Vorsitzenden 
des Bezirksamts (Bürgermeister) gemischte Verwaltungsdepu-
tationen haben, die dem Bezirksamt unterstellt sind. Rein 
formell betrachtet ist also hier der Organisation von 20 Ge-
meindeverbänden eine in gleicher Weise ausgestattete Organi-
sation des Ubergeordneten Gemeindeverbandes aufgepfropft. 

Die Zerreißung alles organisch gewachsenen, die in der 
Schaffung der Einheitsgemeinde Großberlin liegt, wirkt am 
brutalsten auf die Kommunalfinanzen der einzelnen, bisher 
selbständigen Gemeinwesen. Diese dürfen niemals allein vom 
Standpunkte der Gegenwart aus betrachtet werden. Soll der 
einzelne Bürger aufgehen in seiner Gemeinde, so muß ihn ein 
gewisser Idealismus dazu führen, in Vergangenheit und Zukunft 
zu blicken. Immer wieder ist hier an den Spruch der Forst-
leute zu denken: „Wir säen, was wir nicht ernten werden, 
und wir ernten, was wir nicht gesäet haben." In der Tat 
kann ich nach mehr als zwanzigjähriger Praxis, von der sechs 
Jahre im Kommunaldienst verbracht sind, die Wahrnehmung 
berichten, daß man Ehrfurcht vor dem Alten, Anerkennung 
gegenüber der Umsicht, der Sparsamkeit und dem Opfersinn 
früherer Geschlechter hatte, und daß dies zugleich ein Ansporn 
war, an nachfolgende Geschlechter zu denken. Die Gegensätze 
drücken sich aus in den Schlagworten „Thesaurierungspolitiku 

und „Anleihepolitik". Die Thesaurierungspolitik belastet die 
Gegenwart zugunsten der Zukunft, die Anleihepolitik belastet 
die Zukunft zugunsten der Gegenwart. Im ganzen genommen 
kostet aber die Aufbringung der Mittel durch Anleihe die 

„Wae man bei der Entstehung des Gesetzes Großberlin kommen 
sah, tritt jetzt scharf in die Erscheinung: der Kampf zwischen der Zen-
trale nnd der örtlichen Bezirkeverwaltung. Es soll in den 20 Berliner 
Verwaltungsbezirken geradezu eine Erbitterung gegen die Zentrale ent-
standen sein, and die Mißstimmung der fähigsten und erfahrensten Köpfe 
in den Bezirksämtern gegen kleinliche Zentralisationsbestrebungen wächst 
täglich." (Tägliche Rundschan 1921 Nr. 569.) 
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Gemeinde weit mehr, als durch die Thesaurierung, denn bei 
der Anleihe tritt zum Kapital ein jahrzehntelanger Zinsaufwand, 
bei der Thesaurierung aber mindert sich der Kapitalaufwand 
durch die auflaufenden Zinsen der angesammelten Rücklagen. 
Wenn nun gleichzeitig mit der Schaffung der Gemeinde Groß-
berlin auf diese alle Rechte und Pflichten der bisherigen Orts-
gemeinden übergehen, so werden die Gemeinden, die sorgsam 
gewirtschaftet haben, um die Frttchte ihres Fleißes und ihrer 
Sparsamkeit gebracht, die anderen aber haben den Vorteil 
davon. 

Dazu treten noch weitere Nachteile. Die wichtigsten Ent-
scheidungen werden getroffen von den Zentralorganen der 
Einheitsgemeinde. Bei einem Gemeinwesen von nahezu vier 
Millionen Einwohnern, das örtlich weit verteilt ist, ist kaum 
anzunehmen, daß eine zentrale Leitung die Uebersicht Uber 
die kommunalen Bedürfnisse aller einzelnen Teile behält. In 
den Entscheidungen vom grünen Tisch liegt ein leicht erkenn-
barer Nachteil1). Nun setzen sich aber ferner die 225 Mit-
glieder der Stadtverordnetenversammlung aus Angehörigen der 
verschiedenen Verwaltungsbezirke und Ortschaften zusammen. 
E s ist menschlich verständlich, daß jeder innerhalb des Ganzen 
die Interessen seines Verwaltungsbezirks und seiner Ortscbaft 
zuungunsten der anderen zu fördern sucht. Damit aber 
gelangt man gerade zum Gegenteil von dem einheitlichen 
Interesse, das der Verwaltung einer Ortsgemeinde zugrunde liegt; 
jeder sucht möglichst viel zu erlangen und möglichst wenig 
einzubüßen. Ob dann bei dem riesigen Zusammenfluß von 
Geschäften die zentralen Organe immer in der Lage sind, den 
richtigen Ausgleich zu finden, erscheint mehr als zweifelhaft. 
In allem zeigt sich, daß die durch das örtliche Zusammenleben 
gegebene Einheit der kommunalen Wirtschaft und der 
kommunalen Verwaltungsorganisation, wie sie in der Orts-
gemeinde ihre natürlichen Unterlagen finden, nicht ohne Schaden 
einer jede Selbständigkeit beseitigenden neuen Einheit preis-
gegeben werden können3). 

') Zum Vergleich sei angeführt, daß New-York ans 5, London ans 
29 selbständigen Gemeinden besteht. 

*) Der Entwarf des Gesetzes stieß bekanntlich auf den heftigsten 
Widerstand eines großen Teiles der betroffenen Gemeinden nod auch 
der Kreise. Er wurde trotz der schweren Bedenken, die erfahrene 
Kommnnalbeamte äußerten, angenommen. „Wenn Großberlin in der 
Form, wie sie die Regierung plant, Geeetz wird, dann geschieht es um 
den Preis, daS in zahllosen blühenden Gemeinden und Städten die gesunde 
Selbstverwaltung zertrümmert wird. Das wirkt doppelt widerspruchsvoll 
in einer Zeit, die angeblich die regste Anteilnahme eines jeden an den 
Geschicken geiner Heimat wünscht." (Aüdera in Nr. 648 der Täglichen 
Bundschau 1919). Eine eingehende Denkschrift gegen das Geeetz wurde 
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Damit ist zugleich die Ueberleitung za einer parallelen 
Erscheinung verkleinerten Maßstabes gegeben, der geplanten 
Einführung von L a n d b ü r g e r m e i s t e r e i e n als Trägern 
der örtlichen Selbstverwaltung auf dem Lande1). Diese Ein-
richtung besteht in Preußen bereits in der Rheinprovinz und in 
Westfalen. In den Landbürgermeistereien der Rheinprovinz 
fallen staatlicher Amtsbezirk und kommunale Samtgemeinde 
obligatorisch zusammen. In den westfälischen Aemtern ist dies 
fakultativ der Fall. Soweit man im dichtbevölkerten Westen 
mit der aus der Franzosenzeit stammenden Einrichtung gute 
Erfahrungen gemacht hat, laseen sich diese nicht ohne weiteres 
auf die Übrigen Landesteile übertragen. Man wird vielmehr 
praktisch die gänzlich anderen Bevölkerungs- und Wirtschafte-
Verhältnisse in den übrigen, der räumlichen Ausdehnung nach 
weiter Uberwiegenden Gegenden des preußischen Staates, ins-
besondere des Nordens und Ostens, zu berücksichtigen haben. 

Die Organisation der geplanten LandbUrgermeistereien ent-
spricht dem heutigen Zustande in der Rheinprovinz : Zusammen-
fassung mehrerer Gemeinden, BUrgermeistereivertretung, haupt-
amtlicher, besoldeter LandbUrgermeister, Beigeordnete. Es kann 
aber auch eine größere Landgemeinde eine LandbUrgermeisterei 
für sich bilden, ein Fall, der hier kein weiteres Interesse bietet. 
Der LandbUrgermeister versieht die Geschäfte des Amtsvorstehers 
und erledigt die übertragenen Angelegenheiten der LandbUrger-
meisterei und der Landgemeinden2). Was die eigenen Angelegen-
heiten anbetrifft, so können durch Beschluß der Bürgermeisterei-
vertretung einzelne von ihnen oder aber alle fUr das ganze Ge-
biet oder für einzelne Teile den Gemeinden entzogen und der 
LandbUrgermeisterei Ubertragen werden. Das gleiche gilt von 
Angelegenheiten der Zweckverbände innerhalb der LandbUrger-
meistereien 8). Daneben kann durch den Landrat mit Zustimmung 
des Kreisausschueses und nach Anhörung der BUrgermeisterei-
vertretung sowie der Gemeindevertretung eine eigene Angelegen-
heit für den Bezirk der ganzen LandbUrgermeisterei oder für 
einzelne ihrer Teile der Landbürgermeisterei Ubertragen werden, 
wenn dies mit Rücksicht auf das gemeine Wohl geboten ist. 

vom Kreise Teltow verfaßt. In der Kreistagskommission, in der übrigens 
alle politischen Parteien bis znr unabhängigen Sozialdemokratie vertreten 
waren, herrschte Einstimmigkeit darüber, daß der Gesetzentwurf un-
annehmbar sei. Alle diese Bedenken haben sich nach Annahme des 
Gesetzes in der Praxis als nicht ungerechtfertigt erwiesen. Bereits sehr 
bald machte sich das Bestreben, ans der Einheitsgemeinde auszuecheiden, 
anter dem Rafe „Los von Berlin" bemerkbar. 

*) §§ 87 ff. des Entwurfs einer preußischen Landgemeindeordnung 
vom 27. Juli 1922. Nr. 234 der Drucksachen des preußischen Staatsrats. 

') § 101 des Entwurfs. 
') § 97 des Entwurfs. 
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Ebenso muß die LandbUrgermeisterei die Verwaltung einer Land· 
gemeinde übernehmen, wenn der Landrat mit Zustimmung de» 
Kreisausschusses feststellt, daß die Voraussetzungen für ein 
eigenes Gemeindeleben in der Gemeinde fehlen und die Ver-
waltung durch die LandbUrgermeisterei durchfuhrbar ist1). 

Alles in allem wUrde die geplante Einführung der Land· 
bürgermeistereien eine wesentliche Beschränkung der örtlichen 
Selbstverwaltung bis zu deren völligen Entziehung bedeuten. 
Ebenso wie in Großberlin würden sich die Interessengegensätze 
zwischen den verschiedenen Ortschaften innerhalb einer Land-
bUrgermeisterei und die damit verbundenen Nachteile geltend 
machen: jeder will möglichst viel haben und möglichst wenig 
geben. Dazu würden für die Gemeindeangehörigen wie auch 
für die Organe der Landbürgermeisterei, insbesondere die Mit-
glieder der Bürgermeistereivertretung, die weiten Wege zum 
Sitze der Verwaltung sich als eine sehr drückende Last be-
merkbar machen, zumal in den weniger dicht bevölkerten 
Gegenden. Vor allen Dinges aber fällt die Kostenfrage in» 
Gewicht. Wie will man es verantworten, in der Zeit der 
größten Not, in der Zeit des staatlichen und kommunalen 
Beamtenabbaues, eine bisher völlig entbehrlich gewesene und 
noch entbehrliche Zwischeninstanz mit ganz erheblichen Kosten 
der erstmaligen Einrichtung und der dauernden Erhaltung ins 
Leben zu rufen? Den Vorteil hätten einzig und allein die 
Landratsämter, für die der Verkehr mit verhältnismäßig wenig 
hauptamtlichen Landbürgermeistern selbstverständlich leichter 
und einfacher ist, als mit vielleicht zehnmal so vielen ehren-
amtlichen Gemeindevorstehern. Ist es aber schon ein Fehlerr 
der heutzutage mehr denn je notwendigen produktiven Arbeit 
durch Schaffung neuer Gemeindefunktionen (Bürgermeisterei-
Vertretung, Beigeordnete) und durch überflüssigen Zeitverlust 
infolge weiter Wege Arbeitskräfte zu entziehen, so muß an der 
die Landbevölkerung und damit mittelbar die landwirtschaft-
liche Produktion schwer belastenden Kostenfrage die ganze Ein-
richtung scheitern. Die Landbevölkerung selbst sträubt sich mit 
Hand und Fuß dagegen1). So hatte denn auch der frühere 
Ausschuß des preußischen Landtages bei der Beratung der 
neuen Gemeindegesetze dem Projekt der Landbürgermeistereien 
ein anständiges Begräbnis bereitet: die Entscheidung sollte in 
die Hand der Provinziallandtage gelegt, die Einführung aber 

>) § 98 des Entwurfs. 
*) Umfangreiches Material bietet in dieser Hinsicht die vom Ver-

bände der preufiischen Landgemeinden herausgegebene „Zeitschrift der 
Landgemeinden", insbesondere in ihren Berichten über die Tagungen der 
Kreisabteilungen und Provinzialverbände der Landgemeinden (vgl. z. B. 
Nr. 5 vom 10. Hirz 1925). 
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von der Zustimmung einer Zweidrittelmehrheit abhängig ge-
macht werden. Damit ist aber die Angelegenheit jetzt nicht 
erledigt. Noch Hegen die Entwürfe in unveränderter Form zur 
Beratung vor. Bei der Diskontinuität der Tätigkeit des bis-
herigen und des inzwischen neu gewählten Landtages sind die 
bisherigen Beschlüsse ohne Bedeutung. 

2. Die in dem gleichen Entwurf §§ 134 f f . in Aussicht ge-
nommene Auflösung der selbständigen Gutsbezirke· ist nur 
durch theoretische Erwägungen, nicht aber durch die Be-
dürfnisse der Praxis begründet. 

Ebenfalls eine wesentliche Neuerung ist die im Entwurf 
der Landgemeindeordnung geplante Aufhebung der selbständigen 
Gutsbezirke auf dem Lande. Die hierauf gerichtete Forderung-
ist nicht neu. Sie ist zum Teil begriffsjuristisch, zum Teil poli-
tisch begründet worden. In ersterer Hinsicht hat man bekannt-
lich geltend gemacht, daß es mit dem modernen Selbstverwal-
tungsgedanken nicht vereinbar sei, wenn es kommunale Selbst-
verwaltungskörper gäbe, deren Träger nicht eine kommunale 
Körperschaft sei, oder anders ausgedrückt: daß die Insassen 
dieses Selbstverwaltungskörpers von der Teilnahme an der 
kommunalen Willensbildung ausgeschlossen seien. In zweiter 
Hinsicht handelt es sich hauptsächlich um politische Empfin-
dungen, die an den selbständigen Gutsbezirken als den Rechten 
der „feudal-patrimonialen Gestalt der Selbstverwaltung" und 
der Stellung der Guteinsassen als „Hintersassen" Anstoß nehmen1). 
Man wendet sich dagegen, daß der Gutsherr als Arbeitgeber 
zugleich Träger der obrigkeitlichen Gewalt gegenüber seinen 
Arbeitnehmern sei. Während der Revolution stellte daher schon 
der Aufruf der preußischen Regierung vom 13. November 1918 
die Beseitigung der selbständigen Gutsbezirke in Aussicht. 

Der Entwurf der preußischen Landgemeindeordnung sucht 
diesen Gedanken zu verwirklichen und sieht drei Wege dafür 
vor, nämlich 

a) die Vereinigung eines Gutsbezirks mit einer Land- oder 
Stadtgemeinde, 

b) die Vereinigung mehrerer Gutbezirke zu einer neuen Land-
oder Stadtgemeinde, 

c) die Umwandlung eines Gutsbezirks in eine Land- oder 
Stadtgemeinde. 

Von der Auflösung eines Gutebezirks soll nur dann Abstand 
genommen werden können, wenn seine Vereinigung mit anderen 
Gemeinden oder seine Zusammenlegung mit anderen Gutsbezirken 

' ) Preuß, die Entwicklung der kommunalen Selbstverwaltung in 
Deutschland im Handbuch der Politik Bd. I S. 281. 
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IM einer Denen Gemeinde nach Lage der Verhältnisse aas-
geschlossen ist, seine Umwandlung in eine selbständige Gemeinde 
nicht möglich ist, weil sich ein eigenes Gemeindeleben wegen 
geringer Einwohnerzahl oder räumlicher Trennung der Wohn-
stätten nicht entwickeln kann, und auch die Uebernahme der 
Verwaltung durch die Landbürgermeisterei undurchführbar ist1). 

Wer hierzu Stellung nehmen will, muß sich zunächst dar-
über klar werden, ob er die theoretischen oder die praktischen 
Gründe in den Vordergrund rücken will. Nach meinem Dafür-
halten muß das letztere geschehen. In der Tat sind die theore-
tischen Gründe, die meist erkennen lassen, daß ihre Verfechter 
den realen Verhältnissen auf dem Lande sehr fern stehen, nicht 
stichhaltig. Der juristische Schönheitsfehler, daß hier ein kommu-
naler Selbstverwaltungsbezirk nicht gleichbedeutend ist mit einer 
Korporation des öffentlichen Rechts, ist überhaupt belanglos, 
wenn man den Vergleich zieht mit dem Gneistschen Selbst-
verwaltungsgedanken, nach dem es weniger auf die selbständige 
Körperschaft als auf die Durchsetzung des staatlichen Ver-
waltuugsapparats mit Laien ankommt. Außerdem aber ist die 
Rechtsform nicht nm ihrer selbst willen da. Der politischen 
Besorgnis, daß der Gutsvorsteher zugleich Inhaber der obrig-
keitlichen Gewalt und Arbeitgeber sei, steht die einfache Tat-
sache gegenüber, daß die „obrigkeitlichen" Befugnisse des 
Gutsvorstehers praktisch gleich null sind. Er ist bekanntlich 
n i c h t Ortspolizeibehörde, sondern nur a u s f ü h r e n d e s O r -
g a n derselben. Wenn er hierbei auch das Recht und die 
Pflicht hat, v o r l ä u f i g anzuordnen und ausführen zu lassen, 
was zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ord-
nung notwendig ist, so ist dies sicherlich jedem Gutsinsassen 
außer den Friedensstörern, die übrigens in der Regel Fremde 
sind, erwünschter, wie wenn erst die Hilfe des entfernt woh-
nenden Amtsvorstehers angerufen werden müßte. Praktisch aber 
entfernen sich die Maßnahmen nicht von denen, die der Gnts-
herr sonst im Wege der Selbstverteidigung oder der Selbsthilfe 
auf seinem Gruod und Boden ergreifen würde. Bei der sonstigen 
Tätigkeit des Gutsvorstehers, wie der Aufstellung der Wähler-
listen für öffentliche Wahlen, der Aufstellung der Urlisten für die 
Schöffen und Geschworenen, der Mitwirkung bei den Geschäften 
'des sozialen Versicherungswesens und bei bestimmten Geschäften 
des Steuerwesens, kommt eine obrigkeitliche Gewalt seitens des 
Gutsherrn überhaupt nicht zu Geltung. Es handelt sich hier 
im Grunde genommen um Schreiber- und Briefträgerdienste. 

Wenn endlich geltend gemacht wird, daß beim Bestehen 
der selbständigen Gutsbezirke eine große Zahl von Personen 

J) § 134 dee Entwurfs. 



Die Entwicklung dea Gemeindererfassungsrechts seit der Revolution. 2 3 5 

YOD der örtlichen Kommunalverwaltung ausgeschlossen seien, 
so sind hierbei zwei Pankte zu unterscheiden. Einmal ist auch 
die örtliche Kommunalverwaltung nicht um ihrer selbst willen 
da, sondern zur Erreichung bestimmter Zwecke, die sich aus 
den kommunalen Aufgaben ergeben. Diese Aufgaben aber 
schafft man nicht künstlich, um ein Gemeindeleben entstehen 
zu lassen, sondern sie ergeben sich von selbst aus den jewei-
ligen Bedurfnissen der Bevölkerung. Nun ist es aber bekannt, 
daß viele der Aufgaben, die die größeren Städte erfüllen, auf 
dem Lande den K r e i s e n zufallen, wie z. B. Krankenhäuser, 
Verkehrsanstalten, Kreditanstalten. Für diese kommen weder 
Landgemeinden, abgesehen von solchen von stadtartigem Um-
fange, noch Gutebezirke in Frage. Im übrigen aber deckt sich 
bei den Gutsbezirken die Erfüllung eigener Aufgaben des 
kommunalen Gutsbezirks mit der Verwaltung des privaten 
Eigentums des Gutsbesitzers, an dem er selber das größte In-
teresse bat. Demgemäß trägt er auch sämtliche hieraus sieb 
ergebende Lasten. 

Um nun vom einfachsten Fall , der Umwandlung eines 
Gutsbezirks in eine Landgemeinde (oben unter c) auszugehen: 
soll in diese wirtschaftliche Einheit des privaten Gutseigentums 
künstlich eine öffentlichrechtliche Organisation eingebaut werden, 
nur um den Gutsinsassen eine Willensbetätignng in öffentlich-
rechtlichem Sinne einzuräumen? Wie würden die Mittel zur 
Erfüllung der nunmehr öffentlichen Aufgaben der neuen Ge-
meinde aufzubringen sein? Die nächste, für die bisherigen 
Gutinsassen übrigens unbequeme Erscheinung würde die sein, 
daß sie nunmehr gemeindesteuerpflichtig würden. Da nun mit 
Zuschlägen zur Einkommensteuer vorerst nicht zu rechnen ist, 
der Anteil der neuen Gemeinde an der Keichseinkommensteuer 
aber ein ungewisser Faktor ist, würde die Hauptlast auf die 
vom Gutseigentümer zu tragenden Realsteuern fallen, die neue 
Gemeindekörperschaft würde also sehr sorglos mittels öffentlich-
rechtlichen Zwanges aus der Tasche des Gutsherrn die ihr 
erforderlich scheinenden Mittel bewilligen. Das ist nicht nur an 
sich betrachtet, sonder ganz besondere in Zeiten einer wirt-
schaftlichen Dauerkrise ein ganz unerträglicher Zustand, der 
für die landwirtschaftliche Produktion, die heute cur mit 
äußerster Anstrengung ihre Betriebskapitalien aufbringt eine 
schwere Gefahr bedeuten würde. 

Wie aber würde sich das Ganze in der Praxis abspielen? 
Angenommen, es ist das Pflaster der Dorfstraße zu erneuern, 
oder es ist eine neue Brücke zu bauen. Der Gutseigentümer 
hat selber das größte Interesse daran, allein schon um seine 
eigenen Gespanne zu schonen. Beim jetzigen Rechtszuetande 
schließt er, nachdem er sich mit seinen Mitteln darauf ein-
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gerichtet hat, mit dem Tiefbauunternehmer oder dem Zimmer-
meister ab. Die Arbeit wird geleistet, das Geld znm vereinbarten 
Termin, vielleicht nach der Roggenernte, gezahlt. Nach Um-
wandlang des Gutsbezirks in eine Landgemeinde aber tritt die 
Gemeindevertretung znr Beschlaßfassung zusammen, die Mittel 
werden in den Etat eingesetzt oder außerordentlich bewilligt, 
die neuen Realstenern werden vierteljährlich, also für die Wirt-
schaft recht nngUnstig, erhoben, die eingezogenen Beträge, 
statt als landwirtschaftliches Betriebskapital za dienen, bleiben 
natzlos liegen, am za gegebener Zeit verwendet zu werden. 
Mit anderen Worten: statt Wirtschaftlichkeit UnWirtschaftlichkeit, 
statt anmittelbarer Leistung aas der Tasche des Gutseigentttmers 
Umweg Uber Beschlaßfassung der Gemeindevertretung, Auf-
stellung eines Etats, Erhebung von Steuern, Vereinnahmung 
zar Gemeindekasse, Zahlung aus der Gemeindekasse. Daza 
kommt Einreichang einer Abschrift des Etats an die Aufsichts-
behörde, Rechnungslegung, Einreichung einer Abschrift der 
Jahresrechnung an die Aufsichtsbehörde usw., mit anderen 
Worten ein ungeheurer Leerlauf um des Gedankens willen, die 
jetzigen Gatsinsassen an einer kommunalen Willensbildung teil-
nehmen zu lassen, die gänzlich überflüssig ist. Es kommt 
hinzu, daß wiederum viele Kräfte der produktiven Arbeit ent-
zogen werden durch Sitzungen der Gemeindevertretung oder 
gar Gemeindeversammlung, der bekanntlich alle Stimm-
berechtigten angehören, durch Wahlen und Wahlversammlungen, 
and daß vor allem ein merkwürdiges Bild entsteht, wenn nicht 
der GutseigentUmer sondern z. B. sein Stallschweizer zum 
Gemeindevorsteher gewählt wird. Dann wäre freilich die 
bisherige „feudal-patrimoniale Gestalt der Selbstverwaltung" 
in ihr Gegenteil verkehrt. Bei einem solchen, auf unberechen-
barer Opposition beruhenden Wahlergebnis ist allerdings der 
GutseigentUmer nicht mehr Herr im eigenen Hause. Zu der 
Verfügung Uber seine privaten Mittel im Wege des Gemeinde-
haashalts kommt hinzu, -daß der neue Gemeindevorsteher nicht 
nur selber seinen Dienstverpflichtungen gegenüber seinem 
Arbeitgeber recht häufig entzogen sein wird, sondern daß er 
es kraft obrigkeitlicher Gewalt in der Hand hat, unbekümmert 
am die wirtschaftlichen Interessen des Gatseigentümers die 
Gemeindevertretung oder Gemeindeversammlung zusammen-
zuberafen, wenn es ihm paßt. 

Nicht viel besser stellen sich die Aussichten, wenn mehrere 
Gutsbezirke zu einer neuen Landgemeinde vereinigt werden 
(oben unter b). Zu den bisher geltend gemachten Bedenken 
kommt noch das weitere hinzu, daß ebenso wie bei den unter 
einer Landbürgermeisterei vereinigten Landgemeinden hier ein 
Revalisieren unter den verschiedenen Gütern eintreten wird: 
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jeder will haben und keiner geben. Während aber bis dahin 
der Gatsbezirk anmittelbar anter dem Landrat stand, wird er 
jetzt mit zwei Zwischenorganisationen beglückt, der aas mehreren 
Gatsbezirken vereinigten Landgemeinde and der aas mehreren 
Landgemeinden vereinigten Landbürgermeisterei. Man wird 
nicht sagen können, daß dies dem Grandgedanken der Ver-
waltangereform, der Vereinfachung der Verwaltung, Rechnung 
trägt. Alles in allem aber zeigt es sich, daß es nach keiner 
Richtung einen wirklichen Wert hat, in die geschlossene privat-
wirtschaftliche and priratrechtliche Einheit eines selbständigen 
Gutsbezirks künstlich eine Organisation des öffentlichen Rechts 
mit entsprechender öffentlicher Wirtschaft einzubauen. Die 
wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft ist heute eine solche, 
daß nur mit äußerster Muhe der intensive Betrieb aufrechterhalten 
werden kann. Geht man zum extensiven Betrieb über, so ist 
mit dem Rückgang der heimischen Produktion einer der 
wichtigsten Faktoren unseres gesamten Wirtschaftslebens 
empfindlich getroffen. So ist gerade die Gegenwart für gesetz-
geberische Experimente der gedachten Art nicht geeignet. Auf 
dem Lande selbst ist die Stimmung ebenso wie gegen die Ein-
führung der Landbürgermeisterein auch gegen die Auflösung 
der Gutsbezirke gerichtet. Nur wer einer politischen Theorie 
zaliebe die schwerwiegendsten praktischen and wirtschaftlichen 
Erwägungen glaubt beiseiteschieben zu können, wird diese Linie 
weiter verfolgen wollen. Bezeichnend ist jedenfalls eins: die 
sächsische Ministerial ver Ordnung vom 31. Dezember 1918 ordnet 
die Auflösung der selbständigen Gutsbezirke an, nimmt aber 
die staatlichen Domänengüter davon aus. 

3. Durch die Finanzgesetzgebung ist den Gemeinden mit der 
finanziellen Selbständigkeit die wirtschaftliche Voraus-
setzung für eine selbständige Kommunalverwallung ent-
zogen. Die finanzielle Unabhängigkeit von Reich und 
Staat muß wieder hergestellt werden. 

Was den dritten meiner Leitsätze unter A anlangt, so 
werde ich mich kurz fassen können. Der Ruf der Städte und 
Landgemeinden nach Wiederherstellung ihrer finanziellen 
Selbständigkeit ist so dringlich und so allgemein erhoben, daß 
es kaum einer besonderen Begründung bedarf. Nur zar Er-
läuterung sei auf die bedeutsame Rolle hingewiesen, die die 
Zuschläge zur Einkommensteuer früher gespielt haben. Sie 
ermöglichten nicht nur eine mühelos elastische Anpassung an 
den Auegebebedarf des Etats, sondern bildeten zugleich die 
stärkste Einnahmequelle der Gemeinden überhaupt Nach der 
Statistik des Jahres 1910, am ein beliebiges Jahr herauszu-
greifen, verteilten sich die Kommunalstenem in den Städten 
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and Landgemeinden von mehr als 10000 Einwohnern so, daß 
89,6 τ. H. auf die direkten, 10,4 v. H. auf die indirekten 
Steuern entfielen. Von den direkten Steuern nehmen hierbei 
die Zuschläge zur Einkommensteuer 52,7 v. H. des gesamten 
Steueraufkommens ein. Demgegenüber sind die Gemeinden 
jetzt in einer außerordentlich ungünstigen Lage. Es ist ihnen 
erschwert, ihren Etat zu machen, weil ihnen die Verfügung 
über die am leichtesten anpassungsfähige und zugleich er-
giebigste Steuer genommen ist. Um den Bedarf zu decken, 
müssen sie ihre Zuflucht zu allen möglichen Einnahmequellen, 
insbesondere zur Erhöhung der Gebühren aus den städtischen 
Betrieben, nehmen. Das letztere aber ist die denkbar roheste 
indirekte Besteuerung, die insbesondere die kinderreichen Familien 
hart trifft. Die Träume der Revolution, die da glaubte, daß mit 
der Beseitigung der Staatsaufsicht die Gemeinden zu einer un· 
geahnten Blüte emporsteigen würden, sind dahin. Nimmt man 
den Gemeinden die Staatsaufsicht zugleich mit der finanziellen 
Selbständigkeit, so gleicht dae ganze einem Pferde, dem man 
die Zügel abstreift und die Beine fesselt. Praktisch greift eine 
Aenderung der jetzt bestehenden Verhältnisse natürlich über 
den Rahmen der eigentlichen Gemeindegesetzgebung hinaus und 
erfordert eine Aenderung der Reichssteuergesetzgebung über-
haupt. Demgegenüber kann nicht geltend gemacht werden, 
daß die Not der Zeit dies nicht gestatte; denn es bandelt sich 
hier nicht um ein Weniger von Leistungen, was verlangt wird, 
sondern um eine gerechtere und zweckmäßigere Art der Ver-
teilung der Steuern bei gleichbleibender Inanspruchnahme der 
Gesamtsteuerkraft der ganzen Bevölkerung1). 

4. Eingriffe in die kommunale Selbstverwaltung, wie sie ins-
besondere durch die Reichspersonalabbauverordnung vom 

*) Von der Unzahl von Aeußerungen in der Oeffentlichkeit seien 
hier nur zwei als Beispiele wiedergegeben. Oberbürgermeister Scheide-
mann, Cassel, äußert in der Frankfurter Zeitung: „Das köstlichste Gut 
des deutschen Städtewesens war das Selbstverwaltungsrecht. Nor gestutzt 
auf dieses Recht, war es den Städten möglich, die Blüte zu erreichen, 
die jetzt zu verwelken droht. Dieses Recht ist zerbrochen seit dem 
Augenblick, in dem man den Städten das Recht genommen hat, Zuschläge 
zur Einkommensteuer zu erheben. TJeber diese Tatsache kann auch die 
schönste Redensart nicht hinwegtäuschen. Hier liegt einer der schwersten 
Fehler unserer Steuergesetzgebung. Die Gemeinden finanziell voll-
kommen abhängig zu machen von dem zwischen Ultimatum und Ultimatum 
vegetierenden Reich war nicht nur aus kulturellen eondern auch aus 

Ïolitischen Gründen falsch." Oberbürgermeister Dr. Adenauer, Cöln, auf der 
'agung des deutschen Städtebundes und des Reichsstädtebundes 1921: 

„Es ist wirklich ein Schrei aus höchster Not, den wir auestoßen. Wir 
haben geduldig alles getragen, was uns seit Beginn des Krieges auf-
lastete. Eine Freiheit nach der anderen hat man uns genommen. 
Finanziell brach man uns das Rückgrat." 
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27. Oktober 1923 (RGBl. S. 999) § 18 in Verbindung mit 
der preußischen Perscnalabbauverordnung vom 8. Fe-
bruar 1924 (GS. S. 73) Teil I Abschn. 2 sowie durch das 
Reichsgesetz zur Sicherung einer einheitlichen Regelung 
der Beamtenbesoldung vom 21. September 1920 (RGBl. 
S. 2117) eine früher nicht gekannte, strenge Abhängigkeit 
der Gemeinden von Reich und Staat herbeiführen, sind 
zu beseitigen und zu vermeiden. 

Sind die Gemeinden aber in direkter Abhängigkeit vom 
Reich, so ist die nächste Folge eine direkte Einwirkung des 
Reichs auf die Verwaltung auch der eigenen Angelegenheiten 
der Gemeinden. In Betracht kommen in diesem Znsammen-
hange vorwiegend Art. 18 der Personalabbauverordnung des 
Reichs vom 27. Oktober 1923 und das Besoldungssperrgesetz 
vom 21. Dezember 1922. Der erstgenannte Artikel berechtigt 
and verpflichtet die Länder, für die Landesbeamten wie für die 
Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände eine den allge-
meinen Grundsätzen des Personalabbaues entsprechende Regelung 
za treffen sowie dem Artikel 10 (Kürzung der Versorgungs-
bezüge bei Privateinkommen) entsprechende gesetzliche Vor-
schriften zu erlassen. Zugleich werden die Länder verpflichtet, 
dem Reichsminister der Finanzen Uber den Stand der Maß-
nahmen Auskunft zu erteilen. Das Besoldungssperrgesetz schreibt 
bekanntlich vor, daß für die Länder, Gemeinden und sonstigen 
Körperschaften des öffentlichen Rechte das Reichsbesoldungs-
gesetz vom 30. April 1920 einschließlich späterer Aenderungen 
und Ergänzungen sowie der Ausfuhrungsbestimmungen maß-
gebend sein soll, und zwar in der Weise, daß die DienstbezUge 
der hauptamtlichen Beamten und Lehrer nicht günstiger geregelt 
werden dürfen, als die der gleichzubewertenden Reichsbeamten. 
Auch hier ist eine anmittelbare Aufsicht des Reichsministers 
gegeben : günstigere Regelungen, als das Gesetz sie zuläßt, 
sind ihm mitzuteilen. Er kann gegen sie Einspruch bei der 
Landesregierung erheben. 

Auf die Frage der Rechtmäßigkeit dieser beiden gesetz-
geberischen Maßnahmen, gegen die mancherlei Gründe sprechen, 
soll hier nicht eingegangen werden. Indessen muß festgestellt 
werden, daß es von prinzipieller Bedeutung ist, wenn hier als 
Folgeerscheinung der finanziellen Abhängigkeit eine unmittel-
bare Einwirkung des Reichs auf die Gemeinden geschaffen 
wird, zamal in einem Umfange, wie es früher im Verhältnis 
zwischen Staat and Gemeinde nicht der Fall war. Damit wird 
nicht nur formell ein neuer, für die Gemeinden gefahrvoller Weg 
beschritten, sondern es wird zugleich sachlich den Gemeinden 
ein wesentliches Stück ihrer Selbstverwaltung genommen. Nicht 
ohne Belang ist dabei die Tendenz, die beide Gesetze verfolgen: 
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-während das preußische Kommunalbeamtengesetz vom 30. Jali 
1899, einheitliche Grandsätze zugunsten der Eommunalbeamten 
schuf, gehen diese Gesetze einseitig vom finanziellen Standpunkte 
aus, ohne auf die Interessen der Beamten Rücksicht zu nehmen. 

B. Für eine grundlegende Umgestaltung des geltenden Ge-
meindeverfassungsrechts liegt kein Anlaß vor. 

Es klingt zunächst sehr ktthn, wenn der Satz aufgestellt 
wird, daß fllr eine grundlegende Umgestaltung des geltenden 
Gemeindeverfassungsrechte kein Anlaß vorliege, Daher mag 
ein wenig weiter ausgeholt werden : woher kommt es, daß die 
preußische Verwaltungsreform, Uber die doch schon seit Jahren 
beraten wird, durchaus nicht vorwärts kommen will ? Es sind 
doch fUrwahr keine unfähigen Köpfe die sich an dieser Arbeit 
versucht haben. Ich glaube, daß, wer aufmerksam den Gang 
4er Dinge verfolgt hat, die Antwort findet: w e i l man nicht 
wußte , w a s denn e i g e n t l i c h an der p r e u ß i s c h e n Ver-
w a l t u n g von Grund auf v e r b e s s e r u n g s b e d ü r f t i g se i . 
In der Tat ist es ein merkwürdiger Widerspruch, wenn man 
mit vollem Rechte der von Stein ins Werk gesetzten Reorgani-
sation der preußischen Verwaltung volles Lob spendet, dabei aber 
grundlegende Neuerungen fordert, obwohl die Grandlage unserer 
inneren Verwaltung aas jener Zeit herrührt. In letzter Zeit 
hat sich nun das Problem der Verwaltungsreform in der Haupt-
sache dahin zugespitzt, ob entweder die Regierungspräsidenten 
und Bezirksregierungen oder die Oberpräsidenten zu beseitigen 
seien. Dabei scheint man sich nunmehr offensichtlich der 
LOsung zu nähern, daß man beide bestehen läßt, das Ober-
präsidium aber als Verwaltungsinetanz ausschaltet. Und nun 
ist das Interessante dabei, daß damit die Oberpräsidenten 
wieder dieselbe Stellung erhalten, die ihnen einst Stein zuge-
dacht hat. 

Genau daselbe Bild bietet sich bei der geplanten Um-
gestaltung des Gemeindeverfassungbrecht. Wie hat man noch 
vor wenig Jahren die hundertjährige Wiederkehr des Tages 
der Steinschen Städteordnung, der Grundlage unseres modernen 
Selbstverwaltungsrechts, gefeiert ! Im Rahmen der Verwaltungs-
reform aber will man auch das Gemeindeverfassungsrecht 
¿rundlegend reformieren. In der Tat ist jedoch nicht ein einziger 
neaschöpferischer Gedanke entstanden, der an die Stelle des 
bisherigen etwas von Grund auf Besseres gesetzt hätte. Schon 
früher einmal1) habe ich die Frage aufgeworfen, woher sich 
die lange Lebensdauer der Städteordnung von 1808, die in 

l) Die Vertretung der Städte nnd Landgemeinden nach außen, 
Berlin 1916, S. 78. 
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ihren Grundlagen doch bis heute erhalten ist, erklärt? woher 
es kommt, daß dieselbe Städteverordnung sich bewährt hat ftlr 
große wie für kleine Städte, für wenige wie fllr viele, ja im 
Laufe der Zeit nach Art and Umfang gewaltig angewachsene 
Aufgaben? Die Antwort liegt in der Anpassungsfähigkeit, 
die der Städteordnung eigen ist durch die Einrichtung der 
g e m i s c h t e n V e r w a l t u n g s d e p u t a t i o n e n , die je nach Be-
darf — nur einige sind gesetzlich vorgeschrieben — eingesetzt 
werden können. Der regelmäßige Gang der städtischen Ver-
waltung ist j a doch der, daß die grundlegende Beschlußfassung, 
insbesondere die Aufstellung des jährlichen Haushalts, beim 
Magistrat und der Stadtverordnetenversammlung liegt. Alsdann 
teilt sich die Arbeit, der Magistrat „verwaltet", die Stadt-
verordnetenversammlung kontrolliert die Verwaltung. „Ver-
walten" aber bedeutet hier soviel wie „ausführen", insbsondere 
auch Uber die in den einzelnen Etatpositionen ausgesetzten 
Mittel verfügen. Diese Verwaltung bleibt nun entweder in der 
Hand des Magistrats, oder sie wird einer gemischten Ver-
waltungsdeputation Ubertragen, die grundsätzlich dem Magistrat 
unterstellt ist. Durch die Einführung solcher Deputationen ist 
also die Möglichkeit einer Dezentralisation gegeben, die sich 
den verschiedenartigsten Verhältnissen jeder Zeit mit Leichtig-
keit anpaßt. 

Aber nicht allein in der Dezentralisation, sondern auch in 
der Zweckmäßigkeit ihrer Zusammensetzung liegt der Segen 
dieser Deputationen. Sie werden in der Kegel gebildet aus dem 
für den betreffenden Verwaltungszweig zuständigen Magistrats-
dezernenten, dessen Stellvertreter, einigen möglichst sachkundigen 
Mitgliedern der Stadtverordnetenversammlung und gegebenenfalls 
dem zuständigen technischen Beamten. In dieser Zusammen-
setzung liegt eine Gewähr für sachliche Arbeit, vor allem für 
einen Wirklichen Gedankenaustausch, während die Reden in 
der Vollversammlung eines zahlreichen Stadtverordnetenkolle-
giums häufig mehr auf ihre Wirkung nach außen zugeschnitten 
sind. Bei alledem ist es von Vorteil, daß die Städteordnung 
in weiser Zurückhaltung durch keine einengenden Vorschriften 
der Fortentwicklung des Instituts der gemischten Deputationen 
Schranken gesetzt hat. 

Nachdem nun die Städte unter der Herrschaft der Städte-
ordnung zu Glanz und Blüte gelangt sind, erscheint die Frage 
nach einer grundlegenden Aenderung des städtischen Verfassungs-
rechts in eigenartigem Licht. Um etwas Neues zu finden, hat 
man den Gedanken erwogen, entgegen dem jetzigen Zustande 
die BUrgermeietereiverfassung als Regel einzuführen, die Magi-
stratsverfassung als fakultative Ausnahme zuzulassen. Ein 
durchschlagender Grund fUr diese Neuerung ist nicht erfindlich. 

Tagung d«r Stutanoht i lehrer 1MB. 16 
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Die Meinungen über den Vorzag des einen oder des anderen 
System» sind durchaas geteilt. Es hat aber gar keinen Zweck, 
ohne schwerwiegende Gründe eine entscheidende Aenderung 
des bestehenden Gemeindeverfassungsrechts herbeizuführen, denn 
auf dem Gebiete des öffentlichen Hechts pflegt die Bevölkerung 
gegen nichts so empfindsam zu sein, als gegen Neuerungen auf 
dem Gebiete der Selbstverwaltung. Die Bevölkerung des weit 
überwiegenden Teils der Städte würde es einfach nicht ver-
stehen, weshalb auf einmal der Magistrat seiner Machtfülle ent-
kleidet werden und verschwinden solle, zumal sie in der Wahl 
zum unbesoldeten Magistratsmitgliede die Vergebung ihres 
höchsten Ehrenamts sieht. Sie würde mit Mißtrauen die mit 
einem Schlage bürokratisch gewordene Amtsführung des Bürger-
meisters betrachten. Es wäre aber grundfalsch, wenn der 
Gesetzgeber an solchen Imponderabilien achtlos vorbeigehen 
wollte. 

Aehnliche Erwägungen treffen zu für die Frage, ob es sich 
empfiehlt, für das ganze Land eine einheitliche Städteordnung 
und Landgemeindeordnung zu schaffen. Zunächst besteht hier-
für praktisch überhaupt kein Bedürfnis. Es ist vollkommen 
gleichgültig, ob die Gemeinden der einzelnen Landesteile ein 
gleiches oder verschiedenes Verfaesungsrecht haben. Das 
connubium oder commercium, in dem die Bewoher der ver-
schiedenen Landesteile miteinander stehen mögen, wird durch 
die Gemeindegesetze nicht berührt. Auf der anderen Seite 
aber pflegt die Bevölkerung, wie schon angedeutet, mit beson-
derer Zähigkeit an dem angestammten Gemeindeverfassungerecht 
zu hängen. Um nur ein einziges Beispiel aus der Geschichte 
zu nennen, sei an die Städte von Neuvorpommern und Rügen 
erinnert. Als dieses Gebiet im Jahre 1815 unter preußische 
Herrschaft kam, sträubten sich die Städte mit aller Gewalt 
gegen die Einführung der preußischen Städteordnung. Während 
der folgenden, jahrzehntelangen Verhandlungen setzten sie mit 
großer Energie ihren Widerstand fort, bis endlich durch ein 
Gesetz v. 31. Mai 1851 die verschiedenen Städteverfassungen 
Neuvorpommerns und Rügens nur auf eine gemeinsame Grundlage 
gestellt, zugleich aber die Städte endgültig vom Geltungsbereich 
der preußischen Städteordnung ausgenommen wurden1). Dies 
eine Beispiel allein lehrt zur genüge, daß eine völlige Neuord-
nung des Gemeinderechte ohne durchschlagende Gründe nur 
der Gleichförmigkeit halber unbedingt vermieden werden muß. 
Wer allein von dieser Gleichmacherei Gewinn haben würde, 
sind die Kommunalaufsichtsbehörden und die Examenskanditaten. 

>) Helfritz, Die Finanzen der Stadt Greifswald. Mit einer Stndie 
über die Geschichte der Greifswalder Stadtrerfassung. In Schmollers 
statte- nnd sozial wissenschaftlichen Forschungen Heft 161, S. 81 ff. 
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C. Die in § 75 des Entwurfs der Städteordnung und in § 6& 
des Entwurfs der Landgemeindeordnung vorbereitete Er-
mächtigung der Stàdie und Landgemeinden, privatwirl· 
schaftliche, gewerbsmäßige Unternehmungen in die Oer 
meinwirtschaft überzuführen (Kommunalisierung) und zum 
Zwecke des ausschließlichen Betriebes eines Wirtschafts-
zweiges durch die Stadt die Errichtung oder Fortführung 
gleichartiger privatwirtschafüicher Unternehmungen zu 
untersagen (ausschließliche Gewerbeberichtigungen), ist aus 
rechtlichen und wirtschaftlichen Gründen zu verwerfen. 

§ 79 des Entwurfs einer preußischen Städteordnung lautet: 
„Soweit die Städte auf Grund gesetzlicher Ermächtigung privat-
wirtschaftliche, gewerbsmäßige Unternehmungen in die Gemein-
wirtschaft überführen (Kommunalisierung) und zum Zwecke des 
ausschließlichen Betriebes eines Wirtschaftszweiges durch die 
Stadt die Errichtung oder Fortführung gleichartiger privatwirt-
schaftlicher Unternehmungen untersagen (ausschließliche Ge-
werbeberechtigungen), eiod sie verpflichtet, den Betrieb so zu 
fuhren, daß das öffentliche Bedürfnis befriedigt wird." Ent-
sprechend lautet § 66 des Entwurfs einer Landgemeindeordnung. 

Diese Bestimmungen sind trotz ihres harmlosen Gewandes 
yon BO einschneidender Bedeutung, daß näher auf ihren Inhalt 
und seine möglichen Folgen eingegangen werden muß. Auch 
hier treten die praktischen Erwägungen in den Vordergrund. 
Sie können nicht von dem Zusammenhange des gesamten Wirt-
schaftslebens im Staate losgelöst werden. Nun bildete sich aber 
gerade in der .Zeit, als die Entwürfe entstanden, für den Staat 
ein sehr mißliches Dilemma heraus: auf der einen Seite gehörte 
die Sozialisierung zu den in der Reichsverfassung stark betonten 
Programmpunkten des neuen Staates, auf der anderen aber 
hatte man gerade in jener Zeit die ungünstigsten Erfahrungen 
mit der Wirtschaftsform des Sozialismus gemacht. Nicht nur, 
daß die in Angriff genommenen neuen Sozialisierungen in den 
Anfangsgründen stecken blieben, und die besonders eingesetzte 
Sozialisierungskommission des Reichstags allmählich ihre Tätig-
keit einstellte, sondern auch die bereits vorhandenen staats-
sozialistischen Betriebe gestalteten sich unter den seit der Staats-
umwälzung stärker werdenden Einflüssen immer unwirt-
schaftlicher. Schon damals wurden Verhandlungen wegen 
Ueberführung der Staatseisenbahnen in einen privaten Betrieb 
gepflogen und das gleiche bezüglich der Reichspost ernsthaft 
in Erwägung gezogen. Die später erfolgte Uebertragung der 
preußischen Staatebergwerke auf eine Aktiengesellschaft war 
auch bereits im Gange. Wenn aber vorhandene sozialisierte 
Betriebe entsozialisiert werden mußten, konnte an eine Ver-
wirklichung der früheren Sozialisierungsideen nicht gut gedacht 

16· 
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werden. Dazu kam das warnende Beispiel Rnßlands, wo eine 
staatliche Sozialisierang in weitestem Umfange mit so schlechtem 
Erfolge durchgeführt war, daß man einen Teil der Errungen-
schaften schrittweise wieder preisgeben maßte. Aas diesem 
Dilemma bieten nun, ob gewollt oder nicht gewollt, die Vor-
schriften in den § § 7 5 und 66 der Eutwilrfe einen ftlr den Staat 
sehr gangbaren Aasweg: man Uberträgt die Frage der Soziali-
sierang auf die Gemeinden, die nan die Verantwortung fllr die 
Entscheidung, ob Sozialisierang oder nicht, wie auch fUr die 
Folgen einer beschlossenen Sozialisierang tragen. Freilich sagt 
die Begründung des Entwurfs1), daß § 75 und 66 „augenblicklich 
noch ohne aktuelle Bedeutaug" seien. Indessen dürfte es vollauf 
genügen, wenn in den Gemeindegesetzen alle Vorbereitungen 
getroffen sind, j a wenn in ihnen die Möglichkeiten mit denen der 
Gesetzgeber rechnet, zum Aasdrack kommen. 

Nun sind kommunalsozialistische Gemeindebetriebe an sich 
nichts Neues. Kein geringerer als Adolf Wagner war schon in 
scineu Jugendjahren ihr eifriger Verfechter. Man kannte sie 
bisher schon als gemeinnutzige, wie z. B. Kanalisierang, Müll-
abfuhr, Schlachthäuser, oder als gewerbsmäßige, wie Gas-
anstalten, Elektrizität!) Λ erke, Kreditanstalten, Badeanstalten usw. 
Dies reicht bis in die Mitte des 19. Jahrhuuderts zurück. Aber 
im weiteren Verlauf zeigte die Erfahrung, daß gerade die 
kommuualsozialistischen gewerbsmäßigen Betriebe teurer ar-
beiteten, als die Betriebe in privater Wirtschaftsform. Die 
Gründe hierfür waren mannigfacher Art. So war die Leitang 
des privaten Betriebes beweglicher, der Initiative bot sich 
freierer Spielraum, die Oeffentlichkeit der Geschäftsführung durch 
die städtischen Körperschaften wirkte ungünstig auf die Kon-
junkturen. Brauchte ζ. B. die Stadt notwendig Gebäude zur 
Erweiterung einer Anstalt, so schnellten die Grundstückspreise 
empor. Der Ausschluß der Oeffentlichkeit einer Sitzung ist 
aber bekanntlich in solchen Fällen das beste Publikationsmittel. 
Um nun die Vorzüge der privaten Wirtschaftsform mit der 
Gewinnerzielung zugunsten der Stadt zu vereinen, ging man zu 
den gemischtwirtschaftlichen Betrieben Uber, die somit gegen-
über den kommuualsozialistischen Genieindebetrieben eine weitere 
Stufe der Entwicklung darstellen. 

Seit der Staatsumwälzung sind die Verhältnisse in den 
kommunalsozialistischen Gemeindebetrieben infolge der Lohn-
bewegungen und der stärkeren Betonung der sozialpolitischen 
Gesichtspunkte gegenüber den wirtschaftlichen in den städtischen 
Körperschaften noch ungünstiger geworden. So ist man auch 

x ) Entwurf der Städteordnnng S. 72, Entwurf der Landgemeinde-
ordnuug S. 148. 
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hier za Entsozialisierungen übergegangen. Es sei nur erinnert 
an die Verpachtung der Berliner Häfen oder an die Verpachtung 
der Berliner EieselgUter. Obwohl letztere für die Stadt völlig 
ertraglos geworden waren, bot für sie der bisherige Direktor 
eine hohe Pacht, ohne daß man ihm die geringste Pflicht-
verletzung in seiner bisherigen Stellang hätte vorwerfen können. 
Wenn ηαά aber scbotr in Zeiten der wirtschaftlichen Blüte, wie 
wir sie vor dem Kriege hatten, die sozialisierten Betriebe der 
Gemeinden sich als weniger wirtschaftlich erwiesen, und wenn 
man später sogar zar Entsozialisierang übergegangen ist, so ist 
in der Tat der Gedanke, za neaen Sozialisierangen za schreiten, 
zam mindesten befremdlich. 

Nan bieten aber die Bestimmungen der Entwürfe ein gänz-
lich neaes Bild. Während man es bei den bisherigen Gemeinde-
betrieben, soweit sie auf Gewinnerzielang gerichtet waren, nar 
mit sogenannten faktischen Monopolen zu tan hatte, rechnen 
die § § 7 5 und 66 mit der Möglichkeit, daß o h n e B e s c h r ä n -
k u n g a u f W i r t s c h a f t s z w e i g e b e s t i m m t e r A r t 
privatwirtschaftliche gewerbliche Unternehmungen in die Ge-
meinwirtschaft übergeführt werden und die Errichtung oder 
Fortführung gleichartiger privatwirtschaftlicher Unternehmungen 
untersagt wird, mithin ausschließliche Gewerbeberechtigungen 
begründet werden. Was dies für die in jahrhundertelangem 
Kampfe gewonnene Gewerbefreiheit bedeutet und wie sehr es 
den Grundsätzen der Reichsgewerbeordnung widerspricht, ist 
klar1). Aber es trifft nicht nur den, der ein gewerbliches 
Unternehmen der jemals in Betracht kommenden Art beginnen 
will, sondern auch den, der seinen Lebensberuf bereits in ihm 
gefunden hat. Dabei wird nach der bisherigen Fassung zwischen 
großen and kleinen Unternehmern kein Unterschied gemacht. 
Sie verlieren in gleicher Weise ihre Lebensstellung und treten 
im günstigen Falle in ein Angestellten- oder Arbeits Verhältnis 
zur kommunalisierenden Gemeinde. 

Demgegenüber wird nun geltend gemacht, daß die Städte 
wegen ihrer ungünstigen Finanzlage nener Einnahmequellen 
bedürfen. So sehr die ungünstige Lage der Finanzen zuge-
standen werden soll, so fragt es sich doch, ob dies ein geeigneter 
Weg za ihrer Besserung ist. Finanzpolitisch ist vorweg zu 
bemerken, daß die kommunalisierende Gemeinde die nicht 
unerheblichen Kealsteaern aas den bis dahin privaten Betrieben 
verliert, gegenüber dem erhofften Gewinn also wieder eine 
Einbuße erleidet. Im übrigen tritt hier mit besonderer Schärfe 

>) Han vergleiche mit den Bestimmungen der Entwürfe nicht nur 
§ 1 der Reichsgewerbeordnung (Grundsatz der Qewerbefreiheit), gondern 
insbesondere auch § 7 (Aufhebung der ausschließlichen Gewerbeberechti-
gungen). 
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der bereits oben erwähnte Nachteil herror, daß die Ausnutzung 
einer Monopolstellung durch hohe Gebühren für die Benutzung 
der städtischen Betriebe die denkbar roheste indirekte Steuer 
bedeutet. Ës kommt hinzu, daß die öffentliche Wirtschaft an 
sich schon teurer arbeitet, als die private, außerdem aber die 
Gewinnabsicht der Gemeinde durch den gesteigerten Geldbedarf 
erhöht wird, ohne in den natürlichen Faktoren der Preisbildung 
eine Schranke zu finden. Auch alle sonstigen Vorteile, die 
dem Verbraucher ans der privaten Konkurrenz erwachsen, 
fallen fort. So ist es praktisch von zweifelhaftem Wert, 
wenn die Entwürfe vorschreiben, dafi die Gemeinden den Betrieb 
so zu fuhren haben, „daß das öffentliche Bedürfnis befriedigt 
wird.u Die Befolgung dieser Vorschrift wird schwer erzwingbar 
sein. Wenn es aber weiter in der Begründung1) heißt: „Bei 
der Kommunalisierung soll das öffentliche Bedürfnis nicht 
schlechter fahren, als bei der Privatwirtschaft", so bekommt 
damit jene Bestimmung des Entwurfs eine besondere Wendung, 
die sie nach den vorerwähnten praktischen Erfahrungen nur 
als einen frommen aber unerfüllbaren Wunsch erscheinen läßt. 

Bei alledem erhebt sich die Frage, ob denn wirklich eine 
Gemeinde die Kommunalisierung von privatwirtschaftlichen 
gewerbsmäßigen Unternehmungen beschließen wird, wenn die 
oben geschilderten Bedenken entgegenstehen. Man darf sich 
in dieser Hinsicht über eins nicht täuschen, und das ist die 
Zusammensetzung der städtischen Körperschaften seit der Ein-
führung des allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechts 
nach der Staatsumwälzung. Ohne das alte preußische Drei-
klassenwahlsystem für die Stadtverordnetenwahl etwa als das 
Ideal eines Wahlsystems hinzustellen, muß doch anerkannt 
werden, daß es in Verbindung mit der Bestimmung, daß die 
Hälfte der Stadtverordneten aus Hausbesitzern bestehen müsse, 
eine sehr enge Verbindung zwischen der Vertretung der 
Interessen der Stadt und der Interessen deijenigen wirtschaft-
lichen Faktoren herbeiführte, die für das kommunale Leben 
der Stadt von besonderer Bedeutung waren, j a in Gestalt von 
großen Unternehmungen den Lebensnerv der Stadt darstellen 
konnten. Heute liegen die Dinge anders. Ein Wahlrecht, daß 
einzig und allein auf die Köpfe der Wählermassen abgestellt 
ist, hat naturgemäß die Wahrnehmung der vermeintlichen 
Interessen der Massen zur Folge. In einer Stadt mit vor-
herrschender Industriebevölkerung werden erfahrungsmäßig 
vorwiegend Arbeitervertreter und nicht Vertreter der Unter-
nehmer gewählt. So kommt es, daß die großen, für die Ge-
samtheit wichtigen wirtschaftlichen Interessen keine oder keine 

») Entwarf einer preußischen Städteordnung S. 72. 
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genügende Vertretung finden. Mit einer Aenderung des Wahl-
rechts oder der vorgeschriebenen Zasammensetzang der Stadt-
verordnetenversammlung, die diesen Umständen gerecht wird, 
ist aber aaf absehbare Zeit kaum za rechnen. Da nan aber 
in der großen Masse der Wählerschaft and somit bei den von 
ihnen Gewählten die Sozialisierang einem stark betonten partei-
politischen Dogma entspringt, ist an vielen Orten der Boden 
für Maßnahmen im Sinne der in Rede stehenden Kommunali-
sierangsbestimmnngen bereitet. Es kommt hinza, daß nach den 
Entwürfen die Vorschriften über die Ausschließung Beteiligter 
von der Beratung and Abstimmung gegenüber dem bisherigen 
Rechte verschärft sind. Nach § 35 Abs. I des Entwurfs der 
Städteordnung darf ein Stadtverordneter bei der Beratung und 
Abstimmung über Beschlüsse, welche Rechte und Pflichten der 
Stadt betreffen, nicht teilnehmen, wenn sein eigenes wirtschaft-
liches Interesse oder das seines Ehegatten oder eines Verwandten 
oder Verschwägerten bis zum dritten Grade von dem der Stadt 
abweicht. Ebenso, wenn die Beratung oder Abstimmung seine 
persönlichen Angelegenheiten oder die der genannten Angehörigen 
betrifft. Ob diese Voraussetzungen vorliegen, soll aber die Stadt-
yerordnetenversammlung endgültig entscheiden. Aehnliches ist 
in § 46 für die Mitglieder des Magistrate bestimmt. Entsprechende 
Bestimmungen enthält der Entwurf der Landgemeindeordnung 
für die Mitglieder der Gemeindevertretung in § 34 und für den 
Gemeindevorsteher in § 44. Vergegenwärtigt man sich die An-
wendung dieser Vorschriften bei der Beratung und Abstimmung 
Uber Eommunalisierungen, so wird es oft genug vorkommen, 
daß hierbei Sachkunde und Vertretung der großen wirtschaft-
lichen Interessen überhaupt ausgeschaltet sind. Die Gefahr ist 
also durchaas nicht za unterschätzen. 

Ueberblickt man noch einmal das, was die preußischen 
Entwürfe der Städte- und Landgemeindeordnung an grund-
legenden Neuerungen bringen wollen, so ist das Ergebnis aaf 
der ganzen Linie ein negatives. Dies bestärkt mich in der 
Auffassung, daß für eine grundlegende Umgestaltung des gel-
tenden Gemeindeverfassungsrechte überhaupt kein Anlaß vor-
liegt. Dagegen würde es von Nutzen sein, die Ergebnisse der 
organischen Fortbildung des geltenden Gemeindeverfassungs-
rechts, wie sie durch Praxis und Wissenschaft erfolgt ist, in 
einer Neufassung der Gesetzestexte zu verarbeiten, ohne die 
rechtlichen Besonderheiten der verschiedenen Landesteile zu 
beseitigen. 

Nochmals aber darf betont werden, daß gegenwärtig die 
Selbstverwaltung der Gemeinden sich in Abwehrstellung gegen-
über einer sie erdrückenden Staats- und Reichsgesetzgebung 
befindet Die Selbstverwaltung ist ein zu kostbares Gut, um 
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sie irgendwelchen gesetzgeberischen Experimenten auszusetzen. 
So muß das Gebot der Stande lauten: „Rettet die Selbst-
verwaltung." 

4. Aussprache über die yorhergehenden Berichte 
des zweiten Verhandlungstages. 

Bühler-Münster regt an, daß bei der Schwierigkeit, sich 
Uber den Stand des Gemeindeverfassungsrechts in den ver-
schiedenen Ländern zu unterrichten, die einschlägigen Referenten 
eingehende Nachweise Uber Gesetzesausgaben und verarbeitende 
Literatur ihren Berichten beigeben möchten. 

Zum Problem der Selbstverwaltung sei grundsätzlich zu 
bemerken, daß ihre Grundidee gerade in Preußen beruhe auf dem 
Gegensatz zum Obrigkeitsstaat, dem gegenüber die Selbstver-
waltung in Abwehrstellung war. Unter diesem Gesichtspunkt 
könne man sagen, daß im jetzigen Staat die innere Notwendigkeit 
fUr den Ausbau der Selbstverwaltung geringer sei, wie namentlich 
auch das Beispiel von Frankreich lehre. Dem entspreche es 
auch, daß jetzt ζ. B. in Württemberg die Polizei verstaatlicht 
worden sei, während man unter der Monarchie dort an der 
städtischen Polizei auch in der Hauptstadt als einem Paladium 
der Freiheit festgehalten hatte. 

Im Übrigen werde der Kampf um die Selbstverwaltung 
jetzt auf dem Gebiete des Finanzausgleichs ausgetragen. Da sei 
nur soviel zu sagen, daß vielleicht auch die Kommunen dem 
Wohl des Staatsganzen wurden noch mehr Opfer bringen mUssen. 

Zum Referat Helfritz bemerkte er, er sei ungefähr in allen 
Punkten anderer Ansicht. Die Erfahrungen mit Groß-Berlin 
seien keineswegs so eindeutig schlecht. Allerdings habe mac 
große Enttäuschungen erlebt, namentlich wollen die geschaffenen 
Bezirke gar kein rechtes Leben gewinnen ; aber kein Praktiker 
wttnsche den früheren Wirrwarr der örtlichen Zuständigkeiten 
zurück, auch nicht die Halbheit des Zweckverbandes. Uebrigens 
sei die Organisation von Berlin wirklich eine Frage für sich, 
die wenig fttr das allgemeine Problem der Gemeindeverfassung 
in Ostelbien beweise. 

Die Gutsbezirke-müßten fallen; sie stellten eine fUr die 
heutige Zeit nicht mehr erträgliche Anknüpfung von obrigkeit-
licher Macht an privaten Besitz an. Möge es manchmal zweck-
mäßig sein, die Gutsbezirke als Verwaltungseinheiten zu lassen, 
so müsse doch gefordert werden, daß die Gutseingeseseenen 
ein Mitwirkungerecht im Gemeinwesen erhalten. 



Aussprache Uber die vorhergehenden Berichte. 2 4 9 

Was die Ablehnung der Zusammenfassung mehrerer Land-
gemeinden za Samtgemeinden im Osten betreffe, so sei sie eben 
doch das einzige Mittel, nm überhaupt anf dem platten Land 
die Bedingungen für ein kommunales Eigenleben zu schaffen, 
das beim Weiterbestehen der leistungsunfähigen jetzigen Einzel-
gemeinden ftlr sich niemals zur Entfaltung kommen könne. 

Dyroff - München bestreitet die Ansicht von Helfritz, daß 
die Abbauverordnung inhaltlich ein Verwaltungsakt größten 
Stils sei. Ein Gesetz, welches beamtenrechtliche Vorschriften 
ändere und positive neue Bestimmungen auf diesem Gebiete 
einführe, enthalte Rechtssätze (Zwischenruf Helfritz: nur der 
Abbau selbst sei Verwaltungsakt). Die Verordnung ändere sogar 
z. B. hinsichtlich der wohlerworbenen Rechte reicheverfassangs-
mäßige Grundsätze ab. Allerdings enthalte sie in umfassendstem 
Maße Ermächtigungen zu Verwaltungsakten. 

D. macht weiter eingehende Ausführungen über: die gel-
tenden Rechtsnormen, die Literatur, den Unterschied von Stadt-
und Landgemeinden und die Entwürfe der neuen Bezirks- and 
Kreisordnung. — Auf Fragen von Anschütz ergänzt er seine 
Ausführungen zum bayerischen Gemeindeverfassungsrecht. 

Gegenüber abweichenden Ausführungen betont D. in nach-
träglich eingereichter Erklärung, daß die Unterscheidung zwischen 
Selbstverwaltungen und Auftrageangelegenheiten insofern keine 
glückliche sei, als auch in Auftragsangelegenheiten Selbstver-
waltung bestehen könne, nicht nur im Sinne von Verwaltung 
durch Laien im Gegensatz za Berafsbeamten, von Selbstrer-
waltang im politischen Sinne, was er karz als B ü r g e r -
v e r w a l t u n g zu bezeichnen pflege, sondern auch als Selbst-
verwaltung im Rechtesinne, die er karz Lan des V e r w a l t u n g 
nenne, sohin als mehr oder w e n i g e r selbständige Verwaltung 
öffentlicher Angelegenheiten darch juristische Personen des öffent-
lichen Rechts oder Verbände ohne Rechtsfähigkeit nach Maß-
gabe staatlicher Rechtsnormen unter staatlicher Aufsicht. So 
hätten z. B. die bayerischen Gemeinden ein gewisses Selbst-
verwaltungsrecht auch bezüglich der Auftragsangelegenheit der 
örtlichen Polizeiverwaltnng, soweit diese nicht ausnahmsweise 
verstaatlicht sei, and erfreuten sich im gewiesen Maße auch in 
dieser Richtung des verwaltungsrichterlichen Schutzes. (Vgl. 
DyrofÇ Bayerisches Verw.-Ger.-Ges. 5. Aufl. S. 414 ff.). 

Rosenthal-Jena weiet auf die bieher zurückgetretene Tat-
sache hin, daß die mitteldeutechen Staaten als einzige aaf dem 
Gebiet der Eommunalverfassang wirklich Neaes gebracht hättenr 
aber auch hier seien keine umstürzenden Aenderungen vor-
gekommen. 

Er bemerkt, die Ausführungen von Stier-Somlo billigend,, 
daß die herrschenden Parteien der Meinung seien, das Prinzip· 
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der Volksouveränität and des Parlamentarismus müsse sich bis 
in die feinsten Einzelheiten auswirken. 

Er wendet sich dann gegen eine Reichsstädteordnung. Es 
handle sich hier nicht nm etwas im Interesse des Ganzen Not-
wendiges, eine Einheitlichkeit sei nicht einmal für Preußen 
unbedingtes Erfordernis. 

Zorn Bericht von Helfritz: in den meisten Punkten anderer 
Ansicht. R. erhebt Widerspruch in historischer Beziehung. Die 
Entwicklung habe sich nicht überall in gleicher Weise vollzogen, 
vielmehr weise sie regional und zeitlich erhebliche Verschieden-
heiten auf. Er erblickt in der Magistrats Verfassung eine Insti-
tution, welche sich auf demokratischer Grundlage entwickelt 
habe. Sie sei ein Produkt der Zunftkämpfe, in dem die 
Zünfte ihre Aufnahme in den Bat durchsetzten. Der mittel-
alterliche innere Rat entspräche dem Magistrat, während der 
äußere Rat das Repräsentativorgan gewesen sei. Daß die Zünfte 
irgendwo dauernd die Alleinregieruug gehabt, bezweifle er. Bei 
der S t e i n s c h e n S t ä d t e o r d u u n g dürfte nicht außer acht 
gelassen werden, daß Stein eigentlich gar nichts Neues geschaffen 
habe, er habe die Städte Verfassung des Mittelalters wieder her-
gestellt Die Städte hätten ihre privilegierte Stellung mitunter 
in schandbarer Weise mißbraucht, besonders die Justiz- und 
Steuerverwaltung. Deshalb sei die Selbstverwaltung von ein-
sichtigen Landesherren beseitigt worden. Auf die alte gute 
Grundlage des deutschen Städtewesens habe Stein zurückgegriffen. 
Er habe dabei allerdings noch den weitgehenden Plan gehabt, 
mit der kommunalen Vertretung die Grundlage eines Ausbaue 
der Nationalvertretung zu schaffen. 

G u t s b e z i r k e seien ihm eigentlich nur historisch erklär-
bar, als letzte Auswirkung der Gutsberrlichkeit. Man habe die 
Form der Ueberleitung nicht gefunden, daher sei es nur die 
Frage, wie ihre Abschaffung im einzelnen am besten durch-
zuführen ist. 

Zu T h ü r i n g e n : R. ging auf die Kämpfe um die thürin-
gische Kommunalverfassung ein. Er als Demokrat habe mit einem 
Vertreter der Volkspartei für die Selbstverwaltung und gegen viele 
Bestimmungen der Gemeindeordnung gekämpft und sich dabei 
in einem Gegensatz zur Sozialdemokratie befunden. Diese 
habe nach seinen Eindrücken so argumentiert : wir haben die 
Regierung und brauchen deshalb die Selbstverwaltung nicht 
in jeder Beziehung zu schützen. Die alte Neigung, Uber die 
Obrigkeit zu schimpfen und die Nichtidentifikation mit dem 
Staat charakterisiere auch heute noch die Geistesverfassung. 
Diese Politik gegenüber der Kommunalverfassung sei von dem 
Wunsch nach Nivellierung und damit der Beseitigung des 
Unterschieds von Stadt und Land beherrscht gewesen. 
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S e l b s t v e r w a l t u n g u n d A u f t r a g s a n g e l e g e n -
h e i t e n : Diese Scheidang sei mit der Gegenüberstellung von 
eigenem and übertragenem Wirkungskreis zuerst in Oester-
reich durchgeführt worden. R. spricht sich für die Richtigkeit 
dieser Bezeichnungen aus. Zwar könne angesichts der All-
macht des Gesetzgebers von einem Naturrecht auf Selbstver-
waltung nicht gesprochen werden, aber der Begriff als solcher 
habe sich durchgesetzt Mit Laband sieht er in der Selbstver-
waltung einen Gegensatz zum Verwaltetwerden durch staat-
liche Organe. Dies sei vor allem nach der historischen Seite 
deutlich, wie dies Gierke nachgewiesen habe, der wichtige Vor-
stufen des modernen Staats in der mittelalterlichen Stadt erkannt 
habe. Es habe ζ. B. der Herzog einen Beamten in der Stadt 
eingesetzt, dann habe die Stadt die Selbstwahl dieses Beamten 
erreicht und habe schließlich mit der Ausbildung des Stadtrates 
die Selbstverwaltung geschaffen. Heute sei der Begriff Selbst-
verwaltung vorausgesetzt, ζ. B. in der Reichs- und preußischen 
Verfassung. Die Aufnahme entsprechender Sätze in die thürin-
gische Verfassung habe R. nicht für notwendig gehalten. 

Die Scheidung von Selbstverwaltung und Auftragsangelegen-
heiten halte R. deshalb fest, weil sie die tatsächliche Rechtslage 
genau wiedergebe: Bei den ersteren habe der Staat nichts hinein-
zureden, während bei den letzteren der Staat sich lediglich 
kommunaler Organe bediene und diese beaufsichtige ( § 1 1 thü-
ringische Gemeindeordnung). 

Zum B ü r g e r m e i s t e r : Die zeitweilig bestehende, jetztwieder 
beseitigte dreijährige Wahlzeit sei im Hinblick auf das Ganze 
und die Entwicklung kaum zu verstehen, denn auf der Bedeu-
tung der Bürgermeister habe die Entwicklung zahlreicher Städte 
beruht Es habe die Absicht beetanden, die Macht des Bürger-
meisters gemäß dem parlamentarischen Systems ausschließlich 
»dem Gemeinderat zuzuweisen. Aus Furcht vor der großen 
Persönlichkeit habe man sich gegen einen solchen „Bürger-
meisterdespotismus" gewandt. In der Politisierung der Gemeinde-
verfassung, welche auch im Verhältniswahlsystem sich zeige, 
erblickt R. den Krebsschaden. Andererseits habe er die Be-
obachtung gemacht, daß die Innehabnng der Macht auch bürger-
liche Parteien zu deren Mißbrauch zu verfuhren drohe, sodaß mit 
Rücksicht auf den möglichen Umschwung auf das Verhältnis-
wahlsystem doch wohl nicht ganz verzichtet werden könne. 

R. stellt das Erfordernis allseitiger Sachlichkeit auf und 
deutet darauf hin, daß es vielleicht die Aufgabe auch der Ver-
einigung sei, energisch zu sagen, was die deutsche Wissenschaft 
in Fragen des öffentlichen Rechts für richtig halte. 

Holstein -Greifswald: Die Ablehnung eines besonderen 
pouvoir municipal ist nur richtig, wenn man darunter die fran-
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zösisch-belgische Rechtsfigur versteht, aber nicht, wenn dies 
zugleich die Negation jeder rechtsgeschichtlichen, jenseits der 
absoluten Staatsepoche gelegenen Eigenwurzel des kommunalen 
Selbstverwaltungsrecbts bedeutet. Denn die oft gebrauchte 
Wendung von der Aufsaugung der Rechtsposition der Städte 
im Polizeistaat geht ron einer sehr stark stilisierten Auffassung 
der Geschichte aus, die mehr mit historisch-politischen Kate-
gorien als mit juristischen Begriffen arbeitet. Tatsächlich war 
durchweg den Städten ein in seiner Bedeutung zwar stark 
herabgeminderter, aber in seiner ideellen Struktur noch selb-
ständiger Rechtskern verblieben. Dazu kommt, daß das System 
des ALK. in seinem II. Teil gerade von der Strömung des 
Naturrechts bestimmt ist, die mit der Verwendung des Vertrags-
gedankens auch auf die zwischen Staat und Familie liegenden 
Verbände diesen eine auf eigene Willenssetzung beruhende 
Rechtsexistenz zubilligt, die wohl unter der Hoheit des Staates 
steht, aber von ihm nicht begründet ist. Dem entspiicht, daß 
auch Stein mit seiner Reform nicht neues Recht schaffen, sondern 
zurückgedrängtes altes reaktivieren wollte. Das hat seine Be-
deutung nicht nur für die Auslegung der Kompetenzgrenzen, 
für die etwa auch das Recht der alten Universitäten vergleichend 
heranzuziehen wäre, sondern trägt auch zur Lösung der auf-
geworfenen Frage bei, ob die Logik der französisch-westdeutschen 
Entwicklung bestimmend filr die Verhältnisse Altpreußens ist: 
die grundsätzlich andere Rechtswurzel negiert dies nicht nur, 
sondern gibt auch zugleich den Ansatz zum konstruktiven Er-
fassen der eigentumlichen Zwischenstellung, die dessen Ver-
waltungsrecht zwischen dem englischen und französischen Typus 
einnimmt. — Die Bedeutung des Art. 127 RV. wird vom Re-
ferenten zu gering veranschlagt. Die grundrechtlichen Be-
stimmungen der RV. werden in Zukunft steigende Bedeutung 
erlangen: neben den programmatischen und konfìrmatorischen 
Charakter haben sie, vermöge ihrer zentralen Position im Rechts-
system, auch interpretatorisch die administrative Rechtsnorm-
kraft, die ebenso bestimmend fUr Ausleguugsfragen sind wie 
für die Rechtsgewißheit einzelner Verwaltungsakte. Die Gegen-
wirkung einer schöpferischen Jurisprudenz gegen die Ab-
drängung des Selbstverwaltungsgedankens wird sich nicht so 
sehr in der Mitwirkung bei der doch nur intermittierend auf-
tretenden Gesetzgebung äußern als auf dem elastischeren und 
wirkungsvolleren Weg der Rechtsprechung, für deren Möglich-
keiten das Vorhandensein solcher „interpretatorischer General-
klauseln" von entscheidender Bedeutung ist. — Gegenüber der 
Kritik an den preußischen Gutsbezirken ist deren Begründung 
in den soziologischen und psychologischen Bedingungen des 
deutschen Ostens zu unterstreichen; in Groß-Berlin zeigt die 
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Verwaltungspraxis, bedingt durch die fortdauernde starke regio-
nale and bevölkerungsmäßige Eigenprägung der alten Sonder· 
etädte, Ansätze zu einer Korrektor der zentralistischen Ueber-
spannang des Gesetzes. 

Koel l reut te r -Jena: An der Schematisierang sei auch die 
Reichsverfasaung z. B. (Art. 17) nicht nnschaidig. Darin läge 
mit ein GruDd der Politisierung. England habe sich, als es 
itlr das Parlament das allgemeine Wahlrecht einführte, wohl 
gehütet, fllr die Kommanalverbände das gleiche zn tun. In 
Thüringen sei der Weg der Politisierung konsequent beschritten 
worden. Es sei sogar in § 74 der Gemeindeordnung der Recall 
eingeführt worden, in dem der Beigeordnete auf Verlangen der 
Parteigruppe, die ihn vorgeschlagen habe, zurücktreten müsse. 

Die S e l b s t v e r w a l t u n g sei ein relativer Begriff, wie 
sich in Thüringen gezeigt habe. Die Ausübung der Staats-
aufsicht durch eine Kommunalkammer sei erwägenswert. 

Nach § 107 werde der Kreisdirektor entgegen den Prinzipien 
der Selbstverwaltung von der Regierung ernannt! Zu recht-
fertigen suchte man diese Bestimmung damit, daß bei dem Aufbau 
Thüringens während der nächsten Jahre die Auftrageangelegen-
heiten überwiegen würden. 

Gegen die Handhabung der Staatsaufsicht bestehe kein 
ausreichender Schutz durch das Oberverwaltungsgericht. 

K. spricht sich für die These B. von Helfritz aus. Er wendet 
sich ferner gegen die Tendenz von Bühlers Ausführungen. 
Thüringen sei die Probe darauf, wie es auslaufe, wenn man 
die historische Entwicklung einfach abreißen lasse. 

Jaeobi-Leipzig spricht sein Bedauern darüber aus, daß 
die großen Rechteänderungen der Gemeindeverfassungen 
Sachsens, Thüringens und Braunschweigs nicht in den Mittel-
punkt der Referate gestellt worden seien. Er verweist auf die 
revolutionären Neuerungen der sächsischen Gemeindeordnung, 
insbesondere auf folgende Punkte: Einheitsgemeinde statt der 
bisherigen drei Gemeindearten; Verschmelzung der selbständigen 
Gutsbezirke mit benachbarten Gemeinden; Wahlrechtsänderung, 
ζ. T. vom Dreiklassenwahlrecht zum demokratischen Verhältnis-
wahlrecht; sogenanntes Einkammersystem, das gegenüber 
Magistrats- und Bttrgermeistereiverfassung eine dritte Form der 
Gemeindeverfassnng darstelle; Abschaffung derLebenslänglichkeit 
and in weitem Umfange auch der Vorbiidungserfordernisse der 
Gemeindebeamten; Verwischung der Grenze zwischen eigenem 
nnd übertragenem Wirkungskreis der Gemeinden durch Ver-
weisung von ungenügend abgegrenzten Teilen der Ortspolizei 
in den eigenen Wirkungskreis; Veränderung der Staatsaufsicht 
durch die Umwandlung der meisten Bestätigungsrechte in bloße 
Einspruchsrechte nnd durch Einschiebung der Gemeindekammer. 
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Die Rechtsänderungen seien so stark and ζ. T. so ver-
hängnisvoll, daß man in der unveränderten Fortgeltang des 
neuen sächsischen Gemeinderechts eine unmittelbare Lebens-
gefahr für die kommunale Selbstverwaltung in Sachsen erblicken 
könne. 

Nawiasky-München legt das bayerische System dar. Dieses 
sei ein sog. Einkammersystem, bei welchem Bürgermeister and 
Hat getrennt gewählt würden, aber anter Vorsitz des ersteren 
gemeinsam tagten. Das System sei denkbar einfach and elastisch. 
Die Gemeinden seien hinsichtlich der Einzelheiten der Ver-
fassung weitgehend autonom, ζ. B. bezüglich der Zahl der Mit-
glieder der Gemeindevertretung (nur das Maximum ist gesetzlich 
bestimmt), der Zahl der Bürgermeister und ihrer Vorbildung, der 
Bestellung von berufsmäßigen Katemitgliedern neben den ge-
wählten. 

München besitze eine größere Einwohnerzahl als neun 
deutsche Länder, daher ähnliche Aufgaben wie bei ihnen, also 
sei auch das Proportionalwahlsystem angebracht. Auf dem 
Lande mache sich dieses nicht so sehr bemerkbar, weil da in 
der Regel nor zwei Parteien bestünden. 

Bei der Durchführung der Verwaltung sei der Bürger-
meister nicht unbedingt Chef, es könnten vielmehr nach Be-
lieben Ausschüsse aus berufsmäßigen und ehrenamtlichen Rats-
mitgliedern gebildet werden. 

Trotz des Bruches mit der früheren Entwicklung herrsche 
im allgemeinen Zufriedenheit mit dem System als solchem, da 
es große Bewegungsfreiheit verleihe. 

Hensel-Bonn betont, daß die Bürgermeistereiverfaesang 
in der Praxis die Vorteile der Magistratsverfassung mit ver-
wirklichen könne. Das geschriebene Gesetz sei nicht immer 
maßgebend für die Interpretation einer Institution, so aach hier. 
Ζ. B. würden in den rheinischen Städten regelmäßig Verwaltungs-
konferenzen abgehalten und dann der Stadtverordnetenver-
sammlung „Vorlagen der Verwaltung" vorgelegt; damit sei ein 
theoretisch immer in den Vordergrand gestellter Unterschied 
zur Magietratsverfaseang beseitigt. 

Unbesoldete Beigeordnete sollen die Möglichkeit geben, 
die Arbeitskraft bewährter Persönlichkeiten haupt- aber ehren-
amtlich nutzbar zu machen. Tatsächlich werden sie zuweilen 
zur Politisierung verwandt, sind vielfach Parteihäapter and 
üben dann eine Kontrolle Uber die Verwaltung aas, die in 
den Kommanalverfaesungsgesetzen nicht beabsichtigt ist. 

Die Kommunalpolitik namentlich der Städte wird durch 
die Finanzpolitik entscheidend beeinflußt. Die heutige Ge-
staltung des Finanzausgleichs erziehe zur Unverantwortlichkeit 
der Stadtparlamente. Das gehe schon aus außenpolitischen 
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Gründen nicht an; denn das Innehalten des Dawesplanes mache 
die Erhaltung der Industrie notwendig, die heute vielleicht 
durch die Ueberspannung der gemeindlichen Gewerbesteuer 
schon gefährdet sei. Daher sei der Plan der Reichsregierung 
zu begrüßen, den Gemeinden das Recht des Einkommensteuer-
Zuschlags zu geben. Der alte Grundsatz auch der kommunalen 
Finanzpolitik müsse wieder in den Vordergrund treten, daß 
diejenigen, welche die Steuer beschließen, sie auch später zu 
tragen hätten. Nur dadurch könne Sparsamkeit und Selbst· 
Verantwortung gesichert werden, und das sei erstes Ziel jeder 
Kommunalreform. 

Auschütz-Heidelberg : Man habe aus den Referaten den 
Eindruck gewinnen können, als sei die Veränderung der 
Selbstverwaltung durch die Revolution nicht so beträchtlich. 
Die Diskussion habe jedoch für Mitteldeutschland, für Sachsen, 
Thürigen, teilweise auch Bayern, daß Gegenteil festgestellt. 

Mit S t i e r - S o m 1 o Ubereinstimmend hält auch A. die 
Bürgermeistereiverfassung für besser. Die Magistratsverfassung 
leide an einem Uebermaß von Kollegialismus. Der Tatkraft 
der Bürgermeister würden zu viel Hemmungen bereitet. Er-
forderlich sei bei der Bürgermeistereiverfassung jedoch, daß 
der Bürgermeister Sitz und Stimme und weitgehendes Be-
anstandungsrecht, auch wegen Verstößen gegen das Gemeinde-
wohl, habe. Wichtig für alle Kommunalverwaltung sei ferner, 
daß ein Gegengewicht gegen die Kommunalvertretung ent-
sprechend dem Gedanken der Gewaltenteilung bestünde. Ein 
Vorzug der Steinseben Städteordnung sei, daß der Bürgermeister 
zwar vom Gemeindeparlament gewählt würde, dann aber von 
diesem unabhängig sei. Die Grundsätze der parlamentarischen 
Regierung ließen Bich auf die Gemeinden nicht anwenden. Die 
Exekutive müsse selbständig sein und deswegen der Bürger-
meister auch de jure in der Bürgermeistereiverfassung die 
Prärogative haben. Obwohl in diesem Fall die Bürgermeisterei-
Verfassung die bessere sei, empfehle sich ihre zwangsweise 
Einführung nicht. 

A. wandte sich dann gegen die Terminologie Ein- und 
Zweikammersystem. Die Kommunalverwaltung sei nie aus zwei 
Kammern zusammengesetzt, der Magistrat entspreche der Exe-
kutive. Die Aufhebung des Bürgerausschussea in Württemberg, 
welcher der Stadtverordnetenversammlung entspreche, erkläre 
sich damit, daß in Württemberg Gemeinderat und Bürger· 
ausschuß beide aus direkten Wahlen hervorgingen. Bezüglich 
Bayerns wirft A. die Frage auf, ob hier in Wahrheit ein Monis-
mus, nicht Dualismas der Organe bestünde. Der Gemeinde-
oder Stadtrat entspräche wohl nicht dem Gemeindevorstand, 
sondern der Gemeindevertretung, und Vorstand sei jetzt der 
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Bürgermeister. Die Trennung von Beschlußfassung and Aus-
führung hält A. für wesentlich and diese sei nicht mittelalterlich, 
vielmehr modern. Richtig sei die Präsnmption der Zuständigkeit 
des Parlaments. 

Mit H e l f r i t z stimmt A. überein bezüglich der Stellang 
von Staat and Gemeinde. Aach für ihn gibt es ein eigenes 
Recht der Gemeinde nicht. Im übrigen aber lehnt A. die Er· 
gebnisse ron H. im wesentlichen ab, wandte sich insbesondere 
gegen seinen Quietismos and Pessimismus, die Kampfstellung 
der Selbst Verwaltung sei eine Uebergangserscheinang, daß die 
Selbstverwaltung es schlechter habe, sei begründet durch die 
Verhältnisse, welche den Unitarismos fordere. Zwar bedeute 
es den Tod der Selbstverwaltung, auf Dotationen angewiesen 
zo sein, aber aach das liege an den Verhältnissen und stelle 
eine Uebergangserscheinnng dar. Die Staatsaufsicht sei nicht 
so schlimm, vielmehr seien die Bürgermeister vielfach große 
Herren von politischem Einflüsse and besser dotiert als die 
Aufsichteorgane. 

A. wirft weiter die Frage auf: Ist die Steinsche Städte-
ordnung demokratisch? und kommt zu ihrer Bejahung. Zwar 
sei Stein ein Aristokrat, trotzdem aber sein Werk demokratisch. 
Demokratischer und genossenschaftlicher Gedanke seien identisch 
and wesentlich sei für Genossenschaftsidee and Demokratie 
das Vorhandensein eines immanenten, nicht transzendenten 
Willens, gleichgültig dagegen, wer an der Spitze stehe. Die 
Steinsche Städteordnang sei genossenschaftlich und so demo-
kratisch. Deutlich werde dies insbesondere, wenn man sich in 
die Zeit ihrer Entstehung versetze. — Betreffs Groß-Berlin 
erklärte Α., daß jede große Stadt zentralisiert sei und keine 
persönliche Fühlung mit dem Einzelnen habe. Verlange man 
letzteres, dann wäre eine Selbstverwaltung nur in kleinen Städten 
möglich. Auch sei die Selbstverwaltung nicht Selbstzweck. 

Zu der Notwendigkeit, Gesamtgemeinden zu bilden, führte 
nach A. das Vorhandensein von Zwerggemeinden und selb-
ständigen leistungsschwachen Gutsbezirken. Die Idee der Ge-
samtgemeinde sei nicht erst nach der Revolution entstanden. 
Nicht jedes Latifundium habe das Recht, eximiert zu werden. 
Die selbständigen Gutsbezirke seien abbauwürdig, da sonst 
50°/o außerhalb der Städte keine Selbstverwaltung habe. 

Laun-Hamburg schließt sich im wesentlichen, mit einigen 
Vorbehalten, Anschütz an and wendet sich hauptsächlich kurz 
gegen Punkt C des Referates Helfritz. 

Je l l inek-Kiel bemerkt, der Freiherr vom Stein sei auf 
Grand eines ganz bestimmten nationalökonomischen Ideals an 
seine Reformen gegangen; Stein sei der Ansicht gewesen, daß 
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der Volksreichtum mit der Freiheit des Bürgers wachse; daher 
sei es kein Zufall, daß Stein Deben der Städteordnung die Ge-
werbefreiheit geschaffen habe. Sein „Liberalismus" sei zu ver-
gleichen mit dem des Feldherrn, der den Unterführern mög-
lichste Freiheit lasse, nicht um der Unterführer willen, sondern 
mit Rücksicht auf den dadurch wahrscheinlicher werdenden 
militärischen Erfolg. Aus eben diesem Grunde sei er kein 
Demokrat gewesen, da uns ein untrügliches Sprachgefühl hindere, 
jemand als Demokraten zu bezeichnen, der nicht für die Volks-
herrschaft um der Freiheit willen eintrete. Nur der individua-
listische Demokrat werde nach dem deutschen Sprachgebrauch 
als echter Demokrat angesehen, nicht der kollektivistische. 

In der Frage der Zwangseingemeindung sei in der neueren 
Gesetzgebung deutlich das Bestreben zu erkennen, die sich 
sträubende Gemeinde zu schützen, sei es durch die Notwendig-
keit eiDer Volksabstimmung, sei es durch die Erforderlichke.it 
eines Gesetzes. Daher gehöre zu den Bestimmungen der RV., 
die einen, wenn auch nur mittelbaren Einfluß auf das Gemeinde-
verfassungsrecht ansübten, auch Art. 18 RVerf. 

Nachdem S t i e r - S o m l o auf sein Schlufiwort verzichtete und 
V. K ö h l e r kurze fachliche Ergänzungen seines Referats gab, 
nahm das Schlufiwort 

Hel fr i tz -Bres lau: Für die reichen Anregungen, die die 
Diskussion gegeben hat, sei er in hohem Grade dankbar. 
Nicht alles war ihm neu, die beschränkte Zeit gestattete nur 
nicht, im Referat auf alles einzugehen. Insbesondere sei er 
Rosenthal für seine geschichtlichen Ausführungen dankbar, 
kann allerdings in ihnen keine grundsätzlich andere Auffassung 
erkennen, als sie in seinen Ausführungen lag. 

Was die Einführung der Landbürgermeistereien und die 
Aufhebung der selbständigen Gutsbezirke anbetrifft, so müsse er 
bekennen, daß die gegen seine Auffassung vorgebrachten Gründe 
ihn nicht Uberzeugt haben. Sie wären vielleicht durchschlagend, 
wenn das Ganze eine Frage rein juristischer und politischer 
Theorie wäre. In Wahrheit aber handelt es sich um praktische 
Fragen der Rechtsgestaltung, die für die Lebensinteressen der 
gesamten Landbevölkerung von einschneidender Bedeutung sind. 
Insbesondere sei ihm unklar, was denn eigentlich die kommu-
nalen Aufgaben der selbständigen Gutsbezirke sein sollen, an 
denen den jetzigen Gutseingesessenen ein Mitbestimmungsrecht 
einzuräumen wäre. Wenn man mit besonderer Schärfe betont, 
dafi die gesamte Selbstverwaltung nicht Selbstzweck sei, so 
kann man unmöglich für die Gutsbezirke eine korporative Selbst-
verwaltung ins Leben rufen wollen nur aus dem Grunde, weil 
sonst eine große Anzahl von Landbewohnern keiner korpora-
tiven Selbstverwaltung teilhaftig sei. 
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Ebenso vermag er nicht einzusehen, warum die gegen-
wärtige Notlage des Staates einen Anlaß zur Beschränkung 
der Selbstverwaltung der Gemeinden bieten solle. Gerade in 
gleicher oder noch schlimmerer Notlage rief man in Preußen 
die Selbstverwaltung ins Leben. Mit vollem Hechte spricht 
man ihr einen wesentlichen Anteil an dem Wiederaufstieg des 
Staates zu. Warum sollte man heute den umgekehrten Weg 
gehen ? 



IT. Verzeichnis der Mitglieder der Ver-
einigung der deutschen Staatsrechtslehrer. 
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Yorstand. 
1. T r i e p e l , Dr. Heinrich, ord. Professor an der Universität 

Berlin, Geheimer Justizrat, Erster Vorsitzender, Berlin-
Grunewald, Humboldtstr. 34. 
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Königsberg i. Pr., Golzallee 12 II. 

S3. Z o r n , Dr. Philipp, ord. Professor der Rechte i. R., Ge-
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V. Satzung1). 
§ ι . 

Die Vereinigung der deutschen Staatsrechtslehrer stellt sich 
die Aufgabe: 

1. wissenschaftliche and Gesetzgebangsfragen ans dem 
Gebiete des öffentlichen Hechts dnrch Aussprache in 
Versammlungen der Mitglieder zu klären; 

2. auf die ausreichende Berücksichtigung des öffentlichen 
Rechts im Lniversitätsunterricht und bei staatlichen 
und akademischen Prüfungen hinzuwirken; 

3. in wichtigen Fällen zu Fragen des öffentlichen Rechts 
durch Eingaben an Regierungen oder Volksvertretungen 
oder durch öffentliche Kundgebungen Stellung zu 
nehmen. 

§ 2. 
Zum Eintritt in die Vereinigung ist aufzufordern, wer an 

einer deutschen Universität als Lehrer des Staats- oder Ver-
waltungsrechts tätig ist oder gewesen ist und sich der wissen-
schaftlichen Forschung auf dem Gesamtgebiete dieser Wissen-
schaften gewidmet hat. 

Die Aufforderung geschieht auf Vorschlag eines Mitglieds 
durch den Vorstand. 1st dieser nicht einmütig der Ueber-
zeugung, daß der Vorgeschlagene die Voraussetzungen fUr den 
Erwerb der Mitgliedschaft erfüllt, so entscheidet die Mitglieder-
versammlung. 

Als deutsche Universitäten im Sinne des Absatz 1 gelten 
die Universitäten des deutschen Reichs, Oesterreichs und die 
deutsche Universität zu Prag. 

Staats- und Verwaltungsrechtslehrer an anderen deutschen 
Universitäten außerhalb des Deutschen Reiches können auf 
ihren Antrag als Mitglieder aufgenommen werden. 

Für Lehrer des Staats- und Verwaltungsrechte, die früher 
an einer deutschen Universität im Sinne des Absatz 3 tätig 
gewesen sind, aber jetzt bei einer ausländischen Universität 
tätig siud, gilt Absatz 3 und 4. 

») Beschlossen am 13. Oktober 1922. 
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§ 3. 
Eine Mitgliederversammlung soll regelmäßig einmal in 

jedem Jahre an einem vom Vorstände zu bestimmenden Orte 
stattfinden. In dringenden Fällen können außerordentliche 
Versammlungen einberufen werden. Die Tagesordnung wird 
dnrch den Vorstand bestimmt 

Auf jeder ordentlichen Mitgliederversammlung maß minde-
stens ein wissenschaftlicher Vortrag mit anschließender Aus-
sprache gehalten werden. 

§ 4. 
Der Vorstand der Vereinigung besteht ans einem Vor-

sitzenden, seinem Stellvertreter nnd einem Schriftführer, der 
auch die Kasse führt. Der Vorstand wird am Schiasse jeder 
ordentlichen Mitgliederversammlung neu gewählt1). 

Zar Vorbereitung der Mitgliederversammlung kann sich 
der Vorstand durch Zawahl anderer Mitglieder verstärken. 
Auch ist Selbstergänzung zulässig, wenn ein Mitglied des Vor-
standes in der Zeit zwischen zwei Mitgliederversammlungen 
ausscheidet. 

§ 5. 
Zar Vorbereitung ihrer Beratungen kann die Mitglieder-

versammlung, in eiligen Fällen aach der Vorstand, besondere 
Ausschüsse bestellen. 

§ 6. 
Ueber Aufnahme neuer Mitglieder im Falle des § 2 Abs. 2 

sowie Uber Eingaben in den Fällen des § 1 Ziffer 2 und 3 
and Uber öffentliche Kandgebangen kann nach Vorbereitung 
durch den Vorstand oder einen Ausschuß im Wege schriftlicher 
Abstimmung der Mitglieder beschlossen werden. Mit Ausnahme 
der Entscheidung Uber die Aufnahme neaer Mitglieder bedarf 
ein solcher Beschlaß der Zustimmung von zwei Dritteln der 
Mitgliederzahl, und es müssen die Namen der Zustimmenden 
unter das Schriftstück gesetzt werden. 

§ 7. 
Der Mitgliedsbeitrag beträgt fünf1) Mark für das Kalender-

jahr. 

») Durch Beschluß v. 10. März 1925 fiel der bisherige Sfttz: „Der 
Vorsitzende und sein Stellvertreter dürfen innerhalb eines Zeitraums von 
sieben Jahren nur einmal wiedergewählt werden", fort. 

*) Beschlossen am 12. April 1924. 
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